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Einleitung 
 

1. Allgemeines 
 

1.1 Bedeutung und Inhalt der Bemerkungen 
 
Nach der Landesverfassung hat der Landesrechnungshof Schleswig-
Holstein (LRH) das Ergebnis seiner Prüfungen jährlich gleichzeitig dem 
Landtag und der Landesregierung zu übermitteln. Das zusammengefasste 
Prüfungsergebnis wird in den Bemerkungen1 des LRH veröffentlicht. 
 
Die Bemerkungen mit dem Bericht des LRH zur Haushaltsrechnung bilden 
neben der Haushaltsrechnung der Finanzministerin die Grundlage für die 
Entscheidung des Parlaments über die Entlastung der Landesregierung. 
 
Die Bemerkungen beziehen sich nicht auf ein bestimmtes Haushaltsjahr. 
Vielmehr berichtet der LRH über aktuelle Prüfungsergebnisse, damit der 
Landtag Konsequenzen aus finanzwirksamen Vorfällen ziehen kann. 
 

1.2 Zusammensetzung des Senats 
 
Der Senat des LRH war zum Zeitpunkt der Beschlüsse über die Bemer
kungen 2026 wie folgt besetzt: 
 

Präsidentin   Dr. Silke Torp2 
Vizepräsidentin  Silke Seemann3 
Ministerialdirigent Dr. Matthias Badenhop3 
Ministerialdirigent  Christian Albrecht  
Ministerialdirigent  Erhard Wollny 

 
Über den Inhalt der Bemerkungen entscheiden die Mitglieder des LRH kol
legial als Senat. Den Vorsitz im Senat führt die Präsidentin. 

  

 
1  Redaktioneller Hinweis: Sofern zur besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum 

verwendet wird, bezieht sich dieses auf alle Geschlechteridentitäten. 
2  Frau Dr. Torp hat an der Beschlussfassung zu dem Beitrag „Immer wieder Verzögerun

gen und Probleme bei elektronischen Verfahren in der Steuerverwaltung“ nicht mitge
wirkt. 

3  Frau Silke Seemann und Herr Dr. Matthias Badenhop haben an der Beschlussfassung zu 
dem Beitrag „Notfallreform auf Bundesebene: Land sollte seiner Vorreiterrolle weiter ge
recht werden und mutig eigene Schritte gehen“ nicht mitgewirkt. 
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1.3 Prüfungsverfahren 
 
Das Prüfungsverfahren gliedert sich in verschiedene Phasen. Es beginnt 
mit der Prüfungsplanung. Einen ersten Abschluss findet es mit der Mittei
lung des vorläufigen Prüfungsergebnisses an die zuständige Stelle. Das 
Prüfungsergebnis wird mit ihr erörtert. Der geprüften Stelle wird Gelegen
heit gegeben, auf die Mitteilung zu erwidern. Die für das Parlament und die 
Öffentlichkeit wesentlichen Prüfungsergebnisse werden als Beiträge in die 
Bemerkungen aufgenommen. Die Beiträge sind den zuständigen Stellen 
ebenfalls zuvor zur Stellungnahme zugeleitet worden. Falls Ergänzungen 
zu den Sachverhalten oder abweichende Auffassungen vorgetragen wor
den sind, kommt dies in den Bemerkungen zum Ausdruck. 
 
Der LRH kann keine Weisungen erteilen, um seine Prüfungsergebnisse 
durchzusetzen. Er sucht deshalb den Dialog mit den geprüften Stellen und  
ihren Aufsichtsbehörden, um durch Argumente zu überzeugen. Darüber 
hinaus präsentiert der LRH der Öffentlichkeit die Bemerkungen in Presse
mitteilungen und Interviews. 
 
Der LRH ist ein unabhängiges, mit verfassungsrechtlichem Sonderstatus 
versehenes Organ der Finanzkontrolle. Seine Mitglieder genießen den 
Schutz richterlicher Unabhängigkeit. Einflussnahmen und Einwirkungen 
auf seine Tätigkeit durch Parlament oder Regierung sind mit der Landes
verfassung unvereinbar. 
 

2. Entlastung des Landesrechnungshofs 
 
Die Rechnung des LRH wird vom Landtag geprüft, der auch die Entlastung 
beschließt (§ 101 Landeshaushaltsordnung - LHO). 
 
Der Landtag hat dem LRH am 08.05.2026 einstimmig Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2023 erteilt.1 
 
 
 

  

 
1   Vgl. LT-Drs. 20/4239, Sammeldrucksache 20/4429. 
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Bericht zur Landeshaushaltsrechnung und  
Vermögensübersicht 
 

3. Entlastung der Landesregierung für das Haushaltsjahr 
2023 
 
Der Landtag hat die Landesregierung am 08.05.2026 gemäß 
Art. 63 Abs. 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein (LV) für das 
Haushaltsjahr 2023 entlastet.1 
 

4. Abschluss der Haushaltsrechnung 20242  
 
Die Landesregierung hat dem Landtag zu ihrer Entlastung die Haushalts-
rechnung und Vermögensübersicht für das Haushaltsjahr 2024 am 
13.02.2026 vorgelegt.3 
 
Grundlagen für die Haushaltsführung waren 
 
• der Erlass zur vorläufigen Haushaltsführung 2024 vom 19.12.2023, 
• die ergänzenden Regelungen zum Einzelplan 14 (Informations- und 

Kommunikationstechnologien, E-Government und Digitalisierung) vom 
25.01.2024, 

• das Gesetz über die Feststellung eines Haushaltsplanes für das Haus
haltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024) vom 21.03.2024,4 

• das Haushaltsbegleitgesetz 2024 vom 21.03.2024,5  
• der Haushaltsführungserlass des Finanzministeriums vom 05.04.2024, 

geändert am 27.11.2024, 
• das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Feststellung eines 

Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2024 (Nachtragshaushalts-
gesetz 2024) vom 20.11.2024.6 

 
  

 
1  Sammeldrucksache 20/4429. 
2  Die in diesem Beitrag verwendeten Zahlen entstammen dem Landeshaushalt Schleswig-

Holstein. Sofern nicht anders gekennzeichnet, hat der LRH auf Basis dieser Zahlen seine 
Tabellen und Grafiken erstellt. Bei eigener Summenbildung können Rundungsdifferenzen 
auftreten. 

 Die Rechnung über Einnahmen und Ausgaben des LRH ist Teil der gesamten Haushalts
rechnung und wird gesondert vom Landtag geprüft. Dieser erteilt auch die Entlastung. 
Die nachfolgenden Daten beinhalten auch Angaben zum Einzelplan 02 (LRH) und wer
den der Vollständigkeit halber aufgeführt. 

3  Vgl. LT-Drs. 20/4034. 
4  GVOBl. Schl.-H. 2024 S. 106 ff. 
5  GVOBl. Schl.-H. 2024 S. 178 ff. 
6  GVOBl. Schl.-H. 2024 S. 774 ff. 
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4.1 Entwicklung des Haushaltssolls 
 
Beim Haushaltssoll handelt es sich um die zunächst im Haushaltsplan 
veranschlagten Einnahmen und Ausgaben. Die Höhe der veranschlagten 
Haushaltsmittel darf die Landesregierung beim Vollzug des Haushalts ver
ändern. 
 
Der Haushaltsplan inkl. Nachtrag weist Einnahmen und Ausgaben von 
jeweils 
 

23.164.086.500 € 
 
sowie Verpflichtungsermächtigungen (VE) von 2.278.327.000 € aus. 
 
Nach Vollzug des Haushalts beträgt das Haushaltssoll in Einnahmen und 
Ausgaben 

23.252.827.300 €. 
 
Das Haushaltssoll der VE steigt dabei auf 2.339.134.000 €. 
 
Das Finanzministerium hatte im Einklang mit dem Haushaltsgesetz (HG) in 
weitere Einnahmen und Ausgaben von 88.740.800 € sowie in weitere VE 
von 60.807.000 €, die jeweils als Solländerung gelten, eingewilligt: 
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Entwicklung des Haushaltssolls 2024 

Rechtliche Grundlage Einnahmen in € Ausgaben in € VE in € 

Haushaltsplan 2024 23.164.086.500 23.164.086.500 2.278.327.000 
 
zusätzliche Mittel Dritter  
(§ 6 Abs. 1 HG 2024) 
 
IMPULS 2030 
(§ 8 Abs. 13 HG 2024) 
 
Bevölkerungsschutz 
(§ 8 Abs. 19 HG 2024) 
 
Ukraine-Geflüchtete 
(§ 8 Abs. 22 HG 2024) 
 
Ganztagsbetreuung 
(§ 24 Abs. 15 HG 2024) 
 
Baggergut 
(§ 27 Abs. 9 HG 2024) 
 
Gemeinschaftsaufgabe 
(§ 31 Abs. 1 HG 2024) 
 

 
+13.910.000 

 
 

+300.000 
 
 

+16.700.000 
 
 

+29.830.800 
 
 
 

- 
 
 

- 
 
 

+28.000.000 

 
+13.910.000 

 
 

+300.000 
 
 

+16.700.000 
 
 

+29.830.800 
 
 
 

- 
 
 

- 
 
 

28.000.000 

 
+788.000 

 
 

- 
 
 

+120.000 
 
 

- 
 
 
 

+59.659.000 
 
 

+240.000 
 
 

- 

Summe Haushaltssoll 23.252.827.300 23.252.827.300 2.339.134.000 
Tabelle 1: Entwicklung des Haushaltssolls 2024 

 
4.2 Kassenmäßiger Abschluss 

 
Der Haushalt 2024 weist nach seinem Vollzug mit Ist-Einnahmen und Ist-
Ausgaben von jeweils 23.315.336.871,27 € ein ausgeglichenes kassen-
mäßiges Jahresergebnis von 0 € nach § 82 Nr. 1 Buchstabe c der 
Landeshaushaltsordnung (LHO)1 aus. 
 
Die Einnahmen und Ausgaben überschreiten das Haushaltssoll jeweils um 
62.509.571,27 € (+0,3 %). 
 

  

 
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 165. 
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4.2.1 Einnahmen 2024 
 

Soll-/Ist-Einnahmen 2024 

Hauptgruppen Haushalts- Differenz 

  Soll  
in Mio. € 

Ist 
in Mio. € 

Ist - Soll 
in Mio. € 

0 Einnahmen aus Steuern und  
steuerähnlichen Abgaben  12.505,5  12.533,2  27,7 

1 Verwaltungseinnahmen, Einnahmen 
aus Schuldendienst und dgl.  499,9  657,3  157,4 

2 Einnahmen aus Zuweisungen und 
Zuschüssen mit Ausnahme für  
Investitionen 

 2.149,2  2.735,6  586,4 

3 Einnahmen aus Schuldenaufnah
men, aus Zuweisungen und Zu
schüssen für Investitionen, besonde
re Finanzierungseinnahmen 

 8.098,2  7.389,2  - 709,0 

 Einnahmen insgesamt  23.252,8  23.315,3  62,5 

Tabelle 2: Soll-/Ist-Einnahmen 2024 

 
Die aus der Tabelle ersichtlichen Unterschiede zwischen Ist-Einnahmen 
und Soll-Einnahmen sind auf folgende wesentliche Aspekte zurück-
zuführen: 
 
Die Steuereinnahmen sind 2024 geringfügig um 27,7 Mio. € höher ausge
fallen als geplant. Zwar sind die Einnahmen aus den Gemeinschaftsteuern 
(Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer) inklusive der Gewerbe
steuerumlage um 32,0 Mio. € hinter dem erwarteten Haushaltsoll geblie
ben. Diesen Mindereinnahmen stehen aber Mehreinnahmen bei den Lan
dessteuern, insbesondere bei der Erbschaftsteuer, von 58,0 Mio. € gegen-
über. 
 
Die Verwaltungseinnahmen liegen im Ist mit 157,4 Mio. € über den veran
schlagten Einnahmen. Davon entfallen unter anderem 39,8 Mio. € auf zu
rückgezahlte Corona-Hilfen, 34,2 Mio. € auf Rückflüsse aus Darlehen im 
Rahmen der Corona-Pandemie und des Sturmflutprogramms und 
14,7 Mio. € auf höhere Gebühren und Entgelte im Steuerwesen. 
 
Die höheren Einnahmen bei den Zuweisungen und Zuschüssen im Ver
gleich zum Soll ergeben sich im Wesentlichen durch 
 
• 437,5 Mio. € Beteiligung des Bundes an den Sozialleistungen für 

Unterkunft und Heizung zur Weiterleitung an Kreise und kreisfreie 
Städte, 

• 77,7 Mio. € Finanzausgleichsumlage gemäß § 29 FAG, 
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• 60,8 Mio. € Bundesbeteiligung an den Ausgaben zur Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung zur Weiterleitung an Kreise und 
kreisfreie Städte, 

• 26,0 Mio. € Zuweisungen des Bundes zur Regionalisierung des öffent-
lichen Personennahverkehrs. 

 
Gegenläufig zu den aufgeführten Mehreinnahmen sind in 2024 die 
Bundesergänzungszuweisungen um 71,5 Mio. € geringer ausgefallen. 
 
Bei der ausgewiesenen Beteiligung des Bundes an den Leistungen für 
Unterkunft und Heizung handelt es sich um zweckgebundene Einnahmen, 
die nicht im Haushalt 2024 veranschlagt waren. Sie wurden in gleicher 
Höhe wieder verausgabt. 
 
Der Einnahmerückgang bei der Hauptgruppe 3 um 709,0 Mio. € resultiert 
überwiegend aus einer geringeren Nettokreditaufnahme (-815,3 Mio. €) 
sowie aus geringeren Entnahmen aus den Sondervermögen 
(-230,1 Mio. €). Diesen Mindereinnahmen stehen Mehreinnahmen durch 
höhere Entnahmen aus den Rücklagen (+338,7 Mio. €) gegenüber. Die 
gestiegenen Rücklagenentnahmen resultieren überwiegend aus einer im 
Vorjahr unterlassenen Sondertilgung einer notkreditfinanzierten Ukraine-
Rücklage.1 
 

4.2.2 Ausgaben 2024 
 

Soll-/Ist-Ausgaben 2024 

Hauptgruppen Haushalts- Differenz 

  Soll 
in Mio. € 

Ist 
in Mio. € 

Ist - Soll 
in Mio. € 

4 Personalausgaben  5.632,2  5.410,6  -221,6 
5 Sächliche Verwaltungsausgaben 

und Ausgaben für den Schulden
dienst 

 7.049,3  6.962,2  -87,2 

6 Ausgaben für Zuweisungen und  
Zuschüsse mit Ausnahme für Inves
titionen 

 8.158,0  8.654,3  496,3 

7 Baumaßnahmen  322,5  227,1  -95,4 
8 Sonstige Ausgaben für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnah
men 

 1.825,2  1.404,3  -420,9 

9 Besondere Finanzierungsausgaben  265,6  656,9  391,3 

 Ausgaben insgesamt  23.252,8  23.315,3  62,5 
Tabelle 3: Soll-/Ist-Ausgaben 2024 

 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2025 des LRH, Nr. 5.5.4. 
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Die Veränderungen der Ist-Ausgaben im Vergleich zum Haushaltssoll sind 
auf folgende Aspekte zurückzuführen: 
 
Die Mehrausgaben bei den Zuweisungen und Zuschüssen (+496,3 Mio. €) 
ergeben sich vorwiegend aus der an die Kommunen weiterzuleitenden 
Bundesbeteiligung an den Leistungen für Unterkunft und Heizung 
(+437,5 Mio. €). 
 
Bei der Hauptgruppe 9 „Besondere Finanzierungsausgaben“ sind die 
Mehrausgaben (+391,3 Mio. €) im Wesentlichen auf höhere Rücklagen-
zuführungen (+502,8 Mio. €) bzw. auf Minderausgaben bei den Durch-
laufenden Posten insbesondere für Zuschüsse nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (-73,0 Mio. €) und bei der globalen Mehr-
ausgabe (-15,2 Mio. €) zurückzuführen. 
 
Den Mehrausgaben bei den Hauptgruppen 6 und 9 stehen Minderaus-
gaben beim Personal (-221,6 Mio. €), überwiegend aufgrund nicht benö-
tigter Mittel für Tarif- und Besoldungserhöhungen sowie geringerer Besol
dungsausgaben, gegenüber. Die geringeren Ausgaben bei der Haupt-
gruppe 5 (-87,2 Mio. €) ergeben sich hauptsächlich aus Minderausgaben 
für sächliche Verwaltungsausgaben. Die Ausgaben für Investitionen 
(Hauptgruppen 7 und 8) waren um 516,3 Mio. € geringer als veranschlagt. 
Davon entfallen 95,4 Mio. € auf Baumaßnahmen und 420,9 Mio. € auf 
„Sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen“, wobei letztere sich überwiegend aufgrund geringerer Zuweisun
gen für Investitionen an den öffentlichen Bereich (-236,5 Mio. €; darin ent
halten sind 137 Mio. € Landesanteil für ein Projekt zur Umsetzung einer 
Batteriezellfertigung) und geringere Zuschüsse für Investitionen an den 
sonstigen Bereich (-186,3 Mio. €) ergeben. 
 

4.3 Finanzierungssaldo 
 
Der Finanzierungssaldo beschreibt die Differenz zwischen den laufenden 
Einnahmen und Ausgaben des Landes. Das Ergebnis (Finanzierungs-
defizit oder Finanzierungsüberschuss) gibt an, ob die laufenden Einnah
men ausreichen, die laufenden Ausgaben zu decken. Ein Finanzierungs
defizit wird durch Krediteinnahmen und/oder Rücklagenentnahmen 
finanziert. Ein Finanzierungsüberschuss führt zu einer Kredittilgung 
und/oder Rücklagenzuführung. 
 
Berechnet wird der Finanzierungssaldo anhand der Gesamteinnahmen 
und -ausgaben, die um besondere Finanzierungsvorgänge bereinigt wer
den. Die folgende Tabelle stellt die Berechnungsschritte für das Haushalts
jahr 2024 dar: 
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Ermittlung des Finanzierungssaldos 

 Soll1 
Mio. € 

Ist 
Mio. € 

Gesamteinnahmen 23.252,8 23.315,3 
./. Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 6.314,9 5.541,9 
./. Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken 330,5 681,7 
./. Entnahmen aus Überschüssen der Vorjahre 0,0 0,0 
=  Nettoeinnahmen 16.607,4 17.091,7 
./. Haushaltstechnische Verrechnungen 233,7 137,4 
= bereinigte Einnahmen 16.373,7 16.954,3 
Gesamtausgaben 23.252,8 23.315,3 
./. Tilgungsausgaben an Kreditmarkt 5.289,1 5.331,4 
./. Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke 16,7 519,5 
./. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen  

aus Vorjahren 
0,0 0,0 

= Nettoausgaben 17.947,0 17.464,4 
./. Haushaltstechnische Verrechnungen 233,7 137,4 
= bereinigte Ausgaben 17.713,3 17.327,0 

Finanzierungssaldo  
(bereinigte Einnahmen ./. bereinigte Ausgaben) 

-1.339,5 -372,7 

Tabelle 4: Ermittlung des Finanzierungssaldos 

 
Aus der Differenz der bereinigten Ist-Einnahmen von 16.954,3 Mio. € und 
bereinigten Ist-Ausgaben von 17.327,0 Mio. € ergibt sich ein Finanzie
rungssaldo von -372,7 Mio. €. Dieser wurde wie folgt gedeckt: 
 

Deckung des Finanzierungssaldos 

 Soll 
Mio. € 

Ist 
Mio. € 

Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt 6.314,9 5.541,9 
./. Schuldentilgung am Kreditmarkt 5.289,1 5.331,4 
= Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 1.025,8 210,5 
Entnahmen aus Rücklagen 330,5 681,7 
./. Zuführung an Rücklagen 16,7 519,5 
= Rücklagenbewegungen 313,8 162,2 

Deckung des Finanzierungssaldos 
(Netto-Neuverschuldung + Rücklagenbewegung) 

1.339,5 372,7 

Tabelle 5: Deckung des Finanzierungssaldos 

 
Anhand der Tabelle wird ersichtlich, dass das Finanzierungsdefizit durch 
eine Nettokreditaufnahme in Höhe von 210,5 Mio. € und durch die Rückla
genentnahme in Höhe von 162,2 Mio. € gedeckt wurde. 

  

 
1  Vgl. Tz. 4.1. 
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4.4 Kreditermächtigung 
 
Nach Art. 61 Abs. 1 LV1 sind Einnahmen und Ausgaben grundsätzlich  
ohne Krediteinnahmen auszugleichen. 
 
Das Haushaltsgesetz 2024 inkl. Nachtrag ermächtigte das Finanzministe
rium, Kredite bis zu einem Höchstbetrag von 6.314,9 Mio. € aufzunehmen. 
Dieser Betrag setzt sich aus der Anschlussfinanzierung für planmäßige 
Tilgungen von 5.289,1 Mio. € und der geplanten Nettokreditaufnahme von 
1.025,7 Mio. € zusammen. Die Kreditermächtigung erhöhte sich im Haus
haltsvollzug um die Beträge zur Anschlussfinanzierung aus Umschuldung 
und Marktpflege (42,3 Mio. €)2 auf insgesamt 6.357,2 Mio. €. 
 
Die folgende Tabelle zeigt, in welcher Höhe das Finanzministerium diese 
Ermächtigung in Anspruch nahm: 
 

Brutto- und Nettokreditermächtigungen und ihre Inanspruchnahme 
im Haushaltsvollzug in € 

Kreditermächtigung 

Nettokreditaufnahme 1.025.736.400,00 
Anschlussfinanzierung für planmäßige Tilgungen 5.289.143.000,00 
Anschlussfinanzierung für außerplanmäßige Tilgungen 42.305.000,00 
Bruttokreditermächtigung 6.357.184.400,00 

Inanspruchnahmen 

Nettokreditaufnahme 210.475.804,35 

davon: aufgenommen im Kalenderjahr 2024 0,00 

davon: aufgenommen im Kalenderjahr 2025, 210.475.804,35 
Umbuchung nach 2024 als Haushaltsausgleich 

Anschlussfinanzierung für planmäßige Tilgungen 5.289.142.886,17 

davon: aufgenommen im Kalenderjahr 2024 3.686.882.306,39 

davon: aufgenommen im Kalenderjahr 2025, 1.602.260.579,78 
Umbuchung nach 2024 als Haushaltsausgleich 

Anschlussfinanzierung für außerplanmäßige Tilgungen 42.305.000,00 

Inanspruchnahme der Bruttokreditermächtigung 5.541.923.690,52 

Differenz aus Ermächtigung und Inanspruchnahme 815.260.709,48 

Tabelle 6: Kreditermächtigung und ihre Inanspruchnahme im Haushaltsvollzug 2024 
  

 
1  Verfassung des Landes Schleswig-Holstein vom 02.12.2014, GVOBl. Schl.-H. S. 344, zu

letzt geändert durch Gesetz vom 22.10.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 749. 
2  Vgl. § 18 Abs. 4 LHO. 
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Die Differenz zwischen Ermächtigung und Inanspruchnahme 
(815,3 Mio. €) wurde im Haushaltsvollzug 2024 nicht benötigt. Sie wurde 
als Mindereinnahme nachgewiesen und kann künftig nicht mehr in 
Anspruch genommen werden. 
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5. Feststellungen zur Haushaltsrechnung und Vermögens
übersicht 2024 
 

Das Landesverfassungsgericht hat die im Haushalt 2024 
beschlossene Notkreditaufnahme mit seinem Urteil vom 
15.04.2025 für ex tunc nichtig erklärt. Damit hat die Landesregie
rung das verfassungsrechtliche Neuverschuldungsverbot 2024 
nicht eingehalten. Denn die Nettokreditaufnahme war so um 
492 Mio. € höher als zulässig. Diese Überschreitung erfasste das 
Finanzministerium auf dem Kontrollkonto. Der LRH fordert, im 
Falle von zukünftigen Notkreditermächtigungen, die konkretisier
ten Anforderungen an diese zu erfüllen. Das wird zukünftig mit 
Blick auf die neu geschaffene Möglichkeit der strukturellen 
Schuldenaufnahme durch die Länder deutlich anspruchsvoller. 
 
Konjunkturelle Auswirkungen auf den Haushalt sind über die 
Konjunkturkomponente symmetrisch zu berücksichtigen. Die 
Berechnungen der Ex ante- sowie der Ex post-Konjunktur-
komponente sollten nachvollziehbar in der Haushaltsrechnung 
abgebildet werden. 
 
Mit dem Haushalt 2026 hat der Landtag beschlossen, Mittel aus 
dem Versorgungsfonds zu entnehmen, Zuführungen an diesen 
auszusetzen und die für 2026 geplante Evaluierung um 2 Jahre 
zu verschieben. Die danach im Februar 2026 vorgelegte Haus
haltsrechnung 2024 zeigt hingegen einen deutlichen Anstieg der 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger. Dem Finanzminis
terium zufolge waren zuvor für 2060 noch rund 14.100 Versor
gungsfälle erwartet worden, nach dem neuen Prognosemodell 
sind es rund 32.200.  
 
Die Landesregierung hat auch 2024 zahlreiche Rücklagen neu 
gebildet. Der LRH empfiehlt erneut, bestehende Rücklagen 
abzubauen und nur noch in Ausnahmefällen Rücklagen zu bil
den. Denn die rund 120 Rücklagen schränken die Transparenz im 
Haushalt ein und umgehen die Prinzipien der Jährlichkeit und 
Jährigkeit. 
 
Das bewegliche Vermögen des Landes wird in der Vermögens
übersicht seit 2006 unvollständig dargestellt. Für einen vollstän
digen wertmäßigen Nachweis sollte die im Buchführungssystem 
eingerichtete Anlagenbuchhaltung verpflichtend sein. 
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5.1 Prüfauftrag des LRH 
 
Nach Art. 63 Abs. 1 Satz 2 LV hat die Landesregierung dem Landtag die 
Haushaltsrechnung vorzulegen. Der LRH berichtet dem Landtag und der 
Landesregierung unmittelbar zur Haushaltsrechnung. 
 

5.2 Wie hoch war Schleswig-Holstein 2024 verschuldet? 
 
Nach § 18 Abs. 1 LHO1 bestimmt das Haushaltsgesetz, bis zu welcher 
Höhe das Finanzministerium Kredite zur Deckung von Ausgaben und zur 
Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft aufnehmen 
darf. Die Inanspruchnahme dieser Kreditermächtigungen obliegt dem  
Finanzministerium.  
 
In der Haushaltsrechnung werden unterschiedliche Schuldenstände 
(Kreditmarktschulden, Schulden bei öffentlichen Haushalten sowie Schul
den des Kernhaushalts beim nicht-öffentlichen Bereich) sowie Betrach
tungszeiträume (Kalenderjahr und Haushaltsjahr) für den Kernhaushalt 
dargestellt.2 
 
Der Vergleich der jeweiligen Schuldenstände mit den Vorjahreswerten 
bringt unterschiedliche Neuverschuldungen hervor.3 
 

5.2.1 Der Schuldenstand zum 31.12.2024 
 
Laut Haushaltsrechnung war der Kernhaushalt des Landes zum 
31.12.2024 am Kreditmarkt mit 31.572,6 Mio. € verschuldet. Hierbei han
delt es sich um valutierte Schulden, also um solche, die auch zu Zinszah
lungen führen. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Kreditmarktschulden um 
683,5 Mio. € gestiegen. Dem Zufluss an Kreditmitteln in Höhe von 
6.015,0 Mio. € stehen Tilgungen von 5.331,4 Mio. € gegenüber.  
 

  

 
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 165. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/4034, S. 203. 
3  Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 6.9.4. 
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Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung seit 1990: 

 

 
Abbildung 1: Entwicklung der Landesschulden 1990 bis 2024, jeweils zum 31.12. 
Quelle: Umdruck 20/5241 

 
5.2.2 Der Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 

 
Beim Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres handelt es sich um 
einen buchungsmäßigen Schuldenstand, der zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht vollständig mit Krediten hinterlegt war und daher auch noch nicht 
vollumfänglich zu Zinszahlungen führt. Die valutierte, also liquiditäts-
mäßige, Kreditaufnahme erfolgte teilweise erst in 2025. 
 
Der Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 2024 ist im Vergleich 
zum Vorjahr (33.174,8 Mio. €) um 210,5 Mio. € auf 33.385,3 Mio. € gestie
gen. 
 
Die voneinander abweichenden Werte der Schuldenstände zum 
31.12.2024 und zum Ende des Haushaltsjahres lassen sich mit dem prak
tizierten Verfahren des sogenannten Haushaltsausgleichs begründen. 
 
Dem Finanzministerium ist es erlaubt, im folgenden Haushaltsjahr einge
hende Einnahmen noch zugunsten des abzuschließenden Haushaltsjah
res zu buchen oder umzubuchen. Diese Ermächtigung nutzt das Finanz
ministerium, um Krediteinnahmen für den erforderlichen Haushaltsaus-
gleich einzusetzen.  
 
Die sich hieraus für 2024 ergebenen Effekte lassen sich folgendermaßen 
beschreiben: 
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Zusammensetzung der 2024 ausgewiesenen Krediteinnahmen 

Einzelne Komponenten der Krediteinnahme in Mio. €  
aus 2025 empfangene Krediteinnahmen für den  
Haushaltsausgleich 2024 
zuzüglich  
Einzahlungen 2024 aus Kreditverträgen 
abzüglich  
aus 2024 für den Haushaltsausgleich nach 2023  
gebuchte Krediteinnahmen 

 
1.812,7 

 
6.015,0 

 
 

2.285,8 

Krediteinnahme gemäß Haushaltsrechnung 5.541,9 
Tabelle 7: Zusammensetzung der 2024 ausgewiesenen Krediteinnahmen 

 
Im Kalenderjahr 2024 betrug der liquiditätsmäßige Zufluss an Kreditmitteln 
6.015,0 Mio. €. In der Haushaltsrechnung hingegen werden - aufgrund der 
Haushaltsausgleichsbuchungen - Krediteinnahmen von 5.541,9 Mio. € 
ausgewiesen. Dies führt dazu, dass der buchhalterische Schuldenstand 
(33.385,3 Mio. €) zum Ende des Haushaltsjahres 2024 um 1.812,7 Mio. € 
von dem tatsächlichen mit Kreditverträgen valutierten Schuldenstand zum 
31.12.2024 (31.572,6 Mio. €) abweicht. 
 

5.2.3 Schulden der Extrahaushalte  
 
Die unter Tz. 5.2.1 dargestellte Verschuldung bezieht sich nur auf den 
Kernhaushalt und umfasst nicht die Schulden der Extrahaushalte des Lan
des. Extrahaushalte sind öffentliche Einrichtungen und Unternehmen, die 
überwiegend vom Staat finanziert werden, unter dessen Kontrolle liegen 
und Nichtmarktproduzent sind.1 Sie sind aus dem Landeshaushalt ausge
gliedert. Deren Verschuldung wird durch das Statistische Bundesamt ver
öffentlicht. 
 

Schulden Extrahaushalte beim nicht-öffentlichen Bereich in € 

Extrahaushalt Schuldenstand 
31.12.2024 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Ratzeburg-Möllner Verkehrsbetriebe  151.435   -36.456 
Dataport  9.054.005  -912.020 
AKN Eisenbahn GmbH  24.016.705  -2.309.028 
Studentenwerk Schleswig-Holstein 33.129.320 +4.167.382  
Universität Kiel 628.684 -80.029 
Kommunaler Investitionsfonds  228.660.000 +50.045.000 
Landesmuseen Schloss Gottorf  280.015  -4.821 
Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein  6.048.214 +2.015.817 
Insgesamt: 301.968.378 +52.885.665 

Tabelle 8: Schulden Extrahaushalte beim nicht-öffentlichen Bereich 
Quelle:  „Einnahmen, Ausgaben und Schulden der Extrahaushalte der staatlichen Ebene  
2021 - 2024“, Statistisches Bundesamt (www.destatis.de) 

 
1  Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachbegriffe der Finanz- und Personalstatistiken, S. 6. 

https://www.destatis.de/
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Erst wenn die Schulden des Kernhaushalts und der Extrahaushalte 
gemeinsam betrachtet werden, ist eine bessere Vergleichbarkeit der 
öffentlichen Haushalte untereinander möglich. 
 

5.2.4 Pro-Kopf-Verschuldung des Landes inklusive der Extrahaushalte 
 
Das Statistische Bundesamt weist für den öffentlichen Gesamthaushalt 
des Landes Schleswig-Holstein eine Verschuldung beim nicht-öffentlichen 
Bereich von insgesamt 32.248 Mio. € (2023: 31.764 Mio. €) aus. Dieser 
Schuldenstand zum 31.12. setzt sich zusammen aus: 
 

Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts in Mio. € 

Schulden des öffentlichen 
Gesamthaushalts (in Mio. €) 

Schuldenstand 
31.12.2023 

Schuldenstand 
31.12.2024 

     Kreditmarktschulden insgesamt 
./.  Kreditmarktschulden im  
     öffentlichen Bereich 
+   Kassenkredite im nicht- 
     öffentlichen Bereich 
+   Schulden Extrahaushalte im  
     nicht-öffentlichen Bereich 

30.889 
 

782 
 

1.408 
 

249 

31.573 
 

572 
 

946 
 

302 
 31.764 32.248 

Tabelle 9: Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts 
Quelle:  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts, Berichtszeitraum 2024“, EVAS-
Nr.: 71321, Blatt 71321-22 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt (www.destatis.de) 

 
Bei der vom Statistischen Bundesamt dargestellten Verschuldung werden 
Schulden beim öffentlichen Bereich heraus- und Kassenkredite im nicht-
öffentlichen Bereich hinzugerechnet. Der Schuldenstand des öffentlichen 
Gesamthaushalts ist Grundlage für die Berechnung der Pro-Kopf-
Verschuldung. Mit dieser Kennzahl wird der Schuldenstand der Länder mit 
unterschiedlichen Einwohnerzahlen vergleichbar gemacht. 
 
Nachfolgende Grafik stellt die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes 
Schleswig-Holstein und der übrigen Flächenländer 2024 dar: 
 

https://www.destatis.de/
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Abbildung 2: Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer inklusive der Extrahaushalte 2024 
Quelle:  Eigene Berechnungen und „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts, Berichts
zeitraum 2024“, EVAS-Nr.: 71321, Blatt 71321-22 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt 
(www.destatis.de); „Bevölkerungszahlen der Länder“, Zentrale Datenstelle der Landes-
finanzminister (Stand: 25.09.2025) 

 
Rechnerisch hatte jeder Schleswig-Holsteiner zum 31.12.2024 eine Schul
denlast von 10.903 € zu tragen. Damit war Schleswig-Holstein, wie in den 
Vorjahren, nach dem Saarland das je Einwohner am zweithöchsten ver
schuldete Flächenland. Im Vergleich zum Vorjahr (10.784 €/Einwohner1) 
ist die Pro-Kopf-Verschuldung um 119 € gestiegen. 
 
Je Einwohner übersteigt der Schuldenstand des Landes den Durchschnitt 
der Flächenländer (6.265 €) um 74 %.  
 
Die Pro-Kopf-Verschuldung von 10.903 € bildet nur die Landesschulden 
ab. Hinzu kommen noch die anteiligen Schulden des Bundes 
(20.748 €/Einwohner)2 und der schleswig-holsteinischen Kommunen 
(2.034 €/Einwohner).3 

  

 
1  In den Bemerkungen 2025, Nr. 5.2.4, wird basierend auf den statistischen Meldungen 

von Destatis ein Wert von 10.737 €/Einwohner für 2023 ausgewiesen. Der Wert ist auf 
10.784 €/Einwohner angepasst worden. Grund hierfür war die nachträgliche Korrektur der 
Einwohnerzahl für 2023 als Folge des Zensus 2022. 

2  Vgl. „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2024“, 
EVAS-Nr.: 71321 - Blatt 71321-01 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt 
(www.destatis.de). 

3  Vgl. „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts, Berichtszeitraum 2024“, 
EVAS-Nr.: 71321, Blatt 71321-13 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt 
(www.destatis.de). 
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5.2.5 Weitere zuzurechnende Schulden 
 
Neben den Kern- und Extrahaushalten bestehen nach dem sogenannten 
Schalenkonzept noch weitere Einheiten, die dem öffentlichen Bereich 
zuzurechnen sind.  
 
Diese sonstigen öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (FEU) 
entstehen durch Auslagerung öffentlicher Aufgaben, Neugründung oder 
Beteiligungserwerb. Hierunter zählen Einheiten, deren Eigentümer mehr
heitlich - unmittelbar oder mittelbar - den öffentlichen Kernhaushalten 
zuzuordnen sind (z. B. Länder).  
 
Im Gegensatz zu den Extrahaushalten sind FEU öffentliche Marktprodu
zenten, die ihre Kosten überwiegend mit eigenen Umsätzen decken. Ins
gesamt betrachtet bilden der Kernhaushalt, die Extrahaushalte sowie die 
FEU den öffentlichen Bereich. 
 

 
Abbildung 3: Schalenkonzept in den Finanz- und Personalstatistiken 
Quelle: Statistisches Bundesamt mit Ergänzung durch den LRH 

 
Bezogen auf das Land Schleswig-Holstein zählen beispielsweise die 
Schleswig-Holsteinische Landesforsten AöR und das Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein zu den FEU. 
 
Insgesamt belaufen sich die den FEU zurechenbaren Schulden zum 
31.12.2024 auf 1.335 Mio. €1 und verteilen sich wie folgt:2 

 
1  Vgl. „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2024“, EVAS-Nr.: 

71321 - Blatt 71321-22 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt (www.destatis.de). 
2  Vgl. LT-Drs. 20/4034, S. 204. 
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• Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 1.266,5 Mio. € 
• Landgesellschaft Schleswig-Holstein 38,5 Mio. € 
• Zentrum für integrative Psychiatrie ZIP gGMbH 30,4 Mio.€ 
• Universitäre Kinderwunschzentren GmbH 0,2 Mio. € 
 
Das Finanzministerium hat mit der Haushaltsrechnung 2024 erstmalig eine 
transparente Darstellung der den FEU zuzurechnenden Schulden ausge
wiesen. Damit wurde eine Forderung des Landtages umgesetzt.1 
 
Unter Berücksichtigung der Verschuldung der FEU belaufen sich die 
Schulden des öffentlichen Bereichs auf insgesamt 33.584 Mio. € 
(32.248 Mio. € öffentlicher Gesamthaushalt zzgl. 1.335 Mio. € FEU). Die 
Pro-Kopf-Verschuldung des Landes steigt um weitere 452 € auf 11.355 € 
je Einwohner. 
 

5.3 Höhere Zinsausgaben 2024 
 
Die valutierten Schulden zum 31.12.2024 sind im Vergleich zum Vorjahr 
um 683,5 Mio. € auf 31.572,6 Mio. € gestiegen. Dies ist ein Anstieg von 
2,2 %. Die Zinsausgaben sind im gleichen Zeitraum von 450 Mio. € auf 
559 Mio. €, mithin um 24,3 %, gestiegen (vgl. Tz. 5.3.1).  
 
Die nachstehende Grafik zeigt die Entwicklung des Schuldenstands und 
der Zinsausgaben seit 2015. 
 

 
Abbildung 4: Entwicklung Schuldenstand und Zinsausgaben 2015 bis 2024 
Quelle:  Umdruck 20/5241 
 

 
1  Vgl. Plenarprotokoll 20/54. 
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Von 2015 bis 2020 ist der Schuldenstand um 3.073 Mio. € gestiegen. 
Gleichzeitig sind die zu zahlenden Zinsen aufgrund der langanhaltenden 
Niedrigzinsphase um 326 Mio. € gesunken. Hingegen sind der Schulden
stand von 2021 bis 2024 nur um 10 Mio. €, die Zinsausgaben aber um 
223 Mio. € gestiegen. Grund hierfür sind die ab 2022 gestiegenen Zins-
sätze. 
 
Im Vergleich der Jahre 2015 und 2024 sind die Schulden um 4.620 Mio. € 
gestiegen und die Zinsausgaben von 651 Mio. € auf 559 Mio. €, also um 
92 Mio. €, gesunken. Ursache hierfür ist der rückläufige Zins: 2015 musste 
das Land durchschnittlich 2,4 % für seine Schulden zahlen, 2024 nur 
1,8 %. 
 
Die Zinsersparnisse der vergangenen Jahre sind durch Mehrausgaben an 
anderer Stelle konsumiert worden, anstatt den Schuldenstand zu senken. 
Damit bleibt das langfristige Zinsänderungsrisiko für den Haushalt hoch. 
Die Landesregierung plant für 2034 mit Zinsausgaben von 1,3 Milliarden 
Euro.1 Dies entspräche innerhalb einer Dekade einer Verdoppelung der 
Zinsausgaben. 
 

5.3.1 Zinsausgaben 2024 
 
Die Zinsausgaben 2024 sind im Vergleich zum Vorjahr um 110 Mio. € 
gestiegen. 
 

Zinsausgaben 2023 und 2024 in Mio. € 

 2023 2024 
Zinsausgaben inkl. Stückzinsen 438,6 534,0 
Saldo aus vereinnahmten (-) und gezahlten (+) Agien 21,2 25,3 
Entnahme Zinsausgleichsrücklage -10,0 0,0 

Insgesamt: 449,8 559,3 
Tabelle 10: Zinsausgaben 2023 und 2024 

 
Der Anstieg ist zu einem geringen Anteil auf die unterbliebene Entnahme 
aus der Zinsausgleichsrücklage zurückzuführen. Der weit überwiegende 
Anteil des Anstiegs wird jedoch durch die zunehmende Verschuldung (vgl. 
Tz. 5.2.1) sowie durch die steigende Durchschnittsverzinsung bedingt. 
 

5.3.2 Im Ländervergleich überdurchschnittlich hohe Zinsausgaben 
 
Die Zinsausgaben je Einwohner haben sich in Schleswig-Holstein 2024 im 
Vergleich zu den Flächenländern insgesamt deutlich erhöht. 2024 entfielen 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3712, S. 31. 
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auf jeden Einwohner Schleswig-Holsteins Zinsausgaben von 189 €. Das 
sind 36 € je Einwohner mehr als im Vorjahr. Die Flächenländer hingegen 
wiesen 2024 Ausgaben von durchschnittlich 108 € je Einwohner auf. Im 
Vergleich zum Vorjahr ein Anstieg von 8 €. 
 
Die nachfolgende Grafik zeigt die Entwicklung der Zinsausgaben: 
 

 
Abbildung 5: Zinsausgaben je Einwohner 2015 bis 2024 
Quelle:  Eigene Berechnung; Datengrundlage: „Vierteljahreskassenstatistik (SFK-3); Einnah
men und Ausgaben der Länder (Kernhaushalte) seit 1995“, Zentrale Datenstelle der Landes
finanzminister (Stand: 04.07.2025); „Bevölkerungszahlen der Länder“, Zentrale Datenstelle 
der Landesfinanzminister (Stand: 25.09.2025) 
 
Die Zinsausgaben je Einwohner haben sich in Schleswig-Holstein von 
2015 bis 2021 dem Durchschnitt der Flächenländer angenähert. Ab 2022 
vergrößert sich die Schere jedoch wieder. 2024 weisen die Zinsausgaben 
je Einwohner in Schleswig-Holstein einen deutlich höheren Anstieg auf als 
die Flächenländer insgesamt. 
 
Die Zunahme der Zinsausgaben in 2024 ist unter anderem darauf zurück
zuführen, dass Schleswig-Holstein beim durchschnittlich zu zahlenden 
Zinssatz am Kapitalmarkt das Zinsniveau der Flächenländer erreicht hat. 
Anders als in den Vorjahren weist Schleswig-Holstein mit einem durch
schnittlichen Zinssatz von 1,8 % den gleichen Wert auf wie die Flächen
länder insgesamt. 
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Abbildung 6: Durchschnittlicher zu zahlender Zinssatz 2015 bis 2024 
Quelle:  Eigene Berechnung. Dargestellt ist der durchschnittlich zu zahlende Zinssatz, 
gemessen als Anteil der Zinsausgaben an den Kreditmarktschulden (haushaltsrechtliche  
Abgrenzung) des Vorjahres im Kernhaushalt. Datengrundlage: „Vierteljahreskassenstatistik 
(SFK-3), Einnahmen und Ausgaben der Länder (Kernhaushalte) seit 1995“, Zentrale Daten
stelle der Landesfinanzminister (Stand: 04.07.2025) sowie „Schulden der öffentlichen Haus
halte seit 2010“, Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister (Stand: 30.07.2025) 

 
Aus der Grafik ist nicht ablesbar, wie die einzelnen Länder ihre Zinsver
pflichtungen steuern. Schon unterschiedliche Kreditlaufzeiten wirken sich 
auf die Zinshöhe und damit die Durchschnittsverzinsung aus. 
 
Es ist zu berücksichtigen, dass wegen des hohen Schuldenstands ein wei
terer Anstieg der Zinssätze Schleswig-Holstein besonders hart treffen 
würde.  
 
Auch die Zins-Steuer-Quote zeigt, dass die Zinsausgaben des Landes 
überdurchschnittlich hoch sind und somit den Gestaltungsspielraum ein
grenzen.  
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Abbildung 7: Zins-Steuer-Quoten 2015 bis 2024 
Quelle:  Eigene Berechnung; Datengrundlage: „Vierteljahreskassenstatistik (SFK-3), Einnah
men und Ausgaben der Länder (Kernhaushalte) seit 1995“, Zentrale Datenstelle der Landes
finanzminister (Stand: 04.07.2025) 

 
Diese Kennzahl gibt an, wieviel Prozent der Steuereinnahmen für Zinsaus-
gaben verwendet werden. Von 2015 bis 2022 war diese Quote sowohl bei 
Schleswig-Holstein also auch bei den Flächenländern rückläufig. Erst ab 
2023 steigt der Wert wieder. 2024 musste Schleswig-Holstein 4,5 % seiner 
Steuereinnahmen für Zinsausgaben verwenden. Die Flächenländer muss
ten im Durchschnitt nur 2,5 % aufwenden. 
 

5.4 Implizite Verschuldung: neues Berechnungsverfahren - neue Fragen 
 
Der Barwert zum 31.12.2024 der künftigen Versorgungsausgaben 
inklusive der Beihilfeausgaben wird in der Haushaltsrechnung 2024 mit 
119.629,9 Mio. € angegeben1.  
 
Die Entwicklung der in den Haushaltsrechnungen zuvor angegebenen Bar-
werte ist der folgenden Grafik zu entnehmen: 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/4034, S. 206. 
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Abbildung 8: Entwicklung der prognostizierten Versorgungsausgaben inkl. Beihilfe 
Quelle:  Haushaltsrechnungen 2018 bis 2024 

 
Das Finanzministerium verzichtete auf eine Darstellung für den Zeitraum 
von 2014 bis 2017. Gründe hierfür waren zunächst die Softwareumstel
lung, dann die neu zur Verfügung stehende Datenbasis (KoPers) und 
schließlich der neu errichtete Versorgungsfonds. 
 
Auffällig zeigt sich der Zeitraum zwischen 2022 und 2024. Im Vergleich zu 
2022 sinkt der Wert in 2023 deutlich um 9.620 Mio. € bzw. um 10 %. Erklä
ren lässt sich der Rückgang mit einem etwas höheren Rechnungszins nur 
in Höhe von 441 Mio. €. Die verbleibende Differenz von mehr als 
9.000 Mio. € erläuterte das Finanzministerium hingegen nicht.1  
 
Das Finanzministerium führt nunmehr aus, dass die vom LRH beschrie
benen Abweichungen zwischen 2022 und 2023 im Wesentlichen auf 
methodische Änderungen bei der Beihilfeprognose zurückzuführen seien. 
Die Datengrundlage werde derzeit zusammen mit dem Dienstleistungs
zentrum Personal überprüft.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung, dass die Abweichung in 2023 nicht 
plausibel erklärt werden kann, zumal mit den Prognosen aus 2024 das 
Finanzministerium im Ergebnis wieder einen Wert entsprechend dem lang
jährigen Trend errechnet. 
 

  

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/2910(neu), S. 227. 
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Die sprunghafte Entwicklung des Barwerts zum 31.12.2024 ist insofern 
bemerkenswert. Im Vergleich zum Vorjahr sind die prognostizierten Ver
sorgungsausgaben um 33.476,1 Mio. € bzw. um 39 % gestiegen. Hierbei 
ist eine Absenkung um 1.694,3 Mio. € aufgrund der Veränderung des 
Rechnungszinses enthalten. Laut den Erläuterungen in der Haushalts
rechnung ist der Anstieg des Barwerts maßgeblich auf das neue Progno
semodell des Finanzministeriums zurückzuführen. Das neue Prognose
modell wurde in 2025 dem Finanzausschuss vorgestellt1.  
 
Den Erläuterungen des Finanzministeriums zufolge waren zuvor für das 
Jahr 2060 noch rund 14.100 Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 
erwartet worden, nach dem neuen Prognosemodell sind es rund 32.200.  
 
Angesichts dieser Daten erstaunt die mit dem Haushaltsgesetz 2026 
beschlossene Entnahme aus dem Versorgungsfonds bei gleichzeitig aus
gesetzter Zuführung an diesen. Zudem ist die zunächst für 2026 vorgese
hene Evaluierung um 2 Jahre verschoben worden.  
 
Die Entwicklung der Jahre 2022 bis 2024 wird der LRH gesondert prüfen. 
 

5.5 Keine Einhaltung des verfassungsrechtlichen Neuverschuldungs-
verbots 
 
Das Neuverschuldungsverbot gemäß Art. 61 LV sieht vor, dass Einnah
men und Ausgaben grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszu
gleichen sind. Näheres regelt das Gesetz zur Ausführung von Art. 61 LV 
(AusfG)2. Für bestimmte Tatbestände ist nach § 1 Abs. 3 AusfG eine  
Nettokreditaufnahme zulässig. 
 
In der konjunkturellen Abschwungphase 2024 war nach den Ergebnissen 
des Haushaltsabschlusses eine Kreditaufnahme zum Ausgleich der 
konjunkturbedingten Mindereinnahmen von 391,1 Mio. € zulässig. 
 
Die zulässige Nettokreditaufnahme verminderte sich zum einen um die Dif
ferenz zwischen den einnahme- und ausgabeseitigen finanziellen Transak
tionen von 18,6 Mio. €. 
 

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/4829. 
2  Gesetz zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in 

der Fassung vom 13.12.2019, GVOBl. Schl.-H. S. 612, zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 25.02.2021, GVOBl. Schl.-H. S. 202. 
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Sie verminderte sich zum anderen gemäß § 8 Abs. 2 AusfG um den Not-
kredittilgungsbetrag im jeweiligen Haushaltsjahr. Gemäß dem Tilgungs-
gesetz1 war 2024 eine erste planmäßige Tilgungsrate von 30 Mio. € vorzu-
nehmen. Darüber hinaus wurde eine notwendige Sondertilgung von 
623,8 Mio. € erbracht, um die mit den Notkrediten vorheriger Jahre finan
zierten und im Haushalt 2024 vereinnahmten Rücklagen-, Sonderver-
mögensbestände und Rückflüsse aufzulösen.  
 
Die zulässige Nettokreditaufnahme musste entsprechend verringert wer
den, denn eine überjährige Verwendung von Notkreditmitteln zur Ausga
bendeckung verstößt gegen den Haushaltsgrundsatz der Jährigkeit2. Die 
zulässige Nettokreditaufnahme verringerte sich damit um weitere 
653,8 Mio. € auf -281,4 Mio. €. Das heißt, zur Einhaltung des Neuver
schuldungsverbots betrug 2024 die notwendige Nettotilgung 281,4 Mio. €. 
Tatsächlich wurde eine Nettokreditaufnahme von 210,5 Mio. € getätigt. Die 
zulässige Nettokreditaufnahme wurde dadurch um 491,9 Mio. € überschrit
ten. Das verfassungsrechtliche Neuverschuldungsverbot wurde somit nicht 
eingehalten. 
 
Art. 61 Abs. 3 LV erlaubt dem Haushaltsgesetzgeber, im Falle von Natur-
katastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kon
trolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beein
trächtigen, vom grundsätzlichen Neuverschuldungsverbot abzuweichen. 
Eine solche Notsituation wurde für das Jahr 2024 zweimal festgestellt3.  
 
In diesem Fall ist eine Notkreditaufnahme erlaubt, wenn die vom Bundes-
verfassungsgericht konkretisierten Anforderungen erfüllt sind4. Im Haus
haltsgesetz 2024 vom 21.03.2024 in der Fassung des Nachtragshaus
haltsgesetzes 2024 vom 20.11.2024 (HG) betrug die Notkreditermächti
gung 1.185,4 Mio. €. Sie war Teil der Kreditermächtigung von 
6.314,9 Mio. € gemäß § 2 Abs. 1 HG. 
 

  

 
1  Gesetz zur Feststellung eines gemeinsamen Tilgungsplans für die zur Bekämpfung der 

SARS-Cov2/COVID19-Pandemie sowie zur Abfederung der finanziellen Heraus-
forderungen in Folge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine gemäß Art. 61 
Abs. 3 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein erfolgten Überschreitungen der 
zulässigen Kreditaufnahme (Tilgungsgesetz) vom 27.06.2023, GVOBl. Schl.-H. S. 296. 

2  Vgl. Bemerkungen 2025 des LRH, Nr. 5.5. 
3  Am 23.11.2023 und am 20.03.2024 gemäß LT-Drs. 20/1655 (neu) und 20/1978 (neu). 
4  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22, BVerfGE 167, 86-163.  
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5.5.1 Urteil des Landesverfassungsgerichts 
 
Das Schleswig-Holsteinische Landesverfassungsgericht hat geprüft, ob die 
Kreditermächtigung in § 2 Abs. 1 HG verfassungskonform ist. Es hat mit 
Urteil vom 15.04.20251 festgestellt, dass § 2 Abs. 1 HG gegen 
Art. 61 Abs. 3 LV verstößt und nichtig ist, soweit darin eine Notkredit-
ermächtigung enthalten ist.  
 
Ohne Notkreditermächtigung war somit eine Notkreditaufnahme 2024 nicht 
erlaubt. Vom verfassungsrechtlichen Neuverschuldungsverbot durfte nicht 
abgewichen werden. 
 
Die Urteile des Bundes- und des Landesverfassungsgerichts haben der 
Landesregierung die Hürden aufgezeigt, die für eine Notkreditaufnahme 
bestehen. 
 
Dennoch ermöglicht die bestehende verfassungsrechtliche Regelung es 
dem Haushaltsgesetzgeber, auf flexible Weise vom grundsätzlichen Neu
verschuldungsverbot abzuweichen. Der LRH fordert angesichts der ergan
genen Urteile des Bundes- und Landesverfassungsgerichts, die konkreti
sierten Anforderungen strikt zu beachten. 
 
Dies sagt das Finanzministerium zu. 
 

5.5.2 Umgang mit der verfassungswidrigen Nettokreditaufnahme 
 
Das Finanzministerium stellte sich nach dem Urteil des Landesverfas
sungsgerichts die Frage, ob die oben genannte Überschreitung der ver
fassungsrechtlich zulässigen Kreditaufnahme 2024 auf dem Kontrollkonto 
erfasst werden muss.2 Es kam zu dem Schluss, dass die Regelungen zum 
Kontrollkonto auf diesen Fall analog anwendbar waren.  
 
Auch aus Sicht des LRH musste die Überschreitung auf dem Kontrollkonto 
erfasst werden, denn das Kontrollkonto ist laut § 7 Abs. 1 AusfG dazu da, 
„um ungeplanten Abweichungen im Haushaltsvollzug Rechnung zu tragen, 
die im Haushaltsabschluss zu einer Kreditaufnahme oberhalb der zulässi
gen Kreditaufnahme nach § 1 Abs. 3 führen“. Es war der Haushaltsvollzug, 
in dem sich die Überschreitung der zulässigen Kreditaufnahme um 
491,9 Mio. € ergeben hat.  
 
Diese Abweichung ist im Ergebnis als ungeplant zu betrachten, da die 
haushaltsgesetzliche Notkreditermächtigung ex tunc nichtig war. 

 
1 LVerfG, Urteil vom 15.04.2025 - LVerfG 1/24-, juris. 
2  Vgl. Umdruck 20/5040. 
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In § 7 Abs. 2 AusfG ist geregelt, dass die Differenz zwischen tatsächlicher 
und der nach § 1 Abs. 3 AusfG zulässigen Kreditaufnahme auf Grundlage 
des Haushaltsabschlusses bestimmt und auf einem Kontrollkonto erfasst 
wird. Kreditaufnahmen oder Tilgungen nach § 8 AusfG sind bei der Ermitt
lung der Differenz herauszurechnen. 
 

Erfassung auf dem Kontrollkonto 2024 in Mio. € 
tatsächliche Nettokreditaufnahme 210,5 
Herausrechnungen gemäß § 7 Abs. 2 AusfG:  
+ Notkredittilgung 653,8 
./. Notkreditaufnahme  0 

= tatsächliche Nettokreditaufnahme nach Herausrechnungen 864,3 

./. zulässige Nettokreditaufnahme gemäß § 1 Abs. 3 AusfG 372,4 

= Erfassung auf Kontrollkonto 491,9 
Tabelle 11: Erfassung der verfassungswidrigen Nettokreditaufnahme auf dem Kontrollkonto 
Quelle: LRH 

 
Gemäß § 7 Abs. 3 AusfG darf das Kontrollkonto einen Wert von 0,15 % 
des auf Schleswig-Holstein entfallenden Anteils des BIP nicht überschrei
ten; in 2024 betrug dieser Wert 230,0 Mio. €. Da der auf dem Kontrollkonto 
erfasste Wert den zulässigen Wert überschritt, löste dies eine Tilgungs
pflicht aus. Das Haushaltsgesetz 2025 in der Fassung des zweiten Nach
tragshaushaltsgesetzes 2025 sieht eine vollständige Tilgung des Kontroll
kontos vor. 
 

5.6 Konjunkturkomponente: Berechnungen transparent darstellen 
 
Die konjunkturbedingten Mindereinnahmen eines Haushaltsjahres werden 
durch eine negative Konjunkturkomponente erfasst. Sie dürfen durch eine 
entsprechend hohe Kreditaufnahme ausgeglichen werden. 
 

5.6.1 Ex ante-Konjunkturkomponente in der Haushaltsaufstellung 
 
Im Haushalt werden diese Mindereinnahmen als sogenannte Ex ante-
Konjunkturkomponente bei der veranschlagten Nettokreditaufnahme 
berücksichtigt. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Landesverordnung über das Verfahren zur Bestim
mung der Konjunkturkomponente (LVO KBV)1 basierte die Ex ante-
Konjunkturkomponente im Haushalt 2024 auf der Herbstprojektion der 
Bundesregierung vom 11.10.2023. Die vom Finanzministerium gemäß der 

 
1  Landesverordnung über das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente nach 

§ 5 des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein in der 2024 gültigen Fassung vom 24.04.2020, GVOBl. Schl.-H. S. 210. 
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LVO KBV berechnete Ex ante-Konjunkturkomponente betrug minus 
176,7 Mio. €. 
 

5.6.2 Steuerabweichungskomponente im Haushaltsvollzug 
 
Nach Vollzug des Haushalts wird gemäß § 4 Abs. 1 LVO KBV die Ex post-
Konjunkturkomponente berechnet, indem zur Ex ante-Konjunktur-
komponente eine Steuerabweichungskomponente addiert wird. Somit sol
len die tatsächlichen einnahmeseitigen Abweichungen von einer konjunk
turellen Normallage erfasst werden. 
 
Die gemäß § 2 Abs. 4 LVO KBV ermittelten Steuereinnahmen waren mit 
12.642,9 Mio. € im Ist um 31,5 Mio. € geringer als in der Ex ante-
Konjunkturkomponente veranschlagt. Auf konjunkturelle Effekte ist derje
nige Anteil des Ist-Ergebnisses zurückzuführen, der keine steuerrecht-
lichen Änderungen betrifft. 
 
Die steuerrechtlichen Mehreinnahmen 2024 betrugen 30,4 Mio. € zuzüg
lich weiteren 164,1 Mio. €, die sich aufgrund des Zensus 2022 ergaben. 
Somit errechneten sich konjunkturbedingte Steuermindereinnahmen von 
226,0 Mio. €. Gemäß § 4 Abs. 2 LVO KBV wurde aus den Steuerminder
einnahmen die Differenz zwischen den tatsächlichen und den planmäßi
gen Ausgaben für den kommunalen Finanzausgleich (KFA), abzüglich der 
Finanzausgleichsumlage, von -11,5 Mio. € herausgerechnet. Somit ergab 
sich laut Finanzministerium eine Steuerabweichungskomponente 2024 
von -214,4 Mio. €. 
 
Die Differenz der KFA-Ausgaben entsteht jedoch auch aus nicht-
konjunkturbedingten Effekten. Die 2024 gültige LVO KBV enthielt für die 
Berücksichtigung dieser Effekte keine explizite Regelung. Durch die vor
genommene Herausrechnung dieser aus den konjunkturbedingten Min
dereinnahmen wurde die Steuerabweichungskomponente 2024 über
schätzt und somit auch die konjunkturelle Verschuldungsmöglichkeit. 
 
Anstatt die Differenz der KFA-Ausgaben herauszurechnen, wird das 
Finanzministerium ab 2026 die KFA-relevanten konjunkturbedingten 
Steuermindereinnahmen herausrechnen.1 Hierdurch wird der in 
Art. 61 Abs. 2 LV geforderten Symmetrie der Konjunkturbereinigung bes
ser gerecht. 

  

 
1  Landesverordnung über das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente nach 

§ 5 des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein in der ab 2026 gültigen Fassung vom 01.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 
Nr. 173. 
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Die Daten für die Berechnungen der Ex ante- sowie der Ex post-
Konjunkturkomponente sollten nachvollziehbar in der Haushaltsrechnung 
abgebildet werden. Das Finanzministerium kündigt an, beginnend mit der 
Haushaltsrechnung 2025, dieser Bitte des LRH nachzukommen.  
 

5.7 Trotz restriktiverer Erwartung immer mehr sonstige Rücklagen 
 
Die Landesregierung darf nach § 62 Abs. 3 LHO weitere Rücklagen nur für 
bestimmte Zwecke bilden. Diese Möglichkeit soll zu einem wirtschaftliche
ren Verwaltungshandeln beitragen1 und insbesondere dem sogenannten 
Dezemberfieber entgegenwirken. Damit ist gemeint, dass die Ressorts am 
Jahresende möglicherweise unnötige Ausgaben tätigen, nur weil noch 
entsprechende Mittel verfügbar sind.  
 
Mit der Revision der Regelungen zur Schuldenbremse dürfen seit 2020 
Ausgaben auch durch Entnahmen aus Rücklagen finanziert werden. Seit-
dem werden vermehrt Rücklagen anstelle von Ausgaberesten gebildet. 
Denn bei der Inanspruchnahme von Rücklagen müssen die Res
sorts - anders als bei den Ausgaberesten - keine Deckung zulasten 
anderer Haushaltsansätze im Folgejahr erbringen. Das macht das Instru
ment der Rücklagenbildung attraktiver. Dies spiegelt sich bei dem rückläu
figen Volumen der gebildeten Ausgabereste2 sowie der Anzahl an Rück-
lagen wider. 
 

Übersicht über die Anzahl aller Rücklagen zum 31.12. des Jahres 

 2022 2023 2024 

Rücklagen Sabbatjahr 13 14 15 

Rücklagen für personalwirtschaftliche Maß
nahmen 

3 3 3 

Rücklagen aus Personalminderausgaben - - 7 

Sonstige Rücklagen 60 69 82 

Krisenbedingte Rücklagen (Corona, Ukraine) 33 13 5 

Nachrichtlich aufgeführte Rücklagen (Lan
deslabor, LKN, LBV) 

3 4 5 

Insgesamt 112 103 117 

Tabelle 12: Übersicht über die Anzahl aller Rücklagen 
Quelle:  Haushaltsrechnung und Vermögensübersicht für das Haushaltsjahr 2022, 2023 und 2024 

 

 
1  Vgl. Verwaltungsvorschriften zu § 62 Nr. 1 LHO. 
2  Vgl. Tz. 5.11. 
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2024 wurde die Möglichkeit, zweckgebundene Rücklagen aus Personal
minderausgaben zu bilden, erweitert. Hierzu wurde § 10 Abs. 3 Haus
haltsgesetz 2024 angepasst: 
 
Bislang war eine Rücklagenbildung lediglich aus Minderausgaben der 
Obergruppe 42 (Bezüge, Entgelte und Nebenleistungen) möglich. Diese 
Rücklagenmittel waren für Personalausgaben und für Maßnahmen zu ver
ausgaben, die dem Personal zugutekommen. 
 
Durch die Anpassung im Haushaltsgesetz 2024 ist die konkrete Vorgabe 
für die Verwendung der Rücklage weggefallen. Ferner wurden die 
Bildungsgrundlagen auf die gesamte Hauptgruppe 4 (Personalausgaben) 
erweitert. 2024 haben 7 Ressorts von der angepassten Rücklagenbildung 
Gebrauch gemacht und 27,4 Mio. € „zurückgelegt“. 
 
Anhand der Übersicht wird ferner deutlich, dass insbesondere die Anzahl 
der „Sonstigen Rücklagen“ stetig zugenommen hat. Während 2022 noch 
60 Rücklagen vorhanden waren, waren es 2024 schon 82. 
 
Die Summe dieser Rücklagen hat sich von 883,5 Mio. € (2022) auf 
1.226,0 Mio. € in 2024 erhöht. 
 

Übersicht über die Summe aller Rücklagen zum 31.12. des Jahres 

 2022 
in Mio. € 

2023 
in Mio. € 

2024 
in Mio. € 

Rücklagen Sabbatjahr 31,4 34,5 36,6 

Rücklagen für personalwirtschaftliche Maß
nahmen 

5,8 5,7 5,6 

Rücklagen aus Personalminderausgaben - - 27,4 

Sonstige Rücklagen 883,5 1.100,6 1.226,0 

Krisenbedingte Rücklagen (Corona, Ukraine) 1.861,0 434,5 106,7 

Nachrichtlich aufgeführte Rücklagen (Lan
deslabor, LKN, LBV) 

31,4 35,3 53,8 

Insgesamt 2.813,1 1.610,6 1.456,1 

Tabelle 13: Übersicht über die Summe aller Rücklagen 
Quelle:  Haushaltsrechnung und Vermögensübersicht für das Haushaltsjahr 2022, 2023 und 2024 

 
Nach dem Haushaltsführungserlass 2024 ist die Bildung neuer und die 
Zuführung zu bestehenden Rücklagen beim Finanzministerium zu bean
tragen und zu genehmigen. Der Genehmigung bedarf es darüber hinaus, 
wenn von der Summe der Bildung oder der Zuführung eines bereits 
genehmigten Antrags um mindestens +/-5,0 Mio. € abgewichen werden 
soll.  
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Der LRH hat die Zuführungen an Rücklagen 2024 stichprobenhaft geprüft. 
Hierbei wurde festgestellt, dass in wenigen Einzelfällen Zuführungen getä
tigt worden sind, ohne entsprechende Genehmigung des Finanzministe-
riums. Hierbei wurden überwiegend zweckgebundene Bundes- und 
EU-Mittel, die in 2024 nicht mehr verausgabt werden konnten, den Rück
lagen zugeführt.  
 
Auch wenn das Erfordernis, die Verfügbarkeit dieser Mittel in das folgende 
Haushaltsjahr zu übertragen, nachvollzogen werden kann, sind die Res
sorts aufgefordert, die Vorgaben des Haushaltsführungserlasses zu 
beachten. Denn nach den Vorgaben des Haushaltsführungserlasses sind 
ohne Einwilligung des Finanzministeriums erfolgte Rücklagenzuführungen 
im Folgejahr in voller Höhe im Einzelplan 11 zu vereinnahmen. 
 
Mit der Bildung von Rücklagen zur Finanzierung von Ausgaben in zukünf
tigen Jahren wird die Transparenz im Haushalt eingeschränkt und es wer
den die Prinzipien der Jährigkeit und Jährlichkeit umgangen. Der Landtag 
hat 2024 deshalb das Finanzministerium unter anderem aufgefordert, an 
die Bildung von Rücklagen einen restriktiveren Maßstab anzulegen.1 Die
se Aufforderung hat der Landtag 2025 wiederholt.2 
 
Der Landtagsbeschluss 2024 wurde im Haushaltsführungserlass 2024 
aufgegriffen und den Ressorts bekanntgegeben. Trotzdem sind auch 2024 
die Anzahl und die Summe insbesondere an sonstigen Rücklagen weiter 
gestiegen. 
 
Eine weitergehende Konkretisierung der restriktiveren Maßstäbe durch 
das Finanzministerium erfolgte erst im Juli 2025 für das Haushaltsjahr 
2025. Hierzu ist ein Ergänzungserlass zum Haushaltsführungserlass an 
die Ressorts ergangen. Der LRH wird die restriktiveren Maßstäbe und 
deren Auswirkung auf die Anzahl und Höhe der Rücklagen im Rahmen der 
Haushaltsrechnung 2025 prüfen. 
 

5.8 Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung 
 
Der LRH hat nach § 90 Nr. 2 LHO auch zu prüfen, ob die Haushaltsrech
nung ordnungsgemäß aufgestellt ist. Dazu wird analysiert, ob die Ergeb
nisse der Haushaltsrechnung vorschriftsmäßig wiedergegeben werden. 
Insbesondere auch, ob alle buchungsrelevanten Sachverhalte ordentlich 
erfasst und belegt sowie die haushaltsrechtlichen Vorgaben eingehalten 
sind. 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/1938. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/2920. 
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Maßstab hierfür sind unter anderem die Verwaltungsvorschriften für Zah
lungen, Buchführung und Rechnungslegung zu den §§ 70 bis 72 und  
75 bis 80 LHO (VV-ZBR).  
 
Stichprobenprüfung von Belegen 
 
Der LRH hat die Auszahlungsbelege des Haushaltsjahres 2024 mittels  
einer Stichprobe geprüft. Hiervon ausgenommen waren die Personalaus
gaben sowie die Buchungen im Bereich des Verfassungsschutzes. Es 
wurden insgesamt 400 Anordnungen mit den zahlungsbegründenden  
Unterlagen bei 8 Dienststellen geprüft. Von den geprüften Belegen der 
Stichprobe wurden 9 überwiegend aus formalen Gründen (z. B. fehlende 
Bescheinigung der rechnerischen oder sachlichen Richtigkeit) bean
standet. 
 
Darüber hinaus wurden 6 Doppelzahlungen mit einem Betrag von insge
samt 32.512,30 € festgestellt. Die überzahlten Beträge wurden von den 
betroffenen Dienststellen zurückgefordert. 
 
Bei der Belegprüfung wurde ferner festgestellt, dass das Innenministerium 
sowohl für den Rechnungsbearbeitungsprozess als auch für die Beleg-
ablage das E-Akte-Verfahren des Landes nutzt. Damit wird das E-Akte-
Verfahren haushaltsrechtlich als automatisiertes Verfahren genutzt und 
der Einsatz hätte nach den Vorschriften der VV-ZBR dem Finanz-
ministerium und dem LRH angezeigt werden müssen. Ferner ist nach der 
VV-ZBR beim Einsatz automatisierter Verfahren eine Erklärung über die 
Einhaltung von gewissen Mindestanforderungen abzugeben. Beides ist 
bislang nicht erfolgt. Damit werden die haushaltsrechtlichen Vorgaben 
nicht eingehalten. Gleichwohl konnten die geprüften Belege aus der Stich
probe des Innenministeriums nachvollzogen werden.  
 
Das Finanzministerium kündigt an, die Staatskanzlei und die Ressorts 
auf die Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorgaben beim Einsatz auto
matisierter Verfahren sowie auf das digitale Rechnungsbearbeitungspro
gramm „VeRA-Rechnungsbuch“ hinzuweisen. 
 
Insgesamt kommt der LRH zu dem Ergebnis, dass die Buchungen in den 
geprüften Fällen ordnungsgemäß belegt waren. 
 

5.9 Verpflichtungsermächtigungen  
 
Durch Verpflichtungsermächtigungen (VE) können Dienststellen finanziell 
verpflichtende Maßnahmen beginnen, die in künftigen Haushaltsjahren zu 
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Ausgaben führen. So kann das Land Vorhaben beginnen, bei denen es 
sich im Voraus zu Ausgaben über mehrere Jahre verpflichtet. 
 
VE verfallen, wenn sie nicht in dem Haushaltsjahr in Anspruch genommen 
werden, in dem sie veranschlagt sind. Die in Anspruch genommenen VE 
und der Bestand an Verpflichtungen werden in den Büchern des abgelau
fenen Haushaltsjahres nachgewiesen. 
 
Nach § 38 Abs. 2 LHO bedarf die Inanspruchnahme von VE der Zustim
mung durch das Finanzministerium, sofern unter anderem ein vom Finanz-
ministerium festzulegender Rahmen überschritten wird. Dieser festzule
gende Rahmen wird vom Finanzministerium über den für das jeweilige 
Haushaltsjahr aufgestellten Haushaltsführungserlass geregelt. 
 
Wie schon mit dem Haushaltsführungserlass 2023 wurde vom Finanz-
ministerium auch für das Haushaltsjahr 2024 bestimmt, dass in die Inan
spruchnahme von VE nun nicht mehr gesondert eingewilligt werden muss. 
 
Im Haushaltsplan 2024 waren VE von insgesamt 2.339 Mio. € für die 
Haushaltsjahre 2025 ff. veranschlagt und den Ressorts als Verpflichtungs
budget bereitgestellt worden. 
 
Nach der Rechnungslegung 2024 wurden von den bereitgestellten Mitteln 
900 Mio. € zulasten der Haushaltsansätze in den folgenden Haushaltsjah
ren in Anspruch genommen. Das sind 38 % der insgesamt für 2024 einge
planten VE. Damit erreicht die Inanspruchnahme im Vergleich zu den Vor
jahren einen hohen Stand:  
 

 
Abbildung 9: Quote der in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 
Quelle:  Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 
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Die nun gestiegene Quote ist positiv zu bewerten. Allerdings waren immer 
noch über 60 % der eingeplanten VE nicht benötigt. Nach den Verwal
tungsvorschriften zu § 11 LHO sind VE mit größtmöglicher Genauigkeit zu 
errechnen oder zu schätzen. Die durchschnittliche Quote der Inanspruch
nahme der letzten Jahre von 29 % spiegelt die geforderte Genauigkeit 
nicht wider.  
 
Der LRH weist die Ressorts erneut darauf hin, künftige Mittelanmeldungen 
mit größerer Sorgfalt zu ermitteln und erinnert nochmals an die Forderun
gen des Landtages, VE realistischer anzusetzen.1 
 
Das Finanzministerium beabsichtigt, mit der Staatskanzlei und den Res
sorts in Austausch zu treten, wie eine größere Genauigkeit bei der Veran
schlagung von Verpflichtungsermächtigungen erreicht werden könne. 
 

5.10 Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächti
gungen 
 
Im Haushaltsvollzug kann das Finanzministerium in über- oder außer
planmäßige Ausgaben und VE der Ressorts einwilligen, wenn sie unvor
hergesehen und unabweisbar sind (Notbewilligungsrecht).2 Fehlt diese 
Einwilligung, verstößt eine Überschreitung gegen das Haushaltsrecht. 
2024 gab es 15 Überschreitungen in Höhe von insgesamt 28,7 Mio. €. 
 
Haushaltsüberschreitungen mit Einwilligung 
 
Die Haushaltsansätze wurden mit Einwilligung des Finanzministeriums bei 
3 Haushaltstiteln um 0,5 Mio. € überplanmäßig überschritten und bei 
einem Haushaltstitel um 0,5 Mio. € außerplanmäßig überschritten.  
 
Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung 
 
Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums sind 
2024 bei 11 Haushaltstiteln in Höhe von 27,7 Mio. € entstanden. Die Über
schreitungen sind unter anderem auf fehlerhafte Mittelbewirtschaftungen 
sowie fehlende und beschränkende Deckungsvermerke zurückzuführen. 
 
Der Landtag hatte bereits in seinen Voten zu den Bemerkungen 2017 und 
2018 des LRH die Dienststellen aufgefordert, die Haushaltsvermerke und 
Deckungsringe zu kontrollieren und gegebenenfalls anzupassen. Seit  
Beschluss des Landtages verweist das Finanzministerium in seinen  

 
1  Vgl. LT-Drs. 17/2036. 
2  § 37 Abs. 1 LHO bzw. § 38 LHO i. V. m. § 37 LHO. 



50 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

unveröffentlichten Haushaltsführungserlassen auf das Votum des Land-
tages. 
 
Dennoch kam es im Haushaltsvollzug 2024 auch zu Haushaltsüberschrei
tungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums: 
 

 
Abbildung 10: Anzahl und Höhe der Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung 
Quelle:  Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 
Die Anzahl der Haushaltsüberschreitungen ist gegenüber dem Jahr 2023 
leicht gesunken. Die Höhe der Haushaltsüberschreitungen beträgt 
27,7 Mio. € und liegt damit 21,8 Mio. € über dem Vorjahreswert. Die Über
schreitungen sind überwiegend (20,2 Mio. €) im Einzelplan 12 „Hochbau
maßnahmen und Raumbedarfsdeckung des Landes“ aufgrund eines 
Büroversehens entstanden. 
 
Der LRH weist erneut darauf hin, die Vorgaben des Landtages und der 
LHO einzuhalten. 
 
Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen ohne Einwilligung 
 
Eine VE erlaubt, Verpflichtungen zum Leisten von Ausgaben in künftigen 
Haushaltsjahren einzugehen. In Fällen eines unvorhergesehenen und 
unabweisbaren Bedürfnisses kann das Finanzministerium in über- und 
außerplanmäßige VE einwilligen.1 
 
Überschreitungen ohne die Einwilligung des Finanzministeriums verstoßen 
gegen das Haushaltsrecht. 
 

 
1  § 38 LHO in Verbindung mit § 37 LHO. 
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2024 wurden überplanmäßige VE in Höhe von 0,7 Mio. € in 3 Einzelplänen 
ohne Einwilligung des Finanzministeriums in Anspruch genommen. Inner
halb der Einzelpläne konnten die Überschreitungen durch ein ausreichen
des Restbudget finanziert werden. 
 
Der Gesamthaushalt wurde eingehalten. Allein fehlerhafte Mittelbewirt
schaftungen sowie fehlende und beschränkende Deckungsvermerke führ
ten zu den auszuweisenden Überschreitungen. 
 
Um dies zukünftig zu vermeiden, sollten die Haushaltsvermerke durch die 
Ressorts intensiver überprüft werden. 
 
Das Finanzministerium kündigt an, die Staatskanzlei und Ressorts auf 
die Einhaltung der Haushaltsvermerke verstärkt hinzuweisen. 
 

5.11 Haushaltsreste - niedriges Niveau setzt sich fort 
 
Abweichend vom Grundsatz der Jährlichkeit können am Jahresende Ein
nahme- und Ausgabereste in das nächste Haushaltsjahr übertragen wer-
den. Sie bleiben gemäß § 45 Abs. 2 LHO bis zum übernächsten Haus
haltsjahr (hier also bis Ende 2026) verfügbar. Einnahmereste können 
gebildet werden, wenn mit den Einnahmen im nächsten Haushaltsjahr 
gerechnet werden kann. Ausgabereste werden grundsätzlich einzeln in 
Höhe der eingegangenen Rechtsverpflichtungen gebildet.  
 
Die obersten Landesbehörden dürfen die Reste selbst bilden. Das 
Finanzministerium muss gemäß § 45 Abs. 3 LHO einwilligen, wenn die 
Haushaltsreste in Anspruch genommen werden sollen. Die Freigabe 
erfolgt gegen Deckung zulasten der Haushaltsansätze oder durch Bildung 
neuer Ausgabereste im laufenden Haushaltsjahr. 
 
Einnahmereste 
 
2024 wurden Einnahmereste in Höhe von 98.200 € bei zurückzuzahlenden 
Zuwendungen für nicht investive Vorhaben der Barrierefreiheit gebildet. 
Sie liegen damit rund 30.000 € über den Einnahmeresten 2023. Das nied
rige Niveau setzt sich damit fort. 
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Ausgabereste 
 
Auch die Ausgabereste 2024 bleiben wie im Vorjahr auf einem niedrigen 
Niveau: 
 

 
Abbildung 11: Entwicklung der Ausgabereste 2021 bis 2024 
Quelle:  Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 
 
Im Vergleich zu 2023 sinken die Ausgabereste leicht um 2,7 Mio. € auf 
insgesamt 70,5 Mio. €. Beispielsweise sind Ausgabereste für Sonder-
bedarfszuweisungen gemäß § 18 FAG mit rund 7,2 Mio. € und für Maß
nahmen zur Verbesserung des Zustandes des Grundwassers mit rund 
10,0 Mio. € übertragen worden. Insgesamt ist ein rückläufiges Volumen 
der gebildeten Ausgabereste festzustellen. Grund hierfür ist die Zunahme 
an gebildeten Rücklagen.1 
 

5.12 Vermögensnachweis und Vermögensübersicht im Spannungsfeld 
von Haushaltsrecht und Praxis 
 
Nach Art. 63 der Landesverfassung legt die Landesregierung dem Landtag 
eine Haushaltsrechnung mit einer Übersicht über das Vermögen und der 
Schulden des Landes vor. Die LHO konkretisiert dies in § 86: Mit der Ver
mögensrechnung sind der Bestand des Vermögens und der Schulden zu 
Beginn eines Haushaltsjahres, die Veränderungen während des Haus
haltsjahres und der Bestand zum Ende des Haushaltsjahres nachzuwei
sen.  
 

 
1  Vgl. Tz. 5.7. 
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Die maßgebenden Bestimmungen zur Erfassung und Bewertung des  
Landesvermögens finden sich in § 73 LHO sowie in den dazugehörigen 
Verwaltungsvorschriften. Ergänzende Regelungen werden jährlich vom 
Finanzministerium über den Erlass für die Aufstellung der Vermögensüber-
sicht an die Ressorts herausgegeben. 
 
Die Vermögensübersicht setzt sich zusammen aus 
 
• Grundvermögen,  
• Kapitalvermögen und 
• bewegliche Vermögen. 
 
Der LRH hat mit der Prüfung der Haushaltsrechnung 2024 den Nachweis 
des beweglichen Vermögens stichprobenartig untersucht. Die weiteren 
Bestandteile der Vermögensübersicht wird er in den kommenden Jahren 
prüfen. 
 

5.12.1 Nachweis des beweglichen Vermögens seit 2006 unvollständig 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 73 LHO sehen vor,1 dass Bestandsver
zeichnisse zum Nachweis über das bewegliche Vermögen zu führen sind.  
 
Der Nachweis kann auch durch eine Anlagenbuchhaltung erbracht wer
den.2 In der Praxis nutzen die Ressorts grundsätzlich die Anlagenbuchfüh
rung im SAP-Verfahren, vorgeschrieben ist dies indes nicht. 
 
Trotz der haushaltsrechtlichen Vorgaben, das Vermögen vollständig zu 
erfassen, ist der Nachweis des Vermögens unvollständig:  
 
• Ein geprüftes Ressort hat weder das vorgeschriebene Bestandsver

zeichnis noch alternativ den Nachweis des beweglichen Vermögens 
durch eine Anlagenbuchhaltung geführt. Trotzdem hat es dem Finanz-
ministerium gegenüber einen Vermögensbestand zum Ende des Haus
haltsjahres gemeldet. Dieser anhand der Auszahlungen ermittelte Wert 
berücksichtigte aber keine Abgänge. Das Ressort gab an, bereits mit 
der Inventarisierung begonnen zu haben. 
 

• Für nachgeordnete Dienststellen werden die vorgeschriebenen Ver
zeichnisse teilweise nicht geführt. Somit liegen die Vermögenswerte 
dieser Dienststellen nicht vor und fließen nicht in die Vermögensüber-
sicht des Landes ein. 

  

 
1  Vgl. VV Nr. 4.1 zu § 73 LHO. 
2  Vgl. VV Nr. 6.1.3 zu § 73 LHO. 
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• In einem Ressort ist lediglich die Erfassung von Anlagegütern geregelt, 
die aus der Hauptgruppe 8 - Investitionen und Investitionsförderungs
maßnahmen - beschafft werden. Für anderes bewegliches Vermögen 
ist die Erfassung nicht sichergestellt, denn es fehlt an eindeutigen 
Regelungen. 
 

• Die von der Dienststellenleitung bzw. von dieser beauftragten Person 
mindestens alle 2 Jahre unvermutet durchzuführende Prüfung der vor
handenen Bestände wird teilweise nicht vorgenommen. 
 

• Geringwertige Vermögensgegenstände mit einem Anschaffungswert 
von bis 150 € sind nicht in die Verzeichnisse zu übernehmen. Trotz-
dem wurde dies im Geschäftsbereich eines Ressorts unterschiedlich 
gehandhabt und in einem Fall der Wert über einen Zeitraum von 
13 Jahren abgeschrieben.  
 

Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass haushaltsrechtliche Vor-
gaben zum Führen von Verzeichnissen und zur unvermuteten Prüfung der 
Bestände nicht eingehalten werden. Zudem werden nicht alle Anlagen-
güter gesichert erfasst und gleichgelagerte Geschäftsvorfälle unterschied
lich bewertet. Die in der Haushaltsrechnung ausgewiesenen Werte für das 
bewegliche Vermögen werden somit nicht einheitlich ermittelt und sind 
unvollständig. 
  
Seit 2006 stellt die Landesregierung mit der Haushaltsrechnung auch die 
Werte des beweglichen Vermögens dar. Diese zusätzlichen Informationen 
erhöhen die Transparenz und werden daher vom LRH befürwortet. Jedoch 
erfolgt seit 2006 die Darstellung eingeschränkt. Denn seitdem wird in den 
Haushaltsrechnungen darauf hingewiesen, dass das bewegliche Vermö
gen noch nicht vollständig erfasst ist. 
 

5.12.2 Empfehlungen des LRH 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 73 LHO regeln im Kern den bestands-
mäßigen Nachweis von beweglichen Vermögensgegenständen. Eine wert-
mäßige Erfassung ist nicht vorgesehen und wird vom Finanzministerium 
dennoch per Erlass eingefordert. 
 
Eine an Handelsrecht angelehnte Definition des Anlagevermögens und 
eine verbindlich vorgeschriebene Anlagenbuchhaltung, um Vermögens-
gegenstände zu einem Stichtag zu bewerten, enthalten die derzeitigen 
haushaltsrechtlichen Vorschriften nicht.  
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So finden sich in den Verwaltungsvorschriften zu den vom Finanzministe
rium mit dem jährlichen Erlass zur Vermögensübersicht erbetenen Anga
ben der AfA - „Absetzung für Abnutzung“ keine Regelungen hinsichtlich 
der Nutzungsdauern und Abschreibungsmethoden.  
 
Das Finanzministerium verweist in diesem Zusammenhang auf den Lan
desstandard für die Kosten- und Leistungsrechnung - Fachstandard 8 
„Anlagenrechnung“. Der LRH empfiehlt daher, diesen Fachstandard in die 
Verwaltungsvorschriften zu § 73 LHO aufzunehmen.  
 
Vermögenswerte unter Beachtung des Werteverzehrs in der Vermögens-
übersicht des Landes Schleswig-Holstein darzustellen, bleibt richtig und 
wird vom LRH weiterhin unterstützt. Denn diese Informationen sind für den 
Haushaltsgesetzgeber von Bedeutung. Allerdings bedarf es für einen voll-
ständigen Ausweis klarer haushaltsrechtlicher Vorgaben, damit die Res
sorts geeignete und eindeutige Daten zur Verfügung stellen können. 
 
Der LRH empfiehlt daher, die Nutzung der bereitgestellten 
SAP-Anlagenbuchhaltung für die Landesdienststellen verpflichtend vorzu
schreiben. In diesem Zusammenhang sollten die bestehenden haushalts
rechtlichen Regelungen zum Vermögensnachweis modernisiert werden. 
Die derzeitigen Verwaltungsvorschriften sind noch auf „Kugelschreiber“ 
und „Karteiblätter“ ausgerichtet.1 Hinsichtlich der Wertgrenzen zur Erfas
sung des beweglichen Vermögens sollte sich das Finanzministerium am 
Bundeshaushalt orientieren und den Wert von 150 auf 250 € anheben. 
 
Das Finanzministerium teilt vollumfänglich die Ausführungen des LRH. 
Es kündigt an, die haushaltsrechtlichen Regelungen mit dem Ziel zu über
arbeiten, beginnend mit der Haushaltsrechnung 2026, das Vermögen voll
ständig und konsistent darzustellen. 

  

 
1  Vgl. VV Nr. 7.1 ff zu § 73 LHO. 
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Finanzministerium 
 

6. Konsolidierungsprogramm der Landesregierung: 
Es besteht dringender Handlungsbedarf 

 
Angesichts der Finanzlage und der absehbaren Herausforderun
gen hält der LRH eine nachhaltige Konsolidierung des Haushalts 
für unumgänglich. Besonders einmalig wirkende Maßnahmen 
sieht der LRH kritisch, weil die eigentliche Konsolidierung hier
durch in die Folgejahre verschoben wird. Der mit den Leitlinien 
der Haushaltskonsolidierung vorgestellte Konsolidierungspfad 
ab 2025 wirkt überwiegend nur auf der Planungsebene. Notwen
dig sind aber strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen, die auch 
auf der Ebene der Ist-Ergebnisse wirken. 
 
Die vom Finanzministerium gewählte Umsetzung des Konsolidie
rungspfads ist aufwendig und droht die angestrebten Ziele zu 
verfehlen. Im Jahr 2026 erreicht die Landesregierung die selbst
gesteckten Ziele nur, indem sie die Veranschlagung von Versor
gungsausgaben um knapp 80 Mio. € im Vergleich zur Finanzpla
nung bereinigt. Allerdings gibt diese Position Anlass für Zweifel. 
Für den Haushalt 2027 stellen sich Konsolidierungsnotwendig
keiten in Höhe von 258 Mio. €, um die ursprünglich beschlosse
nen Ziele zu erreichen.  
 
Eine Anpassung von Haushaltsplanansätzen an die Ist-
Entwicklung ist nur vordergründig ein Beitrag zu einer Haus
haltskonsolidierung und wäre schon aus Gründen der Haus
haltswahrheit geboten. Auch Rücklagenentnahmen sind kein 
geeignetes Instrument einer nachhaltigen Konsolidierung.  
 
Unabdingbar ist eine Prioritätensetzung bei den Ausgaben, die 
künftig bereits in den Eckwerten und der Finanzplanung 
realistisch abzubilden ist.  
 

6.1 Konsolidierungsmaßnahmen sind dem Land nicht unbekannt  
 
Schon in der Vergangenheit sah sich das Land mit signifikanten Konsoli
dierungserfordernissen konfrontiert. Um die Schuldenbremse ab 2020 ein
halten zu können, musste Schleswig-Holstein ab 2010 sein strukturelles 
Finanzierungsdefizit von 1,3 Mrd. € abbauen. Im Gegenzug erhielt es 
Konsolidierungshilfen von insgesamt 800 Mio. €.  
 



57 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Nur auf den ersten Blick ist es der Landesregierung seinerzeit gelungen, 
das Defizit durch Konsolidierungsmaßnahmen abzubauen. Denn geholfen 
haben insbesondere Maßnahmen, die das Land nur in begrenztem Aus
maß selbst beeinflussen konnte.1 
 
Hierzu zählen hauptsächlich Steuermehreinnahmen und Zinsersparnisse 
bis 2018 in einem Umfang von 4,8 Mrd. €, was die Herausforderung schon 
nahezu um die Hälfte reduzierte. Eine Reduzierung der Ausgaben fand 
hingegen nur anfänglich statt. Tatsächlich sind die konsumtiven Ausgaben 
für Personal, Sachmittel sowie Zuweisungen und Zuschüsse deutlich 
gestiegen.  
 
Derzeit plant die Landesregierung, inklusive der ausgewiesenen Hand
lungsbedarfe, für den Zeitraum bis 2029 wieder mit stark ansteigenden 
strukturellen Finanzierungsdefiziten. Diese bewegen sich in einer Größen
ordnung wie 2010. Damals lösten derart hohe Defizitbeträge die oben 
beschriebene Konsolidierungspflicht aus.  
 
Auch die mit der Grundgesetzänderung 2025 verbundenen neuen struktu
rellen Kreditaufnahmemöglichkeiten decken das geplante Defizit nicht. 

 
6.2 Konsolidierungsnot durch Handlungsbedarfe in der Finanzplanung  

 
Im März 2024 beriet die Landesregierung über die mittelfristige Finanzpla
nung und erkannte mit neu prognostizierten Finanzierungslücken selbst 
eine angespannte Finanzlage.  
 
Während ein Jahr zuvor die Landesregierung die Handlungsbedarfe bis 
2030 in Höhe von insgesamt 2,8 Mrd. € angab, zeigte sich im März 2024 
nach der Haushaltsklausur der Landesregierung in Sankelmark folgendes 
Bild:  
 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 8. 
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Abbildung 12: Entwicklung der Handlungsbedarfe 
Quelle:  Haushaltseckwerte 2024 vom 25.04.2023, Medieninformation vom 05.03.2024 

 
Die Landesregierung führte den Anstieg der Handlungsbedarfe um mehr 
als 150 % unter anderem auf notlagenbedingte Ausgaben, bei gleichzei-
tigem Wegfall der Notkredite, zurück. 
 
Um die nach der Klausurtagung in Sankelmark benannten Handlungs-
bedarfe von 7,1 Mrd. € zu reduzieren, verständigte sich die Landesregie
rung auf einen Konsolidierungspfad. Dieser sah vor, die Ausgaben ab 
2025 schrittweise um jeweils 200 Mio. € aufwachsend und ab 2030 dauer
haft um eine Mrd. € abzusenken.1 Das damit verfolgte Ziel: Einnahmen 
und Ausgaben bis 2030 schrittweise in Einklang bringen. 
 
Wie die Handlungsbedarfe insgesamt reduziert werden sollten, skizzierte 
die Landesregierung mit den veröffentlichten Leitlinien des Abbaupfads. 
Zusätzlich zu dem auf eine Mrd. € aufwachsenden neuen Konsolidie
rungspfad sollten insbesondere 
 
• die mit dem Haushalt 2024 beschlossene Konsolidierungstranche I von 

100 Mio. € bis 2030 jährlich fortgesetzt,  
• eine für 2025 einmalig geplante Zuführung von 296 Mio. € an das Son

dervermögen IMPULS gestrichen,  
• die Zuführungen an den Versorgungsfonds ab 2025 bis 2027 ausge

setzt sowie  
• von 2025 bis 2030 Mittel von insgesamt 946 Mio. € aus dem Versor

gungsfonds entnommen werden. Hierzu musste allerdings noch das 
Versorgungsfondsgesetz angepasst werden. 

 
1  Medieninformation des Finanzministeriums vom 05.03.2024. 
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Zudem sollten globale Minderausgaben dazu beitragen, die Handlungs-
bedarfe im Haushaltsvollzug zu senken.  
 

6.3 Umsetzung des Konsolidierungspfads in Tranchen 
 
Den um jeweils 200 Mio. € aufwachsenden Konsolidierungspfad setzt die 
Landesregierung schrittweise in weiteren Tranchen um. Bis 2026 hat sie 
mit 3 der geplanten Tranchen begonnen, insgesamt mit einem geplanten 
Einsparvolumen von 500 Mio. €. Die Einsparungen beziehen sich dabei 
auf den Haushaltsansatz und nicht auf die Ist-Ergebnisse. 
 

Geplante Konsolidierungstranchen in Mio. € 

 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 
Tranche I (ab 2024) 100 100 100 100 100 100 100 
Tranche II (ab 2025)  200 200 200 200 200 200 
Tranche III (ab 2026)   200 200 200 200 200 
Weitere Konsolidierungs
tranchen (2027- 2030) 

   200 400 500 600 

Gesamt 100 300 500 700 900 1.000 1.100 
Tabelle 14: Geplante Konsolidierungstranchen 
Quelle: Medieninformation des Finanzministeriums vom 05.03.2026, eigene Darstellung 
 

Die Verteilung der Tranchen auf die Ressorts wird dabei politisch ent
schieden. Ob den tatsächlich realisierten Maßnahmen beispielsweise eine 
kennzahlengestützte Analyse, eine inhaltliche Prioritätensetzung oder ein 
anderes Konzept zugrunde liegt, war für den LRH nicht feststellbar. Fest
halten lässt sich daher nur die unterschiedliche Verteilung auf die einzel
nen Aufgabenfelder bis 2026. 
 

 
Abbildung 13: Konsolidierungsbeiträge der Tranchen I, II und III in 2026 nach Funktionen 
Quelle: Unterlagen des Finanzministeriums zu den Tranchen I bis III; Tranche I beruht für 
2026 auf der internen Finanzplanung 2023-2027; Tranche II für 2026 auf der internen  
Finanzplanung 2024-2027; ohne Berücksichtigung der Versorgungsausgaben 
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Die von den Ressorts gemeldeten Konsolidierungstranchen setzen sich 
aus Einnahmeerhöhungen und Ausgabesenkungen zusammen. Dabei 
unterteilt das Finanzministerium die einzelnen Konsolidierungsmaßnah
men in einmalige, mehrjährige und strukturelle Beiträge. Es führen also 
nicht alle dem Finanzministerium gemeldeten Konsolidierungsmaßnahmen 
zu dauerhaften Einnahmeerhöhungen oder Ausgabesenkungen.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurde anhand der vorgelegten Unterlagen fest
gestellt, dass in Tranche III 78,4 Mio. € der strukturellen Konsolidierungs
beiträge nicht geklärte Anrechnungsbeträge waren. 
 
Das Finanzministerium hat im Nachgang zur Prüfungsmitteilung erklärt, 
dass es anstelle der Anrechnungsbeträge nunmehr aufwachsende Einspa
rungen im Bereich der Versorgungsausgaben durch die Neukonzeption 
des Prognosemodells mit 79,6 Mio. € für die Tranche III berücksichtigt 
habe.  
 
Zu den einmaligen Konsolidierungsbeiträgen von insgesamt 176,9 Mio. € 
zählen in großem Umfang Rücklagenentnahmen (Tranche I: 23,2 Mio. €, 
Tranche II: 30 Mio. €, Tranche III: 56,9 Mio. €, gesamt: 110,1 Mio. €). Die 
restlichen 66,8 Mio. € betreffen unter anderem sächliche Verwaltungsaus
gaben, Investitionen sowie einmalige weitere Einnahmen.  
 
Die wenigen mehrjährigen Konsolidierungsmaßnahmen umfassen erwar
tete höhere Einnahmen oder verschobene Projekte. 
 

6.3.1 Bugwelle durch ungelöste Handlungsbedarfe 
 
Einmalige oder mehrjährige Konsolidierungsbeiträge sind nicht strukturell, 
weil sie nicht dauerhaft wirken. In diesen Fällen müssen die Ressorts dem 
Finanzministerium zukünftige Ersatzmaßnahmen melden. Gelingt dies 
nicht, wird dem jeweiligen Ressort eine globale Minderausgabe (GMA) 
sowohl in den Eckwerten als auch in der Finanzplanung angelastet. Im 
Haushalt werden diese hingegen nicht ausgewiesen und auch nicht in die 
Summe der noch offenen Handlungsbedarfe bei der Haushaltsaufstellung 
eingerechnet. Somit erhöhen die ressortspezifischen GMA zusätzlich die 
Herausforderungen für den Gesamthaushalt. Diese muss das betroffene 
Ressort im darauffolgenden Haushaltsaufstellungsverfahren auflösen und 
gegebenenfalls zusätzlich zu neuen Konsolidierungsverpflichtungen er
wirtschaften. Sie stehen somit für die auf der Planungsebene nicht er
brachten Konsolidierungsmaßnahmen. 
 
Meldet ein Ressort einen höheren Konsolidierungsbeitrag als vorgesehen, 
gewährt das Finanzministerium diesem einen sogenannten Anrechnungs
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betrag. Dieser Betrag wird dem Ressort für die kommende Tranche als 
bereits erfüllte Konsolidierung angerechnet. 
 
Für nicht-strukturelle Beiträge in den Tranchen I und II haben die Ressorts 
inzwischen Ersatzmaßnahmen in ausreichender Höhe genannt, sodass 
die Gesamtbeiträge nach Planung des Finanzministeriums dauerhaft 
erfolgen sollen. Für die Tranche III beziffert das Finanzministerium die 
noch zu erbringenden Ersatzmaßnahmen im Haushalt 2027 mit über 
60 Mio. € und ab 2028 ff. mit über 70 Mio. €.  
 
Die Höhe der im Haushaltsaufstellungsverfahren 2026 akzeptierten 
Anrechnungsbeträge für Tranche III beziffert das Finanzministerium mit 
78,4 Mio. €. Aus seiner Sicht handelt es sich um eine politische Entschei
dung des Kabinetts, den Ressorts Anrechnungsbeträge zuzugestehen. 
Diese seien nicht titelscharf abbildbar und würden weder in der Finanzpla
nung noch im Haushalt berücksichtigt. 
 
Insgesamt haben die Ressorts für die Tranche III Einsparungen von nur 
126 Mio. € gemeldet. Allein mithilfe der Neukonzeption des Prognose-
modells für die Versorgungsausgaben ist es dem Finanzministerium mög
lich, die Anrechnungsbeträge von 78,4 Mio. € wieder auszugleichen, um 
somit den planmäßigen Konsolidierungsrahmen von 200 Mio. € zu 
erreichen. 
 
Das Instrument der Anrechnungsbeträge erscheint intransparent und birgt 
die Gefahr, dass die Gesamttranchen nicht erfüllt werden. Es ist zwar 
grundsätzlich möglich, dass ein Ministerium in einem Jahr einem anderen 
mit seiner Übererfüllung aushilft und gleichzeitig diese Übererfüllung für 
sich selbst in der Folgetranche anrechnen kann. Jedoch gelingt das nur, 
wenn das Ministerium, dem ausgeholfen wurde, im Folgejahr nicht nur 
seinen Konsolidierungsbeitrag für die Folgetranche erbringt, sondern auch 
den bisher nicht erbrachten Beitrag der vorherigen Tranche. In einer 
solchen Konstellation hätte also dem Ressort, dem ausgeholfen wurde, für 
das Folgejahr eine ressortspezifische GMA auferlegt werden müssen. 
 
Insgesamt müssen für den Haushalt 2027 noch 258 Mio. € an zusätzlichen 
Konsolidierungsmaßnahmen erbracht werden. Hierin enthalten sind  
ressortspezifische GMA in Höhe von 65,5 Mio. € aus den Vorjahren. Wenn 
diese umgesetzt werden, kann die Tranche IV entsprechend geringer aus
fallen. Dann müssen noch weitere Maßnahmen von 193 Mio. € erbracht 
werden, um das in Sankelmark beschlossene Konsolidierungsziel von 
700 Mio. € zu erreichen. 
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Abbildung 14: Geplante Konsolidierungsbeiträge 
Quelle:  Unterlagen des Finanzministeriums zu den Tranchen I bis III; Tranche I beruht auf 
der internen Finanzplanung 2023-2027; Tranche II auf der internen Finanzplanung 2024-
2027 und für Tranche III wurden die strukturellen Konsolidierungsbeiträge vom LRH fortge
schrieben.  
 

Zusätzlich besteht im Haushalt 2026 noch eine nicht-ressortspezifische 
GMA in einer Gesamthöhe von 192 Mio. €. Diese muss im Haushaltsvoll
zug erwirtschaftet werden.  
 
GMA verringern die Transparenz - insbesondere im Hinblick auf die par
lamentarischen Budget- und Kontrollrechte. Dieses Instrument sollte nur in 
Ausnahmefällen genutzt werden. In Schleswig-Holstein wurden aber ab 
dem Haushaltsjahr 2025 globale Minderausgaben im großen Umfang ver
anschlagt. 
 
Das Finanzministerium sieht globale Minderausgaben als effizientes und 
bewährtes Mittel im Umgang mit knappen Finanzressourcen an.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Die Landesregierung sollte wieder 
zu der vorherigen Praxis zurückkehren und anstatt globaler Minderaus-
gaben die Ansätze realistisch veranschlagen, vor allem, wenn durch ziel
gerichtetere Haushaltsveranschlagungen im Rahmen der Konsolidierung 
die erwartbaren Beiträge zur GMA sinken dürften.  
 

6.3.2 Strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen: Nicht immer zielführend 
 
Für eine dauerhafte Konsolidierung des Landeshaushalts sind allein die 
strukturellen Konsolidierungsmaßnahmen von Bedeutung. Das Finanz-
ministerium ordnet alle langfristigen Veränderungen von Haushaltsansät
zen in der Finanzplanung den strukturellen Konsolidierungsbeiträgen zu.  
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Diesen Ansatz teilt der LRH nicht. Die Anpassung von Haushaltsansätzen 
an den tatsächlichen Bedarf (durchschnittlicher Ist-Wert) erhöht lediglich 
die Haushaltswahrheit. Sie führen weder zu einer Absenkung von Ist-
Ausgaben noch zu einer Erhöhung von Ist-Einnahmen. Dieses wäre aber 
nach Auffassung des LRH Voraussetzung für eine strukturell wirkende 
Konsolidierung.  
 
Hingegen gelten als strukturelle Konsolidierungen - sofern sie durchgehal
ten werden - aus Sicht des LRH insbesondere solche, denen rechtliche 
Änderungen bzw. tatsächliche Kostensenkungen gegenüberstehen. Hierzu 
zählen folgende, in den bisherigen Tranchen gemeldete Maßnahmen: Im 
Schulbereich die angepassten Kontingentstundentafeln und die Gruppen
größen im DaZ-Bereich, die Erweiterung der Gruppengröße im Hort-
bereich, die Erhöhung der Landeswasserabgabe oder Maßnahmen im 
Bereich der Beihilfe. Diese Änderungen senken bzw. erhöhen langfristig 
die Ist-Ausgaben bzw. Ist-Einnahmen. 
 
Kritisch bewertet der LRH solche Konsolidierungsbeiträge, die die 
Leistungsansprüche Dritter betreffen, ohne die entsprechenden rechtlichen 
Änderungen. Die geringeren Bedarfe ergeben sich nicht aufgrund von 
rechtlichen Änderungen, sondern durch aktuell niedrigere Bedarfsprogno
sen. Externe Faktoren können die Bedarfe jederzeit wieder ansteigen las
sen. 
 
Das Finanzministerium hält dem entgegen, dass in jedem Haushaltsjahr 
Sachverhalte auftreten würden, in denen Leistungsberechtigte ihre gesetz
lichen Ansprüche nicht im erwarteten Umfang in Anspruch nehmen wür
den. Das jeweilige Ressort würde diesem Umstand insoweit Rechnung 
tragen, dass im Einzelfall damit auch Konsolidierungsmaßnahmen umge
setzt werden könnten. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung, dass dies nur Änderungen auf der 
Planungsebene bewirkt aber nicht mit tatsächlichen Einsparungen verbun
den sei. Dieses „Luft-aus-dem-Titel-lassen“ ändert nichts an den finanziel
len Verpflichtungen des Landes und stellt somit keine strukturelle Konsoli
dierung dar. Soll-Ist-Anpassungen sind schon aus Gründen der Haushalts-
wahrheit erforderlich. 
 

6.3.3 Beispiele nur vordergründiger Konsolidierungsmaßnahmen: Rück-
lagenentnahmen, Eingliederungshilfe und Versorgungsausgaben 
 
Nachfolgend werden einige Beispiele von Konsolidierungsbeiträgen dar
gestellt, bei denen der tatsächliche Konsolidierungserfolg offen ist:  
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Rücklagenentnahme 
 
Sofern das Land etwas zurücklegen kann, weil Ausgabenansätze nicht 
ausgeschöpft werden oder zusätzliche Einnahmen anfallen, können nach 
§ 62 Abs. 3 LHO1 Rücklagen gebildet werden. Diese dürfen nur für 
bestimmte Zwecke gebildet werden, soweit der Haushaltsplan dies 
zulässt.  
 
Fällt der Zweck weg, nutzt die Landesregierung die Rücklagen als allge
meine Deckungsmittel. Diese Mittel aus Rücklagenentnahmen finanzieren 
bisher nicht gedeckte Ausgaben und werden nicht für die Tilgung verwen
det.  
 
Die mit den Tranchen I bis III vom Finanzministerium dargelegten Konsoli
dierungsbeiträge von 519 Mio. € enthalten zu 21 % Rücklagenentnahmen. 
Das entspricht 110 Mio. €. In dieser Höhe hat die Landesregierung Hand
lungsbedarfe einmalig in den Jahren 2024 bis 2026 reduziert und aus ihrer 
Sicht damit konsolidiert.  
 
Jedoch wirken diese Konsolidierungsbeiträge nicht in die Zukunft. Ledig
lich verschiebt die Landesregierung strukturelle Kraftanstrengungen in 
Folgejahre.  
 
Eingliederungshilfe 
 
Das Sozialministerium hat Ausgaben für die Eingliederungshilfe als struk
turellen Konsolidierungsbeitrag für die Tranche II gemeldet.  
 
Obwohl weder Änderungen der bundesgesetzlichen Grundlagen vorliegen 
noch sich die Anzahl von Anspruchsberechtigten erkennbar reduziert hat, 
sollten 8 Mio. € in 2025 und danach bis 2028 jährlich ansteigende Beträge 
von bis zu 9 Mio. € eingespart werden.  
 
Im Detail wurde die Finanzplanung 2024 folgendermaßen fortgeschrieben:  
 

Erstattung der Kosten der Eingliederungshilfe in Mio. € 

Vorgesehener 
Ansatz 2025 

Ansatz 2025 nach  
Eingabe Tranche II 

Beitrag Konsolidie
rung 
Tranche II 2025 

Ansatz 2026 
nach Eingabe 
Tranche II 

938,9 930,8 -8,1 968,0 
Tabelle 15: Erstattung der Kosten der Eingliederungshilfe 
Quelle: interne Finanzplandaten des Finanzministeriums 

 

 
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 165. 
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Die tatsächliche Entwicklung des Haushaltsansatzes stellte sich mit dem 
zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2025 anders dar. Der Ansatz von 
931 Mio. € erhöhte sich auf 1.060 Mio. €. Der Nachfinanzierungsbedarf 
von 129 Mio. € ergab sich aus den Ende August vollständig vorliegenden 
kommunalen Abrechnungen.1 
 
Auf Ebene der Ist-Ergebnisse zeichnet sich ein ähnliches Bild ab: Nach 
vorläufigen Haushaltsdaten beträgt der Ist-Wert für 2025 1.059 Mio. €2 - 
die nachlaufende Abrechnung der Kommunen noch nicht einbezogen. 
Diese wird auch den Haushalt 2026 belasten, der inklusive Vorsorge mit 
einem Ansatz von 1.192 Mio. € noch zu niedrig plant. 
 
Das Finanzministerium legt Wert auf die Feststellung, dass nach damali
ger Einschätzung des Ressorts Haushaltsmittel der Eingliederungshilfe zur 
Konsolidierung zur Verfügung standen. 
 
Nach Auffassung des LRH zeigt gerade dieses Beispiel deutlich, dass sich 
Leistungsgesetze nicht als Konsolidierungsbeiträge eignen, wenn es 
weder auf Landes- noch auf Bundesebene entsprechende Gesetzesände
rungen gab. Somit dürfte diese Maßnahme auch nicht als Konsolidie
rungsbeitrag gewertet werden. Zudem dürften die Handlungsbedarfe in der 
Finanzplanung unterschätzt eingeplant sein. 
 
Neukonzeption der Versorgungsausgaben 
 
Das Verfahren der bedarfsgerechten Berechnung der Versorgungsaus-
gaben wurde neu konzeptioniert. Hierauf basierend hat das Finanzministe
rium in seiner Eckwerteplanung für 2026 die Versorgungsausgaben im 
Ansatz um 79,6 Mio. € gegenüber der Finanzplanung 2024 gesenkt.3 
Diese Differenz wird als strukturell aufwachsende Konsolidierungsmaß
nahme für Tranche III in 2026 gewertet.  
 
Die Entwicklung der Versorgungsausgaben zeigt, dass eine reine Progno
seanpassung bei gesetzlichen Verpflichtungen nicht die Ist-Ausgaben 
senkt und damit auch nicht als struktureller Konsolidierungsbeitrag geeig
net ist. Vielmehr wurde ein bestehendes Prognoseverfahren gegen ein 
neues im Sinne der Haushaltswahrheit ausgetauscht.  
 
Daneben erfährt dieser Ausgabenbereich eine zusätzliche Kostendynamik 
durch die Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3700.  
2  Vgl. Umdruck 20/5777. 
3   Vgl. Umdruck 20/4829. 
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zur Besoldung aus September 2025.1 Insoweit ist von einem dauerhaft er
höhten Niveau bei den Versorgungsausgaben auszugehen.  
 
Der LRH stellt fest, dass diese Position im Ergebnis nicht geeignet ist, sie 
als strukturelle Konsolidierungsmaßnahme zu nutzen - auch in der  
planungsorientierten Sichtweise des Finanzministeriums. Zumal diese 
Herausforderung schon zum Ende des Haushaltsaufstellungsverfahrens 
bekannt war. 
 

6.4 Controlling der Konsolidierung durch das Finanzministerium 
 
Das Controlling der Konsolidierung durch das Finanzministerium findet auf 
2 Wegen statt. Einerseits über die Überprüfungen der Konsolidierungs-
beiträge im Haushaltsaufstellungsverfahren und im Haushaltsvollzug, 
andererseits über die Eckwerteplanung der Ressortbudgets. 
 

6.4.1 Controlling im Haushaltsaufstellungsverfahren und Haushaltsvollzug  
 
Im Haushaltsaufstellungsverfahren überprüft das Finanzministerium die 
von den Ressorts angemeldeten Konsolidierungsmaßnahmen. Dieses 
gewählte Steuerungsverfahren über Konsolidierungstitel ist sehr aufwen
dig: 
Da Haushaltstitel über die Zeit verschoben, getrennt oder zusammen-
gelegt werden, ist eine Vergleichbarkeit erschwert. Zudem steigen Haus
haltsansätze inflationsbedingt an und es kommen neue Bedarfe hinzu. 
Auch müssen Deckungsfähigkeiten berücksichtigt werden. Für den Fall, 
dass sich Ausgabetitel trotz struktureller Konsolidierung zukünftig erhöhen, 
entscheidet das Finanzministerium, ob die vorgetragenen Gründe tragen.  
 
Um die strukturelle Wirkung titelscharf nachzuvollziehen, hat sich das 
Finanzministerium somit selbst ein aufwendiges Verfahren aufgebürdet. 
 

6.4.2 Controlling über die Eckwerteplanung der Ressortbudgets mit kurzer 
Halbwertszeit  
 
Nach § 27 Abs. 1 LHO beschließt die Landesregierung zur Vorbereitung 
der Haushaltsaufstellung auf Vorschlag des Finanzministeriums die  
Ressortbudgets, die in Summe die Eckwerte ergeben.  
 
Die angemeldeten Konsolidierungsbeiträge werden für die nächstjährige 
Eckwerteplanung der Ressorts erkennbar berücksichtigt. Hierdurch sinken 
die Ressortbudgets. 

 
1  BVerfG, Beschluss vom 17.09.2025, 2 BvL 5/18 u. a. 
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Entscheidend für eine erfolgreiche Konsolidierung ist jedoch die Umset
zung der Ressorteckwerte im Haushaltsaufstellungsverfahren. Seit 2023 
übersteigen die Ausgaben des verabschiedeten Haushalts die Eckwerte 
erheblich. 
 

 
Abbildung 15: Gesamtbudgets der Ressorts 
Quelle:  Haushaltsrunderlasse und Haushaltspläne des Landes 2013-2026, Ressortbudgets 
sind ohne Zinsausgaben und KFA 
 

Die Abweichung bewegt sich zwischen 1,2 und 2,4 Mrd. €. Die Differenzen 
übersteigen die seinerzeit geplanten Notkredite oder die neuen strukturel
len Verschuldungsmöglichkeiten und zusätzlichen LuKIFG-Mittel1 deutlich. 
 
Im verabschiedeten Haushalt ist die Konsolidierung auf Basis der Eck-
werte somit nicht mehr sichtbar.  
 

6.5 Empfehlungen des LRH 
 
Eine schrittweise Konsolidierung des Landeshaushalts bis 2030 ist auch 
aus Sicht des LRH notwendig, um die Ausgaben und Einnahmen wieder in 
Einklang zu bringen.  
 
Jedoch bedarf es hierzu vordringlich struktureller Ausgabesenkungen oder 
Einnahmeerhöhungen. Finanzwirksame Einsparungen erzielt man hinge
gen nur auf der Ebene der Ist-Ergebnisse.  
 
Tatsächlich schieben die Ressorts im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium derartige strukturelle Konsolidierungsbeiträge jedoch in die 

 
1  Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 

(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) vom 20.10.2025, 
BGBl. I 2025 Nr. 246. 
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Folgejahre. Denn sie ersetzen im Haushaltsaufstellungsverfahren diese 
durch nicht-strukturelle Beiträge. 
 
Vor allem Rücklagenentnahmen betrachtet der LRH in diesem Zusam
menhang kritisch. Zwar schließen auch diese die jeweiligen jährlichen 
Handlungsbedarfe, aber eine tatsächliche Konsolidierung ist dies nicht. Es 
liegt am Finanzministerium, diese Praxis einzudämmen. 
 
Das Finanzministerium legt dar, dass aus Sicht der Landesregierung 
nicht-strukturelle Konsolidierungsbeiträge die erforderliche Flexibilität in 
nachfolgenden Haushaltsjahren ermöglichen. 
 
Der LRH teilt grundsätzlich diese Sichtweise. Jedoch geht mit dieser 
Flexibilität die oben dargestellte Komplexität des Steuerungsprozesses 
einher.  
 
Konsolidierungen bei Haushaltsansätzen von bundesgesetzlichen Leis-
tungen sollten ohne Änderung der Ansprüche gänzlich ausgeschlossen 
werden. 
 
Eine Anpassung von Haushaltsplanansätzen an die Ist-Entwicklung ist 
schon im Sinne der Haushaltswahrheit notwendig und stellt keine struktu
relle Konsolidierung dar, insbesondere in Bereichen mit erhöhter Kosten
dynamik wie den Versorgungsausgaben oder der Eingliederungshilfe. 
 
Die mit den Leitlinien der Haushaltskonsolidierung vorgestellten Maßnah
men unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Wirkung. Während der Konsoli
dierungspfad überwiegend die Planungsebene betrachtet, wirken sich die 
umgesetzten Maßnahmen zulasten der Sondervermögen unmittelbar auf 
den Haushalt aus. Hierbei nimmt die Landesregierung eine reduzierte Vor
sorge bewusst in Kauf. 
 
Die Ziele der Konsolidierung können erreicht werden, wenn die Landes-
regierung sich im Haushaltsaufstellungsverfahren wieder eng an ihre Eck
werteplanung hält. Zudem sollten Bedarfe frühzeitig im Rahmen der Eck
werte und der Finanzplanung an die Einnahmen angepasst werden. 
 
Vor allem muss die Landesregierung aber ihre selbstgesteckten Ziele 
erreichen. Denn die Landesregierung steht absehbar vor weiteren Heraus
forderungen bei Personalausgaben, höheren Zinsausgaben und aufgrund 
des Zukunftspaktes II für das UKSH. Sie muss daher sowohl die Konsoli
dierungsanstrengungen intensivieren als auch diese transparenter und 
übersichtlicher darstellen, insbesondere für den Landtag. 
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Aus Sicht des Finanzministeriums sind die Konsolidierungsmaßnahmen 
im jeweiligen Haushaltsaufstellungsverfahren Gegenstand der konkreten 
Beschlussfassung des Parlaments. Der komplexe Steuerungsprozess 
werde gegenüber dem Parlament fortlaufend transparent dargestellt. 
 
Der LRH stellt dies infrage. Eine vollständige Aufstellung der Konsolidie
rungsbeiträge einschließlich der Folgemaßnahmen und Anrechnungs-
beträge liegt dem Landtag nicht vor.   
 
Insgesamt sollte sich die Landesregierung fragen, ob die bisher von ihr 
verfolgte Konsolidierungsstrategie tatsächlich geeignet ist, das Ziel von  
einer Mrd. € von 2025 bis 2030 zu erreichen. Zumal die jährlichen Hand
lungsbedarfe weiter anwachsen auf rund 2 Mrd. € im Jahr 2035.1 Dabei 
teilt der LRH die zugrunde liegende Einschätzung, dass ohne eine spürba
re Konsolidierung mittelfristig ein nur noch äußerst schwer handhabbares 
Finanzierungsdefizit droht. Aber schon in den aktuellen Tranchen wird im 
Schwerpunkt auf Ansatzkorrekturen wie bei den Versorgungsausgaben 
gesetzt. Zudem soll mit dem zweiten Nachtragshaushalt 2026 bereits wie
der eine der wenigen im Ist wirkenden Konsolidierungsmaßnahmen, näm
lich die Streichung von 200 Lehrerstellen, zurückgenommen werden.  
Erkennbare Ersatzmaßnahmen finden nicht statt. All dies gibt Anlass zur 
Skepsis, dass das Konsolidierungsziel erreicht wird. Damit das Projekt 
sinnvoll fortgesetzt werden kann, braucht es neben der Transparenz  
gegenüber dem Haushaltsgesetzgeber einen belastbaren konzeptionellen 
Rahmen.  

  

 
1  Vgl. Anlage 1 der Medieninformation des Finanzministeriums vom 10.03.2026. 
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7. Beurlaubung von Beamten ohne Dienstbezüge - Defizite 
beseitigen 

 
In Einzelfällen verstießen Ressorts durch die Bewilligung bean
tragter Beurlaubungen gegen geltende Bestimmungen. 
 
Sachgerechte und dokumentierte Prüfungen der Tatbestands-
voraussetzungen sind bei Beurlaubungen die Ausnahme. Teil
weise gewährten die Ressorts Beurlaubungen über mehr als 
10 Jahre. Diese erfolgten ohne erkennbare Prüfung, ob dienstliche 
Belange entgegenstehen und Ermessenserwägungen angestellt 
wurden. 
 
Vereinzelt wurden Beamte während einer laufenden Beurlaubung 
befördert. Einheitliche und restriktive Vorgaben für die Ressorts 
existieren nicht. Die Staatskanzlei sollte die Personalpraxis in 
der Landesverwaltung daher kritisch prüfen und für alle Res
sorts einheitliche Regelungen vorgeben. 
 
Die Ressorts müssen geltende Bestimmungen einhalten und die 
Bearbeitungsqualität verbessern. Durch Beurlaubungen entste
hende finanzielle Auswirkungen bei der Versorgung müssen 
stärker in den Blick genommen werden. 
 

7.1 Ausgangslage  
 
Beamten kann auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge gewährt werden 
(Beurlaubung). Während der Beurlaubung besteht das Beamtenverhältnis 
mit den wesentlichen Rechten und Pflichten fort. Lediglich von der Dienst
leistungspflicht ist der Beamte entbunden. 
 
Für Beurlaubungen existiert eine Vielzahl von Anspruchsgrundlagen in 
unterschiedlichen Gesetzen: 
 
Das Landesbeamtengesetz (LBG)1 sieht unter anderem eine sachgrundlose 
Beurlaubungsmöglichkeit von bis zu 6 Jahren2 vor. Weitere Beurlau
bungsmöglichkeiten bestehen bei bestimmten familiären Voraussetzun
gen3 und ab der Vollendung des 50. Lebensjahres.4 Beabsichtigt ein Be
amter, eine der oben genannten Beurlaubungsmöglichkeiten zu nutzen, 

 
1 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 26.03.2009, zuletzt geändert am 13.12.2023, (GVOBl. 

Schl. H. S. 634). 
2 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 1 LBG. 
3 Vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 2 LBG. 
4 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG (Altersurlaub). 
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muss ihn der Dienstherr auf die Folgen für seine Ansprüche aufgrund be
amtenrechtlicher Regelungen hinweisen.1 § 65 LBG regelt zudem grund
sätzlich, dass kumulierter Urlaub nach den oben genannten Beurlaubungs
tatbeständen die Dauer von maximal 17 Jahren nicht überschreiten darf.2 
 
Die Sonderurlaubsverordnung (SUVO)3 sieht ergänzend weitere Beurlau
bungsmöglichkeiten vor, unter anderem in „besonderen Fällen“4 sowie zur 
Übernahme einer Lehrtätigkeit an deutschen Auslandsschulen, Europa
schulen oder im Nordschleswigschen Schuldienst.5 
 

7.2 Wesentliche Prüfungsergebnisse: Viel Potenzial für Verbesserungen  
 
Das Dienstleistungszentrum Personal Schleswig-Holstein (DLZP) kann mit 
der Software KoPers auswerten, wie viele Beamte auf Basis welcher 
Urlaubstatbestände für welchen Zeitraum beurlaubt wurden. Grundvoraus
setzung dafür ist, dass die Personalsachbearbeiter der Ressorts die Daten 
ordnungsgemäß in KoPers eingeben. 
 
Dies erfolgt nicht durchgehend. 
 
Insgesamt 67 Personalfälle6 aus den Ressorts wurden auf Basis einer 
vom DLZP erstellten Gesamtliste aller Beurlaubungen ab dem 01.01.2019 
geprüft. 
 
Bereits die Sichtung der Gesamtliste zeigte, dass zum Teil 
 
• die zugrundeliegenden Urlaubstatbestände nicht und 
• Zeiträume offenkundig7 falsch eingetragen wurden. 
 
Ergänzend teilten Ressorts mit, dass es nicht der dortigen Verwaltungs
praxis entspreche, Beurlaubungen kürzerer Dauer bei KoPers einzugeben.8 
 
Eine verlässliche Auswertung von Beurlaubungen aus KoPers ist mangels 
lückenloser Erfassung daher nicht möglich. 
 

 
1 Vgl. § 66 Abs. 1 LBG. 
2 Teilzeitbeschäftigungen mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit sind eben

falls auf die Höchstfrist anzurechnen. 
3 Sonderurlaubsverordnung (SUVO) vom 29.11.2018, GVOBl. Schl. H. 2018 S 796, zuletzt 

geändert am 14.12.2021, GVOBl. Schl. H. S. 1546. 
4 Vgl. § 19 SUVO. 
5 Vgl. § 17 SUVO. 
6 Den Personalfällen lagen teilweise mehrere Beurlaubungen zugrunde. In diesen Fällen 

wurden alle Beurlaubungen geprüft. 
7 Vielfach wurden etwa Beurlaubungen bis ins Jahr 2098 und 2099 angegeben. 
8 Vorrangig betroffen sind Beurlaubungsfälle, in denen Dienstbezüge fortgezahlt werden. 
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Von 67 geprüften Personalfällen waren lediglich 9 fehlerfrei. Bei den 58 feh-
lerhaften Fällen wurden in 30 Fällen Ermessenserwägungen entweder nicht 
angestellt oder zumindest nicht dokumentiert. Weitere Fehler waren unter 
anderem: 
 
• Es erfolgten Beurlaubungen auf Basis nicht anwendbarer Tatbestände. 
• Entgegenstehende dienstliche Interessen wurden - insbesondere im 

Hinblick auf die Länge der Beurlaubung - nicht geprüft. 
• Vorgesehene Hinweispflichten wurden nicht eingehalten. 
 
Feststellungen ergaben sich überdies zu Beförderungen, die während noch 
laufender Beurlaubungen erfolgten, und zu versorgungsrechtlichen Aspek
ten. 
 

7.2.1 Beurlaubungstatbestände - einschlägige Norm erfassen und richtig 
anwenden 
 
Der LRH hat festgestellt, dass bei der Bearbeitung der Beurlaubungs-
anträge in den Ressorts verschiedene Fehler aufgetreten sind. 
 
Vereinzelt versäumten es die Ressorts, gesetzgeberische Änderungen in 
der Sachbearbeitung unmittelbar nachzuvollziehen. So bewilligte das Innen-
ministerium einen Beurlaubungsantrag mehr als 10 Monate nach Inkraft
treten einer novellierten Regelung auf Basis der nicht mehr existierenden 
Norm. 
 
Der Beurlaubungstatbestand des § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG (Altersurlaub) sieht 
eine Prüfung vor, ob dienstliche Belange der Beurlaubung entgegenstehen. 
Erst wenn dies nicht der Fall ist, darf eine Ermessensentscheidung über 
den Antrag getroffen werden. 
 
Nur in wenigen Fällen war erkennbar, dass eine Prüfung möglicher entge
genstehender dienstlicher Belange stattgefunden hat. Soweit Akten Ver-
merke über eine Tatbestandsprüfung enthielten, deuteten Formulierungen 
wie „ist zu gewähren“ darauf hin, dass Ermessenerwägungen nicht ange
stellt wurden. Im Ergebnis wurde kein Beurlaubungsantrag wegen entge
genstehender dienstlicher Belange endgültig abgelehnt. 
 

7.2.2 Hinweispflichten - ordnungsgemäß erfüllen 
 
Den nach § 66 Abs. 1 LBG vorgeschriebenen Hinweispflichten genügten 
die Ressorts in keinem der geprüften Personalfälle vollumfänglich. 
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Nur im Bildungsministerium war aufgrund des dort verwendeten Beurlau
bungsvordrucks nachweisbar, dass auf beamtenrechtliche Folgen vor der 
Stellung des Beurlaubungsantrags hingewiesen wurde. Der Vordruck deckt 
die Hinweispflichten allerdings nicht vollständig ab: Unter anderem geht er 
nicht auf die laufbahnrechtlichen Folgen und die Auswirkungen für (Erho
lungs-) Urlaubsansprüche ein. 
 
Die oben geschilderte Feststellung ist bedenklich: Verletzt der Dienstherr 
seine Hinweispflichten, kann der Beamte gestellte Beurlaubungsanträge ge
gebenenfalls wegen Irrtums anfechten oder wegen Nichterfüllung der Hin
weispflichten Schadenersatzforderungen stellen.1 
 

7.2.3 Beurlaubungszeiträume - zulässige Länge hinterfragen 
 
Bereits laufende Beurlaubungen wurden von den Ressorts häufig verlän
gert. 
 
Durch einzelne oder die Kombination verschiedener Beurlaubungstatbe
stände gewährten Ressorts in mehreren Fällen durchgehende Beurlau
bungen von mehr als 10 Jahren. 
 
In einem Fall wurde eine Beamtin - aufgrund der Beurlaubung für den 
Schuldienst in Nordschleswig - für einen durchgehenden Zeitraum von ins-
gesamt 40 Jahren beurlaubt.2 Eine weitere Beamtin der Steuerverwaltung 
wird aufgrund von Elternzeiten und bereits genehmigten Beurlaubungen 
für einen Zeitraum von 31 Jahren keinen aktiven Dienst versehen. Die 
Steuerverwaltung bewilligte hier eine Überschreitung der Beurlaubungs
höchstdauer von 17 Jahren unter anderem mit dem Argument, dass nach 
der bereits längeren Abwesenheit eine Rückkehr in den Dienst nicht zu
mutbar sei. 
  
Der LRH erkennt an, dass es im Einzelfall Gründe für lange Beurlaubungs-
zeiten geben kann und Beurlaubungen auch im Interesse des Landes sein 
können. 
 
Gleichwohl: Langfristige Beurlaubungen stehen im Spannungsfeld mit den 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums.3 Sie erschweren 
eine Wiedereingliederung in den Dienstbetrieb und führen selbst bei sehr 

 
1  Vgl. beispielhaft BVerwG, Beschluss vom 29.06.2016 - 2 B 118.15. 
2  Bei Lehrkräften für den Schuldienst in Nordschleswig ist - anders als bei Auslandsdienst

lehrkräften oder Ortslehrkräften - nicht vorgesehen, dass während der Beurlaubung ledig
lich ein hälftiger Versorgungszuschlag vom Bund gezahlt wird (vgl. dazu Tz. 7.2.5). Der 
Bund trägt die Aufwendungen vollständig. 

3  Grundsatz der Hauptberuflichkeit und Grundsatz des vollen persönlichen Einsatzes.  
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langen Beurlaubungszeiten nicht dazu, dass die festgelegte Mindestver
sorgung im Ruhestand unterschritten wird. 
 
Bei Beurlaubungstatbeständen, die den Ressorts eine Ermessensentschei-
dung einräumen, konnte in keinem Fall festgestellt werden, dass die Länge 
der bereits bestehenden Beurlaubungen in die Erwägungen eingeflossen 
ist und zu einer Ablehnung des Antrags führte. 
 

7.2.4 Beförderungen während der Beurlaubungen - restriktiv und einheit
lich handhaben 
 
Teilweise erfolgten Beförderungen während einer laufenden Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge. Die Kommentierung zum LBG1 weist darauf hin, dass 
es unter bestimmten Voraussetzungen der Personalpraxis der Landesver
waltung entspreche, Beförderung während einer Beurlaubung ohne Dienst-
bezüge vorzunehmen. 
 
Eine für alle Ressorts verbindliche Vorgabe für diese Personalpraxis wurde 
nicht festgestellt. Für die Beförderungspraxis bei Beurlaubungen für den 
Schuldienst in Nordschleswig verfügt das Bildungsministerium über eine 
eigene Richtlinie. Restriktionen, dass Beförderungen nur vorzunehmen sind, 
wenn die Beurlaubung zeitnah endet, enthält die Richtlinie nicht. 
 
Aus einer Beförderung während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
folgen nicht unmittelbar höhere Personalausgaben. Wird ein Beamter wäh
rend der Beurlaubung auf Dauer dienstunfähig, erhält er aber gegebenen
falls Versorgungsbezüge aus einem Amt heraus, in dem er nicht einen Tag 
Dienst geleistet hat. Die Staatskanzlei sollte die Personalpraxis in der 
Landesverwaltung daher kritisch prüfen und für alle Ressorts einheitliche 
Regelungen vorgeben. 

 
7.2.5 Versorgungsrechtliche Aspekte stärker in den Blick nehmen 

 
Nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
(SHBeamtVG)2 ist die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge grund
sätzlich nicht ruhegehaltfähig. 
 
Die Zeit der Beurlaubung kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich
tigt werden. Geht der Beamte während der Beurlaubung einer Erwerbstätig-

 
1  Vgl. Praxis der Kommunalverwaltung Schleswig-Holstein C-17, LBG § 62 2.4.2, beck-

online. 
2  Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Versorgung der Beamtinnen und Beamten 

sowie Richterinnen und Richter (Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein - 
SHBeamtVG) vom 26.01.2012, zuletzt geändert am 29.01.2025 (GVOBl. Schl. H. 2025 
Nr. 17). 
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keit nach, ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass ein Versorgungs
zuschlag - also eine „Ausgleichszahlung“ für die dem Land entstehenden 
Versorgungslasten - gezahlt wird. Nur im Einvernehmen mit dem Finanz
ministerium kann die oberste Dienstbehörde des Beamten auf die Erhe
bung eines Versorgungszuschlags verzichten. 
 
Für die Tätigkeit als Auslandsdienstlehrkraft oder Ortslehrkraft an einer 
Deutschen Auslandsschule hat das Finanzministerium eine Ausnahme in 
den Verwaltungsvorschriften zum Beamtenversorgungsgesetz vorgesehen: 
Zeiten der Beurlaubung werden generell als ruhegehaltfähig anerkannt, 
wenn der Bund - auf Basis einer bestehenden Vereinbarung - für die Zeit 
der Beurlaubung den Versorgungszuschlag auf der Grundlage der halben 
Bemessungsgrundlage übernimmt. 
 
Durch die Halbierung der Bemessungsgrundlage finanziert das Land die 
Tätigkeit einer Auslandsdienstlehrkraft oder Ortslehrkraft spätestens mit 
Beginn der Zahlung von Versorgungsbezügen mit. Aufgrund der modifi
zierten Bemessungsgrundlage entgehen dem Land pro Lehrkraft und Jahr 
rein rechnerisch mindestens 9.800 €. 
 

7.3 Fazit 
 
Um die beschriebenen Defizite zu beseitigen, müssen die Ressorts ver
schiedene Maßnahmen ergreifen: 
 
Neben der Eingabequalität in KoPers muss die Personalsachbearbeitung 
deutlich verbessert werden. Dies bedingt unter anderem, dass 
 
• die Prüfung von Tatbestandmerkmalen ordnungsgemäß durchgeführt 

und Ermessen erkennbar ausgeübt wird und 
• die Grundsätze der Aktenführung im Hinblick auf Vollständigkeit und 

Nachvollziehbarkeit der Akten stärker beachtet werden. Dies gilt insbe
sondere auch für gegebenenfalls erhaltene Versorgungszuschlagszah
lungen. 

 
Die Staatskanzlei sollte prüfen, ob den Ressorts ein einheitliches Antrags
formular für Beurlaubungen mit den wichtigsten Tatbeständen zur Verfü
gung gestellt werden kann. Ein solches Formular könnte neben Bearbei
tungsfeldern, mit denen die Prüfung der Tatbestandsmerkmale dokumen-
tiert werden kann, als Anlage alle nach § 66 Abs. 1 LBG erforderlichen 
Hinweise enthalten. 
 
Die Staatskanzlei kündigt an, mit den Personalreferenten der Ressorts zu 
erörtern, ob und gegebenenfalls in welcher Form ein einheitlicher Vordruck 
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eingeführt werden soll. Das Bildungsministerium beabsichtigt, die  
Hinweispflichten in seinem Vordruck zu ergänzen. Soweit ein landesein
heitlicher Vordruck entwickelt wird, werde es diesen einführen. 
 
Der LRH bestärkt Staatskanzlei und Bildungsministerium in ihrem beab
sichtigten Vorgehen. Die Erörterung mit den Personalreferenten sollte die 
Staatskanzlei zügig angehen. 
 
Bei der Länge von Beurlaubungen müssen die Ressorts folgenden Grund
satz beachten: Je länger Beurlaubungen andauern, umso rechtfertigungs
bedürftiger ist in der Regel eine bewilligende Entscheidung. Die Staats
kanzlei sollte prüfen, ob die in § 65 LBG geregelte Höchstdauer wieder auf 
15 Jahre gesenkt werden soll. 
 
Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass die derzeitige Höchstdauer der 
Beurlaubung von 17 Jahren auf die auf das vollendete 67. Lebensjahr an
gehobene Altersgrenze zurückzuführen sei. Bei einer Absenkung ent-
stünde eine rechnerische Lücke zwischen dem Antragsalter „Vollendung 
des 50. Lebensjahres“ für eine Beurlaubung nach § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG  
(Altersurlaub) und der angehobenen Altersgrenze. 
 
Der LRH merkt an, dass ein Antrag auf Altersurlaub in anderen Bundes
ländern1 nicht bereits mit der Vollendung des 50. Lebensjahres, sondern 
erst deutlich später gestellt werden kann. Die Entstehung einer rechneri
schen Lücke könnte folglich durch ein angepasstes Antragsalter vermieden 
werden. 
 
Beförderungen während laufender Beurlaubungen sollten restriktiv durch
geführt werden. Neben der Frage, wie lange der Beamte bereits beurlaubt 
ist, sollte berücksichtigt werden, wann der Beamte in den aktiven Dienst 
zurückkehrt und sich im neuen Statusamt bewähren kann. Die Staatskanz
lei sollte dies in einem Erlass einheitlich regeln. 
 
Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass einheitliche Vorgaben zu Beför
derungen notwendigen Einzelfallentscheidungen nicht gerecht werden. Auf-
grund bereits bestehender und in Zukunft weiterzuentwickelnder normati
ver Regelungen seien entsprechende Vorgaben auch nicht erforderlich. 
Die Prüfung des LRH habe aber Anlass gegeben, die Sensibilität für die 
Einhaltung der bestehenden Regelungen zu erhöhen. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Ein Erlass, der Voraussetzungen 
und Restriktionen für Beförderungen während einer Beurlaubung für die 

 
1  Etwa in Berlin und in Thüringen. 
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Ressorts zusammenfasst, trägt zu einem landeseinheitlichen Vorgehen 
bei. Soweit in Einzelfallentscheidungen ein abweichendes Vorgehen erfor
derlich sein sollte, wäre dies entsprechend zu begründen. 
 
Vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage gilt zudem: Erhält 
das Land bei Anerkennung der Ruhegehaltfähigkeit der Beurlaubung keine 
oder nur anteilige Versorgungszuschläge, sollten die Ressorts gerade län
gere Beurlaubungen sehr kritisch betrachten. Bei Auslandsdienstlehrkräften 
und Ortslehrkräften sollte die Staatskanzlei mit dem Bund in Verhandlun
gen über die Zahlung der Versorgungszuschläge auf Basis einer höheren 
Bemessungsgrundlage eintreten.  
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8. Immer wieder Verzögerungen und Probleme bei elek-
tronischen Verfahren in der Steuerverwaltung 

 
Ein elektronischer Versand von Kontrollmitteilungen ist innerhalb 
der Steuerverwaltung immer noch nicht möglich. Kontrollmittei
lungen werden ausgedruckt und in Papierform versandt. Dies ist 
nicht zeitgemäß, fehleranfällig, bindet Personal und verursacht 
unnötige Kosten. 
 
Durch das neue Plattformen-Steuertransparenzgesetz soll die 
Steuerverwaltung umfangreiche Daten über Umsätze auf Online-
Plattformen erhalten. Das Finanzministerium muss rechtzeitig 
die personellen, organisatorischen und technischen Vorausset
zungen schaffen, damit die Steuerverwaltung die zu erwartende 
Datenflut effizient bewältigen kann. 
 

8.1 Prüfungsgegenstand 
 
Die Umsätze auf Online-Plattformen nehmen stetig zu. So haben z. B. 
2024 Gäste aus dem In- und Ausland über 4 große Online-Plattformen 
insgesamt 60,4 Mio. Übernachtungen in Ferienunterkünften in Deutsch
land gebucht.1 
 
Einkünfte aus der Vermietung von Ferienunterkünften sind als Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung oder aus Gewerbebetrieb einkommen
steuerpflichtig.2 Zusätzlich sind kurzfristige Vermietungen umsatzsteuer
pflichtig.3 
 
Bis 2023 hatten die Finanzämter keine Möglichkeit zu erkennen, ob Ver
mieter die durch die Buchung von Ferienunterkünften über Online-Platt-
formen erzielten Umsätze und Gewinne in ihren Steuererklärungen ange
geben hatten. Seit dem 01.01.2023 gilt eine neue Rechtslage. Nach dem 
Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG)4 sind Betreiber digitaler Platt-
formen nunmehr verpflichtet, Daten an das Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) zu liefern, von wo aus sie an die Länderfinanzbehörden weitergelei
tet werden sollen. Die ersten Datenlieferungen nach dem PStTG erhielt 
das BZSt im 1. Quartal 2024. 
 

 
1  Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom 07.05.2025. 
2  § 2 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Nr. 6 Einkommensteuergesetz. 
3  § 1 Abs. 1 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz. 
4  Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen melden-

der Plattformbetreiber in Steuersachen (Plattformen-Steuertransparenzgesetz - PStTG) 
vom 20.12.2022, BGBl. I S. 2730. 
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Für die Vorjahre standen derartige Daten nicht zur Verfügung. 2015 hatte 
die Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg daher federführend 
für alle Länder über das BZSt ein Gruppenauskunftsersuchen an den Be-
treiber einer Online-Plattform gestellt. Nach einem längeren Gerichtsver
fahren wurden schließlich 2020 Daten für 2012 bis 2014 übermittelt. Auf 
Schleswig-Holstein entfielen dabei 147 Datensätze. 
 
Nach einem zweiten Gruppenauskunftsersuchen wurden 2023 weitere 
206.647 Datensätze für 2017 bis 2019 an die Steuerverwaltung in Schles
wig-Holstein übermittelt. Für 2020 bis 2022 wurde bereits eine weitere 
Datenlieferung angekündigt. 
 
Der LRH hat geprüft, wie die Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein mit 
den zugelieferten Daten verfahren ist und mit den Datenlieferungen in Zu
kunft umgegangen werden soll. Hierzu hat er örtliche Erhebungen im Fi
nanzministerium Schleswig-Holstein, im Finanzamt für zentrale Prüfungs
dienste (ZPD) und in 12 Finanzämtern durchgeführt. 
 

8.2 Zuständigkeit in Schleswig-Holstein 
 
In Schleswig-Holstein ist die Steueraufsicht im ZPD für die Bearbeitung 
der zugelieferten Daten zuständig. Zum Zeitpunkt der örtlichen Erhebun
gen des LRH gehörten ihr insgesamt 21 Steuerfahnder an. Die Tätigkeit 
der Steueraufsicht erstreckt sich auf steuerliche und strafrechtliche Ermitt
lungen bei bisher unbekannten steuerlichen Sachverhalten. 
 

8.3 Umgang mit den Datenlieferungen im ZPD 
 
Die Steueraufsicht konnte die zugelieferten Daten 2.575 Steuerpflichtigen 
in Schleswig-Holstein zuordnen. Die Ermittlung der Steuerpflichtigen gestal-
tete sich hierbei teils sehr zeitaufwendig, da die Datensätze nicht immer 
eine eindeutige Identifizierung zuließen. Zum Teil war eine Zuordnung 
nicht möglich, da z. B. keine Klarnamen benutzt worden waren. 
 
Im Anschluss wertete die Steueraufsicht die Daten durch einen Abgleich 
mit den Angaben der Steuerpflichtigen in ihren Steuererklärungen aus. 
Anschließend übermittelte sie 1.433 Kontrollmitteilungen zur weiteren Prü
fung an verschiedene Stellen der Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein 
und zuständigkeitshalber auch in anderen Ländern. 
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Mangels geeigneter elektronischer Verfahren musste die Steueraufsicht alle 
Kontrollmitteilungen ausdrucken und in Papierform versenden. Die Kon
trollmitteilungen bestehen aus 
 
• einem 3-seitigen Anschreiben, 
• einem Rückmeldebogen sowie  
• einer Aufstellung der den Steuerpflichtigen betreffenden vom Plattform

betreiber übermittelten Daten. 
 
Es werden demnach für jede einzelne Kontrollmitteilung mindestens 
5 Seiten ausgedruckt. Dies ist nicht zeitgemäß, führt zu einem hohen zeit
lichen Aufwand und verursacht unnötige Kosten. Die Bearbeitung der Ein
zelfälle wird so immens verzögert. 
 
Der LRH erwartet, dass sich das Finanzministerium im Rahmen seiner 
Möglichkeiten auf Bund-Länder-Ebene dafür einsetzt, die Einführung eines 
elektronischen Kontrollmitteilungsverfahrens voranzubringen. 
 
Unabhängig von der Einführung eines bundeseinheitlichen elektronischen 
Kontrollmitteilungsverfahrens hätte das Finanzministerium der Steuerauf
sicht geeignetes Handwerkzeug für die Ausfertigung von Kontrollmitteilun
gen zur Verfügung stellen müssen. Notfalls hätte unter Einbeziehung des 
Amtes für Informationstechnik (AIT) ein internes Verfahren eingerichtet 
werden können, um den zeitaufwendigen Prozess beim Erstellen und Ver
senden der Kontrollmitteilungen zu vermeiden. 
 
Das Finanzministerium teilt die Einschätzung des LRH und hält die Um
stellung auf einen elektronischen Versand von Kontrollmitteilungen für wich-
tig. Es setzt sich daher für eine bundeseinheitliche Umstellung nachdrück
lich ein. Die Einrichtung eines internen Verfahrens für Schleswig-Holstein 
hätte Zeit und Personal gefordert und Synergieeffekte der erstrebten bun
deseinheitlichen Lösung gefährdet. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Solange es kein bundeseinheitli
ches elektronisches Verfahren zum Versand von Kontrollmitteilungen gibt, 
hätte das Finanzministerium in dieser Situation für eigene interne Lösungen 
unter Nutzung der vorhandenen technischen Möglichkeiten sorgen müssen. 
 

8.4 Bearbeitung der Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern 
 
Die Steueraufsicht hat insgesamt 1.030 Kontrollmitteilungen an die übrigen 
Finanzämter in Schleswig-Holstein versandt. Der LRH hat anhand von Ein-
zelfällen geprüft, wie die Finanzämter mit diesen Kontrollmitteilungen um
gegangen sind. 
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8.4.1 Die Vorgaben wurden nicht eingehalten 
 
Die Bearbeitung von Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern ist in Erlas
sen des Finanzministeriums geregelt. Sie entsprach jedoch häufig nicht 
den dort gemachten Vorgaben. 
 
Nicht beachtet wurde unter anderem, dass die Kontrollmitteilungen bei 
steuerlich geführten Personen in den sogenannten Festsetzungsnahen Da
ten zu speichern und mit der Steuererklärung abzulegen sind. Hiermit soll 
insbesondere sichergestellt werden, dass die Informationen auch bei der 
nächsten Veranlagung beachtet werden. Auch hier wirkt sich aus, dass die 
Kontrollmitteilungen weiterhin in Papierform erstellt werden. Dies führt in 
den Finanzämtern zu einem erheblichen Arbeitsaufwand, uneinheitlichen 
Arbeitsabläufen und zeitlichen Verzögerungen. 
 
Solange kein elektronisches Verfahren zur Verfügung steht, sollte das 
Finanzministerium zumindest darauf hinwirken, dass in den Finanzämtern 
mit Papiereingängen einheitlich verfahren wird und alle Daten in der elekt
ronischen Akte gespeichert werden. 
 
Zudem wurden die Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern oft nur ober
flächlich geprüft. So unterblieb die vorgegebene Prüfung, ob die erklärten 
Einkünfte mit denen in der Kontrollmitteilung übereinstimmten. Es wurde 
nicht einmal weiter geprüft, wenn das Finanzamt zuvor Einkünfte nur 
geschätzt hatte. Nachfragen beim Steuerpflichtigen gab es in keinem Fall. 
Auch wurde in keinem Fall geprüft, ob gegebenenfalls eine Umsatzsteuer- 
oder eine Gewerbesteuerpflicht bestehen könnte.  
 
Weiterhin fehlte es in den Akten häufig an der notwendigen Dokumentation, 
sodass nicht nachvollziehbar war, ob und wie der Bearbeiter die Kontroll
mitteilung ausgewertet hatte.  
 
Die Finanzbehörden haben die Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleich-
mäßig festzusetzen und zu erheben. Insbesondere haben sie sicherzustel
len, dass Steuern nicht verkürzt, zu Unrecht erhoben oder Steuererstat
tungen und Steuervergütungen nicht zu Unrecht gewährt oder versagt 
werden.1 Vorhandenes Kontrollmaterial muss ausgewertet werden. Ande
renfalls können steuerliche Auswirkungen und eventuelle strafrechtlich 
relevante Gesichtspunkte nicht erkannt werden. Hinzu kommt, dass der 
erhebliche Arbeitsaufwand in der Steueraufsicht konterkariert wird, wenn 
die Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern nicht geprüft werden.  
 

 
1  § 85 Abgabenordnung. 
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Der LRH fordert das Finanzministerium auf, darauf hinzuwirken, dass die 
Vorgaben zur Prüfung von Kontrollmitteilungen zukünftig eingehalten wer
den. 
 
Das Finanzministerium teilt mit, dass auch nach seiner Einschätzung die 
Kontrollmitteilungen einheitlich und nachvollziehbar abgelegt sein sollten. 
Dies entspreche einem geordneten Verwaltungsverfahren und ermögliche 
eine professionelle Bearbeitung. Das Finanzministerium nehme die Sensi
bilisierung der Finanzämter hinsichtlich der geltenden Dienstanweisungen 
weiterhin ernst und werde auf eine einheitliche Umsetzung der Vorgaben 
hinwirken. 
 

8.4.2 Eine Rückmeldung an die Steueraufsicht ist erforderlich  
 
Es war den Finanzämtern freigestellt, ob sie den den Kontrollmitteilungen 
beigefügten Rückmeldebogen über das Ergebnis der Prüfung an das ZPD 
zurücksenden. 
 
Die Prüfung ergab, dass aus den Finanzämtern häufig keine Rückmeldung 
an das ZPD erfolgte, obwohl die Kontrollmitteilungen ausgewertet worden 
waren. 
 
Das ZPD ist den Finanzämtern gegenüber nicht weisungsbefugt. Es kann 
daher nur darum bitten, die Fälle zu bearbeiten und eine Rückmeldung 
über das Ergebnis zu geben. Auf die Arbeitsabläufe in den Finanzämtern 
hat das ZPD keinen Einfluss. 
 
Um den Erfolg der Arbeit beurteilen zu können, sind Rückmeldungen - ins-
besondere über die erzielten Mehrergebnisse - unverzichtbar. Zudem ver
setzen Rückmeldungen das ZPD in die Lage, zu beurteilen, inwieweit die 
gefertigten Kontrollmitteilungen sinnvoll waren und inwieweit es zielführend 
ist, weitere Kontrollmitteilungen zu fertigen. Hinweise aus den Finanzämtern 
können zudem helfen, diese zu verbessern. 
 
Der LRH empfiehlt, die Rückmeldungen der Finanzämter an die Steuer
aufsicht verpflichtend zu machen und in die Dienstanweisung für die Ver
anlagungsstellen aufzunehmen. 
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung, dass Rückmeldungen der 
Veranlagungsfinanzämter über das Ergebnis der Prüfung an das ZPD der 
Steueraufsicht die Einschätzung ermöglichen, wie wirksam Kontrollmittei
lungen sind und wie sie künftige Prüffelder zielgerichtet weiterentwickeln 
kann. Vor diesem Hintergrund prüfe es die verbindliche Pflicht zur Rück
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meldung über die Bearbeitungsergebnisse und deren technische Umset
zung. 
 

8.5 Das Finanzministerium muss die Steueraufsicht und die Finanzämter 
besser unterstützen 
 
Die Bearbeitung der Datenlieferungen ist sehr arbeitsintensiv und noch 
immer nicht abgeschlossen - weder im ZPD noch in den übrigen Finanz
ämtern. Eine ausreichende Unterstützung durch das Finanzministerium 
gab es nicht. 
 
Das Finanzministerium sollte zukünftig bei derartigen Fallkonstellationen 
so früh wie möglich ein Konzept für deren Bearbeitung erstellen, gegebe
nenfalls zusammen mit dem ZPD, dem AIT und den übrigen Finanzäm
tern. Dabei sollten insbesondere folgende Punkte miteinbezogen werden: 
 
• der Umgang mit Kontrollmaterial im ZPD und in den übrigen Finanz-

ämtern, 
• eine regelmäßige Berichterstattungspflicht des ZPD an das Finanzminis-

terium bezüglich des Fortgangs der Bearbeitung, 
• eine Verpflichtung zur Rückmeldung der Mehrergebnisse an das Finanz-

ministerium und an das ZPD und 
• die erforderliche technische Unterstützung. 
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung, dass umfangreiche Prüf-
felder ein Konzept erfordern können. Der Umgang mit Datenlieferungen 
sei jedoch grundsätzlich Teil des operativen Geschäfts der Steueraufsicht. 
Vorgaben des Finanzministeriums bedürfe es hierfür regelmäßig nicht. 
Bezogen auf den konkreten Prüfungsgegenstand sei die Steueraufsicht 
systematisch vorgegangen und habe eine angemessene Priorisierung in 
der Bearbeitung vorgenommen, die auch auf künftige Datenlieferungen 
übertragbar sei. Die auf Basis des PStTG zu erwartenden Datenlieferungen 
würden entgegen den Datenlieferungen aus beispielsweise Gruppenaus
kunftsersuchen maschinell und ohne die Steueraufsicht bearbeitet werden, 
sodass insbesondere diesbezüglich kein Konzept zur Bearbeitung erfor
derlich sei. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Für umfangreiche Datenlieferun
gen auch außerhalb des PStTG sollte das Finanzministerium ein Konzept 
erstellen und die Bearbeitung etwaiger Datenlieferungen eng begleiten. 
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8.6 8 Jahre reichen nicht: Elektronische Verfahren wurden nicht rechtzei
tig fertig 
 
Mit dem Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und 
zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs wurde 2017 eine gesetz-
liche Grundlage für die elektronische Aktenführung im Strafverfahren ge
schaffen. Spätestens ab dem 01.01.2026 sollten die Bußgeld- und Straf-
sachenstellen und die Steuerfahndungsstellen ihre Akten elektronisch füh-
ren sowie Dokumente mit anderen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten 
elektronisch austauschen.  
 
Eine Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die Akten auch elektronisch 
geführt werden können. Dies sollte bundesweit durch das bundeseinheit-
liche Verfahren KONSENS BuStra/Steufa1 gewährleistet werden. Dieses 
soll unter anderem die Fallbearbeitung im Bereich der Bußgeld- und Straf
sachenstellen und der Steuerfahndungsstellen vom Anzeigeneingang bis 
zum Prüfungs- bzw. Verfahrensabschluss ermöglichen. Geplant war, das 
Verfahren bis spätestens 2024 in Schleswig-Holstein einzuführen. Laut Fi
nanzministerium musste die Einführung jedoch verschoben werden, da die 
vorhandene Version des Verfahrens auf einem unzureichenden Entwick
lungsstand und nicht praxistauglich war. Eine Einführung mit diesem 
Entwicklungsstand hätte erhebliche Nachteile für die Arbeitsprozesse im 
ZPD zur Folge gehabt. Letztendlich wurde das Verfahren KONSENS 
BuStra/Steufa in Schleswig-Holstein erst zum 01.01.2025 eingeführt. 
 
Weitere Voraussetzung für den elektronischen Austausch von Dokumenten 
mit anderen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten ist die Einführung 
des bundesweiten KONSENS-Verfahrens eSPOG.2 Allerdings wurde dieses 
Verfahren nicht rechtzeitig fertiggestellt. Die Landesregierung war daher 
gezwungen, dem ZPD zu erlauben, bis zum 31.12.2026 sowohl Bußgeld- 
als auch Strafakten weiterhin in Papierform zu führen.3 
 
Bund und Ländern ist es in mehr als 8 Jahren nicht gelungen, in der Steuer-
verwaltung die technischen Voraussetzungen für die elektronische Akten
führung und den elektronischen Rechtsverkehr mit der Justiz zu schaffen. 
Die Entwicklung des Verfahrens KONSENS BuStra/Steufa hat sogar fast 
18 Jahre gedauert. Der LRH erwartet, dass sich das Finanzministerium im 

 
1  KONSENS Anwendung für die Bußgeld- und Strafsachenstelle und die Steuerfahndung. 
2  Elektronischer Rechtsverkehr und elektronische Akte nach StPO und OWiG. 
3  Landesverordnung zur vorübergehenden Ausnahme von der Verpflichtung zur elektroni

schen Führung von Bußgeldakten der Bußgeldbehörden und Strafakten der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle des Finanzamtes für Zentrale Prüfungsdienste sowie zur Änderung der 
Landesverordnung über die elektronische Aktenführung in der Justiz (E-BußStA-Opt-out-
LVO), GVOBl Schl.-H. 2025 Nr. 179 vom 22.12.2025. 
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Rahmen seiner Möglichkeiten dafür einsetzt, dass sich die Entwicklung von 
Fachverfahren im KONSENS-Verbund endlich beschleunigt. 
 
Das Finanzministerium befürwortet (voll-)elektronische Verfahren. Für 
die Bearbeitung von steuerstrafrechtlichen Sachverhalten sei die Einfüh
rung des Verfahrens KONSENS BuStra/Steufa in Schleswig-Holstein zum 
01.01.2025 ein Meilenstein gewesen. Der elektronische Rechtsverkehr 
und die elektronische Aktenführung in Straf- und Bußgeldverfahren seien 
weitere Schritte auf diesem Weg. Zur Umsetzung sei auf KONSENS-
Ebene das bundesweit gebündelte Projekt eSPOG etabliert worden. Nach-
dem der Bundesgesetzgeber den Ländern im Dezember 2025 zur Siche
rung einer störungsfreien flächendeckenden Einführung der elektronischen 
Akte eröffnet habe, den Termin für die verpflichtende elektronische Akten
führung durch Rechtsverordnung bis zum 31.12.2026 hinauszuschieben, 
habe die Landesregierung diese Möglichkeit ergreifen müssen. Für die 
Steuerverwaltung sei dies mangels fachlicher Freigabe der technischen 
Komponenten alternativlos gewesen. In Schleswig-Holstein habe man je
doch stets die technischen und organisatorischen Voraussetzungen her
gestellt, um eine zügige Einführung der bundesweit gebündelt entwickelten 
Verfahren sicherzustellen. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Es ist nicht akzeptabel, dass in 
der Steuerverwaltung lange bekannte gesetzliche Vorgaben aufgrund feh
lender bzw. unzureichender technischer Unterstützung nicht eingehalten 
werden können. 
 

8.7 Die große Datenflut: Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz 
 
Am 01.01.2023 ist das PStTG in Kraft getreten. Es verpflichtet Betreiber 
digitaler Plattformen, dem BZSt jährlich bis zum 31.03. strukturierte Daten-
sätze über Umsätze von Anbietern zu übermitteln, die über digitale Platt
formen gegen Vergütung bestimmte Tätigkeiten ausüben. Hierzu zählen 
unter anderem: 
 
• die zeitlich begrenzte Überlassung von Nutzungen und anderen Rech

ten jeder Art an unbeweglichem Vermögen, 
• die Erbringung persönlicher Dienstleistungen, 
• der Verkauf von Waren und 
• die zeitlich begrenzte Überlassung von Nutzungen und anderen Rechten 

jeder Art an Verkehrsmitteln.1 
 

 
1  § 5 Abs. 1 PStTG. 
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Das BZSt soll die Daten an die zuständigen Landesfinanzbehörden weiter
leiten. Die rechtliche Würdigung der übermittelten Sachverhalte obliegt den 
zuständigen Finanzämtern. 
 

8.7.1 Die Daten sind immer noch nicht in den Finanzämtern  
 
Obwohl das PStTG bereits seit 3 Jahren in Kraft ist, hat die Steuerverwal
tung in Schleswig-Holstein bisher noch keine Datenlieferungen seitens des 
BZSt erhalten.  
 
Das BZSt selbst geht von jährlichen Datenlieferungen von bis zu 6,5 Mio. 
Anbietern aus, aufgeteilt auf rund 500 Plattformbetreiber. In welchem Um
fang insgesamt Datensätze an die jeweiligen Landesfinanzbehörden wei
tergeleitet werden müssen, ist derzeit nicht abschätzbar.   
 
Voraussetzung dafür, dass die erwartete Datenmenge von den Finanzäm
tern bewältigt werden kann, ist eine funktionierende technische Lösung zur 
Weiterleitung der Daten an die Landesfinanzbehörden. Auch Anfang 2026 
liegt eine solche Lösung immer noch nicht vor. 
 
Es ist nicht hinnehmbar, dass auch 3 Jahre nach Inkrafttreten des PStTG 
die Daten nicht elektronisch an die Landesfinanzbehörden weitergeleitetet 
werden können. Je länger dieser Zustand anhält, desto größer wird die zu 
bearbeitende Datenmenge. Das Finanzministerium sollte sich auf Bund-
Länder-Ebene dafür einsetzen, dass die erforderlichen technischen Lösun-
gen schnellstmöglich zur Verfügung gestellt werden.  
 
Das Finanzministerium teilt die Einschätzung, dass schnelle bundesweite 
Lösungen angezeigt seien. Die Entwicklung der entsprechenden techni
schen Lösungen sei weitestgehend abgeschlossen, sodass mit den ersten 
Datenlieferungen des BZSt im Jahr 2026 zu rechnen sei. Schleswig-
Holstein begleite diesen Prozess und bringe sich aktiv in die länderüber
greifenden Abstimmungen zur Anbindung ein. 
 

8.7.2 Die Finanzämter müssen auf die Datenflut vorbereitet werden 
 
Die Prüfung des LRH hat gezeigt, dass die Finanzämter bereits mit der 
Bearbeitung der Daten von lediglich einer Online-Plattform Probleme hatten. 
 
Zwar sollen zukünftig Daten nach dem PStTG elektronisch direkt an die 
Finanzämter geliefert werden. Die Einzelfälle müssen aber weiterhin in 
den Finanzämtern bearbeitet werden. Dort muss unter anderem geprüft 
werden, ob steuerpflichtige Einkünfte vorliegen, wie hoch diese sind und 
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ob gegebenenfalls auch strafrechtliche Maßnahmen ergriffen werden 
müssen. 
 
Der LRH sieht es als zwingend erforderlich an, dass das Finanzministerium 
umgehend geeignete Vorkehrungen trifft, um die Steuerverwaltung in 
Schleswig-Holstein personell, fachlich, technisch und organisatorisch auf 
die absehbare Datenzunahme vorzubereiten. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass die Finanzämter die mit der Umstellung verbundenen Her
ausforderungen sachgerecht bewältigen und die gemeldeten Daten voll
umfänglich in das Besteuerungsverfahren einfließen lassen können. 
 
Das Finanzministerium führt aus, dass der Abgleich und die Auswertung 
von Datenlieferungen grundsätzlich einen erheblichen Anteil der Tätigkei
ten im Rahmen der Veranlagung darstellten. Trotzdem verlangten die 
künftigen Anforderungen auch eine Vorbereitung in den Finanzämtern 
Schleswig-Holsteins. Daher solle in einem Einführungserlass auf die tech
nischen Besonderheiten der neuen Mitteilungskategorien hingewiesen 
werden. Die Mitarbeitenden in den Veranlagungsdienststellen würden die 
weiteren Schritte zur steuerlichen Auswertung bereits als wesentlichen Teil 
ihrer auch schon bisherigen täglichen Arbeit kennen. 
 
Der LRH begrüßt die geplante Erstellung eines Einführungserlasses be
züglich der technischen Besonderheiten. Seine aktuelle Prüfung hat jedoch 
gezeigt, dass die steuerliche Auswertung von Kontrollmaterial in den Finanz-
ämtern gerade nicht einheitlich und nicht in ausreichendem Maße erfolgt. 
Er fordert das Finanzministerium auf, sich ab der ersten Datenlieferung re
gelmäßig über die Bearbeitung der zu erwartenden Datenmengen in den 
Finanzämtern zu informieren und gegebenenfalls weitere Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine sachgerechte Auswertung der Daten sicherzustellen. 
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Staatskanzlei 
 

9. Das Land muss sich beim Management von Cyber-
sicherheit besser aufstellen 
 

Die Landesregierung hat im letzten Jahr begonnen, ein übergrei
fendes Informationssicherheitsmanagementsystem aufzubauen. 
 
Die Landesregierung muss jedoch noch weitere Anstrengungen 
unternehmen, um die Vorgaben aus der NIS-2-Richtlinie in der 
Landesverwaltung umzusetzen. Die Entwicklung von Cyber-
sicherheit und Informationssicherheit sollte wegen der Vielzahl 
thematischer Schnittmengen besser aufeinander abgestimmt 
werden; parallele Strukturen schaffen keine Synergien. 
 
IT-Sicherheitskonzepte werden von der Landesverwaltung über
wiegend als reine Compliance-Pflicht verstanden. Ihr zentraler 
Mehrwert, die Schaffung von Transparenz sowie ihre Funktion als 
fundierte Entscheidungsgrundlage für die Umsetzung von organi
satorischen und technischen Sicherheitsmaßnahmen und die 
Übernahme von Restrisiken, wird in der Landesverwaltung bis
lang nicht ausreichend erkannt und genutzt. 
 
Die Landesregierung hat es versäumt, bei gemeinsam genutzten 
IT-Verfahren von Landesbehörden, Kommunen oder weiteren 
Beteiligten Zuständigkeiten festzulegen und eine koordinierende 
Rolle einzunehmen. Cybersicherheit muss ganzheitlich und 
gefahrenübergreifend gedacht und umgesetzt werden. 
 
Mit den in einzelnen Ressorts festgestellten Insellösungen bei 
den Sicherheitsmaßnahmen ist das Land noch nicht optimal auf
gestellt, da rechtliche Rahmenbedingungen und Sicherheitsanfor
derungen noch nicht vollständig umgesetzt sind.  
 

9.1 Worum geht es? 
 
Der LRH hat die Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Informa-
tionssicherheit und die Umsetzung der NIS-2-Richtlinie in der Landesver
waltung geprüft. Der Schwerpunkt lag dabei primär auf der Prüfung einer 
geeigneten und wirtschaftlichen Aufbau- und Ablauforganisation für die 
Informations- und Cybersicherheit in der Landesverwaltung. 
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9.1.1 Informationssicherheit und Cybersicherheit 
 
Die Informationssicherheit hat den Schutz von Informationen und deren 
Verarbeitung sowie der darauf aufbauenden Geschäftsprozesse einer 
Institution zum Ziel. Die Informationssicherheit berücksichtigt dabei die 
Schutzziele „Verfügbarkeit“, „Vertraulichkeit“ und „Integrität“.  
 
Cybersicherheit als Untermenge der Informationssicherheit bezieht sich 
auf den Schutz von Netzwerken und IT-Systemen vor Bedrohungen aus 
dem vernetzten Cyberraum, z. B. dem Internet. 
 
Um die Anforderungen an die Informations- und Cybersicherheit umzuset
zen, wurden vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) Methoden entwickelt, die von den Institutionen anzuwenden sind. 
 
Die beiden wesentlichen Bestandteile dieser IT-Grundschutz-Methodik 
sind die sogenannten BSI-Standards und das IT-Grundschutzkom-
pendium. Die BSI-Standards beschreiben die grundsätzliche Methodik,  
um Informationssicherheit in einer Institution umzusetzen. Sie enthalten 
Empfehlungen zu Methoden und Prozessen zu unterschiedlichen Aspek
ten der Informationssicherheit. Das IT-Grundschutzkompendium  
beschreibt darauf aufbauend konkrete Sicherheitsanforderungen und  
Sicherheitsmaßnahmen, so ist unter anderem ein Informationssicherheits-
managementsystem (ISMS) zu implementieren. 
 
Das ISMS stellt sicher, dass sämtliche technischen und organisatorischen 
Sicherheitsmaßnahmen nachvollziehbar ermittelt und dokumentiert, regel-
mäßig überprüft, wirksam umgesetzt und kontinuierlich verbessert werden. 
Hierdurch soll die Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der verarbei
teten Informationen und Geschäftsprozesse dauerhaft gewährleistet wer
den. 
 
Der IT-Planungsrat hat 2013 erstmalig eine Informationssicherheitsleitlinie 
beschlossen, die die Verwaltungen von Bund und Ländern zum Aufbau 
eines ISMS orientiert am IT-Grundschutz des BSI verpflichtet.  
 
Ein vom IT-Planungsrat im Jahr 2020 verabschiedeter Umsetzungsplan 
zur Leitlinie unterlegt die Vorgaben der Leitlinie mit konkreten Maßnahmen 
und messbaren Zielen, die stufenweise bis zum Jahr 2025 umgesetzt wer
den sollten. Die jährliche Ermittlung des Umsetzungsstandes für den 
IT-Planungsrat ergab, dass es für Schleswig-Holstein in einigen Bereichen 
noch Verbesserungsbedarf gibt. 
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Zwar hat die Landesregierung im 1. Quartal 2025 begonnen, das übergrei
fende Informationssicherheitsmanagementsystem deutlich auszubauen, 
jedoch muss sie darauf achten, dass das übergreifende Informationssi
cherheitsmanagement fortlaufend weiterentwickelt und mit ausreichend 
Ressourcen ausgestattet wird. 
 

9.1.2 NIS-2-Richtlinie 
 
Die NIS-2-Richtlinie1 beschreibt Anforderungen für die Erreichung eines 
hohen gemeinsamen Cybersicherheitsniveaus zwischen den Mitglieds
staaten. Zu diesem Zweck müssen die Mitgliedsstaaten Cybersicherheits
strategien verabschieden und eine Aufbau- und Ablauforganisation für ein 
Cyberkrisenmanagement einrichten. Zusätzlich werden die Mitgliedsstaa
ten verpflichtet, für kritische Einrichtungen und Dienste ein Cybersicher
heitsrisikomanagement einzurichten und Cybersicherheitsinformationen 
auszutauschen. 
 
Die NIS-2-Richtlinie ist kein unmittelbar geltendes Recht, sondern musste 
von den Mitgliedsstaaten in nationales Recht umgesetzt werden. Für die 
Bundesrepublik Deutschland mit seiner föderalen Struktur ist eine recht-
liche Umsetzung sowohl auf Ebene des Bundes wie auch auf Ebene der 
Länder notwendig. Für den Geltungsbereich des Bundes trat im Dezember 
2025 das Gesetz zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie und zur Regelung 
wesentlicher Grundzüge des Informationssicherheitsmanagements in der 
Bundesverwaltung2 in Kraft. 
 
Der Anwendungsbereich der NIS-2-Richtlinie umfasst öffentliche und pri
vate Einrichtungen und Betreiber kritischer Dienste unter anderem aus den 
Sektoren  
 
• Energie,  
• Verkehr,  
• Banken und Finanzwesen, 
• Gesundheit, 
• Wasser, 
• digitale Dienste und Infrastrukturen, 
• Abfallwirtschaft, 
• Lebensmittelproduktion, 
• Forschung, 

 
1  Richtlinie (EU) 2022/2555 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14.12.2022 

über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in der Union, 
ABl. EU. L 333 vom 27.12.2022, S. 80. 

2  Gesetz zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie und zur Regelung wesentlicher Grundzüge 
des Informationssicherheitsmanagements in der Bundesverwaltung vom 05.12.2025; 
BGBl. I 2025 Nr. 301. 
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• Raumfahrt und  
• der öffentlichen Verwaltung. 
 
Die NIS-2-Richtlinie erweitert damit die bereits bestehenden Anforderungen 
der Informationssicherheit nach IT-Grundschutz um spezifische Anforde-
rungen für den Bereich der Cybersicherheit. 
 
Der LRH erwartet, dass die Landesverwaltung die Anforderungen des 
IT-Grundschutzes umfassend umsetzt, um so die Voraussetzungen für die 
Umsetzung der NIS-2-Richtlinie zu schaffen. 
 

9.2 Bei Cyber- und Informationssicherheit werden Synergiepotenziale 
nicht genutzt 
 
Die Landesregierung hatte im Jahr 2020 eine Informationssicherheits-
leitlinie verabschiedet, die die Umsetzung der Anforderungen aus der Leit
linie des IT-Planungsrats für den Bereich der Landesverwaltung Schleswig- 
Holstein konkretisiert. Sie legt die Organisation der Informationssicherheit 
in der Landesverwaltung fest. 
 
Die gesetzliche Vorgabe, die NIS-2-Richtlinie bis zum 17.10.2024 in natio
nales Recht umzusetzen, hat die Landesregierung in Form einer Informa-
tionssicherheitsleitlinie im Oktober 2025 realisiert.1 
 
Die sich aus der NIS-2-Richtlinie ergebenden Anforderungen können im 
Wesentlichen durch den IT-Grundschutz BSI abgedeckt werden. Insbe
sondere fordert Art. 21 Abs. 2 der NIS-2-Richtlinie die Umsetzung ver
schiedener Risikomanagementmaßnahmen, die inhaltlich eng mit den BSI-
Standards und dem IT-Grundschutz-Kompendium2 korrespondieren. 
 
Der LRH stellte im Rahmen der Prüfung deutliche Defizite bei der Nutzung 
von Synergieeffekten zwischen Informationssicherheit und Cybersicherheit 
innerhalb der Landesverwaltung fest. So wurde von der Landesregierung 
parallel zur Informationssicherheitsleitlinie der Landesverwaltung Schleswig- 
Holstein eine Cybersicherheitsstrategie entwickelt, die in ihren Themenfel
dern deutliche Überschneidungen zeigten, die nicht zuletzt wegen der pa
rallelen Aufbau- und Ablauforganisationen nicht effizient bearbeitet werden 
konnten. In der Cybersicherheitsstrategie wurden Sicherheitsmaßnahmen 
vorgegeben, deren Auswahl nicht von der IT-Grundschutzmethodik gedeckt 
sind und damit die Rückkopplung in die Informationssicherheit vermissen 

 
1  Informationssicherheitsleitlinie für die Landesverwaltung Schleswig-Holstein, Amtsbl. 

Schl.-H. 2025 Nr. 346 vom 13.10.2025. 
2  https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-

Zertifizierung/IT-Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/it-grundschutz-kompendium_ 
node.html. 

https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/IT-Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/it-grundschutz-kompendium_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/IT-Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/it-grundschutz-kompendium_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/IT-Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/it-grundschutz-kompendium_node.html
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lassen. Dieses Vorgehen erhöht den Ressourcenbedarf ohne eine erkenn-
bare Verbesserung des Sicherheitsniveaus. 
 
Der LRH empfiehlt der Landesregierung, die Planung und Umsetzung von 
technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen für die Infor
mationssicherheit und die Cybersicherheit besser zu synchronisieren. Die 
derzeit bestehenden redundanten Strukturen verringern die Wirtschaftlich
keit und führen durch die fehlende Abstimmung zu Sicherheitslücken. 
 
Die fehlende Synchronisierung betrifft unter anderem die Dokumentation 
von organisatorischen und technischen Sicherheitsmaßnahmen, die Auf
bauorganisation sowie die Sicherheitsprozesse, an denen alle Behörden 
der Landesverwaltung beteiligt sind. So sind beispielsweise mögliche si
cherheitsrelevante Ereignisse in der Landesverwaltung nicht immer durch
gehend und stringent kategorisiert Zudem müssen diese Prozesse besser 
aufeinander abgestimmt werden. 
 

9.2.1 IT-Sicherheitskonzepte: Teilweise noch mit Handlungsbedarf 
 
Das wesentliche Ziel des Informationssicherheitsmanagements ist die Pla
nung, Umsetzung, Überprüfung und Verbesserung von Sicherheitsmaß-
nahmen zur Erreichung und Aufrechterhaltung der Informationssicherheit 
in einer Institution. Diese erfolgt maßgeblich über IT-Sicherheitskonzepte. 
 
Bei einem IT-Sicherheitskonzept handelt es sich um ein strukturiertes Vor
gehen zur Dokumentation eines IT-Verfahrens, durch das 2 Ziele erreicht 
werden sollen: Zum einen erhöht ein IT-Sicherheitskonzept die Transpa
renz über den technischen Aufbau und die Funktionsweise eines 
IT-Verfahrens. Zum anderen unterstützt die methodische Vorgehensweise 
bei der Entscheidungsfindung über die Auswahl von Sicherheitsmaßnahmen 
und den Umgang mit verbleibenden Risiken.  
 
Der IT-Grundschutz gibt über den BSI-Standard 200-2 eine strukturierte 
Methodik vor, wie IT-Sicherheitskonzepte erstellt werden.1 Ein IT-Sicher-
heitskonzept beginnt mit einer Strukturanalyse, bei der die vorhandene In-
formationsverarbeitung systematisch erfasst wird. Dabei werden Geschäfts-
prozesse, Anwendungen, IT-Systeme, Räume sowie Kommunikationsver-
bindungen dokumentiert, um ein vollständiges Bild der IT-Landschaft und 
ihrer Abhängigkeiten zu erhalten. Anschließend wird der Schutzbedarf für 
die identifizierten Informationen, Prozesse und Systeme bestimmt. Hierbei 
wird bewertet, welche Auswirkungen ein Verlust der Vertraulichkeit, Integ
rität oder Verfügbarkeit auf die verarbeiteten Informationen hätte. Auf die

 
1  Siehe https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Grundschutz/BSI_Stan-

dards/standard_200_2.pdf. 

https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Grundschutz/BSI_Standards/standard_200_2.pdf
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Grundschutz/BSI_Standards/standard_200_2.pdf
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ser Grundlage erfolgt die Modellierung, bei der die erfassten Komponenten 
den passenden Bausteinen des IT-Grundschutz-Kompendiums zugeordnet 
werden, um die relevanten Sicherheitsanforderungen zu bestimmen. Bei 
hohem oder sehr hohem Schutzbedarf werden über eine Risikoanalyse 
zusätzliche individuelle Sicherheitsanforderungen ermittelt. Im nächsten 
Schritt wird im Rahmen eines IT-Grundschutz-Checks überprüft, inwieweit 
die empfohlenen Sicherheitsmaßnahmen bereits umgesetzt sind und wo 
noch verbleibende Restrisiken bestehen.  
 
Ein IT-Sicherheitskonzept erfüllt damit nicht nur einen Formalismus, son
dern ermöglicht über seine standardisierte und risikoorientierte Vorgehens-
weise eine transparente Entscheidungsfindung, um Informationssicherheit 
effizient in der Landesverwaltung umzusetzen. 
 
Der LRH erkennt an, dass insbesondere Bereiche mit hohen Sicherheits
anforderungen wie die Landespolizei, die Justizbehörden oder zertifizierte 
IT-Verfahren aus dem Landwirtschaftsressort transparente und nachvoll
ziehbare IT-Sicherheitskonzepte vorlegen konnten. Neben der technischen 
Dokumentation waren für den LRH auch die Geschäftsprozesse sowie 
Entscheidungen zu Sicherheitsmaßnahmen und der Übernahme von Rest
risiken nachvollziehbar und revisionssicher dokumentiert. 
 
Bei den übrigen Ressorts besteht jedoch noch erheblicher Handlungsbe
darf. Insgesamt hat die Landesverwaltung keinen vollständigen Überblick 
über ihre IT-Verfahren.  
 
Als besondere Herausforderung hat sich für die Landesverwaltung darüber 
hinaus das Prinzip der „geteilten Verantwortung“ erwiesen. An einem 
IT-Verfahren ist in der Regel nicht nur eine einzelne Behörde beteiligt, die 
eigenständig ein IT-Sicherheitskonzept erstellt. Vielmehr liegt die fachliche 
Verantwortung für ein IT-Verfahren meist bei einer Behörde in der Landes
verwaltung, während das IT-Verfahren von mehreren weiteren Behörden, 
teilweise auch von Kommunen oder anderen Bundesländern, mitgenutzt 
wird. 
 
Hinzu kommt, dass die Verantwortung für den technischen Betrieb in den 
meisten Fällen bei dem zentralen IT-Dienstleister Dataport liegt und darüber 
hinaus weitere IT-Infrastrukturen, wie etwa der IT-Arbeitsplatz oder das Lan-
desnetz, in das IT-Verfahren eingebunden sind. In der Folge dokumentiert 
jeder beteiligte Akteur die sicherheitsrelevanten Aspekte seines jeweiligen 
Verantwortungsbereichs in einem Teilsicherheitskonzept. Für das Gesamt-
sicherheitsniveau des IT-Verfahrens müssen dann alle relevanten Teil-
sicherheitskonzepte zusammengefügt und ganzheitlich betrachtet werden. 
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Voraussetzung hierfür ist jedoch eine klare und eindeutige Abgrenzung der 
jeweiligen Zuständigkeiten. Ebenso müssen die Teilsicherheitskonzepte 
aller beteiligten Akteure bekannt und aufeinander abgestimmt sein. Fehlen 
Informationen zur geteilten Verantwortlichkeit, entstehen isolierte Inseln der 
Informationssicherheit, die nicht aufeinander abgestimmt sind und in der 
Folge Sicherheitsrisiken bergen. Der LRH hat festgestellt, dass in diesen 
Fällen entweder zu wenige Sicherheitsmaßnahmen umgesetzt werden, 
weil zu optimistische Annahmen über die übrigen Teilsicherheitskonzepte 
getroffen wurden. Oder es werden zu viele Sicherheitsmaßnahmen im
plementiert, weil die Verantwortlichen davon ausgehen müssen, dass an
dere Beteiligte keine ausreichenden Sicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
haben. 
 
Der LRH stellte fest, dass die geteilte Verantwortung in den Ressorts nur 
in Einzelfällen wahrgenommen wird. Häufig wurden dem LRH lediglich iso
lierte Teilsicherheitskonzepte, überwiegend von Dataport, vorgelegt. Den 
betroffenen Landesbehörden war das Prinzip der geteilten Verantwortung 
vielfach nicht bekannt. Sie gingen davon aus, dass ein von Dataport erstell-
tes IT-Sicherheitskonzept ausreiche, um die Sicherheit eines IT-Verfahrens 
insgesamt zu gewährleisten. Zudem fehlte den Ressorts die Transparenz 
über die zusätzlich vorhandenen Teilsicherheitskonzepte, da diese für die 
Informationssicherheitsbeauftragten nicht einsehbar waren. Dies erschwerte 
den IT-Verantwortlichen die Erstellung eines Gesamtsicherheitskonzeptes 
und eine nachvollziehbare Auswahl von Sicherheitsmaßnahmen und Identi
fizierung und Behandlung von Restrisiken. So fehlten beispielsweise den 
Ressorts Informationen über den Umsetzungsstand von Sicherheitsmaß
nahmen. In der Folge hatten einzelne Landesbehörden Sicherheitsmaß
nahmen nur auf Basis von Annahmen begründet, ohne den tatsächlichen 
Umsetzungsstand zentraler Sicherheitsmaßnahmen zu kennen. Dadurch 
wurden entweder ungeeignete oder redundante Sicherheitsmaßnahmen 
umgesetzt. 
 
Der LRH erwartet von der Landesregierung, dass sie einen Gesamtüber
blick über ihre IT-Verfahren entwickelt und diese nach den Standards des 
BSI dokumentiert. Entscheidungen zu Sicherheitsmaßnahmen sollten dabei 
risikoorientiert und ganzheitlich unter Beachtung der geteilten Verantwor
tung getroffen werden. Zudem müssen die jeweiligen IT-Verantwortlichen 
die Möglichkeit erhalten, auf die verschiedenen Teilsicherheitskonzepte 
der weiteren Beteiligten zuzugreifen, um ein Gesamtsicherheitskonzept zu 
erstellen. Dies erfordert Transparenz über die IT-Sicherheitskonzepte zen-
traler IT-Infrastrukturen und eine einheitliche Methodik zur Dokumentation. 
Nur hierdurch können angemessene, wirksame und zugleich wirtschaft-
liche Sicherheitsmaßnahmen geplant und umgesetzt werden. 
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9.3 Informations- und Cybersicherheit erfordert Zusammenarbeit, nicht 
Abschottung 
 
Die Sicherheitsorganisation der Landesverwaltung ist geteilt. Neben einer 
in der Staatskanzlei angesiedelten zentralen und ressortübergreifenden Ein-
heit unter der Leitung der Chief Information Security Officer (CISO) existie
ren auch dezentrale, ressortinterne Sicherheitsorganisationen unter Leitung 
der Informationssicherheitsbeauftragten (ISB). Die ressortübergreifende 
Sicherheitsstrategie der Landesverwaltung war mangelhaft und die Ent
scheidungen des ressortübergreifenden Arbeitsgremiums Informationssi-
cherheit (AG ISM) waren nicht revisionssicher dokumentiert. Sicherheits
anforderungen der Behörden wurden innerhalb der Landesverwaltung nicht 
strukturiert erfasst. Dadurch wurden zentrale IT-Infrastrukturen an den  
Bedarfen der Ressorts vorbei entwickelt. Hierdurch entstanden isolierte  
Inseln innerhalb der Landesverwaltung mit heterogenem Sicherheitsniveau 
und redundanten Sicherheitsmaßnahmen. Beispielsweise erarbeiteten 
mehrere Landesbehörden parallel zueinander technische Lösungen zur 
Absicherung von Hardware-Schnittstellen oder für Verschlüsselungstools. 
 
Sicherheitsrelevante nachgeordnete Behörden waren nur als Gäste in dem 
AG ISM vertreten und besaßen kein Stimmrecht. Deren sicherheitstechni
sche Belange waren damit nicht ausreichend abgedeckt. Die NIS-2-Richt-
linie fordert jedoch einen gefahrenübergreifenden Ansatz, bei dem Tech
nik, Organisation wie auch die bauliche Infrastruktur gleichermaßen zum 
Schutz gegen Cyberangriffe beitragen müssen. 
 
Die Landesregierung hat mit dem AG ISM in den letzten Jahren zwar ein 
ressortübergreifendes Gremium etabliert, die Sicherheitsanforderungen der 
Ressorts und deren Geschäftsbereiche wurden jedoch noch nicht ausrei
chend zentral erfasst und in standardisierte Sicherheitsmaßnahmen um
gesetzt. Zur Sicherstellung dieser Aufgabe sollten sich die CISO und die 
ressortübergreifende Sicherheitsorganisation deshalb mehr als verwaltungs-
interner Dienstleister verstehen, um ihrer Koordinierungsfunktion besser 
nachzukommen und den gefahrenübergreifenden Ansatz der NIS-2-Richt-
linie sicherzustellen. Ohne eine zentrale Koordinierung können ressort
übergreifende und ressortspezifische Sicherheitsmaßnahmen nicht wirt
schaftlich geplant und umgesetzt werden. Gleichzeitig besteht die Gefahr, 
dass spezielle Anforderungen und Schutzbedarfe der jeweiligen Geschäfts-
bereiche der Ressorts keine hinreichende Berücksichtigung finden. 
 
Die Ressorts und ihre sicherheitsrelevanten nachgeordneten Behörden 
müssen angemessen in der ressortübergreifenden Sicherheitsorganisation 
vertreten sein. Zudem müssen weitere Funktionsbereiche angemessen in 
die Koordinierung und Entscheidungsfindung integriert werden, die eine 
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Schnittmenge zur Informationssicherheit aufweisen. Dabei sind unter an
derem zu nennen: 
 
• Katastrophenschutz, 
• Datenschutz, 
• Geheimschutz, 
• Gebäudesicherheit. 
 

9.3.1 Bei ebenenübergreifenden IT-Verfahren wird die Sicherheit durch das 
schwächste Glied bestimmt 
 
Der Ausbau der Sicherheitsorganisation bezieht sich nicht nur auf die Res-
sorts innerhalb der Landesverwaltung. IT-Verfahren werden häufig von den 
Kommunen in Schleswig-Holstein, weiteren Bundesländern oder der Bun
desverwaltung gemeinsam genutzt. Derartige IT-Verfahren werden ebenen
übergreifende IT-Verfahren genannt. Für diese fordert die Leitlinie für die 
Informationssicherheit in der öffentlichen Verwaltung des IT-Planungsrates 
die Festlegung von einheitlichen Sicherheitsstandards. Daher muss die 
Teilnahme einer Behörde an einem IT-Verfahren auch die Abstimmung 
von Sicherheitsmaßnahmen, Teilsicherheitskonzepten und Restrisiken 
umfassen und in Form von Anschlussbedingungen festgelegt werden. 
 
Ohne Anschlussbedingungen gefährdet die angeschlossene Behörde mit 
dem geringsten Sicherheitsniveau die Sicherheit aller weiteren ange
schlossenen Behörden.  
 
Die Landesregierung konnte keine abschließende Liste von IT-Verfahren 
vorlegen, die zusammen mit anderen Behörden außerhalb der Landesver-
waltung genutzt werden. Zudem waren in noch geringerem Umfang 
Anschlussbedingungen und Teilsicherheitskonzepte für bekannte ebenen
übergreifende IT-Verfahren vorhanden. Exemplarisch wurden dem LRH 
Anschlussbedingungen vorgelegt, deren einzige Anforderung darin bestand, 
an das Landesnetz angeschlossen zu sein. Ein Landesnetzanschluss  
alleine garantiert jedoch keinen sicheren IT-Betrieb. Anschlussbedingungen 
müssen Sicherheitsanforderungen festlegen, die ein einheitlicher Sicher
heitsstandard für alle Beteiligten gewährleistet und Prozesse, Organisation, 
Technologie und Informationen gleichermaßen berücksichtigt. 
 

9.3.2 Beim CERT hat die Landesregierung den richtigen Weg eingeschla
gen 
 
Bei Behörden der Landesverwaltung und der Kommunalverwaltungen be-
steht ein einheitlicher Informationsbedarf hinsichtlich akut relevanter 
Sicherheitslücken und Angriffsszenarien für spezifische IT-Produkte. Diese 
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Informationen finden sich in unterschiedlicher Qualität und Detailtiefe auf 
diversen Webseiten im Internet. Eine zentrale Stelle für die Sammlung, 
Aggregation und einheitliche Aufbereitung dieser Informationen ist das 
Computer Emergency Response Team der Bundesverwaltung (CERT-
Bund). Das CERT-Bund ist organisatorisch beim BSI angebunden und bie
tet Bürgern, der Privatwirtschaft und Behörden sowohl präventive als auch 
reaktive Maßnahmen im Umgang mit sicherheitsrelevanten Vorfällen in 
IT-Systemen an. Neben Informationen zu akuten Schwachstellen stellt das 
CERT-Bund auch Empfehlungen zu reaktiven Maßnahmen zur Schadens-
begrenzung bereit. Die Kombination aus technischen Detailinformationen 
zu Schwachstellen, einer Risikoeinschätzung hinsichtlich ihrer Ausnutz
barkeit sowie konkreten Handlungsempfehlungen macht das CERT-Bund 
zu einer tragenden Säule der Informations- und Cybersicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland. 
 
Das Kapitel 5.4 der Leitlinie für die Informationssicherheit in der öffentli
chen Verwaltung des IT-Planungsrats fordert die Einrichtung von CERTs 
auf Landesebene und die Integration in den Verwaltungs-CERT-Verbund 
(VCV) unter der Koordinierung des CERT-Bund. Auch im BSI-Standard 
200-1 wird der Aufbau und Betrieb eines CERT als wichtiger Baustein für 
ein ISMS vorausgesetzt. 
 
Die Landesregierung hat zusammen mit den Bundesländern Hamburg, 
Sachsen-Anhalt und Bremen das CERT-Nord eingerichtet, welches über 
den VCV mit dem CERT des Bundes beim BSI und den CERTs der übri
gen Bundesländer verbunden ist. Durch die koordinative Funktion sollen 
eine frühzeitige Erkennung und Abwehr von IT-Angriffen, eine enge Zu
sammenarbeit und ein effizienter Informationsaustausch stattfinden. 
 
Zielgruppe des CERT-Nord ist primär die Landesverwaltung. Die Landes
regierung hatte jedoch bereits vor einigen Jahren begonnen, die Dienst
leistungen des CERT-Nord auf einzelne Kommunen auszuweiten. Dadurch 
erhalten auch diese die standardisierten Informationen zu akuten Schwach-
stellen und profitieren von den Beratungs- und Unterstützungsangeboten 
der CERT-Nord. Einzelne Kommunen haben dieses Angebot bereits in 
Anspruch genommen. Der LRH bewertet die Entwicklung positiv und emp
fiehlt der Landesregierung, das Angebot weiter auszubauen. Den Kommu
nen wird zudem empfohlen, proaktiv die Dienstleistungen des CERT-Nord 
in Anspruch zu nehmen. 
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10. Programm Digitalisierungsbooster:  
Millionen für IT-Projekte mit begrenztem Erfolg 
 

Von 2021 bis 2024 hat die Landesregierung 17,3 Mio. € aus den 
Mitteln des Digitalisierungsboosters ausgegeben. Die Ziele des 
Programms waren jedoch zu unbestimmt und nur wenig ambi-
tioniert. Schon dies begrenzt die Wirksamkeit der eingesetzten 
Haushaltsmittel.  
 
Die größte Einzelausgabe entfiel mit 5 Mio. € auf eine reguläre 
Ersatzbeschaffung von Hard- und Software für die Justiz im Jahr 
2024. Dieses Vorhaben hätte aus dem regulären IT-Budget finan
ziert werden müssen.  
 
Auch in anderen Teilen wies das Programm erhebliche Mängel 
auf: 
 
Mit dem Ideenwettbewerb „Offene Innovation“ förderte die 
Staatskanzlei die Entwicklung quelloffener Software. Sie berück
sichtigte allerdings nicht ausreichend, dass es sich dabei typi
scherweise um Zuwendungen im Sinne der Landeshaushalts
ordnung handelt.  
 
Der Aufbau einer zentralen Plattform für kommunale Haushalts- 
und Finanzdaten verzögerte sich deutlich. Es kam zu erheblichen 
Kostensteigerungen. Auch Anfang 2026 existierte noch keine 
funktionsfähige Lösung.  
 
Mit dem landesweiten LoRaWAN-Netz sollte für einen offenen 
Nutzerkreis die Möglichkeit geschaffen werden, kleine Daten
mengen drahtlos über große Distanzen zu übertragen. Die 
Staatskanzlei hatte jedoch zu keinem Zeitpunkt Erkenntnisse, 
wie viele Nutzer das Netz tatsächlich verwenden oder wie viele 
Daten übertragen werden. 
 
Die Staatskanzlei sollte die Abgeordneten des Schleswig-
Holsteinischen Landtages künftig von Beginn an transparenter 
informieren, damit sie ihr Budgetrecht besser wahrnehmen kön
nen. 
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10.1 Worum geht es? 
 
Ausgangspunkt war, dass die Landesregierung in ihrem Landeskonjunk
turprogramm vom 17.06.2020 beschlossen hatte, aus dem Corona-
Notkredit unter anderem 30 Mio. € „für die Digitalisierung“ zur Verfügung 
zu stellen. Sie verfolgte dabei zum einen das Ziel, den coronabedingten 
Mehraufwand 2020/21 zu decken. Zum anderen sollten „Digitalisierungs
maßnahmen beschleunigt und die digitale Transformation der öffentlichen 
Verwaltung mit Blick auf aktuelle und künftige Herausforderungen voran
getrieben werden“.1 
 
Zur Verausgabung von 27,5 Mio. € aus diesen Notkredit-Mitteln ent-
wickelte das Zentrale IT-Management (ZIT) in der Folge das Programm 
Digitalisierungsbooster.2 Es wurde rund 8,5 Monate später am 02.03.2021 
vom Kabinett beschlossen. Der Finanzausschuss des Schleswig-
Holsteinischen Landtages erteilte seine Zustimmung am 04.03.2021.3 
 
Die Idee des Digitalisierungsboosters war, nicht nur die Digitalisierung zu 
beschleunigen, sondern auch die Digitalwirtschaft im Norden stärker 
einzubinden und Projekte gemeinsam mit kommunalen Partnern aus 
Schleswig-Holstein vor Ort voranzutreiben. Dies unterschied das Pro
gramm von anderen Digitalisierungsvorhaben des Landes. 
 
Während der Laufzeit des Programms von 2021 bis 2024 wurden 
17,3 Mio. € aus den Programm-Mitteln verausgabt.4 
 
Das ZIT hat die Mittel insbesondere für folgende Projekte eingesetzt: 
 
• 5 Mio. € für Ersatzbeschaffungen von Hard- und Software in der Justiz, 
• 4,3 Mio. € für den DigitalHub.SH und das Landesprogramm Offene 

Innovation, 
• 2,5 Mio. € für das Zentrale Kommunale Informationssystem (ZKIS), 
• 1,6 Mio. € für 5G-Campusnetze, 

 
1  Vgl. Umdruck 19/4200. 
2  Von den 30 Mio. € waren zuvor 2 Mio. € für den Bereich Schule umgeschichtet worden 

(Umdruck 19/4223) und 0,5 Mio. € als Zuschuss für die Fachhochschule für Verwaltung 
und Dienstleistung bewilligt worden. 

3  Vgl. Umdruck 19/5460. 
4  Die Betrachtung erfolgt ohne die „Förderung niedrigschwelliger Digitalisierungsmaßnah

men in Kleinstunternehmen“. Dieses Vorhaben ist vom LRH bereits geprüft worden (vgl. 
Bemerkungen 2025, Nr. 16 „DigiBonus-Programme - Starke Hinweise auf Mitnahme-
effekte, dagegen nur zweifelhafte Digitalisierungsfortschritte“). 
Aus dem Corona-Notkredit 2020 wurden von 2021 bis 2023 4,4 Mio. € verausgabt. 2024 
hat die Landesregierung einen neuen Notkredit eingeplant, aus dem rund 13 Mio. € für 
das Programm ausgegeben wurden. Infolge des Urteils des Landesverfassungsgerichts 
vom 15.04.2025 sind jedoch Ausgaben, die 2024 aus Notkredit-Titeln geleistet wurden, 
rechtlich betrachtet aus dem regulären Haushalt finanziert worden (vgl. Umdruck 
20/4810). 
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• 1,5 Mio. € für den Ausbau eines flächendeckenden LoRaWAN1 und 
• 1,4 Mio. € für den Aufbau und die Koordinierung des Programms. 

Finanziert wurde damit hauptsächlich ein externer Projektleiter. 
 

10.2 Ziele des Programms: zu unbestimmt und wenig ambitioniert 
 
Der LRH kritisiert, dass die Ziele des Programms Digitalisierungsbooster 
zu unbestimmt und wenig ambitioniert waren. Zudem verfolgte die Landes
regierung mit dem Programm zu viele unterschiedliche Ziele gleichzeitig. 
Als Zielvorgaben wurden neben der Beschleunigung genannt, „die Digital
wirtschaft im Norden stärker einzubinden“ und „Projekte gemeinsam mit 
kommunalen Partnern aus Schleswig-Holstein vor Ort voranzutreiben“. 
Hierdurch wurde es zwar möglich, aus dem Programm viele verschiedene 
Digitalisierungsprojekte mit unterschiedlichen Stoßrichtungen und Begüns
tigten zu finanzieren. Eine Priorisierung der Projekte war damit jedoch 
nicht verbunden. Dies führt zu einer ineffizienten Mittelverwendung und 
birgt die Gefahr, dass Projekte und Maßnahmen letztlich um ihrer selbst 
willen umgesetzt werden. 
 
Der LRH empfiehlt, die Ziele bei künftigen Programmen enger zu fassen. 
Erforderlich sind zudem messbare Werte bzw. Kennzahlen, anhand derer 
die Wirksamkeit des Programms belastbar beurteilt werden kann. 
 
Die Staatskanzlei vertritt die Auffassung, eine Priorisierung wäre entbehr
lich, wenn ausreichend Ressourcen zur Verfügung stünden. Die Zielvor
gaben seien durch den Umdruck 19/5460 klar definiert und vom Finanz
ausschuss beschlossen worden. Die Erfolge seien den jeweiligen 
Projekten zu entnehmen, sodass weitere „messbare Werte und Kennzah
len“ damit für die Zielerreichung entbehrlich wären und nur zu mehr Ver
waltungsaufwand geführt hätten. 
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen. Ohne messbare Werte bzw. 
Kennzahlen ist eine belastbare Erfolgskontrolle für das Programm kaum 
möglich. 
 
Problematisch ist zudem der Ansatz, die Digitalwirtschaft in Schleswig-
Holstein neben strukturellen Maßnahmen gerade auch durch eine bevor
zugte Auftragsvergabe an hiesige Unternehmen stärken zu wollen. Ein 
solcher Ansatz steht teilweise im Widerspruch zum Vergaberecht. 
 
Die Staatskanzlei führt aus, es hätten sich keine Konflikte realisiert. Es sei 
klar kommuniziert worden, dass eine Beauftragung nur von Firmen aus 

 
1  Long Range Wide Area Network. 
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Schleswig-Holstein erlaubt sei. Dies setze voraus, dass entsprechende 
Rahmenverträge existierten, z. B. über Dataport. Zudem reagiere die 
Staatskanzlei damit auf ein seitens der Wirtschaft häufig vorgetragenes 
Argument, dass das Land nur Dataport beauftrage und nicht die heimische 
Wirtschaft. 
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen. Er weist darauf hin, dass ein 
Konflikt mit dem Ziel der Digitalisierungsbeschleunigung entsteht, wenn 
die Umsetzung von Projekten davon abhängig gemacht wird, dass Firmen 
aus Schleswig-Holstein mit entsprechenden Rahmenverträgen existieren. 
Er empfiehlt daher, die Ziele zu trennen. Soweit es um die Stärkung der 
Digitalwirtschaft in Schleswig-Holstein geht, empfiehlt er, bei Bedarf künftig 
effizientere Mittel der Wirtschaftsförderung einzusetzen, die über eine rei
ne Auftragserteilung hinausgehen. 
 

10.3 Kostenintensiver Einsatz externer Dienstleister  
 
Die Landesregierung hat das Programm beschlossen, ohne über die 
erforderlichen personellen Ressourcen für den Aufbau und die Koordinie
rung des Programms zu verfügen. Zum Ausgleich setzte das ZIT in erheb
lichem Umfang externe Berater bzw. Dienstleister ein. 
 
Hervorzuheben sind die Ausgaben für einen externen Projektleiter, der 
dem ZIT im geprüften Zeitraum von Juni 2021 bis Dezember 2024 zur Ver
fügung stand. Im Ergebnis hat ihn das ZIT vom Stundenumfang her fast 
über die gesamte Laufzeit des Programms hinweg vergleichbar einem 
Vollzeitmitarbeiter eingesetzt. Dies verursachte Gesamtausgaben von 
rund 1 Mio. €. Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung hat das ZIT nicht 
durchgeführt. 
 
Die Staatskanzlei hebt hervor, dass die Summe von insgesamt 1,4 Mio. € 
für die externe Beratung ca. 5 % der Gesamtsumme ausmache, was 
angemessen erscheine. Die Wirtschaftlichkeit ergebe sich schon daraus, 
dass das Programm mit dem vorhandenen Personal nicht effizient hätte 
durchgeführt werden können. Es ergebe dauerhaft wirtschaftlich keinen 
Sinn, lastbedingten Spitzen mit dauerhaften Stellenbedarfen zu begegnen. 
 
Der LRH weist darauf hin, dass die Ausgaben für externe Beratung ins-
gesamt noch höher ausgefallen sind, da auch bei anderen Projekten des 
Programms auf externen Sachverstand zurückgegriffen wurde. Der LRH 
hat auch nicht gefordert, vorübergehendem Personalbedarf mit dauerhaf
ten Stellen zu begegnen. Er hält es vielmehr für erforderlich, verstärkt 
Alternativen, wie z. B. Einsparungen an anderer Stelle und befristete 
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Beschäftigungen, zu prüfen. Der Einsatz externer Berater ist künftig zeit
lich und inhaltlich auf das erforderliche Mindestmaß zu begrenzen. 
 
Neben der Hinzuziehung des externen Beraters hat das ZIT im Jahr 2022 
eine Werbe- und Marketingagentur damit beauftragt, eine allgemein gehal
tene Präsentation und Textgestaltung für die Projekte aus dem Digitalisie
rungsbooster zu erstellen. Hierfür hat das ZIT 21.324,80 € ausgegeben. 
 
Die Frage, gegenüber welchem Adressatenkreis die Präsentation genutzt 
wurde, hat die Staatskanzlei nicht konkret beantwortet. 
 

10.4 Prüfung der 5 finanziell bedeutsamsten Projekte 
 
Der LRH hat in seiner Prüfung die 5 finanziell bedeutsamsten Projekte 
untersucht, die aus den Mitteln des Programms bezahlt worden sind.1 
 

10.4.1 Hard- und Softwarebeschaffungen in der Justiz: kein hinreichender 
Bezug zu den Zielen des Digitalisierungsboosters 
 
Mit rund 5 Mio. € stellte das auch als „Client-Ersatz-Ausstattung“ bezeich
nete Projekt die größte Einzelausgabe aus dem Programm Digitalisie
rungsbooster dar. Im Zuge der Umsetzung wurden verschiedene 
Geschäftsbereiche der Justiz in Schleswig-Holstein mit neuen Endgeräten 
ersatzausgestattet. Arbeitsplätze einer bestimmten Berufsgruppe wurden 
zudem mit einem weiteren Monitor ausgestattet, da sich während des Pro
jekts der Ausstattungsstandard geändert hatte. Im Einzelnen erwarb das 
Ministerium für Justiz und Gesundheit (Justizministerium) über 3.000 
Notebooks, 2.200 stationäre PCs und 1.100 Monitore.  
 
Das Projekt „Client-Ersatz-Ausstattung“ stand jedoch mit den Zielen des 
Programms Digitalisierungsbooster nicht ausreichend im Einklang. In 
sämtlichen betroffenen Geschäftsbereichen wurde weit überwiegend 
bereits bestehende Hardware ausgetauscht bzw. ergänzt. Eine Steigerung 
der mobilen Arbeitsfähigkeit stand dabei ebenso wenig im Vordergrund 
wie eine Beschleunigung der Digitalisierung. Es handelte sich vielmehr um 
eine reguläre, turnusgemäße Ersatzbeschaffung, deren Planung durch das 
Justizministerium bereits lange vorher initiiert worden war und die aus dem 
regulären IT-Budget zu finanzieren gewesen wäre.   
 
Das Justizministerium hat auf eine Stellungnahme verzichtet.  

 
1  Die „Förderung niedrigschwelliger Digitalisierungsmaßnahmen in Kleinstunternehmen“ 

wurde vom LRH bereits geprüft und bleibt in der nachfolgenden Darstellung daher außer 
Betracht (vgl. Tz. 10.1 Fußnote 4). Da die Projekte im Laufe der Zeit weiterentwickelt 
bzw. ergänzt wurden, sind die nachfolgenden Bezeichnungen zum Teil nicht direkt mit 
den ursprünglichen Angaben im Umdruck 19/5460 vergleichbar.  
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Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass die Client-Reinvestition der Justiz 
für 2024 aus Notkreditmitteln eingeplant gewesen wäre, da der reguläre 
Beschaffungstitel für 2024 bereits überplant gewesen sei. Eines der über
geordneten Ziele wäre es gewesen, die Resilienz der öffentlichen Verwal
tung zu stärken. Ersatzbeschaffungen über die eingeplanten Mittel hinaus 
zahlten unmittelbar auf dieses Ziel ein.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Maßgebliches Ziel für das Pro
gramm war es, die Digitalisierung und die digitale Transformation voranzu
treiben. Dies setzt einen digitalen Zusatznutzen voraus, der deutlich über 
eine Ersatzbeschaffung von Hardware hinausgeht. Die von der Staats
kanzlei angesprochene Erhöhung der Resilienz stellt dagegen lediglich 
eine mittelbare Folge dar, wie sie mit Ersatzbeschaffungen regelmäßig 
verbunden ist. Das Projekt „Client-Ersatz-Ausstattung“ wäre auch ohne 
das Programm Digitalisierungsbooster erforderlich gewesen. Es hätte 
daher nicht aus den Mitteln des Programms, sondern aus dem regulären 
IT-Budget finanziert werden müssen. 
 

10.4.2 Landesprogramm Offene Innovation: Zuwendungsrechtliche Mängel 
und zunächst wenig innovativ 
 
Mit dem Ideenwettbewerb „Landesprogramm Offene Innovation“ förderte 
die Staatskanzlei die Entwicklung quelloffener Software. Dabei durften 
öffentliche oder gemeinnützige Organisationen gemeinsam mit einem 
IT-Unternehmen Projektskizzen einreichen, die einen konkreten Digitalisie
rungsbedarf adressierten. Eine Jury bewertete die Projektskizzen und 
Konzepte und die Staatskanzlei entschied, wer eine finanzielle Zuwendung 
erhielt. Insgesamt stellte sie für 14 Projekte 3,1 Mio. € zur Verfügung. 
 
Tatsächlich war das Landesprogramm in seiner Zielrichtung am Anfang 
nur wenig innovativ. Bei der Bewertung der eingereichten Projektideen 
spielte der Innovationsgrad keine Rolle. Überwiegend gab es schon ver
gleichbare Lösungen auf dem Markt für proprietäre Software und in vielen 
Fällen existierten auch bereits quelloffene Softwarelösungen. Vor diesem 
Hintergrund hatte der LRH Zweifel, ob sich ein „erhebliches Landesinte
resse“ begründen lässt, was aber die Voraussetzung für die Gewährung 
von Zuwendungen ist.  
 
Die Staatskanzlei führt aus, das erhebliche Landesinteresse gehe auf 
„Die Open Innovation und Open Source Strategie des Landes Schleswig-
Holstein“ vom November 2024 zurück. Die Tatsache, dass es gegebenen
falls bereits offene Lösungen gebe, sei in den jeweiligen Projekten mit der 
Frage zu klären, ob die vorhandenen Lösungen passten oder ob eine 
Neuentwicklung zielführender bzw. wirtschaftlicher wäre. Mit dem Pro
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gramm wäre ein Weg definiert, wie die Mittel des Landes nicht in Lizenz
kosten für Hyperscaler aufgingen, sondern direkt der regionalen Digital
wirtschaft zugutekommen könnten. Der Bedarf und Erfolg zeige sich auch 
darin, dass im zweiten Durchführungsjahr eine deutliche Steigerung so
wohl in Quantität als auch Qualität der Einreichungen festgestellt werden 
konnte. 
 
Der LRH behält sich vor, in einer nachfolgenden Prüfung zu untersuchen, 
wie die bewilligten Softwarelösungen später tatsächlich umgesetzt wurden.  
 
Die Durchführung des Landesprogramms Offene Innovation wies zudem 
zuwendungsrechtliche Mängel auf. Anstelle von Zuwendungsbescheiden 
erfolgte die Ausreichung der Mittel über Kooperationsverträge.  
 
Diese enthielten zwar bereits zuwendungsrechtliche Elemente. 
 
Die Staatskanzlei vertritt aber die Auffassung, es handele sich nicht um 
eine Förderung. Das Land schließe Kooperationen mit Kommunen und 
öffentlichen Einrichtungen, um Digitalisierungsprojekte mitzufinanzieren. 
Das Landesinteresse liege individuell in dem jeweiligen Projekt begründet, 
anderenfalls gäbe es für die Staatskanzlei keinen Grund, sich an einer 
Finanzierung zu beteiligen. 
 
Der LRH teilt diese Auffassung nicht. 
  
Für Fallgestaltungen wie die vorliegende ist typischerweise das Zuwen
dungsrecht einschlägig. Die Staatskanzlei deckt mit den Softwareproduk
ten keinen konkreten behördlichen Eigenbedarf, sondern gewährt eine 
zweckgebundene Geldleistung, um einen Dritten in die Lage zu versetzen, 
eine Aufgabe wahrzunehmen, an deren Erfüllung sie ein erhebliches Lan
desinteresse sieht.1 
 
Es handelt sich demnach auch lediglich um ein mittelbares Interesse des 
Landes.2 
 
Sollte die Staatskanzlei an dem Landesprogramm festhalten, wären die 
Förderungen künftig auf Grundlage der Regelungen gemäß §§ 23 (inklusi
ve Veranschlagung) und 44 LHO3 und der dazugehörigen Verwaltungs
vorschriften durchzuführen. Dies schließt den Einsatz von Zuwendungs

 
1  Vgl. Krämer/Schmidt, Kommentar Zuwendungsrecht, Zuwendungspraxis, Abschn. B IV 

2.4. f. 
2  Vgl. Müller/Richter/Ziekow, Handbuch Zuwendungsrecht, 2. Auflage 2025, E II 1, 

Rn. 55 ff.  
3  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - zuletzt geändert durch Gesetz vom 

11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 164. 
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verträgen und eine sachgerechte Nutzung zugelassener Vereinfachungs
möglichkeiten nicht aus. 
 

10.4.3 Zentrale Plattform für kommunale Daten: Trotz diverser Projektpha
sen stand die erfolgreiche Umsetzung noch aus 
 
Ziel des Projekts ZKIS war es insbesondere, dem Kommunalreferat im 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport (nachfolgend 
Innenministerium) bestimmte Haushalts- und Finanzdaten der Kommunen 
zentral und in maschineller Form abrufbar zur Verfügung zu stellen. Das 
Vorhaben hat mehrere Phasen durchlaufen und leidet an erheblichen Ver
zögerungen. Bis Ende 2024 lagen die Ausgaben bei 2,5 Mio. €. 
 
Trotz diverser Projektphasen und -verlängerungen existierte zum Prü
fungszeitpunkt kein funktionsfähiges kommunales Informationssystem, 
über das eine automatisierte Einspeisung der gewünschten Daten der 
Kommunen für das Innenministerium erfolgte. Gemessen an den 
ursprünglichen Zielen muss das Projekt ZKIS insoweit als gescheitert 
angesehen werden. Auch Jahre nach dem eigentlichen Projektstart war 
nicht erkennbar, ob und wann sich die Erwartungen des Innenministeriums 
an eine operable, zentrale Plattform für den Austausch kommunaler Daten 
erfüllen. 
 
Fest steht, dass es unter anderem wegen fehlender Schnittstellen zur  
Datenübertragung an einer für die technische Umsetzung des Projekts 
wesentlichen Voraussetzung fehlte. Das war insbesondere deshalb unver
ständlich, weil den beteiligten Ressorts, Staatskanzlei und Innenministeri
um, ihre Bedeutung von Beginn an bewusst war. 
 
Die Beteiligten haben inzwischen entschieden, das Projekt ZKIS losgelöst 
vom Digitalisierungsbooster unter der Bezeichnung Datenfabrik weiterzu
führen. 
 
Angesichts der bisher erfolglosen Bemühungen und des erheblichen Zeit-
verzugs hält es der LRH für erforderlich, dass die beteiligten Ressorts, 
Staatskanzlei und Innenministerium, alle infrage kommenden Hand
lungsoptionen prüfen und zeitnah eine Entscheidung über den weiteren 
Umgang mit dem Projekt herbeiführen. Dazu gehört es auch, eine engere 
Zusammenarbeit mit dem Statistikamt Nord zu erwägen und eine gesetz-
liche Verpflichtung der Kommunen zur Bereitstellung der erforderlichen 
Daten zu prüfen. Die Wirtschaftlichkeit der gewählten Lösung ist zu bele
gen.  
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Die Stellungnahme des Innenministeriums wurde in diesem Beitrag 
berücksichtigt.  
 
Die Staatskanzlei räumt ein, das Ziel sei noch nicht erreicht, werde aber 
im Kontext der „Datenfabrik“ weiterverfolgt. Dies entspräche auch der Aus
richtung der Landesregierung, wie sie im Entwurf für ein Digitalisierungs
beschleunigungsgesetz zum Ausdruck komme.  
 

10.4.4 5G-Campusnetze: Dataport-Trägerländer an Entwicklungskosten 
beteiligen  
 
Bei 5G handelt es sich um die derzeit fortschrittlichste Mobilfunktechno-
logie, welche unter anderem hohe Datenraten bei kurzer Latenz (Laufzeit) 
verspricht. Inzwischen bieten alle Mobilfunknetzbetreiber 5G in Schleswig-
Holstein flächendeckend an. 
 
Die 5G-Technik kann nicht nur in einem flächendeckenden Mobilfunknetz, 
sondern auch in lokalen Netzwerken eingesetzt werden. Mittels dieser 
sogenannten „Campusnetze“ lassen sich wie in einem WLAN Daten und 
Sprachdienste lokal übertragen. Für die Errichtung eines Campusnetzes 
ist bei der Bundesnetzagentur eine örtlich gebundene Frequenzzuteilung 
zu beantragen. 
 
Bereits 2019 stellte Dataport dem ZIT die damals neue 5G-Technik vor 
und wies auf Anwendungsszenarien hin. Das ZIT suchte daraufhin nach 
Möglichkeiten, die Technik im Rahmen einiger Campusnetze zu testen.  
 
Bis Juli 2025 wurden 4 der geplanten 5 Testnetze errichtet, darunter eine 
mobile Zelle.  
 
Von 2021 bis 2024 hat das ZIT nach Erkenntnissen des LRH 1,63 Mio. € 
aus den Mitteln des Programms für das Projekt ausgegeben. Auch in den 
Folgejahren fallen Ausgaben an.  
  
Der LRH empfiehlt, künftig eine stärkere Kooperation bei der Erprobung 
neuer technologischer Möglichkeiten, wie den 5G-Netzen, mit den übrigen 
Dataport-Trägerländern anzustreben. Von dem Testprojekt können  
- neben Dataport - auch die übrigen Trägerländer profitieren und sich ent
sprechend an den Kosten beteiligen. 
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10.4.5 Funknetz LoRaWAN: Nutzerzahl unbekannt 
 
LoRaWAN ist ein Funkstandard für das Internet der Dinge (engl. Internet 
of Things, IoT), also für die Vernetzung von Maschinen und Sensoren.  
 
LoRaWAN wird beispielsweise eingesetzt, um den Wasserstand in Lösch-
teichen zu überwachen: Ein Sensor am Löschteich sendet den aktuellen 
Wasserstand über das LoRaWAN-Netz an einen Server. Der Anwender 
kann den Füllstand dann jederzeit online abrufen. Auch für die Fernüber
wachung von Stromzählern kann LoRaWAN eingesetzt werden und ist 
daher insbesondere für Netzbetreiber interessant. 
 
Die Landesregierung hat 2 Unternehmen damit beauftragt, eine landes-
weite Funkabdeckung herzustellen. Dabei hat das Land kein eigenes Netz 
errichtet, sondern Unternehmen damit beauftragt, bereits bestehende Teil
netze auszubauen.  
 
Die Verbindungsdienste über dieses Netz bietet das Land entgeltfrei an. 
Es gibt zudem an, dass es „Bürger und Unternehmen […] nahezu flächen-
deckend“ nutzen könnten. 
 
Von 2021 bis 2024 sind aus dem Programm 1,48 Mio. € für das LoRa
WAN-Projekt ausgegeben worden. Für die Folgejahre fallen weitere Aus
gaben an.  
 
Weder die Staatskanzlei noch Dataport verfügten jedoch zum Zeitpunkt 
der Prüfung über Erkenntnisse, wie viele Nutzer das LoRaWAN-Netz hat 
oder wie viele Daten darüber übertragen werden.  
 
Der LRH hat die Staatskanzlei um Mitteilung gebeten, welche langfristige 
Strategie sie mit dem Netz verfolgt. Er hält es zudem für unerlässlich, eine 
Kostenbeteiligung der Nutzer zu prüfen und bittet, ihm das Ergebnis der 
Prüfung mitzuteilen.   
 
Die Staatskanzlei führt aus, sie antworte mit dem LoRaWAN auf mehrere 
strukturelle Herausforderungen. So machten die Abschaltung klassischer 
GSM/2G-Netze, die wachsenden Anforderungen durch den Klimawandel 
und die Pflichten aus dem Energieeffizienzgesetz (EnEfG) zusammen und 
schon jede für sich moderne, vernetzte Lösungen für Telemetrie und 
Energiemonitoring erforderlich. Das landesweite LoRaWAN-Netz unter
stütze zentrale hoheitliche Aufgaben und trage zur digitalen Infrastruktur 
für Kommunen und Bevölkerung in Schleswig-Holstein bei.  
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Darüber hinaus verweist die Staatskanzlei als zentrales Anwendungsfeld 
auf den Hochwasserschutz mit integriertem Pegelmonitoring sowie auf 
weitere bestehende und künftige Anwendungsfälle im Bereich Infrastruk
tur- und Gebäudemonitoring, kommunale Services und Smart City Anwen
dungen. 
 
Bei einem LoRaWAN handele es sich um eine Basisinfrastruktur, deren 
Wirtschaftlichkeit sich erst dann zeigen könne, wenn mittel- bis langfristig 
die Datenlast ausgewertet würde. Die Einführung einer Kostenpflicht für 
Anwender sei nicht vorgesehen. 
 
Aus Sicht des LRH ist nicht nachvollziehbar, weshalb das Land die Dienst
leistungen für Dritte kostenlos bereitstellt. Da alle großen Mobilfunknetz-
betreiber bereits IoT-Funkdienste landesweit anbieten, liegt ein Marktver
sagen nicht vor und der Zusatznutzen durch das Projekt des Landes ist 
gering.  
 
Dabei erkennt der LRH den Bedarf an IoT- und Telemetriediensten für 
staatliche Aufgaben grundsätzlich an. Er kritisiert aber, dass die Staats
kanzlei sich für LoRaWAN als Funkstandard entschieden hat, bevor sie 
diesen Bedarf konkretisiert oder ausreichend Alternativen geprüft hatte. 
Insbesondere hat die Staatskanzlei nicht hinreichend geprüft, ob eine Nut
zung der NB-IoT1-Mobilfunknetze technisch und wirtschaftlich vorteilhaft 
gewesen wäre. Die Staatskanzlei sollte in Betracht ziehen, ihre 
IoT-Server-Infrastruktur so auszurichten, dass sie neben LoRaWAN auch 
mit anderen IoT-Funkdiensten wie z. B. NB-IoT funktioniert. 
 

10.5 Fazit: mehr Transparenz im Haushalt 
 
Die Bilanz des Programms Digitalisierungsbooster ist durchwachsen. Von 
geplanten 25,5 Mio. €2 sind 17,3 Mio. € ausgegeben worden, darunter 
5 Mio. € für eine turnusgemäße Ersatzbeschaffung von IT in der Justiz, die 
aus dem regulären IT-Budget zu finanzieren gewesen wäre.  
 
Mit den übrigen Ausgaben von 12,3 Mio. € wurde im Wesentlichen 
 
• die Entwicklung quelloffener Software gefördert, wobei die Staatskanz

lei das in solchen Fällen typischerweise anzuwendende Zuwendungs
recht nicht ausreichend beachtete, 

• eine zentrale Plattform für kommunale Daten in Angriff genommen, die 
unter erheblichen Verzögerungen und Kostensteigerungen litt, 

 
1  Narrowband Internet of Things 
2  Ohne die geplante „Förderung niedrigschwelliger Digitalisierungsmaßnahmen in Kleinst-

unternehmen“ in Höhe von 2 Mio. € (vgl. Tz. 10.1 dieses Beitrags, Fußnote 4).  
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• eine 5G-Netz-Teststruktur errichtet, wovon auch Dataport und mittelbar 
auch die übrigen Dataport-Trägerländer ohne eine Kostenbeteiligung 
profitierten, 

• ein landesweites LoRaWAN-Netz zur Verfügung gestellt, dessen Nut
zerzahl die Staatskanzlei nicht kannte. 

 
Darüber hinaus hat die Staatskanzlei hohe Beträge für externe Berater 
ausgegeben. 
 
Der LRH hält es für erforderlich, dass sich die Landesregierung bei künfti
gen Booster-Programmen deutlich stärker auf ein bestimmtes Ziel fokus
siert und die Projekte wirtschaftlich umgesetzt werden. 
 
Die Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Landtages sollten zudem 
künftig von Beginn an transparenter informiert werden, damit sie ihr 
Budgetrecht besser wahrnehmen können. 
 
Die Staatskanzlei führt aus, die Ausgaben des Digitalisierungsboosters 
wären wie alle Digitalisierungs- und IT-Projekte im Einzelplan 14 veran
schlagt und unterlägen damit den gemeinsam mit dem LRH entwickelten 
Berichtsformaten an die Ausschüsse. Die umfassenden Informationen 
wären auch Grundlage für Fragen der Fraktionen gewesen. Die Fraktionen 
hätten im Rahmen der Haushaltsaufstellung davon auch Gebrauch 
gemacht. Der LRH dürfe also davon ausgehen, dass die Abgeordneten 
durchaus in der Lage gewesen wären, ihr Budgetrecht auszuüben. 
 
Der LRH hat zur Kenntnis genommen, dass die Staatskanzlei dem Wirt
schafts- und Digitalisierungsausschuss des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages im Nachgang zu der Prüfung Anfang 2026 einen Abschlussbe
richt zu den 5G-Campusnetzen1 sowie Sachstandsberichte zu LoRaWAN2 
und dem Landesprogramm Offene Innovation3 übersandt hat. 
 
Aus seiner Sicht kann dies jedoch nur begrenzt ersetzen, dass die einzel
nen Projekte von Beginn an aussagekräftiger im IT-Gesamtplan bzw. im 
Einzelplan 14 des jeweiligen Jahres darzustellen gewesen wären. Nicht 
verfügbar waren z. B. durchgehende und aufschlussreiche Informationen 
darüber, welche Projekte insgesamt bei dem Programm eingeplant waren 
sowie welche Ausgaben für die einzelnen Projekte jeweils vorgesehen 
waren. 
 

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/5981. 
2  Vgl. Umdruck 20/6208. 
3  Vgl. Umdruck 20/6209. 
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Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit,  
Technologie und Tourismus 
 

11. Hafeninfrastrukturförderung - Land muss professionelle 
Abwicklung sicherstellen und Prioritäten bei der Um-
setzung der Hafenstrategie setzen 
 
Seit 2008 hat das Land die Infrastruktur kommunaler Häfen mit etwa 
180 Mio. € gefördert. Der Großteil der Zuschüsse wurde von der  
Investitionsbank Schleswig-Holstein abgewickelt. Die Verfahren für 
vom Bund finanzierte Investitionen in Seehäfen sowie in Landstrom
anlagen wurden hingegen vom Wirtschaftsministerium bearbeitet. 
 
Die Investitionsbank wickelte die Projekte weitgehend routiniert  
gemäß den zuwendungsrechtlichen Vorgaben ab. Zu kritisieren sind 
allerdings teils mehrjährige und damit deutlich zu lange Bearbei
tungszeiten für die Verwendungsnachweisprüfungen. Dies gilt es 
künftig zu vermeiden. 
 
Bei den vom Wirtschaftsministerium bearbeiteten Förderfällen hat 
der LRH Schwachstellen im Hinblick auf die Aktenführung und die 
ordnungsgemäße Abwicklung festgestellt. Der LRH erwartet, dass die 
Mängel in Zukunft in geeigneter Weise abgestellt werden. 
 
Hinsichtlich der neuen Hafenstrategie des Landes ist festzustellen, 
dass diese zahlreiche Handlungserfordernisse aufzeigt, die finanziell 
nicht ausreichend hinterlegt sind. Kurzfristig ist nicht von einer aus
kömmlichen Finanzierung durch Dritte auszugehen. Die Landesregie
rung muss daher Schwerpunkte setzen und festlegen, welche Maß
nahmen sie prioritär voranbringen will.  
 

11.1 Kommunale Häfen im Fokus der Förderung 
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Touris
mus (Wirtschaftsministerium) förderte seit 2008 Investitionen in die Hafen-
infrastruktur mit etwas über 180 Mio. €. Profitiert haben hiervon aus
schließlich Häfen in kommunaler Trägerschaft. Dies liegt zum einen daran, 
dass die Förderregularien Zuschüsse an private oder landeseigene Häfen 
nur eingeschränkt bzw. gar nicht zuließen. Zum anderen stellen die kom
munalen Häfen im Hinblick auf die Güterumschlagsmengen und das Pas
sagieraufkommen die bedeutsamste Gruppe der Häfen in Schleswig-
Holstein dar. 
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Der Löwenanteil der Förderungen wurde im oben genannten Prüfungszeit
raum über die jeweils gültigen Richtlinien für die Gewährung von Zuwen
dungen zur Förderung von kommunalen Hafenbaumaßnahmen1 umge
setzt. Dies fand unter dem Dach der zentralen Wirtschaftsförder-
programme des Landes, dem Zukunftsprogramm Wirtschaft (ZPW) sowie 
dem Landesprogramm Wirtschaft (LPW), statt. Während im ZPW neben 
Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirt
schaftsstruktur (GRW) auch Mittel aus dem Europäischen Fonds für regio
nale Entwicklung (EFRE) sowie Mittel des Konjunkturpakets I eingesetzt 
wurden, hat das Wirtschaftsministerium im LPW nur noch auf GRW-Mittel 
zurückgegriffen. Insgesamt erhielten die Förderempfänger über die ge
nannten Programme Zuschüsse von 145 Mio. €. 
 
Daneben hat der Bund dem Land von 2023 bis 2025 zusätzliche Mittel zur 
Förderung von Landstromanlagen zur Verfügung gestellt. Über die Land
stromrichtlinie2 wurden insgesamt 11,8 Mio. € Bundes- und 8,6 Mio. € 
Landesmittel bewilligt. 
 
Hinzu kommen Bundesmittel von jährlich 2,045 Mio. €, die dem Land für 
bedeutende Investitionen in Seehäfen zur Verfügung gestellt werden. Die
se Mittel können vom Land sowohl für Förderungen an kommunale Häfen 
als auch für Investitionen in landeseigene Häfen eingesetzt werden.  
Besonderheit dieser Mittel ist, dass sie nicht jährlich zu verausgaben sind, 
sondern auch für größere Projekte angespart werden können. Von 2008 
bis 2020 wurden knapp 15 Mio. € für Förderzwecke an kommunale Häfen 
ausgegeben. Darüber hinaus stehen zum 31.12.2025 etwa 23 Mio. € nicht 
verbrauchte Mittel zur Verfügung. Diese sollen nach Angaben des Wirt
schaftsministeriums in den kommenden Jahren voraussichtlich vorwiegend 
für Maßnahmen in Landeshäfen eingesetzt werden. 
 
Nachstehende Grafik zeigt die Verteilung der Zuschüsse aus den genann
ten Förderprogrammen auf die einzelnen Häfen. Dargestellt sind alle  
Häfen, die mehr als 1,5 Mio. € Förderung erhalten haben. 
 

 
1  Aktuell gültig ist die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 

kommunalen Hafenbaumaßnahmen in Schleswig-Holstein vom 18.06.2025, 
Amtsbl. Schl.-H. 2025 Nr. 239. 

2  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Errichtung von Land
stromanlagen in gewerblichen Häfen in Schleswig-Holstein vom 14.04.2021, 
Amtsbl. Schl.-H. S. 558 ff., zuletzt geändert am 03.05.2023, Amtsbl. Schl.-H. S. 1264. 
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Abbildung 16: Förderung nach Häfen 
Quelle: LRH, Daten laut Zuwendungsakten der IB.SH und des Wirtschaftsministeriums 

 
11.2 Mittelherkunft entscheidet über Zuständigkeit für Abwicklung 

 
Wer die Zuwendungsverfahren für die Hafeninfrastrukturförderung abwi
ckelt, war im Prüfungszeitraum abhängig von Förderprogramm und Mittel
herkunft. Für die Förderungen gemäß den Richtlinien für kommunale  
Hafenbaumaßnahmen war die Investitionsbank Schleswig-Holstein AöR 
(IB.SH) zuständig. Dies geschah auf Grundlage bestehender Aufgaben
übertragungsverträge für die jeweiligen Dachprogramme ZPW und LPW. 
 
Für Förderprojekte der Landstromrichtlinie sowie die aus Bundeshilfen für 
Seehäfen finanzierten Maßnahmen übernahm hingegen das Hafenreferat 
im Wirtschaftsministerium die Abwicklung. Das Wirtschaftsministerium be
gründete dies unter anderem damit, dass die Bundesmittel für die Land
stromförderung kurzfristig zur Verfügung gestellt wurden und die Zeit fehl
te, rechtzeitig einen Aufgabenübertragungsvertrag mit der IB.SH abzu-
schließen. Für die Bundeshilfen für Seehäfen fehlte es neben der 
vertraglichen Ausgestaltung zusätzlich an einer Richtlinie mit Förderkrite
rien, auf deren Grundlage die IB.SH als Auftragnehmer hätte tätig werden 
können. 
 
Sowohl bei den von der IB.SH als auch bei den vom Wirtschafts-
ministerium abgewickelten Fördermaßnahmen hat der LRH keine Anhalts
punkte dafür gefunden, dass die Förderzwecke wesentlich verfehlt wurden 
oder nicht im landespolitischen Interesse lagen. Hinsichtlich der Nachvoll
ziehbarkeit und Dokumentation der Förderverfahren und der Beachtung 
der zuwendungsrechtlichen Verwaltungsvorschriften ließen sich allerdings 
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deutliche Unterschiede zwischen den von der IB.SH und den vom Wirt
schaftsministerium verantworteten Abwicklungen feststellen. 
 

11.3 IB.SH bearbeitet Förderverfahren routiniert, muss aber kürzere Ver
fahrensdauer anstreben 
 
Die IB.SH hat die Förderfälle in der Regel entsprechend der zuwendungs
rechtlichen Vorgaben bearbeitet. Durch strukturierte Arbeitsabläufe und 
eine einheitliche Aktendokumentation war das Verwaltungshandeln für den 
LRH von wenigen Ausnahmen abgesehen transparent und nachvollzieh
bar. 
 
Festzustellen sind allerdings teils mehrjährige und damit deutlich zu lange 
Bearbeitungszeiten für die Verwendungsnachweisprüfung. Zum Teil sind 
die Verzögerungen zwischen der Vorlage des Verwendungsnachweises 
und dem Abschluss des Zuwendungsverfahrens auf die vorgeschalteten 
baufachlichen Prüfungen der Mittelverwendung durch die zuständige tech
nische staatliche Verwaltung zurückzuführen. So benötigten bereits die 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) und der Landes
betrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz (LKN) für die 
baufachlichen Prüfungen bis zu 19 Monate. Lag das Ergebnis der IB.SH 
vor, konnte auch sie oftmals keine zügige Weiterbearbeitung der Förder-
fälle sicherstellen. Dies war selbst dann der Fall, wenn sich aus der bau
fachlichen Prüfung bereits Hinweise auf mögliche Rückforderungen erge
ben hatten. 
 
Die IB.SH hat auf einen durch die Corona-Pandemie bedingten Rückstau 
von Verwendungsnachweisprüfungen und einen Bearbeitungsvorrang für 
aus EFRE-Mitteln finanzierte Förderprojekte verwiesen. Der LRH kritisiert 
dessen ungeachtet die langen Bearbeitungszeiten. Aufgrund entsprechen
der Fristen im Landesverwaltungsgesetz ist dafür Sorge zu tragen, dass 
innerhalb eines Jahres nach Eingang der Verwendungsnachweise zumin
dest eine kursorische Prüfung auf Rückforderungsansprüche gewährleistet 
ist. Der LRH erwartet, dass die IB.SH in Abstimmung mit den baufach-
lichen Verwaltungen geeignete organisatorische Maßnahmen ergreift, um 
künftig eine zeitnahe Bearbeitung zu gewährleisten. 
 

11.4 Wirtschaftsministerium beachtet ordnungsgemäße Aktenführung und 
zuwendungsrechtliche Vorgaben nicht ausreichend  
 
Bei den vom Hafenreferat im Wirtschaftsministerium betreuten Förderver
fahren hat der LRH einige Schwachstellen identifiziert. Zu nennen sind 
zum einen Mängel in der Aktenführung. Trotz jederzeit konstruktiver Zu
sammenarbeit mit dem LRH konnten aufgrund von Dokumentationslücken 
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nicht immer sämtliche aktenrelevanten Unterlagen und Belege zu den ein
zelnen Förderfällen vorgelegt werden. 
 
Dies betraf etwa Antragsunterlagen, Auszahlungsanträge und -anord-
nungen oder Verwendungsnachweise. 
 
Zum anderen hat das Wirtschaftsministerium die Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) nicht immer hinreichend beachtet. 
Dies betraf insbesondere folgende Punkte: 
 
• Für Förderungen auf Basis der Finanzhilfen des Bundes für Seehäfen 

wurde keine Förderrichtlinie erlassen. 
• Das Wirtschaftsministerium hat im Regelfall lediglich bei der Antrags

prüfung die zuständige technische staatliche Bauverwaltung beteiligt. 
Entgegen der baufachlichen Ergänzungsbestimmungen (ZBau) hat es 
hingegen versäumt, die entsprechenden Prüfbehörden auch mit der 
baufachlichen Prüfung des Verwendungsnachweises zu beauftragen. 
Die erneute Prüfung im Zuge des Verwendungsnachweisverfahrens ist 
insbesondere deshalb geboten, da nicht in allen Fällen bereits eine 
vollumfängliche Prüfung im Antragsverfahren sichergestellt werden 
kann. Die von der IB.SH abgewickelten Förderfälle zeigen zudem, dass 
die baufachlichen Verwendungsnachweisprüfungen mehrfach zur Kür
zung nicht förderfähiger Ausgaben geführt haben. 

• Das Wirtschaftsministerium hat es regelmäßig versäumt, Prüfvermerke 
über das Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung zu erstellen. Es 
hat im Anschluss an seine Prüfung auch keine Schluss- oder Wider
rufsbescheide erstellt.  

 
Anzustreben ist daher aus Sicht des LRH, sämtliche in der Zuständigkeit 
des Wirtschaftsministeriums liegenden Hafenförderungen professionell 
und wirtschaftlich abzuwickeln.  
 
Die bisher vom Wirtschaftsministerium abgewickelte Landstromrichtlinie ist 
zwar ausgelaufen und die Bundesfinanzhilfen für Seehäfen sollen in den 
nächsten Jahren vorwiegend für Landeshäfen genutzt werden, dennoch 
werden voraussichtlich auch weiterhin Hafeninfrastrukturförderungen au
ßerhalb des Dachprogramms LPW umgesetzt werden.  
 
Dies betrifft beispielsweise die geplanten Hafenförderungen nach dem 
Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und 
Kommunen (LuKIFG), die aus dem Sondervermögen des Bundes für Inf
rastruktur und Klimaneutralität finanziert werden. Hier sollte rechtzeitig für 
eine professionelle Abwicklung Sorge getragen werden. 
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Das Wirtschaftsministerium hat mitgeteilt, dass es die aufgeführten Kri
tikpunkte ausdrücklich bedauere. Durch organisatorische Maßnahmen 
werde sichergestellt, dass sämtliche Projekte künftig professioneller ab
gewickelt würden. 
 
Hinsichtlich der Förderungen aus dem Landstromprogramm des Bundes 
und der Länder weist das Wirtschaftsministerium darauf hin, dass es we
gen der Zuweisung der Bundesmittel in Jahrestranchen und der durch Lie
ferschwierigkeiten für elektronische Komponenten bedingten schwierigen 
Mittelplanung zu einer erheblichen Arbeitsmehrbelastung im Wirtschafts
ministerium gekommen sei. Daraus ergäben sich bedauerlicherweise Defi
zite bei der Aktenführung. 
 
Die Bundeshilfen für Seehäfen würden voraussichtlich künftig nicht mehr 
für Maßnahmen außerhalb der Landeshäfen eingesetzt. Der Erlass einer 
eigenen Förderrichtlinie sei daher verzichtbar. Sofern Einzelmaßnahmen 
wider Erwarten dennoch in Förderungen fließen sollten, könne dies gege
benenfalls auf Grundlage der 2025 neu formulierten Hafenrichtlinie erfol
gen. 
 
Zu den aus den LuKIFG-Mitteln des Bundes zu finanzierenden Hafenför
derungen merkt das Wirtschaftsministerium an, dass für das LuKIFG eine 
Stabsstelle im Wirtschaftsministerium eingerichtet worden sei. Für Belange 
der LuKIFG-Förderungen im Hafenbereich sowie der Umsetzung der Ziele 
der Hafenstrategie stehe eine Vollzeitstelle zur Verfügung. Mit der vom 
LRH geforderten professionellen Abwicklung der entsprechenden Förde
rungen werde die IB.SH beauftragt, der bestehende Aufgabenübertra
gungsvertrag werde dahingehend angepasst. Dadurch werde sicherge
stellt, dass sich die oben genannten Defizite nicht wiederholten. 
 
Der LRH unterstützt, dass auch die außerhalb des LPW stattfindenden 
Hafenförderungen an die IB.SH übertragen werden sollen und somit für 
eine einheitliche und den Regeln der LHO entsprechende Förderabwick
lung Sorge getragen wird.  
 

11.5 Hafenstrategie - Maßnahmen priorisieren 
 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat die Landesregierung im März 
2023 aufgefordert, eine landesweite Hafenstrategie zu erstellen.1 Das 
Wirtschaftsministerium hat daraufhin die Ausarbeitung einer entsprechen
den Strategie ausgeschrieben. Die Vorlage derselben verzögerte sich im 
Anschluss allerdings, da das Wirtschaftsministerium sich von den Gutach

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/834 vom 10.03.2023. 
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tern konkretere Handlungsempfehlungen erwartete. Schließlich wurde ein 
zweites Beratungsunternehmen beauftragt, um auf Basis des bereits vor
liegenden Gutachtens strategische Maßnahmen abzuleiten. Die Gesamt
kosten für die Hafenstrategie erhöhten sich damit um einen niedrigen fünf
stelligen Betrag auf etwa 140 Tausend €. 
 
Aus Sicht des LRH waren die zusätzlichen Kosten vor dem Hintergrund 
der die Erwartungen des Landes besser berücksichtigenden Endversion 
der Hafenstrategie vertretbar. 
 
Die Hafenstrategie benennt zentrale strategische Handlungsfelder und er
gänzt diese um konkrete Maßnahmen und Empfehlungen. Dabei kommt 
sie zu der wenig überraschenden Erkenntnis, dass der Einfluss des Lan
des in vielen Bereichen aufgrund der oftmals kommunalen Trägerschaft an 
den Hafengesellschaften nur begrenzt ist. Ob und inwieweit die jeweiligen 
Hafenbetreiber die beschriebenen Herausforderungen und abgeleiteten 
Empfehlungen als eine Art Blaupause für die Weiterentwicklung ihrer Ha
feninfrastrukturen heranziehen, bleibt abzuwarten und ist vom Land nur 
bedingt steuerbar. 
 
Direkte Handlungsbedarfe für das Land sehen die Gutachter insbesondere 
bei folgenden Themen: 
 
• Überprüfung von Aufgaben und Zuständigkeiten zwischen Wirtschafts

ministerium, Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und 
Natur und LKN, inklusive etwaiger Bündelung von Aufgaben in einer ei
genständigen Hafeneinheit, 

• Aufstockung der Personalressourcen sowie der Landesmittel für Häfen, 
• Prüfung, ob kommunale Häfen durch eine Hafengesellschaft unterstützt 

werden können (beispielsweise im Bereich der Vermarktung), 
• verstärkte Förderung kommunaler Häfen, etwa durch Einwerbung zu

sätzlicher Mittel auf EU- und Bundesebene und Weiterentwicklung der 
Förderverfahren. 

 
Der LRH verzichtet auf eine umfassende Bewertung der Hafenstrategie, 
da es sich hierbei vornehmlich um eine wirtschaftspolitische Weichen-
stellung der Landesregierung handelt. Folgende Hinweise hält der LRH 
aber für angezeigt: 
 
Vor Gründung einer eigenen Hafengesellschaft des Landes sollten alle 
Möglichkeiten genutzt werden, die angestrebte Professionalisierung und 
Bündelung von Aufgaben für die landeseigenen Häfen in vorhandenen 
Strukturen zu bewerkstelligen. Insbesondere rät der LRH davon ab, dass 
das Land sich an einer auch für kommunale Häfen zuständigen Hafen-
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gesellschaft beteiligt. Eine bessere Vermarktung etwa über gemeinsame 
Messeauftritte von Hafenbetreibern lässt sich über die Wirtschafts-
förderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH auch unter
halb der Schwelle gesellschaftsrechtlicher Beteiligungen realisieren. 
 
Daneben weist der LRH darauf hin, dass die Hafenstrategie reich an Ap
pellen ist, zusätzliche Mittel von Land, Bund und EU für die Hafen-
förderung bereitzustellen. Die entscheidende Frage in Zeiten knapper Mit
tel und hierum konkurrierender Interessengruppen wird sein, wie viele 
Ressourcen im Zuge des politischen Entscheidungsprozesses am Ende 
tatsächlich für die Hafenförderung eingeworben werden können. Das Son
dervermögen des Bundes für Infrastruktur und Klimaneutralität hat hier 
zwar neue Gestaltungsspielräume eröffnet. Nach den eigenen Schätzun
gen des Wirtschaftsministeriums können aber die hieraus für die Häfen in 
Schleswig-Holstein vorgesehenen Mittel von geplant 140 Mio. € bis 2030 
den tatsächlichen Bedarf nur zu einem geringen Teil decken. Soll aus der 
im Gutachten enthaltenen Ansammlung von Wünschenswertem wirklich 
eine eigene Strategie des Landes werden, wird die Landesregierung nicht 
umhinkommen, die eigenen Prioritäten konkreter auszuformulieren. Dazu 
bedarf es einer Festlegung, welche bevorzugt zu verfolgenden Maßnah
men aus welchen Finanzierungsquellen realistischerweise gefördert und 
auf den Weg gebracht und für welche Bereiche zumindest auf mittlere 
Sicht voraussichtlich keine Mittel zur Verfügung gestellt werden können. 
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Ministerium für Allgemeine und Berufliche  
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
 

12. Nebentätigkeiten an Hochschulen - komplex und fehler-
anfällig 

 
An Hochschulen übt insbesondere das wissenschaftliche Perso
nal häufig Nebentätigkeiten aus. 
Die Regelungen des Nebentätigkeitsrechts sind komplex. Eine 
rechtskonforme Bearbeitung der Nebentätigkeitsanzeigen bedingt 
detaillierte, rechtzeitige Angaben durch die Beschäftigten und 
eine sorgfältige Bearbeitung durch die Hochschulen. Daran fehlt 
es: Je nach geprüfter Hochschule waren 44 bis 65 % der ange
zeigten Nebentätigkeiten zu beanstanden. 
 
Schwierigkeiten bereitet den Hochschulen unter anderem die 
Frage, ob Aufgaben dem Hauptamt zuzuordnen oder als Nebentä
tigkeit auszuüben sind. Selbiges gilt für die Feststellung, ob eine 
Nebentätigkeit dem öffentlichen Dienst zugerechnet werden 
muss. Ausgeübte Nebentätigkeiten zeigten die Beschäftigten häu
fig nicht rechtzeitig, teilweise gar nicht an. 
 
Die Hochschulen müssen ihre Beschäftigten zur Beachtung der 
rechtlichen Vorgaben anhalten und ihre Bearbeitungsverfahren 
für Nebentätigkeitsanzeigen optimieren. 
 

12.1 Ausgangslage 
 
Das Nebentätigkeitsrecht für Beamte ist in zahlreichen Regelungen1 nor
miert. Im Grundsatz gilt: Jede nicht zum Hauptamt gehörende Tätigkeit  
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes ist eine Nebentätigkeit. 
Um zu prüfen, ob eine Nebentätigkeit unter anderem dienstliche Interes
sen beeinträchtigen oder den Beamten zeitlich überlasten kann, sollen 
Nebentätigkeiten einen Monat vor Beginn schriftlich angezeigt werden. 
 
Dies gilt auch für Nebentätigkeiten, die im öffentlichen Dienst ausgeübt 
werden. Denn hier gilt eine Besonderheit: Überschreitet die Summe der 
insgesamt erzielten Vergütung 5.550 € pro Jahr, muss der überschießen
de Betrag an die Hochschule abgeliefert werden. Die Feststellung, ob im 
Einzelfall eine Ablieferungspflicht greift, ist allerdings nicht immer offen

 
1  Regelungen zu Nebentätigkeiten für Beamte sind unter anderem normiert im: Beamten

statusgesetz, im Landesbeamtengesetz, der Nebentätigkeitsverordnung sowie der Hoch
schulnebentätigkeitsverordnung. 
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sichtlich: Denn als öffentlicher Dienst1 gelten nicht nur Bund, Länder und 
Kommunen, sondern unter anderem auch Einrichtungen, deren Kapital 
sich „überwiegend“ im Besitz der öffentlichen Hand befindet oder die 
„überwiegend aus öffentlichen Mitteln“ unterhalten werden. 
 
Um sicherzustellen, dass die Beamten alle für eine Prüfung notwendigen 
Angaben machen, hat die Staatskanzlei Mustervordrucke für Nebentätig
keitsanzeigen erstellt und Durchführungshinweise herausgegeben. Diese 
sind nicht speziell auf die Hochschulen zugeschnitten, können aber auch 
dort verwendet werden. 
 
Für die Tarifbeschäftigten an Hochschulen existiert für Nebentätigkeiten 
lediglich eine Bestimmung im TV-L.2 
Es gilt: Jede neben der Hauptbeschäftigung3 ausgeübte Tätigkeit ist eine 
Nebentätigkeit. Die Tarifbeschäftigten müssen Nebentätigkeiten ebenfalls 
rechtzeitig vorher schriftlich anzeigen, damit die Hochschule prüfen kann, 
ob die Nebentätigkeit untersagt oder mit Auflagen versehen werden muss. 
Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablieferungspflicht 
zur Auflage gemacht werden. Das Finanzministerium hat diesbezüglich in 
einem Erlass darum gebeten, „bei Anzeigen von Nebentätigkeiten im öffent-
lichen Dienst in jedem Fall die Ablieferungspflicht nach der Nebentätig
keitsverordnung zur Auflage zu machen.“ Ebenso wie für die Beamten hat 
die Staatskanzlei Mustervordrucke für Nebentätigkeitsanzeigen herausge
geben. 
 

12.2 Nebentätigkeiten - an Hochschulen weit verbreitet 
 
Der LRH hat die Nebentätigkeiten an folgenden Hochschulen geprüft: 
 
• Fachhochschule Westküste (FH Westküste),  
• Hochschule Flensburg (HS Flensburg), 
• Technische Hochschule Lübeck (TH Lübeck), 
• Hochschule für Angewandte Wissenschaften Kiel (HAW Kiel).4 

  

 
1  Vgl. dazu § 4 NtVO. Um eine bessere Lesbarkeit zu gewährleisten, umfasst die hier ver

wendete Formulierung „Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst“ auch die „gleichgestellten 
Tätigkeiten“ i. S. d. § 4 Abs. 2 NtVO. 

2  § 40 TV-L, dort in Nr. 2 zu § 3. 
3  Der genaue Inhalt der Hauptbeschäftigung ergibt sich aus einer durch die Hochschule 

vorzunehmenden Tätigkeitsbeschreibung. 
4  In einem ersten Schritt wurde an der FH Westküste und der HS Flensburg geprüft (Prüfzeit-

raum 2019 bis 2023). In einem zweiten Schritt erfolgte eine Prüfung bei der TH Lübeck 
und der HAW Kiel (Prüfungszeitraum 2020 bis 2024). 
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Der prozentuale Anteil der jeweils an den Hochschulen Beschäftigten, die 
mindestens eine Nebentätigkeit in einem 5-jährigen Prüfzeitraum ausgeübt 
haben, liegt zwischen 25 und 46 %.1 
 
Die nachfolgende Tabelle weist aus, wie hoch der Anteil des wissenschaft
lichen und nichtwissenschaftlichen Personals an den Hochschulen ist, der 
jeweils mindestens eine Nebentätigkeit angezeigt hat. 
 

Nebentätigkeiten bei wissenschaftlichen und nicht wissenschaftli
chen Beschäftigten in % 

Beschäftigtengruppe FH  
Westküste 

HS  
Flensburg 

TH  
Lübeck 

HAW 
Kiel 

Wissenschaftliches 
Personal 

42 36 38 70 

Nicht wissenschaft-
liches Personal 

11 25 15 30 

Tabelle 16: Nebentätigkeiten bei wissenschaftlichen und nicht wissenschaftlichen Beschäf-
tigten in % 
Quelle: Eigene Berechnung des LRH auf Basis der Angaben der Hochschulen. 

 
Die Ausübung mehrerer Nebentätigkeiten im Prüfungszeitraum bildete 
keine Ausnahme: 
Für insgesamt 129 ausgewählte Beschäftigte der 4 Hochschulen wurde 
ermittelt, dass diese im Prüfungszeitraum insgesamt 503 Nebentätigkeiten 
angezeigt bzw. ausgeübt2 haben. In einem Einzelfall übte ein wissen
schaftlich Beschäftigter 80 Nebentätigkeiten aus. Bei diesen handelte es 
sich größtenteils um wissenschaftliche Vorträge und Publikationen. 
 

12.3 Fehlende und verspätete Anzeigen - bislang kaum sanktioniert 
 
Verspätete oder nicht erfolgte Anzeigen von Nebentätigkeiten können - vor 
allem im Wiederholungsfall - von der Hochschule als Verstöße gegen die 
arbeits- bzw. dienstrechtlichen Pflichten geahndet werden. 
 
Der LRH prüfte anhand der Personallisten der Hochschulen stichproben-
artig, ob es Hinweise darauf gab, dass Beschäftigte Nebentätigkeiten ent
gegen den bestehenden Verpflichtungen nicht angezeigt hatten. Bei der 
Prüfung verwendete er ausschließlich öffentlich verfügbare Quellen.3 

  

 
1  FH Westküste: 32 %; HS Flensburg: 30 %; TH Lübeck: 25 %; HAW Kiel: 46 %. 
2  Fortlaufende Nebentätigkeiten, die bereits vor Beginn des Prüfungszeitraums angezeigt, 

aber noch ausgeübt wurden, sind berücksichtigt. 
3  Es wurden ausschließlich im Internet frei verfügbare Angaben genutzt. 
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Es gab an jeder Hochschule Anzeichen dafür, dass Beschäftigte nicht an
gezeigte Nebentätigkeiten ausüben. Im Verhältnis zur Gesamtbeschäftig-
tenzahl war die FH Westküste besonders auffällig: Der LRH vermutet auf
grund der Prüfungserkenntnisse, dass 14 von den insgesamt 182 Beschäf-
tigten eine Nebentätigkeit nicht angezeigt haben. Dies entspräche einer 
Quote von rund 8 % aller Beschäftigten. 
 
Daneben hat der LRH bei allen Hochschulen eine größere Anzahl deutlich 
verspäteter Nebentätigkeitsanzeigen festgestellt, die zudem in der Regel 
ohne Konsequenzen blieben. 
 
Es besteht ein dringender Handlungsbedarf bei den Hochschulen: Diese 
müssen - nötigenfalls auch durch arbeits- oder dienstrechtliche Sanktionen - 
darauf hinwirken, dass die Beschäftigten ihren Pflichten künftig gewissen
hafter nachkommen. 
 

12.4 Anzeigeverfahren und Bearbeitung: Hohe Fehlerquoten müssen sin
ken 
 
Von den insgesamt 503 vom LRH geprüften Nebentätigkeiten waren 270 
zu beanstanden.1 Über alle 4 Hochschulen betrachtet lag die Fehlerquote 
damit bei 54 %. 
 
Die niedrigste Quote hatte dabei die HS Flensburg mit 44 % Beanstandun-
gen. Die HAW Kiel wies eine Fehlerquote von 53 % auf, gefolgt von der 
TH Lübeck mit 59 %. Die höchste Quote hatte die FH Westküste mit 65 % 
Beanstandungen. 
 
Auffällig war, dass bereits ein hoher Anteil der bei den Hochschulen einge
reichten Anzeigen fehlerhaft oder zumindest unvollständig ausgefüllt war. 
In der weiteren Bearbeitung durch die Hochschulen erfolgte in der Regel 
keine Korrektur bereits vorhandener Defizite. Stattdessen kamen weitere 
Bearbeitungsfehler der Hochschulen hinzu. 
 
Das nachstehende Schaubild stellt die Fehlerquoten zum Verfahrens-
beginn2 und zum Verfahrensende3 für die einzelnen Hochschulen dar. 
 

 
1  Für die jeweilige Hochschule: FH Westküste = 50 von 77; HS Flensburg = 48 von 110, 

HAW Kiel = 140 von 262, TH Lübeck = 32 von 54. 
2  Antragseinreichung durch den Beschäftigten. 
3  Abschluss der Bearbeitung durch die Hochschule. 
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Abbildung 17: Fehlerquote Verfahrensbeginn / Verfahrensende 
Quelle: Eigene Berechnung des LRH auf Basis der Angaben der Hochschulen. 

 
Die hohen Fehlerquoten gerade zu Verfahrensbeginn lassen sich im Er
gebnis auf verschiedene Ursachen zurückführen. 
 
Obgleich alle Hochschulen Informationen zur Verfügung stellen, sind die 
komplexen Regelungen des Nebentätigkeitsrechts den Beschäftigten nicht 
hinreichend vertraut. Erschwerend tritt hinzu, dass einige Hochschulen nicht 
die von der Staatskanzlei herausgegebenen Mustervordrucke zur Anzeige 
von Nebentätigkeiten verwenden, sondern in den hochschuleigenen Vor
drucken auf vorgesehene Angaben verzichten. Damit fehlen aber bereits 
zum Beginn des Verfahrens wesentliche Angaben. 
 
Die Erhöhung der Fehlerquoten durch die weitere Bearbeitung ließ sich 
unter anderem auf folgende Punkte zurückführen: 
 
• Prüfungen, ob Nebentätigkeiten die Beschäftigten übermäßig in An

spruch nehmen oder mit dienstlichen Interessen kollidieren könnten, er
folgten nicht. 

• Angezeigte Nebentätigkeiten (an der eigenen Hochschule) wurden feh
lerhaft nicht dem Hauptamt zugeordnet. 

• Es wurde nicht erkannt, dass Nebentätigkeiten dem öffentlichen Dienst 
zuzurechnen sind und daher eine Ablieferungspflicht bestehen könnte. 

 
Gerade die beiden letztgenannten Fehlerkategorien können auch finanzielle 
Schäden nach sich ziehen: 
An der TH Lübeck übten verschiedene Beschäftigte über mehrere Jahre 
eine vergütete „Nebentätigkeit“ aus. Ein von der TH Lübeck beauftragtes 
Rechtsgutachten kam 2022 zu dem Ergebnis, dass die als Nebentätigkeit 

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

FH Westküste HS Flensburg TH Lübeck HAW Kiel

Fehlerquote Verfahrensbeginn / Verfahrensende

Quote Verfahrensbeginn Quote Verfahrensende



123 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

wahrgenommenen Aufgaben dem Hauptamt zuzuordnen sind. Aus den 
Erkenntnissen des Gutachtens wurden aufgrund fehlender Abstimmung 
innerhalb der Hochschule bis einschließlich 2025 keine Konsequenzen 
gezogen. Die Tätigkeit wurde - obgleich zum Hauptamt gehörend - weiter 
gesondert vergütet. Erst durch die Prüfung des LRH fiel dieser Umstand 
auf. Im Ergebnis wurden über 68.000 € für Tätigkeiten gezahlt, die bereits 
mit der Vergütung im Hauptamt abgegolten waren. Die TH Lübeck muss 
unverzüglich prüfen, in welcher Höhe noch Rückforderungen möglich sind. 
 

12.5 Fazit 
 
Um die beschriebenen Defizite zu beseitigen, sind verschiedene Maßnah-
men notwendig. 
 
Zunächst müssen die Beschäftigten bezüglich der Anzeige und Ausübung 
von Nebentätigkeiten verstärkt sensibilisiert und bei (wiederholten) Ver
stößen notfalls auch arbeits- und dienstrechtlich sanktioniert werden. Ein 
konsequentes Vorgehen hilft, künftigen Pflichtverletzungen vorzubeugen. 
 
Bei der Bearbeitung der Nebentätigkeitsverfahren muss sichergestellt wer-
den, dass alle für die Bearbeitung erforderlichen Informationen vorliegen. 
Dies bedingt unter anderem auch, dass keine gekürzten Anzeigevordrucke 
verwendet werden. Sinnvoll erscheint eher, stets die aktuellsten Anzeigen
vordrucke der Staatskanzlei zu verwenden. 
 
Für die Aktenführung gelten auch bei Nebentätigkeiten die bekannten 
Grundsätze der Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit. Soweit im Rah
men der Bearbeitung von Nebentätigkeiten verfahrensrelevante Entschei
dungen getroffen werden, sind diese auch zu dokumentieren. 
 
Angesichts der erheblichen Anzahl an Nebentätigkeiten sollten die Hoch
schulen prüfen, wie die Effektivität und zugleich die Effizienz gesteigert 
werden kann. Eine denkbare Variante wäre, zusammen mit dem Wissen
schaftsministerium einen hochschulspezifischen Leitfaden zu Nebentätig
keiten zu entwickeln und diesen allen Beschäftigten der Hochschulen zu
gänglich zu machen. Eine weitere Möglichkeit wäre, im Zusammenwirken 
mit dem Wissenschaftsministerium auf eine strukturelle Vereinfachung der 
Regelungen des Nebentätigkeitsrechts für die Hochschulen hinzuwirken. 
 
Die HAW Kiel und die FH Westküste weisen darauf hin, dass die Erstel
lung eines hochschulspezifischen Leitfadens in einem ersten Schritt hilf
reich sein dürfte. 
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In einem zweiten Schritt solle eine grundsätzliche und strukturelle Verein
fachung des Nebentätigkeitsrechts für die Hochschulen angestrebt wer
den. Dies würde nach Auffassung der FH Westküste auch knappen Per
sonalressourcen in der Hochschulverwaltung Rechnung tragen. 
 
Der LRH bestärkt die Hochschulen darin, mit dem Wissenschaftsministeri
um zügig Gespräche über eine Umsetzung der Vorschläge zu führen. 
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13. Zulagen aus Drittmitteln - verheerende Bilanz 
 
Hochschullehrer können unter bestimmten Voraussetzungen 
Zulagen aus Drittmitteln erhalten. Bei der Gewährung solcher 
Zulagen hat der LRH erhebliche Defizite festgestellt. Fast kein 
Vorgang ist ohne Beanstandungen geblieben. Einige Hochschu
len müssen sich fragen lassen, auf welcher Grundlage sie ihre 
Entscheidungen getroffen haben. Profitiert hat nur ein kleiner 
Kreis von Personen. 
 
Forschungszulagen aus Drittmitteln dürfen nur gewährt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass die Haushalte der Hochschulen 
hierdurch nicht zusätzlich belastet werden. Dies war jedoch bei 
fast keiner der geprüften Zulagen belegt. 
 
Eine schleswig-holsteinische Spezialregelung ermöglicht zudem 
Transferzulagen aus Drittmitteln. Die Regelung sollte gestrichen 
werden: Die Voraussetzungen und Ziele derartiger Zulagen sind 
im Gesetz unklar definiert und ein Bedarf ist nicht erkennbar. 
 

13.1 Forschungszulagen werden nur selten gewährt 
 
Im Zuge der Reform der Professorenbesoldung Anfang der 2000er Jahre 
ist die Besoldungsgruppe W eingeführt worden.1 Diese sah im Vergleich 
zur bis dahin maßgeblichen C-Besoldung zwar niedrigere Grundgehälter 
vor, dafür aber neue flexible Elemente wie z. B. variable Leistungsbezüge. 
Unter anderem erlaubte das neue Besoldungsrecht, Professoren unter 
bestimmten Voraussetzungen auch Zulagen zu gewähren, die aus Drittmit
teln finanziert werden. Drittmittel sind Mittel, die von den Hochschulen 
zusätzlich zum regulären Hochschulhaushalt (Grundausstattung) von 
öffentlichen oder privaten Stellen eingeworben werden. Man wollte damit 
der Entwicklung entgegenwirken, dass die Professoren zum Hauptamt 
gehörende Tätigkeiten in Nebentätigkeiten verlagern, um zusätzliche Ein
nahmemöglichkeiten zu schaffen.2 
 
In Schleswig-Holstein ermöglicht § 37 Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein (SHBesG)3 Zulagen aus Drittmitteln seit 2005 als Forschungs- 
und Lehrzulagen sowie seit 2012 auch als Zulagen für „wissenschaftliche 

 
1  Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung (Professorenbesoldungsreformgesetz - 

ProfBesReformG) vom 16.02.2002, BGBl.  I Nr. 11 S. 686 und Gesetz zur Änderung des 
Landesbesoldungsgesetzes vom 16.12.2004, GVOBl. Schl.-H. S. 487. 

2  Vgl. BT-Drs. 14/6852, S. 16 und LT-Drs. 15/3594, S. 16. 
3  Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der Beamtinnen und Beam

ten sowie Richterinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein - SHBesG) 
vom 26.01.2012, GVOBl. Schl.-H. S. 153, zuletzt geändert am 08.04.2025, 
GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 54. 
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Transferleistungen in die Wirtschaft“ (kurz: Transferzulagen). Nach den 
Feststellungen des LRH hat allerdings nur ein Teil der staatlichen Hoch
schulen solche Zulagen gewährt. 
 
Für den Zeitraum von 2012 bis 2023 haben 4 der 9 staatlichen Hoch-
schulen dem LRH Zulagen nach § 37 SHBesG gemeldet: Insgesamt 
123 Forschungszulagen und 6 Transferzulagen mit einer gewährten 
Gesamtsumme von 1,28 Mio. €. Lehrzulagen sind hingegen nicht gewährt 
worden. 
 
Dabei fällt zunächst vor allem eines auf: Profitiert hat von solchen Zulagen 
nur ein sehr kleiner Personenkreis. Die im Zeitraum von 10 Jahren 
gewährten Zulagen verteilen sich auf 39 Professoren. Bei mittlerweile weit 
mehr als 1.000 Professoren an den Hochschulen des Landes sind dies 
nicht einmal 4 %. Betrachtet man die Verteilung der ausgezahlten Mittel, 
zeigt sich eine noch deutlich stärkere Konzentration der Mittel auf wenige 
Akteure: 13 der insgesamt 39 Professoren haben 83,6 % der Gesamt
summe erhalten. Auch in dieser Gruppe ist die Verteilung noch einmal 
ungleichmäßig, denn über 50 % der landesweiten Gesamtsumme entfielen 
auf nur 4 Personen. 
 

13.2 Forschungszulagen sollten die Haushalte der staatlichen Hoch-
schulen nicht belasten 
 
Die Gewährung von Forschungszulagen ist an bestimmte gesetzliche 
Voraussetzungen gebunden; § 37 Abs. 1 SHBesG: 
 
• Ein Hochschullehrer der Besoldungsordnung W (in der Regel ein Pro

fessor) muss Mittel privater Dritter für ein Forschungsvorhaben der 
Hochschule eingeworben haben. 

• Der Hochschullehrer muss das Forschungsvorhaben im Rahmen s 
eines Hauptamts an der Hochschule selbst durchführen. 

• Der Drittmittelgeber muss die Verwendung der zugesagten Mittel aus
drücklich auch für die Verwendung als persönliche Zulage für den 
Hochschullehrer vorgesehen haben. 

• Neben den Kosten für das Forschungsvorhaben müssen auch die 
Zulagenbeträge vollständig durch die eingeworbenen Drittmittel 
gedeckt sein.  

 
Der LRH hat etwa die Hälfte der gewährten Forschungszulagen geprüft 
(geprüftes Zulagenvolumen 0,71 Mio. €). Das Ergebnis ist verheerend. Nur 
bei einer einzigen waren alle genannten Voraussetzungen für die 
Zulagenentscheidung nachgewiesen. 
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13.2.1 Deckung der Zulagen nicht belegt 
 
Fast alle Forschungszulagen waren im Hinblick auf einen zentralen Aspekt 
zu beanstanden: Es fehlte der Nachweis der hinreichenden Deckung der 
Zulage. Nur in 2 Fällen war zum Zeitpunkt der Entscheidung belegt, dass 
sowohl die beantragte Zulage als auch alle Kosten des eingeworbenen 
Projekts aus den zugesagten Drittmitteln gedeckt werden können. Eine 
solche Aussage kann fundiert nur dann getroffen werden, wenn die Kosten 
des geplanten Projekts bekannt sind. Die Projektkosten müssen zu diesem 
Zweck korrekt ermittelt werden. In vielen Fällen konnten die Hochschulen 
aber schon gar keine Kostenkalkulationen zu den betroffenen Projekten 
vorlegen. 
 
Soweit Kalkulationsunterlagen vorhanden waren, waren diese fast immer 
unvollständig oder nicht korrekt. Häufigster Fehler: Die Hochschulen 
haben viel zu niedrige Ansätze zur Abdeckung der Gemeinkosten der 
Hochschule veranschlagt. Oft ist mit pauschalen Zuschlägen von nur 10 
oder 15 % auf die direkten Kosten des Projekts kalkuliert worden, obwohl 
nach der Kostenrechnung der Hochschule Zuschläge von 50 % und mehr 
angezeigt gewesen wären. In der Folge sind die Projekte viel zu günstig 
kalkuliert worden. Bei knappen Kalkulationen führt dies zwangsläufig dazu, 
dass die bewilligten Zulagen nicht aus den Drittmitteln gedeckt werden 
können, sondern die Haushalte der Hochschulen belasten. 
 
Oft waren die Projektkalkulationen auch deshalb zu beanstanden, weil sie 
bei den Personalkosten nur Ansätze für zusätzlich einzustellendes Per-
sonal enthielten, nicht aber die anteiligen Kosten für das im Projekt einge
plante Bestandspersonal. 
 
Mit dem gesetzlich verankerten Hinweis auf die erforderliche Deckung der 
Kosten wollte der Gesetzgeber sicherstellen, dass die Forschungszulagen 
keine zusätzliche Belastung für den Haushalt der jeweiligen Hochschule 
darstellen. In der Praxis wurde diesem Ziel kaum Rechnung getragen. 
 
Denn fast alle Zulagen sind bewilligt worden, obwohl die voraussichtlichen 
Kosten der Projekte fehlerhaft, unvollständig oder überhaupt nicht ermittelt 
waren. 
 
2 Hochschulen weisen darauf hin, dass der LRH in seiner Prüfung einen 
sehr langen Zeitraum betrachtet hat. Die Anwendung der Vollkostenrech
nung für die Kalkulation von Forschungsprojekten habe sich in der Praxis 
zwischenzeitlich fortentwickelt. Eine Hochschule betont, dass man bereits 
2018 den Gemeinkostenansatz hochschulweit deutlich erhöht habe, um 
die Kosten wirtschaftlicher Projekte auskömmlicher abzubilden. Für die 
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Jahre 2010 bis 2025 führe man aktuell eine Aufarbeitung der einzelnen 
Projekte durch - erst danach werde sich feststellen lassen, ob und welche 
Zulagen den Hochschulhaushalt tatsächlich belastet haben. 
 
Der LRH merkt hierzu an: Die Aufarbeitung dieses Aspekts hängt davon 
ab, ob die Ist-Kosten der - zum Teil länger zurückliegenden - Projekte im 
Nachhinein noch ermittelt werden können. Im Rahmen der Prüfung wur
den von dieser Hochschule keine Informationen zu den Ist-Kosten der Pro
jekte zur Verfügung gestellt. Eine reine Betrachtung von Finanzströmen 
reicht zudem nicht aus, um tatsächliche Belastungen der Hochschulen zu 
messen. Auch der Einsatz von Bestandspersonal für Projekte Dritter stellt 
eine zusätzliche Inanspruchnahme von Ressourcen dar. 
 
Auch das Wissenschaftsministerium kritisiert, dass der LRH eine 
Belastung der Hochschulhaushalte nicht „mit konkreten Zahlen“ nachwei
sen könne. 
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen: Soweit es Planzahlen zu den 
Projekten überhaupt gab, war schon diesen in vielen Fällen zu entnehmen, 
dass die gewährten Zulagen nicht aus den Drittmitteln gedeckt sein  
konnten. Wenn diese Projekte wie geplant durchgeführt worden sind, 
muss davon ausgegangen werden, dass die gewährten Zulagen aus den 
Grundhaushalten getragen wurden. Die Beweislast liegt bei den Hoch
schulen. Es ist ihre gesetzlich normierte Aufgabe, durch korrekte Verfah
ren auszuschließen, dass die gewährten Forschungszulagen zulasten der 
Hochschulen gehen, und dies selbst nachvollziehbar zu belegen. Das 
haben die Hochschulen versäumt. 
 

13.2.2 Weitere materiellrechtliche Mängel 
 
Der LRH hat darüber hinaus weitere Mängel beanstandet:  
 
• Oft war nicht klar, ob die durch die Zulage begünstigen Professoren 

das betreffende Projekt tatsächlich selbst durchführen sollten bzw. 
durchgeführt haben. Häufig war deren Rolle ohne Konkretisierung bloß 
als „Leitung“ beschrieben. 
Dieser Begriff wurde zum Teil auch dann verwendet, wenn erkennbar 
war, dass die Durchführung des Vorhabens einem Doktoranden über
tragen war. Erbringt ein Doktorand die eigentliche Forschungsleistung 
im Rahmen seiner Dissertation, ist die „Durchführung“ dieses Projekts 
durch den betreuenden Professor und damit die Forschungszulage 
aber ausgeschlossen. 
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• In vielen Fällen fehlte eine klare Aussage des Drittmittelgebers dazu, 
dass Teile der vertraglichen Leistung als persönliche Zulage verwendet 
werden durften. 

• Bei mehreren Projekten war der Forschungscharakter zweifelhaft. 
Tätigkeiten mit reinem Dienstleistungscharakter, wie die laufende 
Betreuung eines Newsletters, genau umschriebene Laborleistungen 
oder Programmierarbeiten an einer App, unterfallen nicht dem Begriff 
der Forschung. 

• Es sind auch Forschungszulagen für „alte“ Projekte bewilligt worden, 
die schon eingeworben worden waren, als der Professor noch in der 
C-Besoldung war und tatbestandlich daher kein Dienstverhältnis in der 
W-Besoldung vorlag. Dieses ist aber eine zwingende Voraussetzung. 

 
Im Ergebnis hat der LRH festgestellt, dass 98 % der geprüften 
Forschungszulagen aufgrund einer oder mehrerer fehlender Vorausset
zungen nicht hätten gewährt werden dürfen. 
 

13.3 Eine schleswig-holsteinische Besonderheit: Transferzulagen 
 
In Schleswig-Holstein existiert mit der Transferzulage ein bundesweites 
hochschulrechtliches Unikum. „Wissenschaftliche Transferleistungen in die 
Wirtschaft“ können durch Zulagen aus Drittmitteln „prämiert“ werden, wenn 
dies „bei der Prämierung“ so vorgesehen ist. Bisher wurde von diesem 
Instrument kaum Gebrauch gemacht. Zu 6 gemeldeten Transferzulagen 
kam noch eine weitere, die falsch bei den Forschungszulagen zugeordnet 
worden war. Von diesen 7 Fällen hat der LRH 5 untersucht. 
 
Bei 2 als solche gemeldeten Zulagen stellte sich heraus, dass der Zula
gentyp unklar war - von „Transfer“ war bei der Bewilligung jedenfalls keine 
Rede. Von den verbliebenen 3 Fällen in der Stichprobe war einer eindeutig 
rechtswidrig und 2 mit erheblichen rechtlichen Zweifeln behaftet. Diese 
wenigen tatsächlichen Anwendungsfälle offenbaren das grundsätzliche 
Problem dieser Regelung: ihre Unbestimmtheit. 
 
Schon der Begriff der „wissenschaftlichen Transferleistung“ ist nicht näher 
definiert. Reicht es hierfür schon aus, wenn unter Anwendung wissen-
schaftlicher Methoden und Forschungsergebnissen Dienstleistungen  
erbracht werden? Dann könnte allerdings praktisch für jede wirtschaftliche 
Betätigung einer Hochschule, die auf wissenschaftlichen Methoden beruht, 
eine solche Zulage gewährt werden. 
 
Was soll eine „Prämierung“ sein? Entfällt der offenbar beabsichtigte 
„Belohnungs-“Charakter der Zulage, wenn die Hochschule selbst eine  
solche Prämie in ihr Vertragsentgelt einkalkuliert? Kommt ein Transfer  
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„in die Wirtschaft“ auch dann in Betracht, wenn der Auftraggeber die 
öffentliche Hand ist? 
 
Für die Klärung dieser Fragen bieten das Gesetz oder die Gesetzes-
begründung keine Anhaltspunkte.1 Die Vorschrift ist in der vorliegenden 
Form nicht rechtssicher zu handhaben. Eine einheitliche Handhabung ist 
nicht sichergestellt, was dazu führen kann, dass vergleichbare Sach-
verhalte in verschiedenen Hochschulen völlig unterschiedlich bewertet 
werden. Wenn es nicht gelingt, die Voraussetzungen, die die Gewährung 
einer solchen Zulage rechtfertigen sollen, im Gesetz klar zu konturieren 
und auch die Zielrichtung der Regelung zu verdeutlichen, dann sollte 
§ 37 Abs. 2 SHBesG gestrichen werden. Ohnehin ist ein Bedarf für diese 
bundesweit einmalige Zulageform nicht erkennbar. 
 

13.4 Viele Entscheidungen sind nicht nachvollziehbar - offenkundige Feh
ler werfen Fragen auf 
 
Neben den zahlreichen materiellen Rechtsfehlern hat der LRH auch Ver
fahrensfehler beanstandet. Von besonderem Gewicht ist die fast durch-
gehend ungenügende Dokumentation der Entscheidungsprozesse, sowohl 
bei den Forschungs- als auch bei den Transferzulagen. In sehr vielen  
Fällen hat dies zu nicht nachvollziehbaren Entscheidungen geführt. Bei 3 
der 4 geprüften Hochschulen war nicht erkennbar, dass sich diese über
haupt näher mit den gesetzlichen Voraussetzungen der jeweils beantrag
ten Zulageart auseinandergesetzt haben. 
 
In einer Reihe von Fällen waren gleich mehrere gesetzliche Vorausset
zungen für die gewährten Zulagen - zum Teil völlig offenkundig - nicht 
erfüllt. Eine größere Zahl von Zulagen ist zum Beispiel rückwirkend zu 
teilweise sehr alten und überwiegend längst erledigten Drittmittelverträgen 
bewilligt worden. Einer dieser Verträge war so alt, dass er schon 
geschlossen war, bevor das Land 2005 erstmals eine Rechtsgrundlage für 
Forschungszulagen geschaffen hat. Keiner dieser Alt-Verträge sah eine 
persönliche Zulage vor. Zudem lag in fast all diesen Fällen bei Einwerbung 
der Drittmittel noch gar kein Dienstverhältnis in der W-Besoldung vor 
(vgl. Tz. 13.2.2). Schon aus diesen Gründen hätten Forschungszulagen 
nicht gewährt werden dürfen. Ohnehin konnten für keinen der betroffenen 
Drittmittelverträge Kostenkalkulationen vorgelegt werden. Dennoch sind 
alle Anträge ohne eine erkennbare Auseinandersetzung mit diesen 
kritischen Punkten positiv beschieden worden. 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 17/1267, S. 276. 
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Die Hochschulen müssen ihre bisherige Bewilligungspraxis gründlich auf
arbeiten. Sie müssen - soweit rechtlich noch möglich - die Rücknahme der 
Entscheidungen und die Rückforderung der gezahlten Beträge prüfen. 
Zudem sind sie gemeinsam mit dem Wissenschaftsministerium aufgefor
dert zu prüfen, in welchen Fällen noch Haftungsansprüche gegen Betei-
ligte in Betracht kommen und ob im Einzelfall sogar die Einleitung diszipli
nar- und strafrechtlicher Schritte angezeigt sein könnte. Wenn auch 
weiterhin Zulagen nach § 37 SHBesG gewährt werden sollen, müssen die 
Hochschulen die gesetzlichen Vorgaben künftig beachten und dies auch 
sorgsam dokumentieren. Hierfür braucht es in den Hochschulen künftig 
vor allem klare Regeln, also Ausführungshinweise oder Dienstanweisun
gen für die damit befassten Mitarbeiter und Hochschulgremien. 
 
Alle Hochschulen, die auch künftig Forschungszulagen aus Drittmitteln 
gewähren möchten, müssen vor der Bewilligung sicherstellen, dass die 
Deckung der Zulage aus den Drittmitteln gewährleistet ist, und sollten dies 
zudem auch nach Projektabschluss auf der Basis der tatsächlichen Kosten 
noch einmal überprüfen. Nur dann ist sichergestellt, dass nicht letztlich die 
Hochschule selbst die gewährte Zulage getragen hat. Nur in einer der 
geprüften Hochschulen ist dies auch schon bisher so gehandhabt worden. 
 
Eine Hochschule berichtet, dass sie im Rahmen der Aufarbeitung der 
Prüfungsergebnisse eine sehr hohe Einzelzulage bereits in voller Höhe 
vom Empfänger zurückgefordert habe. Wie der Stand der Aufarbeitung der 
weiteren Fälle dort ist, bleibt offen. Allerdings macht diese Hochschule 
deutlich, dass sie die rechtliche Bewertung des LRH in verschiedenen Ein
zelfragen nicht teilt. Für die Zukunft arbeite man an veränderten Prozes
sen sowie klaren Vorgaben und Checklisten als Grundlage für zukünftige 
Prüfvermerke. Hierbei sei man schon weit vorangekommen. 
Eine andere Hochschule berichtet, dass sie vor dem Hintergrund der 
Feststellungen des LRH die Gewährung von Zulagen aus Mitteln privater 
Dritter vorläufig eingestellt habe. Man prüfe derzeit sämtliche Vorgänge im 
Prüfzeitraum im Hinblick auf die formellen und materiellen Voraussetzun
gen der Zulagengewährung. Zu Ergebnissen könne man noch keine kon
solidierten Aussagen machen. 
 
Das Wissenschaftsministerium kündigt an, sich mit den Hochschulen 
auf grundsätzliche Leitlinien für die künftige Zulagengewährung zu ver
ständigen sowie gegebenenfalls die gesetzlichen Grundlagen anzupassen. 
Die Aufarbeitung der geprüften Einzelfälle sei aber primär Angelegenheit 
der jeweiligen Hochschule. Im Übrigen wird das Problem vom 
Wissenschaftsministerium anders eingeordnet und die Darstellung durch 
den LRH kritisiert. Es sei mitnichten so, dass die Hochschulen insgesamt 
grundlegende Probleme bei den Forschungs-, Lehr- und Transferzulagen 
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hätten. Die Feststellungen beträfen nur einen relativ kleinen Personen
kreis. 
 
Der LRH hält an seinen Feststellungen und den daraus folgenden Bewer
tungen uneingeschränkt fest. Es ist nicht nachvollziehbar, wie das Wis
senschaftsministerium zu dem Schluss gelangen kann, es liege kein 
grundlegendes Problem bei dieser Form von Zulagen vor, wenn tatsäch
lich etwa die Hälfte aller gewährten Zulagen geprüft wurde und davon 
98 % der Forschungszulagen zu beanstanden sind. Ebenso wenig ist 
nachvollziehbar, warum es ein entlastendes Argument sein soll, dass nur 
ein kleiner Kreis von Personen von rechtsfehlerhaft gewährten Zulagen in 
erheblicher Höhe profitiert hat. 
 
Auch wenn die Aufarbeitung der Einzelfälle in den einzelnen Hochschulen 
stattfinden muss, steht das Wissenschaftsministerium als Rechtsaufsicht 
dennoch in der Verantwortung. Es sollte sich dabei nicht nur auf die Bera
tung der Hochschulen in Einzelfragen beschränken, sondern aktiv auf eine 
zügige und vollständige Aufarbeitung hinwirken. 
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14. Schulgirokonten - Richtlinie noch nicht ausgereift 
 

Die vom Bildungsministerium 2020 erlassene Schulgirokonten-
Richtlinie wird bisher von 30 % der Schulen umgesetzt. Nach wie 
vor ist die Nutzung von Privat- und Treuhandkonten weit verbrei
tet, da die Nutzung von Schulgirokonten nicht verpflichtend ist. 
Insbesondere Privatkonten bergen aber Risiken, beispielsweise 
bei Tod oder Insolvenz des Kontoinhabers. Einen verlässlichen 
Pfad hin zu einer einheitlichen Lösung hat das Bildungs-
ministerium trotz interner Überlegungen bisher noch nicht skiz
zieren können. 
 
Einrichtungshemmnisse sind laut Schulen vor allem die in den 
allermeisten Fällen anfallenden Kontoführungsgebühren, die die 
Schulen selbst tragen müssen, obwohl sie hierfür kein Budget 
haben. Nur in Ausnahmefällen stellen die Schulträger ihren 
Schulen auf freiwilliger Basis ein Schulgirokonto zur Verfügung 
und/oder übernehmen die Bewirtschaftung desselben. 
 
Es entstehen in der Praxis für die Beteiligten bei dem Thema 
Schulgirokonten administrative Herausforderungen. Im Ergebnis 
fehlt bisher eine niederschwellige und flächendeckend umset
zungsfähige Vollzugslösung für die Schulen. 
 
Um in Zukunft eine geeignete Lösung zu schaffen und die Nut
zung von Privatkonten zu vermeiden, sieht der LRH verschie-
dene Handlungsoptionen zur Neugestaltung der Richtlinie. Aller
dings sollte das Land ein Nebeneinander von reglementierten 
Schulgirokonten und der ungeregelten Nutzung von Privat- und 
Treuhandkonten an Schulen mit vergleichbaren Kontoaktivitäten 
nicht dauerhaft dulden. 

 
14.1 Ausgangslage 

 
Die vom Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium) erlassene Schulgirokonten-
Richtlinie1 ermöglicht den öffentlichen Schulen, ein Schulgirokonto im 
Namen des Landes (Kontoinhaber) zu eröffnen.  

  

 
1  Richtlinie Einrichtung und Führung von Girokonten bei Kreditinstituten durch öffentliche 

Schulen (Schulgirokonten) - Änderungsfassung Schulgirokonten-Richtlinie vom 
18.03.2022. Richtlinie zur Einrichtung und Führung von Schulgirokonten bei Kreditinstitu
ten durch öffentliche Schulen (Schulgirokonten) vom 02.03.2020. 
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Grund: Seit Jahren bestehen - nicht nur in Schleswig-Holstein - Unklarhei
ten bezüglich der Verwaltung und Bewirtschaftung von Geldern Dritter, 
z. B. von Mitteln für Klassenfahrten, Schulveranstaltungen, Beiträgen für 
Lehr- und Lernmittel usw. Für diese Zahlungsströme regelt die Richtlinie 
nun unter anderem die Bereiche Kontoführung, Vertretungsbefugnis, Be
wirtschaftungsgrundsätze und Rechenschaftslegung. 
 
In der Regel handelt es sich bei den Geldern auf Schulgirokonten um 
zweckgebundene Mittel von Eltern oder Einnahmen aus Schulveranstal
tungen. Landesmittel und kommunale Mittel dürfen - anders als projekt-
bezogene EU-Fördermittel - über die Schulgirokonten nicht ein- und aus
gezahlt werden. 
 
Obwohl die Richtlinie bereits 2020 erlassen wurde, führen nur 216 von 775 
öffentlichen Schulen ein Schulgirokonto im Sinne der Richtlinie. Dies hat 
der LRH zum Anlass genommen, die Umsetzung der Richtlinie und deren 
Geeignetheit zu prüfen. Die Prüfung des LRH erstreckte sich auch auf 
mögliche Einrichtungshemmnisse für Schulgirokonten. In einer Stichprobe 
hat der LRH insgesamt 270 Schulen eingehender befragt. Das Bildungs
ministerium hat nach eigener Aussage eine geplante Überarbeitung der 
Richtlinie aufgrund der Prüfung des LRH zurückgestellt, um die Erkennt
nisse in die Novellierung einfließen lassen zu können. 
 
In der schulischen Praxis (und auch bei den Kreditinstituten für den 
Bereich Schule) werden folgende Arten von Konten unterschieden und 
genutzt: 
 
• Die Schulgirokonten, die im Sinne der Richtlinie geführt werden und 

deren Vorgaben und Regelungen unterliegen. Kontoinhaber der Schul-
girokonten ist das Land. Diese Konten werden weit überwiegend bei 
Sparkassen und Volksbanken geführt.  
Die Richtlinie sieht vor, dass eine Schule Unterkonten zum Schul-
girokonto einrichten darf, auch die Führung mehrerer Schulgirokonten 
ist möglich, sofern keine Unterkonten eingerichtet werden können. 
Schulgirokonten sind die juristisch sicherste und insgesamt risiko-
ärmste Lösung. Gleichzeitig sind die Schulgirokonten für die Schulen 
die am aufwendigsten zu führenden Konten, da eine Reihe von Vor-
gaben (Aufzeichnungspflichten, Anfertigen von Jahresabschlüssen, 
Rechenschaftslegung, Einhaltung des 4-Augen-Prinzips usw.) einge
halten werden müssen. 
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• Treuhänderisch verwaltete Konten (im Folgenden Treuhandkonten 
genannt), von Schulen und Kreditinstituten häufig bezeichnet als Klas
sen- oder Klassenfahrtskonten. Diese Konten werden von Lehrkräften, 
Schulleitungen oder auch Elternvertretern bzw. von Fördervereinen der 
Schulen eröffnet und verwaltet. Treuhandkonten sind weitgehend 
rechtssicher, insbesondere dann, wenn es bei dem Kreditinstitut als 
solches ausgewiesen ist (offenes Treuhandkonto).  
Gelder von Eltern sind z. B. im Fall der Privatinsolvenz des Treuhän
ders/Kontoinhabers geschützt. Die Treuhandkonten unterliegen nicht 
den Vorgaben der Schulgirokonten-Richtlinie und sind daher für die 
Schulen weniger bürokratisch. Auch für die Kreditinstitute sind die 
schulischen Treuhandkonten einfacher in der Handhabung und unter
liegen nicht den umfangreichen Regularien wie die Schulgirokonten. 
 

• Privatkonten, die von Lehrern oder Schulleitungen für private Zwecke 
unterhalten werden und auf die Eltern z. B. Gelder für Klassenfahrten 
einzahlen. Die Privatkonten bergen das größte Risiko, da z. B. im Fall 
der Privatinsolvenz das einbezahlte Geld verloren ist. Auch zweckent
fremdete Nutzung bzw. Veruntreuung von Geldern ist leichter möglich. 

 
Das Bildungsministerium weist ergänzend darauf hin, dass die in der 
Schulgirokonten-Richtlinie normierten Aufzeichnungs- und Rechnungs-
legungspflichten in erster Linie die grundsätzlichen Anforderungen an den 
Umgang mit treuhänderisch verwalteten Geldern konkretisieren und struk
turieren. Diese Grundsätze ergäben sich zivilrechtlich aus einem Treu
handverhältnis, unabhängig davon, auf welcher Art von Konto das Geld 
dabei verwaltet werde. 
 
Bei dem Vergleich der unterschiedlichen Konten sei zudem zu berücksich
tigen, dass „privat geführte“ Treuhandkonten (immerhin) zivilrechtlichen 
Aufzeichnungs- und Rechenschaftslegungspflichten unterliegen. 
 
Im Übrigen - so das Bildungsministerium - eröffne der Erlass der Schul-
girokonten-Richtlinie im Jahr 2020 den Schulen in Schleswig-Holstein 
erstmals überhaupt die Möglichkeit (trotz der Eigenschaft als nicht-
rechtsfähige Anstalten des Schulträgers), eigene Konten - bevollmächtigt 
durch das Land - zu führen. 
 

14.2 Regional große Unterschiede bei der Nutzung von Schulgirokonten 
 
Lediglich 30 % der öffentlichen Schulen nutzen ein Schulgirokonto. Dabei 
gibt es sowohl schulartbezogene als auch regionale Unterschiede. Wäh
rend die Grund- und Gemeinschaftsschulen nur zu einem Viertel ein 
Schulgirokonto führen, sind es bei den Gymnasien die Hälfte, bei den 
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Berufsbildenden Schulen (ohne Regionale Berufsbildungszentren (RBZ)) 
knapp drei Viertel. 
 
Regionale Unterschiede bezüglich der Führung von Schulgirokonten kön
nen z. B. dadurch begründet sein, dass die ortsansässigen Kreditinstitute 
kein Schulgirokonto anbieten, die Gebühren dafür als zu hoch erscheinen 
oder Schulen von ihrer Schulaufsicht nicht ausreichend für das Thema 
sensibilisiert sind. Während in der Stadt Flensburg fast alle Schulen über 
ein Schulgirokonto verfügen, sind es in Lübeck nur 12 %, im Kreis Herzog
tum Lauenburg sogar nur 7 %. 
 
Da das Bildungsministerium keine zentrale Liste über die Schulgirokonten 
führt, lagen dort keine validen Daten über die schulartbezogenen und regi
onalen Unterschiede vor. 
 
Das Bildungsministerium verweist darauf, dass die Veröffentlichung der 
Schulgirokonto-Richtlinie in die Anfangsphase der Corona-Pandemie fiel, 
was die Einführung erschwert habe. Vor diesem Hintergrund stufe es die 
Nutzung von Schulgirokonten durch 30 % der Schulen als einen beacht-
lichen Fortschritt ein, wenn auch insgesamt die Einschätzung geteilt 
werde, dass noch weiterer Entwicklungs- und Kommunikationsbedarf 
bestehe. 
 

14.3 Richtlinie in der Praxis nur schwer umsetzbar 
 
Knapp ein Drittel der befragten Schulen, die über ein Schulgirokonto ver
fügen, geben an, dass die Richtlinie und die dazugehörigen Vordrucke1 
nicht praxistauglich seien. Vor allem bemängeln die Schulen den hohen 
Aufwand, der durch die Bewirtschaftung des Schulgirokontos und die 
Umsetzung der Richtlinie entsteht, insbesondere die Erstellung des Jah
resabschlusses sowie der Prüfungsberichte und Einhaltung des 4-Augen-
Prinzips. 
 
Die meisten Posten, die über Schulgirokonten abgewickelt werden, sind 
Gelder für Klassenfahrten. Hierfür werden den Eltern teilweise Raten-
zahlungen (auch über ein Schuljahresende hinaus) ermöglicht, was ein 
umfangreiches Controlling aufgrund der hohen Zahl von Buchungen erfor
dert. 
 
Die Richtlinie sieht die Bewirtschaftung des Schulgirokontos durch Schul
leitungen und einzelne, von der Schulleitung beauftragte Lehrkräfte vor. 
Für den LRH erscheint die Wirtschaftlichkeit fraglich, da in der öffentlichen 

 
1  Der Richtlinie sind als Anlage verschiedene Mustervordrucke beigefügt, die die Schulen 

als Vorlage für ihre Aufzeichnungspflichten usw. nutzen können. 
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Verwaltung derartige Tätigkeiten in der Regel nicht von Beamten der 
höheren Besoldungsgruppen ausgeführt werden. Zudem gaben viele 
befragte Schulleitungen und Lehrkräfte an, dass eine Verwaltungskraft, 
z. B. die Schulsekretärin, häufig viel besser für die Kontobewirtschaftung 
qualifiziert wäre. 
 
Nur in wenigen Fällen haben sich Schulträger bereit erklärt, ihren Schulen 
ein Schulgirokonto zu eröffnen und zu bewirtschaften. 
 
Neben den administrativen Schwierigkeiten sind auch die Kontoführungs
gebühren für viele Schulen ein großes Problem. Vorgesehen ist laut Richt
linie eine kostenfreie Führung des Schulgirokontos. Sollten Kosten im 
Zusammenhang mit der Kontoführung entstehen, müssen diese von der 
Schule selbst getragen werden. Aus welchen Mitteln bleibt unklar, denn 
Schulen verfügen über kein eigenes Budget für derartige Ausgaben. 
 
Die konkreten Gebühren bzw. Tarife werden von den einzelnen Kreditinsti
tuten selbst festgelegt. Die Gebühren für Schulgirokonten einschließlich 
Unterkonten liegen im Durchschnitt bei 150 € jährlich und bewegen sich in 
einer Spannbreite von 50 € und 1.400 € pro Jahr. Bezahlt werden sie der
zeit aus unterschiedlichen Quellen, z. B. aus Einnahmen von Schulfesten, 
durch den Schul-/Förderverein, durch den Schulträger, aber auch aus 
Elternspenden. 
 
Das Interesse daran, Verwaltungsaufwand zu reduzieren, wird laut  
Bildungsministerium mit den Pflichten abzuwägen sein, die sich grund
sätzlich aus der treuhänderischen Verwaltung von Geld in teils erheblicher 
Höhe ergäben. Aufzeichnungs- und Prüfpflichten könnten in dieser 
Konstellation rechtlich nie vollständig entfallen und ohne Dokumentation 
ließen sich diese Pflichten weder erfüllen noch nachweisen.  
 
Erwogen werden könnten unter anderem Vereinfachungen unterhalb  
geringfügiger Wertgrenzen. Bereits in der derzeit geltenden Fassung der 
Richtlinie sei im Übrigen die Möglichkeit enthalten, für kleine Schulen von 
der Richtlinie abweichende Regelungen zu treffen. 
 
Zudem verweist es auf die Kostenspanne der Kontoführungsgebühren, die 
eine einheitliche Lösung im Hinblick auf eine Finanzierung erschwere. Die 
Bestimmung eines Durchschnittswerts wäre letztendlich für die konkrete 
Finanzierung nicht definitiv aussagekräftig. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Sichtweise, dass ein unaufwendiges Verfahren 
und eine klare Regelung zur Übernahme der Kontoführungsgebühren die 
Akzeptanz des Schulgirokontos erhöhen würden. 
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14.4 Nutzung von Privat- und Treuhandkonten  
 
Sowohl Schulen, die über ein Schulgirokonto verfügen, als auch Schulen 
ohne Schulgirokonto nutzen nach wie vor Privatkonten, was durch die 
Richtlinie eingeschränkt werden sollte. Auch Treuhandkonten (sogenannte 
„Klassenkonten“ oder „Klassenfahrtskonten“) sind vielfach vorhanden. 
 
Explizit nach der Nutzung von Privatkonten befragt, bejahen dies 42 % der 
geprüften Schulen ohne Schulgirokonto.1 
 
Das Bildungsministerium hält die Erkenntnisse des LRH zur Nutzung 
von Privatkonten für nicht eindeutig, da der LRH davon ausgehe, dass Pri
vatkonten in dem Sinne zu verstehen seien, dass auch persönliche Gelder 
einer Lehrkraft auf diesem Konto verwaltet würden; abzugrenzen seien 
diese von den „privat geführten“ Treuhandkonten. 
 
Der LRH empfiehlt, Schulen deutlicher als bisher auf die Unterscheidung 
der Kontenarten hinzuweisen, diese in der Richtlinie entsprechend zu defi
nieren und die Nutzung von Privatkonten (auf denen gleichzeitig persön-
liche Gelder bewirtschaftet werden) zu untersagen.  
Die örtlichen Erhebungen des LRH haben durchaus ergeben, dass rein 
private Konten der Lehrkräfte für schulische Zwecke genutzt werden. 
 
Die weit verbreiteten Treuhandkonten werden oft von den Schulen und 
Kreditinstituten präferiert, da sie weniger Vorgaben unterliegen als Schul
girokonten und damit für die Schulen unbürokratischer und weniger 
arbeitsintensiv sind. Die Schulen müssen z. B. für diese Konten keine 
Prüfberichte oder Jahresabschlüsse anfertigen. Außerdem sind diese Kon
ten häufig gebührenfrei und dadurch attraktiver für die Schulen. 
 
Die Prüfung des LRH hat ergeben, dass - unabhängig von der Kontenart - 
die Verantwortlichen grundsätzlich sorgfältig mit den Geldern Dritter 
umgehen. 
 
Offen bleibt, welchen Anspruch das Bildungsministerium bezüglich der 
Schulgirokonten-Richtlinie hat und ob es trotz der Einführung der Richtlinie 
eine „Nebenwelt“ anderer Konten dauerhaft dulden will, sodass die 
einzelne Schule jeweils vor die Wahl gestellt wird, welche Kontenart 
genutzt werden soll. 
 
Das Bildungsministerium sieht durch das bisherige Nebeneinander von 
Schulgirokonten und anderen Konten den Sinn und die Geeignetheit der 

 
1  Es wird - aufgrund von Nachfragen von Schulleitungen - vermutet, dass die Dunkelziffer 

der Nutzung von Privatkonten eher noch höher liegt. 
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Richtlinie aus den obigen Erwägungen nicht grundsätzlich infrage gestellt. 
Es teile aber die Auffassung, dass weiterer Anpassungs- und 
Kommunikationsbedarf gegeben sei, zu dem die Prüfung des LRH nun 
weitere Aspekte aufgezeigt und Anregungen zu Modellen gegeben habe, 
die einer umfassenden Prüfung bedürften. 
 

14.5 Wie machen es andere Länder? 
 
Nahezu alle Bundesländer haben Regelungen hinsichtlich der Einrichtung 
schulischer Konten getroffen. Viele davon ähneln der schleswig-
holsteinischen Richtlinie - verbunden mit den gleichen Problemen. Treu
händerisch verwaltete Klassenkonten sind auch in anderen Ländern weit 
verbreitet und werden (z. B. in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz) 
von dem jeweils zuständigen Ministerium sogar empfohlen. Die stark risi
kobehaftete Nutzung von Privatkonten kommt ebenfalls in anderen Län
dern vor, nur wenige Länder (z. B. Bayern, Hessen) untersagen ausdrück
lich die Nutzung von Privatkonten. 
 
In Hessen dürfen nur Konten geführt werden, die gemäß der dort gelten
den Richtlinie vorgesehen sind (vornehmlich Schulgiro- bzw. sogenannte 
Drittmittelkonten); die Nutzung von Privatkonten ist untersagt, treuhände
risch geführte Klassenkonten unterliegen bestimmten Vorgaben. Dies-
bezüglich scheint Hessen also eine Vorreiterrolle einzunehmen. 
 
In keinem Land sind bislang Schulträger verpflichtet worden, 
Schul(giro)konten für ihre Schulen einzurichten. Nordrhein-Westfalen 
regelt jedoch die Übernahme der Kontoführungsgebühren unter bestimm
ten Voraussetzungen durch die Schulträger. In Sachsen übernimmt hin-
gegen das Land die Kontoführungsgebühren.  
 
In den meisten Bundesländern übernehmen ebenfalls Schulleitungen und 
Lehrkräfte und nicht Verwaltungspersonal die Bewirtschaftung schulischer 
Konten. 
 
Die Tatsache, dass das Thema Schulgirokonten bundesweit unterschied
lich geregelt ist und es keine verbindlichen, tragfähigen und gleichzeitig 
bürokratiearmen Vollzugslösungen gibt, verdeutlicht die Komplexität des 
vermeintlich „kleinen“ Themas Schulgirokonto. 
 

14.6 Fazit und Empfehlungen  
 
Eine unverbindliche, als sehr bürokratisch empfundene Richtlinie, die 
größtenteils nicht umgesetzt wird, ist weder geeignet noch zielführend. 
Deshalb muss das Bildungsministerium an erster Stelle für sich prüfen, ob 
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es die Führung von Schulgirokonten flächendeckend für geboten hält oder 
nicht. Denn entweder wird das Treuhandkonto als nahezu gleichwertige 
Alternative angesehen, dann wäre dieses unter den Aspekten von Kosten 
und Bürokratie vorzugswürdig. Anderenfalls dürfte das Nebeneinander der 
verschiedenen Konten nicht dauerhaft geduldet werden. 
 
Dabei sollte die Notwendigkeit eines Schulgirokontos auch differenziert 
bewertet werden, z. B. ob EU-Gelder über das Konto verwaltet werden. 
Zumindest sollte Schulen mit vergleichbaren Kontoaktivitäten nicht mehr 
die Qual der Wahl auferlegt werden, welches Konto sie nutzen sollten.  
 
Der LRH hält es jedoch in keinem Fall für weiter hinnehmbar, dass Schul
leitungen und Lehrkräfte in Ausübung dienstlicher Pflichten ihre Privatkon
ten nutzen (müssen). Dies ist bei keiner anderen Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst üblich und stellt außerdem ein Risiko dar, da der Kontoinhaber 
(Lehrkraft, Schulleitung, Eltern) für die Kontoführung haftet. Eine Privat-
insolvenz oder der Tod des Kontoinhabers kann dazu führen, dass bereits 
eingezahltes Geld verloren ist. Auch Veruntreuungen sind bei der Nutzung 
von Privatkonten am ehesten möglich. 
 
Daraus ergeben sich für den LRH folgende Handlungsoptionen in Bezug 
auf die Schulgirokonten: 
 
Option 1: Das Land bleibt Hauptakteur und setzt auf eine flächen-
deckende, verpflichtende Umsetzung der Schulgirokonten-Richtlinie. Die 
Kontoführungsgebühren sollten dann vom Land übernommen und die 
Richtlinie mit dem Ziel einer praktikablen und rechtssicheren Lösung über
arbeitet werden. Hierbei wäre dringend auf eine möglichst bürokratiearme 
Ausgestaltung zu achten. Die Chancen einer verstärkten Digitalisierung 
wären zu prüfen. Des Weiteren müssten bisher bestehende, treuhände
risch geführte Konten unter Gewährung einer Übergangsfrist zukünftig 
richtlinienkonform geführt bzw. in Schulgirokonten - mit dem Land als 
Kontoinhaber - umgewandelt werden.  
Ziel müsste eine für die Schulen einheitliche, verbindliche und klare Richt
linie sein, die auch den Anforderungen an die Kreditinstitute gerecht wird.  
 
Option 2: Eine weitere vorstellbare Lösung wäre die konkrete Definition 
der Aufgabe im Gesetz als eine des Schulträgers. Dies hätte den Vorteil, 
dass der Schulträger in der Lage wäre, mit entsprechend vergütetem und 
ausgebildetem Personal an den Schulen oder in seiner eigenen Verwal
tung die Aufgabe effizient zu erledigen. Zudem könnten unter Umständen 
bestehende Vertragsverhältnisse des Schulträgers mit Kreditinstituten 
genutzt werden. Kontoinhaber wäre dann allerdings der Schulträger und 
nicht mehr das Land Schleswig-Holstein. Zudem träfe diese Lösung wohl 
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auf den Unwillen der Schulträger. Es wäre allerdings zu prüfen, ob dies 
Konnexitätsausgleiche der Kommunen an das Land auslösen würde. 
Zusätzliche Ausgaben für Personal müssten aus dem Landeshaushalt 
gedeckt werden, da die Tätigkeit bisher von Lehrkräften in der Regel ohne 
die Gewährung von Erlassstunden ausgeführt wird. 
 
Option 3: Alternativ könnte das Land auch darauf verzichten, das Instru
ment Schulgirokonto als flächendeckende Lösung weiter voranzutreiben. 
Angesichts der niederschwelligen und für alle Beteiligten vor Ort prakti-
kablen Lösung durch Treuhandkonten stellt sich die Frage nach der  
Geeignetheit der Richtlinie. Soweit es der LRH in seiner Prüfung fest-
stellen konnte, konnten Treuhandkonten bisher hinreichend verlässlich 
genutzt werden. Auch andere Länder empfehlen ihren Schulen Treuhand
konten. Diese Lösung würde vermutlich auf das höchste Maß an Akzep
tanz bei Schulen, Eltern und Lehrern treffen. Denkbar ist hier zudem, im 
Ausnahmefall trotzdem die Führung eines Schulgirokontos zu verlangen. 
So könnte z. B. bei Erreichen eines bestimmten Umfangs an Kontoaktivi-
täten oder bei der Bewirtschaftung von öffentlichen Geldern die Führung 
eines Schulgirokontos festgeschrieben werden. 
 
Das Bildungsministerium muss nun - unter Abwägung der jeweiligen 
Kosten, des Rechtsrahmens und der Frage einer praktikablen Umset
zungsfähigkeit - prüfen, welche der Optionen es mittel- und langfristig 
favorisiert. Keine Option stellt aus Sicht des LRH das dauerhafte Neben-
einander unterschiedlicher Kontennutzungen durch Schulen mit vergleich-
baren Kontoaktivitäten dar, bei dem Schulen auswählen können bzw. 
müssen, welches Konto sie führen. 
 
Das Bildungsministerium kündigt an, neben der geplanten Fortsetzung 
der Überarbeitung der Richtlinie eine Gesamtbetrachtung unter Berück
sichtigung der vom LRH für möglich gehaltenen Handlungsmodelle vorzu
nehmen. 
 
Es gebe jedoch Rahmenbedingungen wie z. B. die Preisgestaltung der 
Kreditinstitute sowie bankrechtliche Vorgaben, aufgrund derer die vom 
LRH angesprochene mittel- und langfristige Ausrichtung und Planung nicht 
allein durch Setzungen des Bildungsministeriums (zusammen mit dem 
Finanzministerium) vorgenommen werden könne, sondern sich diese im 
Kontext von sich gegebenenfalls ebenfalls fortentwickelnden Faktoren  
bewegen werde. 
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15. Berufliche Bildung unter Druck 
 
An den öffentlichen berufsbildenden Schulen sind durchschnitt
lich 88,8 % der vorgesehenen Stunden erteilt worden. Die Band-
breite an den geprüften Schulen liegt zwischen 81,3 % und 
98,3 %. 
 
Die größte Schülergruppe an den beruflichen Schulen bilden mit 
58 % die Auszubildenden im dualen System. Für diese Gruppe 
sind durchschnittlich nur 85,1 % der vorgesehenen Stunden 
erteilt worden. Die Bandbreite der Unterrichtsversorgung beträgt 
hier 10 Prozentpunkte und steht in Abhängigkeit zur durch
schnittlichen Klassengröße. 
 
Zwar hat das Land rechnerisch genügend Planstellen sogar für 
eine Versorgung von über 100 % zur Verfügung gestellt, jedoch 
sind die Klassengrößen insgesamt zu gering, um bei einer schü
lerbezogenen Personalzuweisung eine auskömmliche Unter
richtsversorgung zu gewährleisten. 
 
Das Bildungsministerium hat im Bereich der dualen Berufsaus-
bildung auf diese Entwicklung mit einem Masterplan zur landes
weiten Schulentwicklungsplanung reagiert. 
 
Der LRH hält die getroffenen Maßnahmen weitgehend für zielfüh
rend. Aber insbesondere die Möglichkeiten, durch berufsüber
greifende Fachklassen oder übergreifenden Unterricht ein 
flächendeckendes und zugleich wirtschaftliches Bildungsange
bot zu erhalten, sind noch nicht ausgeschöpft. 
 
Nachdem in den letzten Jahren davon abgesehen worden ist, die 
Stellen an die rückläufigen Schülerzahlen anzupassen, ist deren 
Verbleib nun notgedrungen erforderlich, um einen voraus-
schauenden Einstellungskorridor zu erhalten. Denn im Bereich 
der berufsbilden Schulen sind über 30 % der Lehrkräfte 55 Jahre 
alt oder älter und die Schülerzahlen werden in den kommenden 
Jahren voraussichtlich wieder ansteigen. 

 
15.1 Prüfungsgegenstand 

 
Im Schuljahr 2024/25 gab es in Schleswig-Holstein 35 öffentliche berufs-
bildende Schulen als organisatorische Verbindungen verschiedener 
Schularten. Träger sind in der Regel die kreisfreien Städte sowie die 
Kreise. 
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Obere Schulaufsichtsbehörde ist das Schleswig-Holsteinische Institut für 
Berufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB). Oberste Aufsichtsbehörde ist 
das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium). 
 
Das Land stellt die Stellen für die Lehrkräfte und die Mittel für deren per
sönliche Kosten (insbesondere Gehälter sowie Besoldung) zur Verfügung. 
Hierfür sind 305 Mio. € aufgewendet worden. 
 

15.2 Schülerzahlen gehen zurück, die Klassenzahlen nicht 
 
Die Schülerzahl an den berufsbildenden Schulen hatte im Schuljahr 
2009/10 mit 96.076 Schülern den letzten Höchststand erreicht und ist seit
dem rückläufig. In den letzten 10 Jahren ist sie von 91.341 auf 80.297 
Schüler 2024/25 gesunken. Am größten fällt der Rückgang bei den 
Jugendlichen in einem Ausbildungsverhältnis (von 54.346 auf 46.338) 
sowie bei den Oberschulen und dem Beruflichen Gymnasium (zusammen 
von 10.988 auf nur noch 7.026) aus. 
 
Die Zahl der Klassen hat sich dagegen bis 2024/25 insgesamt gesehen 
kaum verändert. Daher sind mit den rückläufigen Schülerzahlen auch die 
Klassen kleiner geworden - am deutlichsten an den Oberschulen und am 
Beruflichen Gymnasium. 
 
Diese Entwicklung ist in Schleswig-Holstein stärker ausgeprägt als im 
Bundesgebiet. Während die Klassen im Vollzeitbereich früher in Schles
wig-Holstein noch überdurchschnittlich groß waren, liegt die Frequenz 
inzwischen mit 18,4 Schülern unter dem Durchschnittswert der Länder 
(18,8). Im Teilzeitbereich hat sich die Abweichung nach unten weiter von 
1,7 Schülern je Klasse auf 2,6 vergrößert. 
 
Die Auswirkungen auf den Lehrkräftebedarf sind immens. So werden in 
Schleswig-Holstein rechnerisch 15 % mehr Stellen als im Bundesdurch
schnitt benötigt, um den Unterrichtsbedarf im Teilzeitbereich abzudecken. 
 
Laut Bildungsministerium ist die beschriebene Entwicklung der Tatsache 
geschuldet, dass bei rückläufigen Schülerzahlen in einem in ländlichen 
Regionen dünn besiedelten Bundesland zur Sicherstellung gleicher 
Lebensverhältnisse und damit auch Bildungsangeboten stets versucht 
worden sei und werde, möglichst viele Bildungsangebote in der Fläche zu 
erhalten. 
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15.3 Immer mehr Stellen - aber nicht nur für den Unterricht 
 
Trotz der rückläufigen Schülerzahlen ist die Zahl der Stellen für die berufs
bildenden Schulen bis 2025 stetig gestiegen - und zwar von 3.781 in 2016 
auf 4.166: 
 

 
Abbildung 18: Entwicklung der Stellenzahl an Berufsbildenden Schulen 
Quelle: Finanzministerium 

 
Hinzu gekommen sind ab 2021 mit der Gründung des SHIBB und dem 
Übergang sämtlicher Stellen der diesem zugeordneten Schulen in den 
Haushaltsplan des Wirtschaftsressorts (Epl. 06) allerdings auch Stellen, 
die zuvor in anderen Einzelplänen veranschlagt gewesen sind (z. B. für die 
Seemannsschule). Der tatsächliche Anstieg fällt also geringer aus. 
 
Außerdem soll ein Teil dieser Stellen auch für anderes Personal 
(z. B. Schulpsychologen, Bildungsbegleiter) verwendet werden. 
 
Ab 2026 sind Stellen für außerunterrichtliche Aufgaben für alle Schularten 
im Kapitel 0713 (Außerunterrichtliche schulartübergreifende Aufgaben) 
zusammengefasst worden. Ziel: Herstellung von Haushaltstransparenz. 
 
Zuletzt sind zudem durch die Nachschiebeliste zum Haushaltsentwurf 
2026 wieder 95 Stellen hinzugekommen (siehe Tz. 15.9).  
 
Das Bildungsministerium begründet den Stellenanstieg damit, dass der 
Haushaltsgesetzgeber die Unterrichtsversorgung an beruflichen Schulen 
der der allgemeinbildenden Schulen habe angleichen wollen und zusätz-
liche Stellen für Psychologen und Bildungsbegleitungen an Schulen 
bereitgestellt habe. 
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Ab 2021 habe der Schülerzahlrückgang zudem überwiegend im Bereich 
der Schulart Berufsschule (duale Berufsausbildung) stattgefunden, wäh
rend die Schülerzahl im personalaufwendigeren Vollzeitbereich parallel 
dazu, wenn auch in geringerem Maße, gestiegen sei. 
 
Der LRH merkt hierzu an, dass der Schülerzahlrückgang im Bereich der 
dualen Ausbildung um ein Vielfaches höher ausgefallen ist als der Anstieg 
im Vollzeitbereich. Einem Rückgang von 5.300 Schülern bis 2024/25 steht 
gerade einmal ein Nettoergebnis von 350 zusätzlichen Vollzeitschülern 
über alle Schularten gegenüber. 
 

15.4 Welche Schule bekommt wie viele Stellen? 
 
Wie viele Lehrkräfte eine Schule erhalten soll, legt das SHIBB im soge
nannten Planstellenzuweisungsverfahren (PZV) fest. Aus dem Umfang der 
Stundentafeln, den erforderlichen Differenzierungsstunden sowie einer 
angenommenen Klassengröße wird darin für jeden einzelnen Bildungs
gang eine Planstellenzuweisung je Schüler errechnet. Diese sogenannten 
Bemessungszahlen sind seit Jahren nahezu unverändert geblieben. 
 
Die Zahl der Planstellen reichte in der Vergangenheit nicht immer aus, um 
die vorgesehene schülerbezogene Zuweisung vorzunehmen. Um dies 
ausgleichen zu können, ist diese um einen Anpassungsfaktor reduziert 
worden. Im Schuljahr 2017/18 lag dieser Faktor bei 0,96. Mit den zurück-
gehenden Schülerzahlen ist dieser Wert jedoch sukzessive bis auf 1,05 im 
Schuljahr 2022/23 gestiegen. Die schülerbezogene Zuweisung ist also in 
diesem Zeitraum deutlich verbessert worden. 
 
Eine grundlegende Neuerung hat es ab 2024/25 bei der Personalbemes
sung für die Ausbildung der Sozialpädagogischen Assistenten gegeben. 
Um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, erfolgt die Zuweisung nicht 
mehr anhand der Schülerzahl, sondern ist von der Klassenzahl abhängig. 
Damit sollte auch bei geringen Schülerzahlen ein flächendeckendes 
Angebot vorgehalten werden können. 
 
Auch bei anderen in der Fläche zu erhaltenden Bildungsgängen im dualen 
Bereich (sogenannte Basisberufe) ist im Ergebnis auf eine klassenbezo
gene Zuweisung umgestellt worden - hier allerdings, indem die schüler-
bezogene Zuweisung ergänzt wird. 
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Die hierfür benötigten Stellen stehen der schülerbezogenen Zuweisung 
nicht mehr zur Verfügung, sodass der oben genannte Anpassungsfaktor in 
2024/25 wieder auf 1,03 zurückgegangen ist. 
 

15.5 Unterrichtsversorgung: Luft nach oben 
 
Trotz dieser weiterhin erhöhten Zuweisung sind an den geprüften Schulen 
im Schuljahr 2024/25 lediglich 88,8 % der im PZV vorgesehenen Stunden 
erteilt worden. Die Bandbreite lag an den einzelnen Schulen zwischen 
98,3 % und 81,1 %. Unberücksichtigt bei dieser Auswertung sind das 
Berufliche Gymnasium sowie die Oberschulen, an denen die Unterrichts
versorgung gesondert erhoben wird1, welche sich aufgrund der relativ 
geringen Schülerzahl (siehe Tz. 15.2) nur begrenzt auf das Gesamtergeb
nis auswirken würde. 
 
Maßgeblich für die Unterschiede ist vor allem die Klassenbildung an den 
Schulen gewesen. Je näher die tatsächlichen Klassengrößen an den im 
PZV zugrunde gelegten Sollgrößen gelegen haben, desto höher ist die 
Unterrichtsversorgung gewesen. 
 
Am besten versorgt ist die Ausbildungsvorbereitung Schleswig-Holstein 
(AVSH) gewesen (102,9 %). Die AVSH ist einer der wenigen Bildungs
gänge, in denen die Sollklassengröße (hier: 16,0) erreicht worden ist. Auch 
haben die Schulen bewusst viele Ressourcen eingesetzt, um bei möglichst 
vielen Teilnehmern eine Ausbildungsreife herzustellen. 
 
Im Bereich der dualen Ausbildung sind lediglich 85,1 % der vorgesehenen 
Stunden erteilt worden. Grund sind die vielen kleinen Klassen vor allem im 
ländlichen Raum. Diese sind den Bemühungen der Schulen geschuldet, 
auch bei zurückgehenden Schülerzahlen eine wohn- bzw. ausbildungsort-
nahe Beschulung sicherzustellen. 
 
Für die im Rahmen einer Stichprobe geprüften 8 Schulen hat sich folgen
des Bild ergeben, welches den Zusammenhang zwischen Klassengrößen 
und Unterrichtsversorgung verdeutlicht: 
 

 
1 Siehe zuletzt Bemerkungen 2014 Nr. 12. 
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Abbildung 19: Unterrichtsversorgung in Abhängigkeit von der Klassengröße im dualen Bereich 
Quelle: Geprüfte Schulen und eigene Berechnungen 

 
Während eine ländliche Schule mit durchschnittlich 10,8 Schülern in einer 
Klasse mit einer Unterrichtsversorgung von 79,8 % am unteren Ende der 
Skala gelegen hat, hat eine städtische Schule mit den größten Klassen 
(18,1 Schüler) auch die höchste Unterrichtsversorgung im dualen Bereich 
aufgewiesen (89,8 %). Dass die Unterrichtsversorgung selbst dort unter 
90 % gelegen hat, ist auch wie folgt begründet: Um die Ausbildungs-
bereitschaft in den Betrieben zu erhöhen, ist schon vor längerer Zeit mit 
den Kammern vereinbart worden, dass im zweiten und dritten Ausbil
dungsjahr nur noch an einem Tag Berufsschulunterricht stattfindet.1 
 
Die Schlussfolgerungen in Bezug auf den Zusammenhang zwischen der 
geringen Zahl an Auszubildenden in ländlich geprägten Räumen und der 
dort geringeren Unterrichtsversorgung hält das Bildungsministerium auf
grund der Systematik des PZV (Zuweisung in Abhängigkeit von der Schü
lerzahl) für schlüssig, da der Unterricht dann häufig um die Fächer Sport 
und Englisch gekürzt werde, was auch in Zusammenhang mit der Lehr
kräfteversorgung in diesen Fächern stehe. 
 

15.6 Flexibilisierung ist gefragt 
 
Um eine „ressourceneffiziente“ Vergrößerung von Lerngruppen und damit 
eine weiterhin wohnortnahe Beschulung bei zurückgehenden Schülerzah
len zu ermöglichen, hat die Kultusministerkonferenz (KMK) empfohlen, die 
gemeinsame Beschulung „affiner Ausbildungsberufe“ auszuweiten. 

 
1  Vereinbarungen mit dem Wirtschaftsverband Handwerk und der IHK vom 06.07.1995 

bzw. 21.08.1996 sowie das Gesprächsergebnis zwischen den Handwerkskammern und 
dem Bildungsministerium vom 04.03.1997. 
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Gemäß Rahmenlehrplan der KMK können z. B. 17 unterschiedliche 
Metallberufe alle im ersten Ausbildungsjahr gemeinsam in berufsüber-
greifenden Klassen beschult werden. 
 
Diese Möglichkeit ist von den Schulen bisher wenig genutzt worden. Für 
den LRH ist dies unverständlich. Bereits 2004 sind die Metallberufe neu 
geordnet worden. Seitdem sind die Lernfelder im ersten Ausbildungsjahr 
für alle Berufe gleich. Immerhin sind in den Bauberufen solche Unterstufen 
an allen geprüften Schulen eingerichtet worden. Im Übrigen ist die Mög
lichkeit, Fachklassen für Berufsgruppen oder Berufsfelder verwandter 
Berufe einzurichten, nur vereinzelt genutzt worden. Etwas anderes gilt nur 
für die 2- und 3-jährigen aufeinander aufbauenden Berufsausbildungen 
(z. B. Verkäufer und Kaufmann im Einzelhandel), welche auch grundsätz
lich miteinander beschulbar sind. 
 
Wenn keine gemeinsamen Klassen eingerichtet werden (dürfen), können 
die Schüler auch stundenweise klassenübergreifend unterrichtet werden. 
 
Auf organisatorischer Ebene sind folgende Formen des klassenübergrei
fenden Unterrichts denkbar: 
 
• Jahrgangsübergreifender Unterricht, 
• berufsübergreifender Unterricht,  
• schulartübergreifender Unterricht sowie 
• Mischformen. 
 
Die Schulen haben diese Möglichkeiten höchst unterschiedlich genutzt.  
Während an einer Schule zu 50,0 % klassenübergreifend unterrichtet wor
den ist, sind es an einer anderen Schule lediglich 0,6 % gewesen. 
 
An einigen Schulen ist der klassenübergreifende Unterricht also noch aus
baufähig: Während die Einrichtung von übergreifenden Klassen aufgrund 
des Fachklassenprinzips im dualen Bereich überwiegend nur in den Ein
gangsstufen möglich ist, kann der übergreifende Unterricht auch in den 
höheren Klassenstufen zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Lehrerein
satzes und damit zum Erhalt eines Ausbildungsgangs vor Ort genutzt wer
den. 
 
Das Bildungsministerium weist darauf hin, dass die vom LRH geforderte 
„Flexibilisierung“ unter dem Stichwort „Gabelbeschulung“ insbesondere im 
sogenannten „Metallcluster“ umfassend umgesetzt worden ist, was sich 
jedoch erst mit Umsetzung des Masterplans ab dem Schuljahr 2025/26 
umfänglich auswirke. 
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Jahrgangsübergreifender Unterricht werde in der Regel aufgrund qualita
tiv-pädagogischer Überlegungen nur eingesetzt, sofern er nicht vermeid
bar ist (z. B. bei sehr kleinen Lerngruppen in zweiten Fremdsprachen im 
Beruflichen Gymnasium). 
 
Der LRH merkt hierzu an, dass der Masterplan (siehe Tz. 15.7) zwar eine 
Gabelbeschulung vorsieht - an einer Schule ist inzwischen auch eine 
Grundstufe der industriellen Metallberufe eingerichtet worden. Die anderen 
Metallberufe werden jedoch weiterhin gesondert beschult und an den 
anderen geprüften Schulen gibt es weiterhin keine Metall-Unterstufe 
(Stand: 2. Halbjahr 2025/26). 
 
Jahrgangsübergreifender Unterricht kann aus der Sicht des LRH durchaus 
ein Mittel zum Erhalt eines Bildungsgangs bei niedrigen Schülerzahlen 
sein, soweit entsprechende pädagogische Konzepte vorliegen. Diese soll
ten unter anderem konkrete Pläne für die Kompetenzerweiterung der  
beteiligten Lehrkräfte im Umgang mit heterogenen Lerngruppen enthalten. 
 

15.7 Masterplan soll es richten - aber nur im dualen Bereich 
 
Das Bildungsministerium hat im Bereich der dualen Berufsausbildung auf 
den Schülerrückgang mit einer landesweiten Schulentwicklungsplanung 
reagiert. Hierzu hat das SHIBB einen sogenannten Masterplan erstellt. 
Dieser sollte im Wesentlichen in den Schuljahren 2024/25 und 2025/26 
umgesetzt werden. Er enthält Maßnahmen zur Sicherung der regionalen 
Versorgung bei Basisberufen, für deren Erhalt inzwischen 60 Stellen 
gesondert genutzt werden, die 2021 vom Landtag entgegen der ursprüng
lichen Regierungspläne im Haushalt nicht gestrichen wurden. 
 
Ebenso sieht der Masterplan weitere Synergie- und Konzentrations-
prozesse vor. Die sogenannte Gabelbeschulung ermöglicht vor allem im 
Bau- und Metall-Bereich die Einsetzung gemeinsamer Unterstufen. Auch 
die Ausschreibung neuer Bezirksfachklassen (BFK) und Landesberufs
schulen (LBS) kann im Einzelfall erfolgen. In den letzten beiden Schuljah
ren sind allerdings schon 40 neue BFK entstanden. Zudem sind 6 neue 
LBS zum 01.08.2025 eingerichtet worden.  
 
Digitale Lernformate wie Synchrones Lernen/Hybridunterricht können zwar 
theoretisch genutzt werden, um lange Fahrzeiten zur Berufsschule zu 
vermeiden, finden in der Praxis im Bereich der dualen Ausbildung an den 
geprüften Schulen bisher aber kaum Anwendung. 
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15.8 Bewertung  
 
Um die Unterrichtsversorgung zu verbessern, ist eine wirtschaftliche Klas
senbildung notwendig. Ebenso muss das Bildungsministerium flächen-
deckende und bedarfserfüllende Angebote an Schularten und Aus-
bildungsgängen im Blick behalten. Unter dem Eindruck begrenzter 
Ressourcen ist dies ein nicht unbeachtlicher Spagat. Der LRH hält vor  
diesem Hintergrund die Maßnahmen des Masterplans weitgehend für ziel
führend, wenn auch offenbleibt, ob sie insgesamt ausreichen werden. 
 
Die Möglichkeiten, durch berufsübergreifende Fachklassen oder über-
greifenden Unterricht ein flächendeckendes und zugleich wirtschaftliches 
Bildungsangebot zu erhalten, sind aber noch nicht ausgeschöpft. 
 
Das Bildungsministerium sollte eine Handreichung zu gemeinsamen 
Beschulungsmöglichkeiten sowie der Organisation klassenübergreifenden 
Unterrichts erstellen und die Schulen verstärkt zur Nutzung dieser 
Instrumente anhalten.  
 
Zwar ist die Einrichtung von weiteren BFK und LBS grundsätzlich ein 
geeignetes Instrument, um wirtschaftliche Klassengrößen herzustellen, 
durch den Wegfall von Ausbildungsgängen gehen jedoch auch Möglichkei
ten verloren, den Unterricht an den bisherigen Standorten durch klassen
übergreifenden Unterricht wirtschaftlich zu gestalten. Durch längere 
Fahrtwege kann zudem die Nachfrage nach Berufen, die nur noch in BFK 
oder LBS angeboten werden, sinken. Dies kann den Mangel in bestimm
ten Berufsfeldern verstärken. Geschwächt wird zudem auch die Berufs-
felderprobung als Maßnahme der Berufsorientierung.1  
 
Daher sollten Zusammenlegungen zu BFK und LBS aus der Sicht des 
LRH nur ein nachrangiges Mittel im Umgang mit zurückgehenden Schüler
zahlen sein. 
 
Die nun möglichen digitalen Lernformate sollen zwar mit Blick auf die 
Unterrichtsqualität mit der gebotenen Umsicht, dennoch aber gezielt 
vorangetrieben werden. Hier muss das Bildungsministerium bzw. das 
SHIBB über weitere Unterstützung für die Schulen nachdenken.  

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/4603 vom 25.03.2025.  
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Das Bildungsministerium dankt für den Hinweis, eine Handreichung für 
die Möglichkeiten der gemeinsamen Beschulung zu erstellen, auch wenn 
diese im Rahmen des Masterplanprozesses bereits umfassend ausgewer
tet und mit den Schulleitungen erörtert worden seien.  
Dabei habe sich jedoch eher die Zusammenfassung von Lerngruppen als 
Problem herausgestellt, die über das pädagogisch Sinnvolle in Bezug auf 
die Unterrichtsqualität deutlich hinausgegangen sei. 
 
Der LRH verweist darauf, dass seine Empfehlung auf die gegebenenfalls 
auch nur teilweise gemeinsame Beschulung „affiner Ausbildungsberufe“, 
wie sie auch von der KMK empfohlen worden ist (siehe Tz. 15.6), abzielt. 
Diese Möglichkeit ist noch nicht von allen Schulen hinreichend genutzt 
worden. 
 

15.9 Ausblick: Wie geht es weiter? 
 
Der Haushalt 2026 sieht vor, dass zum Schuljahr 2026/27 Stellen in 
andere Kapitel umgesetzt werden. Die Einsparungen fallen aber geringer 
aus als ursprünglich geplant. 55 Stellen sind verblieben, um den Unterricht 
in kleinen Klassen zu sichern. Weitere 40 Stellen sind erhalten worden, da 
der Stellenrückgang die Zahl der Pensionierungen nicht überschreiten 
könne. 
 
Nachdem es in den letzten Jahren versäumt worden ist, Stellen abzu-
bauen, ist deren Verbleib notgedrungen erforderlich, um weiterhin die 
erforderlichen Einstellungen vornehmen zu können. Im Bereich der 
berufsbildenden Schulen sind über 30 % der Lehrkräfte 55 und mehr Jahre 
alt. Entsprechend hoch ist der Ersatzbedarf in den nächsten Jahren. Diese 
zusätzlichen Stellen für die Aufrechterhaltung des Einstellungskorridors 
müssen aber nicht dauerhaft eingerichtet werden, sondern können mit 
Ausscheiden der jetzt überzähligen Stelleninhaber entfallen. 
 
Nach einer Prognose des Bildungsministeriums1 wird die Zahl der Schüler 
an den berufsbildenden Schulen schon im Schuljahr 2026/27 mit 75.259 
ihren Tiefstwert erreichen, um dann bis zum Schuljahr 2035/36 wieder 
kontinuierlich anzusteigen.  
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3753, Tabellenanhang Tabelle 5.6. 
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Abbildung 20: Entwicklung der Schülerzahl an öffentlichen berufsbildenden Schulen bis 
2035/2036 
Quelle: Bildungsministerium 

 
Der Grund für den Rückgang ist unter anderem der Entfall eines Abiturien
tenjahrgangs aufgrund der Schulzeitverlängerung an den Gymnasien. 
 
Damit die bald wieder steigenden Schülerzahlen nicht zu einer (noch) 
höheren Stellenzuweisung führen, wird seitens des Bildungsministeriums 
eine generelle Umstellung auf eine klassenbezogene Personalzuweisung 
erwogen. Denn der Anstieg der Klassenzahlen werde deutlich geringer 
sein. 
 
Dies birgt aber neue Probleme und Herausforderungen: Die Zuweisung 
von Lehrkräften sollte sich an einem möglichst sparsamen Umgang mit 
Lehrkräfteressourcen ausrichten. Bisher ist das Bildungsministerium davon 
ausgegangen, dass die schülerbezogene Zuweisung - anders als die klas
senbezogene - geeignet ist, die Bildung von wirtschaftlichen Klassen-
größen zu fördern. 
 
Mit der Umstellung auf eine klassenbezogene Zuweisung würde 
unwirtschaftliches Verhalten der Schulen honoriert werden. Richtet eine 
Schule beispielsweise eine Klasse mit nur 5 Schülern ein, würde sie die 
gleiche Zuweisung erhalten wie eine Schule, die eine solche Klasse mit 29 
Schülern gebildet hat. 
 
Zwar könnte die Einrichtung von kleinen Klassen unter einen Genehmi
gungsvorbehalt gestellt werden und so engmaschig kontrolliert werden. 
Dies würde jedoch die Selbstständigkeit und Eigenverantwortung der 
Schulen und damit letztendlich auch das kostenaufwendigere Konstrukt 
der Regionalen Berufsbildungszentren infrage stellen. 
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Grundsätzlich ist zu bedenken, dass ein Anstieg der Schülerzahlen in der 
Zukunft nicht zwangsläufig auch den Stellenbedarf erhöht.  
 
Das Bildungsministerium verweist im Hinblick auf die Vergangenheit auf 
das politische Ziel, eine mindestens 100 %ige Unterrichtsversorgung in  
allen Schularten als Mittel zur Verbesserung der Bildung zu erreichen.  
Insofern bewegen sich die beruflichen Schulen in Bezug auf ihre Unter
richtsversorgung auf dem Niveau der allgemeinbildenden Schulen. Der 
Abbau des Defizits habe in einem langjährigen Aufholprozess, von 
ca. 87 % in 2009/10 kommend, mit dem Rückgang der Schülerzahlen 
umgesetzt werden können. 
 
Derzeit sei ein kontinuierlicher Rückgang der Bewerberzahlen für das 
Referendariat für das Lehramt an berufsbildenden Schulen zu beobachten, 
der bei Wiederanstieg der Schülerzahlen und gleichzeitigen vermehrten 
Abgängen zu Herausforderungen in Bezug auf die ausreichende Nach
wuchsgewinnung führen könnte. Auch aus diesem Grunde sei der Erhalt 
von weiteren 40 Stellen unbedingt erforderlich, um Einstellungsmöglichkei
ten zu sichern. In diesem Zusammenhang sei auch auf die temporäre 
Abordnung von Berufsschullehrkräften an allgemeinbildenden Schulen zu 
verweisen, die dort Lehrkräftebedarfe zu decken helfe und die kurzfristigen 
numerischen Überhänge an beruflichen Schulen dafür sinnvoll nutze. 
 
Der LRH teilt die Bewertung im Hinblick auf Notwendigkeiten bei der 
Deckung des zukünftigen Lehrerbedarfs. 
 
Soweit das Bildungsministerium auf das Erreichen der 100 %igen Unter
richtsversorgung verweist, kann damit allerdings nur die Deckung des Ge
samtstellenbedarfs gemäß PZV gemeint gewesen sein. Da in diesem Be
messungsverfahren größere Klassen zugrunde gelegt werden als in der 
Realität entstehen, fällt die tatsächliche Unterrichtsversorgung geringer 
aus. Dies ist zwar auch bei den allgemeinbildenden Schulen der Fall; der 
Unterschied fällt im berufsbildenden Bereich jedoch größer aus. Im Schul
jahr 2024/25 hat der LRH an den geprüften Schulen (ohne berufliche 
Gymnasien/Oberschulen) lediglich eine Erteilung von 88,8 % der im PZV 
vorgesehenen Stunden erhoben (siehe Tz. 15.5). 
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16. Schulbauförderung und deren Finanzierung zeitgemäß 
ausgestalten 

 
Die Förderung des Schulbaus durch das Land ist trotz der 
Finanzierungsverantwortung der Kommunen zum festen 
Bestandteil des Baus, der Sanierung und Modernisierung von 
Schulgebäuden geworden. Die Schulbauförderprogramme 
IMPULS 2030 I und II umfassten 169,2 Mio. €, davon flossen 
41,2 Mio. € nicht ab. Angesichts der massiven Überzeichnung 
beider Programme mit Anmeldungen von jeweils mehr als 
einer Mrd. € ein ernüchterndes Ergebnis. 
 
Sollte das Land den Schulbau weiterhin über Förderprogramme 
mitfinanzieren, muss die Schulbauförderung planbar und ver
lässlich angelegt werden.  
 
Das hinter der Förderung stehende Zuwendungsrecht ist zu 
überarbeiten, damit Förderrichtlinien einfach, verständlich und 
handhabbar ausgestaltet werden können. Die Fördervorausset
zungen sind auf das Notwendige zu beschränken. Das Verfahren 
ist zu digitalisieren. Fristen sind auskömmlich zu gestalten. 
 

16.1 Ausgangslage 
 
Ausgangspunkt für das InfrastrukturModernisierungsProgramm für unser 
Land Schleswig-Holstein 2030 (IMPULS 2030) war der im Jahre 2014 
erstmals vorgelegte Infrastrukturbericht, der den über die Jahrzehnte 
angewachsenen Sanierungsstau in den wichtigsten Infrastrukturfeldern auf 
4,85 Mrd. € bezifferte (unter anderem Schulbau: 450 Mio. €).1 
 
2024 wurde der Sanierungsstau dann laut Infrastrukturbericht 2024 schon 
mit 20,25 Mrd. € beziffert.2 
 
Bei investierten 4,52 Mrd. € zwischen 2014 und 2024 verbleibt ein Delta 
von 15,73 Mrd. €. 
 
Im Rahmen von IMPULS 2030 wurde auch die Schulbauförderung vom 
Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium) ab 2018 aufgelegt. Das Land 
stellte in IMPULS 2030 I 49,2 Mio. € und in IMPULS 2030 II 120 Mio. € 
bereit. Letztere wurden zwischenzeitlich über Corona-Notkredite im Rah

 
1  Vgl. LT-Drs. 18/2558 vom 11.12.2014: Infrastrukturbericht 2014, S.23 und 29. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/2380 vom 23.07.2024: Infrastrukturbericht 2024, S.129 ff. 
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men des vierten Nachtragshaushaltes 2020 finanziert, ein Vorgehen, das 
sich als problematisch erweisen sollte. 
 
Das war keinesfalls das einzige Förderprogramm, das die Kommunen und 
freien Träger bei Neu- und Ersatzbau, Sanierung und Modernisierung ihrer 
Schulen unterstützte. Weitere Programme im Bereich Schulbau waren das 
Schulbauprogramm Erneuerbare Energien, die Finanzhilfen zur Abfede
rung von gestiegenen Energiekosten im Bereich Schule, das Investitions
programm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztags-
betreuung für Grundschulkinder sowie die aktuelle Fortführung unter dem 
Förderprogramm zum Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungs-
angebote für Kinder im Grundschulalter.1  
 
Für den Schulbau, die Ausstattung, die fortlaufende Bauunterhaltung 
sowie anfallende Sanierungen sind gemäß §§ 47 und 48 Schleswig-
Holsteinisches Schulgesetz (SchulG) die kommunalen Schulträger 
zuständig.2 Da die Schulträger aufgrund von unabwendbaren Ausgaben
steigerungen (z. B. Personal- und Sozialausgaben) und ihrer oftmals pre
kären finanziellen Situation kaum noch in der Lage sind, die Unterhaltung 
und den Bau ihrer Schulgebäude sicherzustellen, ist die Schulbau-
förderung aber mittlerweile zu einem festen Bestandteil, teils sogar zum 
Auslöser von kommunalen Schulbaumaßnahmen - Sanierung, Modernisie
rung, Ersatz- und Neubau - geworden. Das Land und der Bund sind also 
mittlerweile dazu übergegangen, eine originär kommunale Aufgabe mitzu
finanzieren. 
 
Wie können künftig der Bau, die Unterhaltung und die Modernisierung von 
Schulgebäuden durch die Kommunen in eigener Zuständigkeit wirtschaft
lich und zielgerichtet sichergestellt werden? 
 

16.2 Neue Impulse bei der kommunalen (Schulbau-) Finanzierung nötig 
 
Der Finanzausschuss des Landes Schleswig-Holstein nahm sich dieser 
Thematik am 09.10.2025 im Rahmen des Fachgesprächs „Förderpro
gramme in Schleswig-Holstein“ an. Anlass war eine Große Anfrage der 
Fraktion der FDP „Förderprogramme in Schleswig-Holstein“.  
 
In dieser wurden umfangreiche Details unter anderem zu den Themen ak
tuelle Förderprogramme, Entwicklung der Förderlandschaft, Rückwirkun

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3719 vom 29.10.2025: Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Haber

saat und Beate Raudies (SPD) und Antwort der Landesregierung. 
2  Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (Schulgesetz - SchulG) vom 24.01.2007, 

GVOBl. Schl.-H. S. 39, 276, geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 29.01.2025, 
GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 17. 
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gen auf den Landeshaushalt, Bürokratie, Strategie und Wirkung sowie An
trags-, Bearbeitungs- und Bewilligungsprozess abgefragt.1  
 
Die Antwort auf die Große Anfrage listet 355 Förderprogramme des Lan
des, 90 des Bundes, 99 der EU und weitere 51 anderer Gebietskörper
schaften oder sonstiger Förderinstitute auf. In den Jahren 2014 bis 2024 
hat sich die Zahl der Förderprogramme des Landes von 148 auf 328 mehr 
als verdoppelt, die Zahl der Förderprogramme unter der Regie des Bil
dungsministeriums von 26 auf 61 erhöht.2 Der Trend geht zu immer mehr 
Förderprogrammen. 
 
Der LRH hat aus seinen bisherigen Prüferkenntnissen heraus in dem 
Fachgespräch des Finanzausschusses eine starke Reduzierung der För
derprogramme und eine ressortübergreifende Förderstrategie, die Ziele 
definiert, gefordert. Darüber hinaus hält er ein zentrales Fördercontrolling, 
das Anzahl und Gesamtvolumen der Förderprogramme kennt, und schlank 
organisierte Verfahren für erforderlich.3 
 
Die Kommunalen Landesverbände und die Landesregierung haben sich 
im September 2024 auf einen umfassenden Prozess zum Bürokratieabbau 
verständigt und darauf, die bestehenden Finanzströme zwischen Land und 
Kommunen auf den Prüfstand zu stellen und neu zu ordnen. Hierzu sollen 
die Finanzströme gutachterlich untersucht werden, mit dem Ziel, die 
Finanzbeziehungen zu vereinfachen, die Mittelverteilung möglichst zu 
pauschalieren und den Verwaltungsaufwand zu verringern.4  
 
Allerdings darf dabei nicht aus den Augen verloren werden, dass es sich 
beim Schulbau um eine kommunale Aufgabe handelt, die deshalb auch 
von den Kommunen zu finanzieren ist. 
 
Durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel im Rahmen des Gesetzes zur 
Finanzierung für Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 
(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) erhal
ten die Kommunen finanzielle Spielräume, die sie für die Bewältigung der 
Herausforderungen auch im Schulbau einsetzen sollten, ohne gleichzeitig 
den Einsatz von Eigenmitteln zu reduzieren.5 Angesichts der großen 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3131 vom 08.04.2025 und LT-Drs. 20/2429 vom 02.09.2024 sowie Proto

koll der 109. Sitzung des Finanzausschusses vom 09.10.2025 TOP 1: Fachgespräch. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/3131 Antworten zu Fragen 1 und 2 sowie 17 und 18. 
3  Vgl. Protokoll der 109. Sitzung des Finanzausschusses am 09.10.2025, TOP. 1 und 

Umdruck 20/5361 vom 06.10.2025. 
4  Vgl. Umdruck 20/5321 vom 24.09.2025. 
5  Gesetz zur Finanzierung für Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 

(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) vom 20.10.2025, 
BGBl. I 2025 Nr. 246. 
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Bedarfe, die damit finanziert werden sollen, wird ihre Wirkung allerdings 
begrenzt sein. 
 
Sollte die Finanzierung trotzdem auch zukünftig durch das Land weiter im 
Wege der Förderung stattfinden, wird es darauf ankommen, dass diese 
Förderung verlässlich und für die Kommunen planbar ist.  
 
Die Förderverfahren sind schlank, verständlich und transparent zu organi
sieren, damit möglichst die Fördermittel zielgerichtet eingesetzt und die 
Verfahrenskosten minimiert werden. 
 

16.3 Förderrichtlinien und -verfahren müssen entbürokratisiert werden 
 
Die Förderverfahren stellen die potenziellen Antragsteller vor große Her
ausforderungen. Angesichts von 355 landeseigenen sowie unter Einbezie
hung von EU, Bund und anderen sogar über 500 Förderprogrammen,1 be
schäftigen Kommunen mittlerweile eigenes Personal - teilweise aber auch 
externe Förderlotsen - damit, geeignete Förderprogramme für beabsichtig
te Maßnahmen ausfindig zu machen. Eine zentrale Seite auf dem Inter
netauftritt des Landes, auf der alle Fördermöglichkeiten frühzeitig 
angekündigt und aufgelistet werden, fehlt bislang. 
 
Die Verfahren setzen Fristen, die für Planung und Durchführung von Bau
maßnahmen unrealistisch sind. Dies begünstigt die Verwaltungen, die 
schon eine abgeschlossene Planung mit Kosten in der „Schublade“ haben. 
 
Die kleineren, nicht so verwaltungsstarken und mit geringen Eigenmitteln 
ausgestatteten Verwaltungen können sich eine solche Vorratsplanung 
nicht leisten, wären auf die Förderung aber umso mehr angewiesen. 
 
Das Bildungsministerium sagt zu, die Fristen künftig - auch zur Antrag
stellung - auskömmlicher und Förderverfahren schlank, bürokratiearm und 
digital zu gestalten. Im Rahmen der zuwendungsrechtlichen Möglichkeiten 
werde versucht, Erleichterungen in zukünftigen Schulbauförderprogram
men im Sinne der Antragsteller zu implementieren. 
 
Die mit Antragstellung vorzulegenden Unterlagen waren umfangreich und 
in der Kürze der gesetzten Fristen häufig nicht zu beschaffen. Auf die Vor
lage einer baufachlichen Stellungnahme mit Antragstellung könnte verzich
tet werden, weil sie nach den Feststellungen des LRH in der weit überwie
genden Zahl der Fälle aussagelos und damit wertlos ist. Sie bindet aber 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3131 vom 08.04.2025, LT-Drs. 20/3763 (neu) vom 19.11.2025 und 

LT-Drs. 20/2429 vom 02.09.2024 sowie Protokoll der 109. Sitzung des Finanzausschus
ses vom 09.10.2025 TOP 1: Fachgespräch. 
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erhebliche Personalressourcen auf verschiedenen Verwaltungsebenen 
und kostet Zeit, teilweise bis zu einem Jahr. 
 
Die Schulträger kommunizieren mit ihren Auftragnehmern längst in digita
ler Form und erhalten ihre Rechnungen auch fast ausschließlich in dieser 
Weise. Für den Verwendungsnachweis müssen sie aber alle Nachweise 
und Rechnungen in Papierform und im Original bei der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein (IB.SH) einreichen.  
 
Das Land sollte im Zuge seiner Digitalisierungsoffensive die Förderverfah
ren digital abbilden und für die Verwendungsnachweisprüfung eine digitale 
Plattform über die IB.SH zur Verfügung stellen, auf der die geforderten 
Nachweise und Rechnungen digital hochgeladen werden können.1 
 
Die IB.SH weist darauf hin, dass seit April 2025 aktiv Maßnahmen zur 
Digitalisierung des Verfahrens umgesetzt und auch kommuniziert worden 
seien. Die Einreichung von Verwendungsnachweisen auf digitalem Weg 
sei möglich, werde aber mangels notwendiger digitaler Strukturen bei den 
Antragstellern nicht genutzt. 
 
Der LRH sieht die IB.SH auf dem richtigen Weg, wenngleich diese Mög
lichkeiten bei dieser Prüfung den Zuwendungsempfängern nicht bekannt 
waren und für viele zu spät bereitgestellt wurden. Auf die Möglichkeiten 
der Abwicklung des Förderverfahrens in digitaler Form sollte schon in der 
Förderrichtlinie ausdrücklich hingewiesen werden. 
 

16.4 IMPULS 2030 I und II keine Erfolgsgeschichte 
 
Bei beiden Schulbauförderprogrammen, IMPULS 2030 I und II, konnten 
nicht alle Mittel ausgekehrt werden. Die in Aussicht gestellten Fördergelder 
kamen zu einem beträchtlichen Teil nicht dem Schulbau zugute. 
Für beide Förderprogramme gab es Anmeldungen von jeweils 1 Mrd. €, 
was den immensen Bedarf in diesem Sektor verdeutlicht. Der tatsächliche 
Bedarf im Bereich Sanierung, Modernisierung, Neu- und Ersatzbau von 
Schulgebäuden lässt sich nicht feststellen. Viele Kommunen kennen ihren 
Bedarf nicht, da sie immer noch kein zentrales Immobilienmanagement 
haben, das programmgestützt einen Überblick über Zustand, Bedarfe und 
die entsprechenden Kosten liefert. Der Bedarf an Schulbaumaßnahmen in 
Schleswig-Holstein liegt nach Hochrechnungen der Kommunalen Landes
verbände zwischen 1,8 und 2,3 Mrd. €.2 
 

 
1  Vgl. Umdruck 20/2821 vom 28.02.2024. 
2  https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-

fehlt-geld,schule-334.html 

https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-fehlt-geld,schule-334.html
https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-fehlt-geld,schule-334.html
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Auch das Bildungsministerium geht von einem erheblichen Bau- und 
Sanierungsbedarf an den Schulen aus, sieht sich an dieser Stelle als 
Unterstützer der Schulträger, die originär für den Schulbau zuständig 
seien. 
 
Bei IMPULS 2030 I konnten von den vom Land zur Verfügung gestellten 
49,2 Mio. € trotz Durchführung des Nachrückverfahrens 6,7 Mio. €, das 
sind 13,5 %, nicht ausgereicht werden. 
 
Bei IMPULS 2030 II kamen fast 30 %, das sind 34,5 Mio. € der in Aussicht 
gestellten 120 Mio. €, nicht bei den Schulträgern an. 
 
Ein Nachrückverfahren, das bereits ab dem 31.05.2023 möglich gewesen 
wäre, wurde nicht angestoßen. Bereits hierdurch standen 20,9 Mio. € der 
120 Mio. € nicht mehr für die Schulbauförderung zur Verfügung. 
 
Das Bildungsministerium hält es für mehr als bedauerlich, dass nicht 
sämtliche Fördermittel beider Förderprogramme dem Zweck entsprechend 
vergeben werden konnten. Für IMPULS 2030 I sei die erfolgreiche Umset
zung trotz Fristverlängerungen und Nachrückverfahren an den starren 
Vorgaben des Zuwendungsrechts mit seinen zeitaufwendigen Verfahren 
und dem vorgegebenen engen Umsetzungszeitraum gescheitert. Künftig 
sollen effizientere Verfahren für die Restmittelvergabe gestaltet werden. 
 
Für IMPULS 2030 II sei nicht ein verspätet eingeleitetes Nachrückverfah
ren, sondern die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
15.11.2023 ursächlich.1 
 
Der LRH widerspricht. Das Nachrückverfahren bei der Förderung aus 
IMPULS 2030 II wäre ab dem 31.05.2023 möglich gewesen, das bedeutet 
fast 6 Monate vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Es 
ist aber seitens des Bildungsministeriums nichts passiert, sodass schon zu 
diesem Zeitpunkt 20,9 Mio. € völlig unabhängig von dem Gerichtsurteil für 
die Schulbauförderung verloren waren. 
 
Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023, 
stellte sich der dem Schulbauförderprogramm IMPULS 2030 II zugrunde 
liegende Notkredit des Landes insbesondere in seiner Überjährigkeit als 
verfassungsrechtlich problematisch heraus. Er stand deshalb für 2024 
nicht mehr zur Verfügung. Das Land sicherte die weitere Finanzierung des 
Programms für 2024 über einen weiteren Notkredit ab, der nur in 2024 in 

 
1  BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 15.11.2023, 2 BvF 1/22. 
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Anspruch genommen werden durfte. Die Zuwendungsempfänger wurden 
zunächst nicht informiert, ob und wie es 2025 weitergehen würde.  
 
Erst im Juli 2024 forderte das Bildungsministerium die Antragsteller, deren 
Verfahren sich in unterschiedlichen Stadien befanden, auf, bis Ende 2024 
so viele Mittel wie möglich, gegebenenfalls auch durch Bildung von Teil
bauabschnitten, abzufordern. Das ministerielle Schreiben ließ jedoch  
offen, wie es mit der Finanzierung des Schulbauförderprogramms im Jahr 
2025 weitergehen würde. Dies führte bei den Antragstellern zu erheblicher 
Verunsicherung, da das Bildungsministerium ihre diesbezüglichen Nach
fragen teils auch mit erheblicher Verzögerung beantwortete. Infolgedessen 
kam es auch zum Abbruch oder Teilabbruch von Maßnahmen. 
 
Tatsächlich hätte das Bildungsministerium spätestens nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das heißt noch Ende 2023, proaktiv auf die 
neue Situation reagieren, Lösungen suchen und die Antragsteller, kom
munale wie freie Träger, informieren müssen.  
 
Das Bildungsministerium wendet ein, es habe direkt im Anschluss an die 
Gerichtsentscheidung Lösungen gesucht, um den Konsequenzen Herr zu 
werden. Die Folgen des Urteils hätten nicht losgelöst von anderen Res
sorts betrachtet werden können, die notwendigen Abstimmungen inner
halb der Landesregierung hätten einen zeitintensiven Prozess erfordert, 
der eine frühere Kommunikation an die Antragsteller verhindert hätte. 
 
Der LRH verkennt nicht die Herausforderungen, vor die das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts die Landesregierung gestellt hat. In einem lau
fenden Zuwendungsverfahren nicht mit den Antragstellern/Zuwendungs-
empfängern zu kommunizieren, obwohl offensichtlich war, dass auch 
diese nunmehr erhebliche Schwierigkeiten haben würden, ihre teils schon 
laufenden oder kostenträchtig angestoßenen Schulbaumaßnahmen 
durchzuführen, konnte aber keine Lösung sein. 
 
Es wäre hilfreich gewesen, wenn bereits vorher ein „Plan B“ erarbeitet 
worden wäre, und dieser dann den Zuwendungsempfängern bzw. Antrag
stellern gegenüber klar und transparent kommuniziert worden wäre. 
 

16.5 Fazit und Empfehlungen 
 
Die Prüfung zeigt, dass die Förderung von Schulbaumaßnahmen, die mitt
lerweile zum festen Bestandteil des Schulbaus geworden ist, zu 
reformieren ist. 
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Es bedarf eines Paradigmenwechsels hinsichtlich der Vorstellung, dass 
Baumaßnahmen und deren Planung sich in kurzen Fristen umsetzen 
ließen. Förderprogramme im Baubereich müssen deutlich längere Fristen 
für Planung und Umsetzung berücksichtigen. Allein die Ausschreibung der 
Planungsleistungen benötigt aufgrund der vergaberechtlichen Vorschriften 
Monate. Ausgelastete Firmen und der auch im Baubereich zu konstatie
rende Fachkräftemangel können die Umsetzung ohne schuldhaftes Zutun 
der beauftragenden Kommune erheblich verzögern. Ein Förderprogramm 
verschärft diesen Aspekt noch, weil dann viele kommunale Auftraggeber 
zeitgleich identische Leistungen am Markt einzukaufen versuchen. Dies 
wiederum hat zusätzlich Einfluss auf die Preise. Kurzfristige Förderpro
gramme setzen damit Fehlanreize und können zum Kostentreiber werden. 
 
Kurze Fristen begünstigen zudem genau wie kurzfristig angesetzte 
Förderprogramme Kommunen, die bereits eine fertige Planung vorhalten 
und diese gegebenenfalls auch ohne Förderung umgesetzt hätten. Gerade 
die finanzschwächeren Kommunen können sich keine „Schubladen-
planungen“ leisten und geraten dadurch ins Hintertreffen. 
 
Das Förderverfahren muss grundsätzlich entschlackt und vereinfacht wer
den. Ein erster Ansatzpunkt wäre der Verzicht auf die erste Baufachliche 
Prüfung im Rahmen des Antragsverfahrens. Nach den Erkenntnissen des 
LRH ist diese Prüfung personalintensiv, kostet viel Zeit und ist in der weit 
überwiegenden Zahl der Fälle aussagelos und damit verzichtbar.  
 
Der LRH schlägt vor, auf diese erste Baufachliche Stellungnahme für 
einen Zeitraum von 5 Jahren zu verzichten und dann zu evaluieren, wie 
sich der Verzicht ausgewirkt hat. 
 
Der generelle Ablauf des Förderverfahrens sollte - insbesondere für freie 
Träger - verständlich in einem „Fahrplan“ dargestellt und feste Ansprech
partner benannt werden. 
 
Das Förderverfahren sollte digital abgewickelt werden können. Dies sollte 
schon in der Förderrichtlinie deutlich gemacht werden. Die aktuelle Prü
fung zeigt, dass die von der IB.SH seit April 2025 zur Verfügung gestellten 
Möglichkeiten, Unterlagen digital zu übermitteln, seitens der Zuwendungs
empfänger nicht ausreichend wahrgenommen wurden. Die Erstellung des 
Verwendungsnachweises und der vorzulegenden Unterlagen in Papier
form sind aus der Zeit gefallen und erzeugen einen erheblichen unwirt
schaftlichen Zeit- und Personalaufwand. 
 
Das Land sollte seine Förderprogramme auf einem zentralen Internetauf
tritt zusammenfassen und frühzeitig bekanntgeben, damit potenzielle 
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Antragsteller die für sie passenden Förderungen schnell finden und so ihre 
Planung und Finanzierung ihres Eigenanteils rechtzeitig in die Wege leiten 
können. 
 
Der Landtag hat die Landesregierung bereits gebeten, die generelle För
derpraxis weiterzuentwickeln1.  
 
Landesregierung und Kommunale Landesverbände sind im Gespräch über 
einen Bürokratieabbau und die Neujustierung der Finanzströme zwischen 
Land und Kommunen. Die Erstellung eines Gutachtens hierzu wurde in 
Auftrag gegeben. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
 
Schulbau kann, auch wenn er in die Zuständigkeit der kommunalen und 
freien Schulträger fällt, durch ein Musterraumprogramm, das empfehlen
den Charakter hat, vereinfacht, beschleunigt und kostengünstiger werden. 
Ein Musterraumprogramm kann den Planungsbedarf erheblich begrenzen. 
Nicht jeder Schulträger muss seine Schule „neu erfinden“. Das Bildungs
ministerium ist dabei, in Abstimmung mit den Kommunalen Landesver
bänden ein solches Musterraumprogramm zu entwickeln, das einen 
strategischen Orientierungsrahmen bieten und bis Mitte 2026 veröffentlicht 
werden soll.2 
 
Der LRH schlägt darüber hinaus vor, dass das Bildungsministerium und 
die Kommunalen Landesverbände einen modular zusammenfügbaren 
Schulbautyp entwickeln - ein Kasseler Modell 2.0 -, das von jedem Schul
träger nach Bedarf genutzt werden kann. Angesichts der finanziellen 
Situation der Kommunen wäre das ein Angebot an all die Schulträger und 
kommunalen Selbstverwaltungsgremien, denen ihre finanzielle Lage 
bewusst ist und die auf die individuelle Ausgestaltung ihrer Schule verzich
ten können. 
 
Das Bildungsministerium nimmt diesen Vorschlag entgegen, sieht aber 
wegen der gesetzlichen Aufgabenverteilung hier die kommunale Ebene 
zunächst in der Pflicht, entsprechende Initiativen zu starten. 
 
Der LRH fordert beide Seiten auf, aufeinander zuzugehen und miteinander 
Lösungsmöglichkeiten zu entwickeln und die jeweilige Expertise einzu
bringen, ohne sich auf ihre Zuständigkeiten zurückzuziehen. 
 
Den kommunalen Verwaltungen wird dringend empfohlen, ihren Liegen
schaftsbestand zentral in einem Computer Aided Facility Management 
(CAFM)-System zu erfassen und zentral von einem Immobilienmanage

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3763 (neu) vom 19.11.2025. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/3719 vom 29.10.2025. 
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ment verwalten zu lassen. Gerade kleinere, nicht so verwaltungsstarke 
Kommunen sollten die Möglichkeiten kommunaler Kooperationen im 
Bereich von Bau und Immobilienverwaltung oder die Einschaltung der 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR prüfen. 
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17. UKSH zahlte Gewinnbeteiligung auf Basis fiktiver Erlöse 
 
Chefärzte generieren durch die Behandlung von privatversicher
ten Patienten zusätzliche Einnahmen für das Klinikum. Hieran 
werden sie in der Regel mit einer erfolgs- oder leistungsabhän
gigen Vergütung beteiligt, die zusätzlich zum Festgehalt gezahlt 
wird. In den vom LRH geprüften Einzelfällen erhielten Chefärzte 
und einzelne Mitarbeitende des UKSH eine prozentuale Gewinn
beteiligung, die von der gängigen Praxis und dem Muster-
Chefarztvertrag des UKSH in mehreren Punkten abwich: 
 
Bei der Gewinnermittlung wurden stationäre Erlöse von gesetz
lich versicherten Patienten berücksichtigt, obwohl die Behand
lung gesetzlich versicherter Patienten üblicherweise mit der 
Festvergütung abgegolten ist. 
 
Die bei der Gewinnermittlung berücksichtigten Erlöse wurden 
mit einem überhöhten, nicht marktüblichen Verrechnungssatz 
berechnet und entsprachen nicht den Einnahmen des UKSH. 
Zudem wurden bei den abzuziehenden Kosten nicht alle Kosten
positionen berücksichtigt. 
 
In der Folge ist die Gewinnbeteiligung zum Nachteil des UKSH 
deutlich höher ausgefallen. Zudem führten Leistungsausweitun
gen zu einem stetigen Anstieg der leistungsabhängigen Vergü
tung. 
 
Für die Zukunft konnte die Vergütung zwar durch Nachverhand
lungen reduziert und auf einen festen Betrag gedeckelt werden, 
allerdings wurde der Leistungsbezug aufgegeben, sodass sie 
nun einer zusätzlichen Festvergütung gleicht. 
 

17.1 Vorgaben beim Abschluss von Chefarztverträgen 
 
Seit 2007 gibt es im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) die 
Vorgabe, dass der Abschluss eines Chefarztvertrags, der vom Muster-
Chefarztvertrag zulasten des UKSH wesentlich abweicht oder eine außer
gewöhnlich hohe Vergütung vorsieht, als außergewöhnliches Rechts-
geschäft der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 
 
Dabei haben sich das seinerzeitige Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein (Wissenschaftsmi
nisterium) und das UKSH darauf verständigt, das Vorliegen eines außer
gewöhnlichen Rechtsgeschäfts lediglich auf den Bereich der Vergütungs-
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regelungen zu beschränken. Hieraus entwickelte der Aufsichtsrat Gehalts
grenzen, die bei Abschluss eines Chefarztvertrags vom UKSH einzuhalten 
sind.1 
 
Wie die Prüfung zeigt, können auch Abweichungen von anderen Regelun
gen des Muster-Chefarztvertrags wesentliche nachteilige Auswirkungen 
auf das UKSH haben. 
 

17.2 Ausgangslage 
 
In den konkreten Einzelfällen hatte der Vorstand mit den beteiligten Chef
ärzten Zusatzleistungen vereinbart, für die er eine prozentuale Gewinn-
beteiligung gewährte. Die Honorierung trat neben die bisher vertraglich 
zugesicherten festen und erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile. 
 
In den Jahren 2014 bis 2016 waren den betroffenen Chefärzten 357.000 € 
als leistungsabhängige Vergütung ausgezahlt worden. Die Berechnung 
hatte ein beteiligter Chefarzt erstellt. Interne Überprüfungen fanden 
zunächst nicht statt. Die Berechnung berücksichtigte neben privatärzt-
lichen Erlösen auch sämtliche stationäre und ambulante Erlöse aus der 
Behandlung gesetzlich versicherter Patienten. 
 

17.3 Interne Überprüfung in 2017 führte zu Korrekturen 
 
2017 waren die der Prüfung zugrundeliegenden außertariflichen Verträge 
Gegenstand einer internen Überprüfung im UKSH. 
 
Im Prüfvermerk von 2018 wurde die Berechnung der Erlöse kritisiert und 
es wurden Mängel bei der Kostenzuordnung festgestellt. Hinsichtlich der 
Erlöse aus ambulanten Leistungen für gesetzlich Versicherte bestand 
Einigkeit darüber, dass diese in nicht vertragskonformer Weise in die 
Berechnung einbezogen worden waren. Demgegenüber vertrat der 
UKSH-Vorstand seinerzeit die Auffassung, dass die Einbeziehung sämt-
licher stationärer Leistungen bei der Gewinnberechnung korrekt gewesen 
sei, also einschließlich der stationären Leistungen für gesetzlich Ver-
sicherte. Dies entspräche dem gemeinsamen Willen der Vertragsparteien 
bei Abschluss der Änderungsverträge. 
 
Entsprechende, für die Gewinnermittlung anzuwendende Verfahrens
grundsätze, wurden daraufhin 2019 erstmals eindeutig festgelegt und 
dokumentiert. Das UKSH implementierte zudem eine Kontrollinstanz, die 
die Berechnungen der Gewinnermittlung seither prüft. 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2025 des LRH, Nr. 10.2. 
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Die Berechnungen für die Jahre 2014 bis 2016 wurden auf der Grundlage 
der festgelegten Verfahrensgrundsätze rückwirkend korrigiert. Dabei 
wurde eine Überzahlung von 312.000 € allein für die fälschlicherweise ein
bezogenen Erlöse aus ambulanten Leistungen festgestellt. Ein Teil des 
Geldes konnte wegen der tariflichen Ausschlussfrist nicht mehr von den 
Chefärzten zurückgefordert werden. Davon hat jedoch die Vermögens
schadens-Haftpflichtversicherung des UKSH einen wesentlichen Anteil im 
Wege des Vergleichs ausgeglichen. 
 

17.3.1 Berechnung der Leistungsbeteiligung wurde zu spät überprüft 
 
Der eingetretene Vermögensschaden hätte verhindert werden können, 
wenn die Berechnung der Ergebnisbeteiligung früher hinterfragt worden 
wäre. Es gab bis 2019 weder beim auszahlenden Dezernat Personal noch 
bei einer anderen Stelle eine wirksame Kontrolle. Das war in Anbetracht 
der Gesamtumstände fahrlässig. 
 

17.3.2 Die Einbeziehung von stationären Erlösen gesetzlich versicherter 
Patienten in die Gewinnbeteiligung ist eine wesentliche Abweichung 
vom Muster-Chefarztvertrag 
 
Der Muster-Chefarztvertrag sieht in § 8 Abs. 3 eine leistungsabhängige 
Beteiligung an den privaten und wahlärztlichen Leistungen vor. Das liegt 
daran, dass der Chefarzt hier durch sein höchstpersönliches Tätigwerden 
zusätzliche Einnahmen für das UKSH generiert. Die Behandlung von 
gesetzlich versicherten Patienten ist üblicherweise bereits mit der Festver
gütung abgegolten. Daher ist auch im Muster-Chefarztvertrag keine 
zusätzliche Beteiligung daran normiert. 
 
Die Einbeziehung sämtlicher stationärer Leistungen bei der Erfolgsbeteili
gung stellt somit eine Abweichung vom Muster-Chefarztvertrag zulasten 
des UKSH dar. 
 
Die Abweichung war auch wesentlich. Von 2014 bis 2019 betrug die aus
gezahlte leistungsabhängige Vergütung insgesamt rund 771.000 €, davon 
rund 728.000 € für die Jahre 2017 bis 2019. 
 
In einer überschlägigen Berechnung hat der LRH festgestellt, dass die 
Leistungsbeteiligung ohne die Einbeziehung der gesetzlich Versicherten 
allein für 2017 bis 2019 um rund 433.000 € geringer ausgefallen wäre. 
 
Die Entscheidung des Vorstands war auch nicht zwingend. Die dem LRH 
vorliegenden vorvertraglichen Unterlagen zeigen, dass zumindest ein 
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Chefarzt vor Vertragsabschluss lediglich von einer Beteiligung an den 
Überschüssen aus Leistungen an Privatpatienten ausging. 
 

17.3.3 Chefärzte profitierten von überhöhten internen Verrechnungspreisen 
 
Die vertraglich vereinbarten Zusatzleistungen an stationär aufgenomme
nen gesetzlich versicherten Patienten werden von den Krankenkassen 
nicht separat vergütet. Als allgemeine Krankenhausleistungen1 sind sie 
Teil der für den jeweiligen Behandlungsfall gezahlten Fallpauschale. Um 
die Erlöse der Fallpauschale verursachergerecht zwischen den einzelnen 
Abteilungen des UKSH zu verteilen, hat das UKSH eine interne Preisliste 
festgelegt. Diese Preisliste wurde auch für die Ermittlung der leistungs-
abhängigen Beteiligung der Chefärzte zugrunde gelegt. Bei dem in der 
Preisliste festgelegten Wert handelt es sich aber um einen unter-
nehmenspolitisch überhöhten Verrechnungswert, der darauf abzielt, die  
internen Leistungsanforderungen durch andere Abteilungen des UKSH zu 
begrenzen. Fremdeinrichtungen außerhalb des UKSH würden für entspre
chende Leistungen eine um etwa 30 % geringere Vergütung abrechnen. 
Hätte das UKSH bei der Berechnung der Gewinnermittlung einen markt-
gerechten Verrechnungspreis angesetzt, wäre die ausgezahlte 
leistungsabhängige Vergütung für 2017 bis 2019 insgesamt um rund 
250.000 € geringer ausgefallen. 
 

17.3.4 Personalkosten der Chefärzte blieben bei der Gewinnermittlung 
unberücksichtigt 
 
In den Verfahrensgrundsätzen zur Gewinnermittlung2 wurde 2019 fest-
gelegt, dass die Personalkosten der Chefärzte nicht erlösmindernd zu 
berücksichtigen sind. Dies widerspricht zum einen dem eindeutigen Wort
laut in den Änderungsverträgen, wonach bei der Gewinnermittlung „sämt-
liche Kosten des UKSH“ in Abzug gebracht werden. 
 
Zum Zweiten wäre aus Sicht des LRH eine anteilige Berücksichtigung der 
leistungsunabhängigen Festvergütung der Chefärzte sachgerecht gewe-
sen, da ein Teil ihrer regulären Arbeitsleistung auf die Zusatzleistungen 
entfällt. Die Nichtberücksichtigung führte zugunsten der Chefärzte zu einer 
höheren Gewinnbeteiligung, was wiederum zulasten des UKSH ging. 

  

 
1  Vgl. § 2 Abs.2 Gesetz über die Entgelte für voll- und teilstationäre Krankenhausleistun

gen (Krankenhausentgeltgesetz - KHEntgG) vom 23.04.2002, BGBl. I S. 1412, zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 09.04.2026, BGBl. I 2026 Nr. 98. 

2  Vgl. Tz.17.3. 
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17.4 Leistungssteigerungen machten Nachverhandlungen erforderlich 
 
Die Leistungen stiegen mit den Jahren immer stärker an. Daraufhin nahm 
das UKSH Vertragsverhandlungen mit den am Gewinn Beteiligten auf, mit 
dem Ziel, die Gewinnbeteiligung zu begrenzen. Für die betroffenen Jahre 
einigten sich die Beteiligten auf die Anwendung eines marktgerechten Ver
rechnungspreises für die Bewertung der stationären Leistungen an gesetz
lich versicherten Patienten. Dieser ersetzte den bisherigen überhöhten 
Verrechnungspreis. Nach dieser Berechnung reduzierte sich die Gewinn
beteiligung. Dennoch lag sie immer noch deutlich höher als in den Vorjah
ren. 
 

17.4.1 Rechtliche Möglichkeiten vor Vertragsänderung nicht ausreichend 
geprüft 
 
Zwar beschäftigte sich das UKSH im Zuge der Vertragsverhandlungen 
eingehend mit den finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten. Die rechtlichen 
Möglichkeiten wurden jedoch nicht umfassend geprüft. Aussagegemäß 
wurde zwar juristische Unterstützung intern angefordert, auf die Einholung 
externer juristischer Expertise wurde indessen verzichtet.  
 
Im Zeitpunkt der Vertragsabschlüsse waren Leistungsmengen in der ein
getretenen Größenordnung nicht denkbar. Die rechtliche Frage, ob das 
UKSH durch die wesentlich veränderten Umstände eine Störung der 
Geschäftsgrundlage hätte geltend machen und in der Folge eine Ver
tragsanpassung hätte verlangen können,1 wurde an keiner Stelle proble
matisiert. Anstatt eine rechtliche Bewertung der Situation vorzunehmen 
und die Erfolgsaussichten eines künftigen Rechtsstreits prüfen zu lassen, 
beugte sich das UKSH im Interesse einer schnellen Lösung den Forde
rungen der Begünstigten. Damit wollte das UKSH einen möglicherweise 
langjährigen Rechtsstreit mit ungewissem Ausgang vermeiden und das 
Vertrauensverhältnis zu den begünstigten Personen nicht erschüttern. 
 

17.4.2 Auffälligkeiten bei der Kostenentwicklung wurde nicht konsequent 
nachgegangen 
 
Zudem enthielten die Gewinnberechnungen erneut Auffälligkeiten. So ver
lief die Entwicklung der Leistungen disproportional zu der Entwicklung der 
Personalkosten. 
 

 
1  Vgl. § 313 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

02.01.2002, BGBl. I S. 42, 2909; Berichtigung vom 22.05.2003, BGBl.  I S. 738, zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03.02.2026, BGBl. 2026 I Nr. 28.  
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Der LRH schließt aufgrund dieser Auffälligkeiten auf Mängel bei der inner
betrieblichen Verrechnung der Personalkosten. Wären analog zur 
Leistungsentwicklung auch höhere Personalkosten bei der Gewinnermitt
lung berücksichtigt worden, hätte sich unmittelbar eine geringere 
leistungsabhängige Vergütung ergeben. 
 
Dem UKSH waren diese Auffälligkeiten bekannt. Sie wurden aber auf
grund der bereits fortgeschrittenen Vertragsverhandlungen nicht konse
quent weiterverfolgt. 
 
Nach Auffassung des UKSH habe der LRH in seiner Darstellung die Tat
sache vernachlässigt, dass den Mehrkosten des UKSH aufgrund der 
leistungsabhängigen Vergütungen auch erhebliche Mehreinnahmen des 
UKSH gegenüberstanden. Nach Abzug der Kosten seien 65 % der Mehr
einnahmen dem UKSH verblieben. Zudem verwies das UKSH auf das 
Nebentätigkeitsrecht, welches hohe Vergütungen zulasse.1 
 
Dieser Darstellung widerspricht der LRH aus mehreren Gründen. Wie 
bereits dargestellt, basieren die vom UKSH beschriebenen Mehreinnah
men teilweise auf fiktiven Erlösen. Außerdem handelt es sich überwiegend 
um Erlöse für allgemeine Krankenhausleistungen, das heißt für Leistungen 
des Krankenhauses. Auch das Nebentätigkeitsrecht sieht nur eine Beteili
gung an eigenen Erlösen des Arztes vor, die dieser mit den Patienten da
für vereinbart, dass er diese persönlich berät, untersucht oder behandelt.2 
Die Erbringung allgemeiner Krankenhausleistungen gehört zum Hauptamt 
des Chefarztes und ist mit der Festvergütung abgegolten. Auf die Kritik 
des LRH an der Gewinnermittlung geht das UKSH nicht ein. Die Chefarzt-
kosten wurden gar nicht, auch nicht anteilig, in die Gewinnermittlung ein
bezogen. Bei den übrigen Personalkosten bestehen aus Sicht des LRH 
erhebliche Zweifel, dass diese verursachungsgerecht bei der Gewinn-
berechnung berücksichtigt wurden. 
 
Das UKSH ist damit den Nachweis schuldig geblieben, in welcher Höhe 
die Mehreinnahmen nach Abzug sämtlicher Kosten tatsächlich zu einem 
Gewinn führten. 

  

 
1  Vgl. § 14 Abs.1 Nebentätigkeitsverordnung (NtVO) vom 30.03.1990, GVOBl. Schl. H. 

S. 257 in der Fassung von Art. 66 der Landesverordnung vom 27.10.2023, GVOBl. Schl. 
H. S. 514. 

2  Vgl. § 15 Landesverordnung über die Nebentätigkeit der im Hochschulbereich tätigen 
Beamtinnen und Beamten (Hochschulnebentätigkeitsverordnung - HNtVO) vom 
02.06.2009, GVOBl. Schl. H. S. 338 in der Fassung von Art. 6 der Landesverordnung 
vom 14.12.2021, GVOBl. Schl. H. S. 1546. 
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17.5 Dauerhaft hohe Belastung für die Zukunft infolge Vertragsanpassung 
 
Für die Zukunft wurde von der bisherigen leistungsabhängigen Vergü
tungskomponente Abstand genommen. Als Ausgleich vereinbarte das 
UKSH mit den betreffenden Personen eine alternative Vergütung. Als 
Ausgangsbasis wurde die Vergütungshöhe der Vorjahre genommen, 
obwohl absehbar war, dass die Leistungszahlen der Zusatzleistungen 
künftig wieder sinken werden. Anstelle einer leistungsabhängigen Vergü
tung wurden vermeintlich erfolgsabhängige Vergütungskomponenten aus
gehandelt, die zum Teil mit einer automatischen Gehaltsanpassungsklau
sel kombiniert wurden. Da die neu ausgehandelten Vergütungskompo-
nenten an keine besonderen Voraussetzungen geknüpft wurden, kommen 
sie einer festen Vergütung gleich. 
 
Mit der Deckelung ist es dem UKSH zwar gelungen, einen deutlichen 
Rückgang der gezahlten Ausschüttungen zu erreichen. Dennoch haben 
sich die Kosten mehr als verdoppelt. Zudem muss das UKSH die neu aus
gehandelten Vergütungskomponenten dauerhaft ausbezahlen, unabhän
gig davon, ob und in welcher Höhe mit den Zusatzleistungen zukünftig ein 
Gewinn erzielt wird. 
 

17.6 Verspätete und irreführende Information des Aufsichtsrats 
 
Die Aufsichtsgremien wurden erst nach Abschluss der Vertragsverhand
lungen beiläufig im Rahmen der allgemeinen Berichterstattung über außer
tarifliche Verträge über den Vorgang informiert.1 Ohne die Höhe der ver
handelten Vergütungen zu nennen, verwies der Vorstand auf die im 
Ergebnis erfolgreiche Einigung, die durch „das gemeinsame Verständnis 
der Beteiligten, dass ein unvorhergesehenes Ereignis (…) nicht dazu füh
ren kann und sollte, dass Vergütungen extrem steigen“ möglich geworden 
sei. Der Vorstand wies weiter darauf hin, dass die neu abgeschlossenen 
Verträge zu einer „Ersparnis in Höhe von ca. 3,3 Mio. €“ führten. 
 
Die Auffassung des UKSH, dass das erzielte Verhandlungsergebnis und 
das dahinterstehende Vertragswerk für das UKSH und die Chefärzte eine 
Win-win-Situation darstellt, teilt der LRH ausdrücklich nicht. 
 
Das UKSH hat sich durch zu weitreichende Zugeständnisse und diverse 
eigenmächtige Abweichungen von den Regelungen aus dem Muster-
Chefarztvertrag selbst in eine schlechte Verhandlungsposition gebracht, 
namentlich durch die Anwendung überhöhter Verrechnungspreise, die 

 
1  Vgl. zu den Berichtspflichten des Vorstands die Bemerkungen des LRH 2025, Nr. 11.2. 
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Einbeziehung fiktiver stationärer Erlöse in die Gewinnermittlung und die zu 
gering angesetzten Kosten. 
 
Des Weiteren wäre eine Kostensteigerung in der jetzigen Größenordnung 
vermieden worden, hätte das UKSH, wie im aktuellen Muster-Chefarzt-
vertrag vorgesehen, von vornherein eine Vergütungshöchstgrenze mit den 
Chefärzten vereinbart. Aus Sicht des LRH hätte der Vorstand an vielen 
Stellen vorab den Aufsichtsrat informieren und dessen Zustimmung einho
len können und angesichts der Tragweite der jeweiligen Entscheidung 
nach dem Aspekt der Wesentlichkeit auch müssen. Die nach Vertragsab
schluss erfolgte Information wird den finanziellen Folgen für das UKSH 
nicht gerecht. Für die Zukunft fehlt es gänzlich an einer Verknüpfung der 
Vergütung mit den Einnahmen beim UKSH. Die Änderungsverträge verur
sachen dauerhaft hohe Kosten und sind wirtschaftlich für das UKSH nach
teilig. 
 
Die Berichterstattung an den Aufsichtsrat war aus Sicht des LRH nicht 
ausreichend. Der Aufsichtsrat sollte daher künftig über die Gehaltsgrenzen 
hinaus vom Vorstand einfordern, bei für das UKSH finanziell wesentlichen 
Vorgängen frühzeitig informiert und eingebunden zu werden. 
 
Das Wissenschaftsministerium folgt der Schlussfolgerung des LRH 
nicht. Anstatt sich noch mehr als bisher mit Einzelfällen zu befassen, sollte 
dem Aufsichtsrat die Aufgabe erleichtert werden, die durch die außertarif-
lichen Verträge entstehenden Kosten und Kostenprognosen nachvollzie
hen und bewerten zu können. Wie vom LRH 20251 empfohlen, werde 
hierzu derzeit die Einführung eines neuen transparenteren Berichtswesens 
sowie eine Umstellung der derzeit sehr komplexen Gehaltsgrenzen-
Systematik auf beispielsweise Rahmenbudgets verfolgt. 
 
Der LRH erachtet das Aufgreifen seiner Empfehlungen bezüglich des 
Berichtswesens und der Rahmenbudgets durch das Wissenschafts-
ministerium als zielführend. 

  

 
1  Vgl. Bemerkungen des LRH 2025, Nr. 10 und Nr. 11. 
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Ministerium für Energiewende, Klimaschutz,  
Umwelt und Natur 
 

18. Der Zweck heiligt nicht die Mittel: Klimaschutz durch 
Moorvernässung muss wirksam und ordnungsgemäß er
folgen 

 
Das Umweltministerium finanziert die Vernässung von Mooren 
zu Zwecken des Natur- und Klimaschutzes. Dafür hat es bei der 
Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 2 Fonds mit insgesamt 
50,3 Mio. € eingerichtet. Die Fondsvermögen sollten zukünftig im 
Landeshaushalt transparent ausgewiesen werden.  
 
Die Stiftung hat bislang von den zur Verfügung gestellten Mitteln 
nur 27,7 Mio. € verausgabt - überwiegend für Flächenerwerb. Nur 
15 % der Gesamtausgaben wurden für Vernässungsmaßnahmen 
eingesetzt. Nur diese sind jedoch klimawirksam. 
 
Das Umweltministerium sollte so lange von neuen Zuweisungen 
an die Fonds absehen, bis die Stiftung die angesparten 23 Mio. € 
in konkreten Projekten klimawirksam verwendet hat.  
 
Nach der Klimaschutzplanung des Umweltministeriums soll suk
zessive erreicht werden, ab 2030 bis zu 700.000 Tonnen CO2 pro 
Jahr zu vermeiden. Diese Größenordnung ist in dem angestreb
ten Zeitraum bis 2030 unrealistisch.  
 
Das Umweltministerium muss die Ziele für den Klimaschutz rea
listisch setzen und bei der Umsetzung die haushaltsrechtlichen 
Vorgaben besser beachten. 
 

18.1 Moorschutz hat Tradition 
 
In Schleswig-Holstein gibt es 129.800 ha Moorböden. Davon wird ein 
Großteil entwässert und landwirtschaftlich genutzt. Entwässerte Moore 
stoßen jedoch klimaschädliche Treibhausgase aus, insbesondere Kohlen
dioxid (CO2). 
 
Seit den 70er-Jahren ist der Moorschutz Teil des staatlichen Naturschut
zes. Mit Programmen zum Schutz von Nieder- und Hochmooren, für den 
Arten- und Biotopschutz, den Gewässer- oder Klimaschutz hat er unter
schiedliche Schwerpunkte. Ein wesentliches Instrument war und ist dabei 
die Vernässung. 
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2009 hat das Umweltministerium bei der Stiftung Naturschutz Schleswig-
Holstein (Stiftung) einen Moorschutzfonds errichtet. Seitdem stattet das 
Umweltministerium den Moorschutzfonds jährlich mit Finanzmitteln in un
terschiedlicher Höhe aus. Die Stiftung setzt die Mittel zur Flächensicherung, 
z. B. durch Ankauf, Pacht und für Renaturierungsmaßnahmen ein. Der 
Moorschutzfonds sichert die mehrjährigen Planungen der Projekte finan-
ziell ab. 
 
Aktuell besitzt die Stiftung 8.400 ha Hoch- und 11.800 ha Niedermoorflä
chen. Bis 2025 wurden davon 2.600 ha Moorflächen vernässt. Insgesamt 
besitzt die Stiftung 38.900 ha für Naturschutzzwecke.1 
 
2019 hat das Umweltministerium das Programm „Biologischer Klimaschutz 
durch Moorschutz und Neuwaldbildung“ aufgelegt.2 Ziel ist, bis 2030 eine 
Minderung der CO2-Emissionen von 717.500 Tonnen CO2-Äquivalent pro 
Jahr (t CO2-Äq/Jahr) zu erreichen. Der Schwerpunkt des Programms liegt 
auf der Moorvernässung, insbesondere durch den Erwerb von Nutzungs
rechten an Flächen. Zur Finanzierung hat das Umweltministerium 2020 bei 
der Stiftung einen weiteren Fonds, den Fonds „Biologischer Klimaschutz“, 
errichtet. Seine Zweckbestimmung ist weitgehend deckungsgleich mit der
jenigen des Moorschutzfonds. Auch diesen zweiten Fonds stattet das 
Umweltministerium jährlich mit Mitteln aus. 
 
Zusätzlich zu den Projekten, die aus den beiden Fonds finanziert werden, 
fördert das Umweltministerium Einzelmaßnahmen auch direkt. 
 

18.2 Tatsächlichen Mitteleinsatz transparent machen  
 
Im Landeshaushalt waren im Haushaltstitel 1313.02.894 03 für den Moor
schutzfonds zwischen 2014 und 2024 insgesamt 7,7 Mio. € eingeplant. 
Tatsächlich hat das Umweltministerium mit 20,5 Mio. € fast das Dreifache 
verausgabt. Der Großteil der Mehrausgaben wurde durch naturschutzrecht-
liche Ersatzzahlungen finanziert. Diese müssen Verursacher von Schäden 
an der Natur leisten, wenn die Schäden nicht ausgeglichen werden können. 
 
Zudem waren im Landeshaushalt für den biologischen Klimaschutzfonds 
zwischen 2020 und 2024 in mehreren Haushaltstiteln insgesamt 13,0 Mio. € 
eingeplant. Tatsächlich hat das Umweltministerium auch hierfür mehr aus 
den betreffenden Haushaltstiteln verausgabt: Insgesamt 29,8 Mio. €. Die 
Mittel dafür stammen aus Ersatzzahlungen, der Landeswasserabgabe und 
nicht verausgabten Landesmitteln, die über Deckungsringe aus anderen 
Haushaltstiteln zugeführt worden sind. 

 
1 Vgl. Umdruck 20/3411. 
2 Vgl. LT-Drs. 19/2326. 
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Das Umweltministerium hat mehr als doppelt so viele Mittel für den Moor- 
und biologischen Klimaschutz durch Moorvernässung aufgewendet wie 
veranschlagt war. Das Vorgehen des Umweltministeriums ist haushalts
rechtlich zulässig, da die Deckungsringe ebenfalls Teil des vom Landtag 
beschlossenen Haushaltsgesetzes sind.  
 
Das Vorgehen ist jedoch angesichts der hohen Abweichung von den ver
anschlagten Mitteln intransparent. Dem Parlament war es als Haushalts
gesetzgeber aufgrund der unvollständigen Information nicht möglich, den 
Mitteleinsatz für den Moor- und Klimaschutz mit anderen Bedarfen im 
Landeshaushalt abzuwägen und zu entscheiden. 
 
Das Umweltministerium muss zukünftig die für den Moor- und biologischen 
Klimaschutz tatsächlich eingesetzten Mittel beziffern und die Ansparung in 
Fonds bei der Stiftung für das Parlament transparent ausweisen. Nur so 
kann das Parlament sein Budgetrecht ausüben und als Haushaltsgesetz
geber über den Bedarf an zusätzlichen Mitteln entscheiden.  
 
Das Umweltministerium hat angekündigt, die Erläuterungen der Haus
haltstitel anzupassen und zu verdeutlichen, aus welchen Titeln den beiden 
Fonds Mittel zugeführt werden. Außerdem sollen die Fondsvermögen zu
künftig ergänzend zum Wirtschaftsplan der Stiftung im Haushaltsplan aus
gewiesen werden. 
 

18.3 Bürokratie abbauen: Fonds zusammenlegen  
 
Der überwiegende Teil der Ausgaben aus dem Landeshaushalt für Moor- 
und biologischen Klimaschutz ist in 2 Fonds bei der Stiftung geflossen. Bis 
2024 hat das Umweltministerium den Moorschutzfonds aus einer Vielzahl 
von Haushaltstiteln mit 20,5 Mio. € und den Fonds „Biologischer Klima
schutz“ mit 29,8 Mio. € gespeist.  
 
Von den insgesamt zugewiesenen 50,3 Mio. € hat die Stiftung bis 2024  
lediglich 27,7 Mio. € (55 %) verausgabt. Zum 31.12.2024 beliefen sich die 
liquiden Mittel in beiden Fonds auf insgesamt 23 Mio. € einschließlich  
Zinsen. 
 
Sowohl der Moorschutzfonds als auch der Fonds „Biologischer Klima
schutz“ haben eine weitgehend deckungsgleiche Zweckbestimmung. Die 
Stiftung fördert aus beiden Fonds vergleichbare Projekte.  
 
Das Umweltministerium sollte den Moorschutzfonds auflösen. Er ist das 
Vorläufermodell für den Fonds „Biologischer Klimaschutz“. Insgesamt würde 
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eine Zusammenlegung der beiden Fonds die Verwaltung übersichtlicher 
und wirtschaftlicher gestalten. 
 
Das Umweltministerium weist daraufhin, dass die Fonds jeweils auf Ba
sis von Landtagsbeschlüssen eingerichtet wurden und unterschiedliche 
Zielsetzungen, Laufzeiten und Monitorings hätten. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Wenn vorherige Maßnahmen von 
weitgehend inhaltsgleichen, neuen Beschlüssen überholt werden, muss 
der Übergang geregelt werden. Doppelstrukturen mit intransparentem 
Ressourceneinsatz sollten nicht einfach fortgeführt werden. Dies ist un
wirtschaftlich. Hier ist ein Abbau bürokratischer Strukturen geboten. 
 

18.4 Mittelbedarf für Fonds nachvollziehbar belegen 
 
Das Umweltministerium hat den Fonds die Haushaltsmittel auf Anforde
rung der Stiftung und ohne Nachweis eines konkreten Bedarfs zugewie
sen. Die Stiftung hätte die Höhe ihrer Mittelanforderung mit dem Bedarf für 
konkrete Projekte oder ausreichend konkreten Projektplanungen belegen 
müssen. Die Zuweisung erfolgte jedoch pauschal und in der exakten Höhe 
der am Jahresende noch frei verfügbaren Mittel im Deckungsring des 
Haushaltskapitels für Naturschutz. So verhinderte das Umweltministerium, 
dass die Mittel dem Landeshaushalt am Ende des Haushaltsjahres zu
gutekamen. Dort hätten sie kreditmindernd wirken können.  
 
Es ist nachvollziehbar, dass mehrjährige Projekte wie die Vernässung von 
Mooren über den entsprechenden Zeitraum finanziell abgesichert werden 
müssen. Hierfür kann ein Fonds ein geeignetes Instrument sein. Zu einer 
ordnungsgemäßen Fondsverwaltung gehört jedoch auch eine angemes
sene finanzielle Planung des Mittelbedarfs.  
 
Nicht nachvollziehbar ist, warum das Umweltministerium regelmäßig Fonds 
mit Haushaltsmitteln speist, für die über mehrere Jahre hinweg zu knapp 
50 % kein konkreter Bedarf besteht. Gleichzeitig hat das Umweltministerium 
hierfür jährlich neue Mittel im Haushaltsplan veranschlagt. Dieses Vorge
hen verstößt gegen das Gebot der Haushaltswahrheit, da kein Bedarf für 
die zusätzlich geplanten Mittel bestand.  
 
Das Umweltministerium steht in der Pflicht, zukünftig die erforderlichen 
Ausgaben im Haushaltsplan für den Moor- und biologischen Klimaschutz 
so genau wie möglich zu schätzen. Nur so gewährleistet das Ministerium 
das Budgetrecht des Parlaments und stellt eine belastbare Entscheidungs-
grundlage für den Landeshaushalt bereit. 
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Im Hinblick auf die angespannte Haushaltssituation des Landes sollte das 
Umweltministerium die Zahlungen an die Fonds bei der Stiftung aussetzen, 
bis die in den Fonds angesparten Mittel - unter Berücksichtigung eines an 
realistischen Schätzungen gemessenen finanziellen Puffers - zweckent
sprechend verwendet worden sind. 
 
Das Umweltministerium und die Stiftung haben erstmalig im November 
2025 mittelfristige Bedarfsplanungen für den Fonds „Biologischer Klima
schutz“ und den Moorschutzfonds aufgestellt. Danach sollen die freien 
13 Mio. € im Fonds „Biologischer Klimaschutz“ 2025 vollständig verwendet 
werden. Die Zuweisungen an den Moorschutzfonds hat das Umweltminis
terium 2025 ausgesetzt.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Zum 31.12.2024 enthielt der Fonds 
„Biologischer Klimaschutz“ 13 Mio. €. 2025 hat das Umweltministerium 
weitere 5,7 Mio. € zugewiesen. Von den insgesamt 18,7 Mio. € hat die Stif
tung 2025 tatsächlich nur 8 Mio. € verausgabt. Davon entfallen allein 
5 Mio. € auf das Klimapunkte-Verfahren. Damit war auch die Zuweisung 
2025 an den Fonds nicht erforderlich. 
 
Weiterhin betont das Umweltministerium, dass die in den Fonds einge
setzten zweckgebundenen Mittel aus naturschutzrechtlichen Ersatzgeldern 
und der Wasserabgabe nicht kreditmindernd im Landeshaushalt einge
setzt werden dürften. 
 
Der LRH weist darauf hin, dass die Mittel aus der Wasserabgabe dem 
Land zustehen und nur zu 70 % zweckgebunden zugunsten einer nachhal
tigen Gewässerbewirtschaftung verwendet werden müssen.1 Ihr Einsatz 
ist nicht auf den Moorschutz allein beschränkt. Die Mittel hätten auch 
zweckentsprechend an anderen Stellen im Landeshaushalt eingesetzt 
werden können. Dort hätten sie Landesmittel ersetzen können, sodass der 
Kreditbedarf des Landes entsprechend niedriger ausgefallen wäre. 
 

18.5 Umsetzbare Ziele im biologischen Klimaschutz setzen 
 
Ziel des Programms „Biologischer Klimaschutz“ des Umweltministeriums 
ist es, sukzessive bis 2030 jährlich die Treibhausgas-Emissionen um bis 
zu 717.500 t CO2-Äq zu mindern. Davon sollen 700.000 t CO2-Äq/Jahr 
durch vernässte Moore eingespart werden. Nach Angaben des Umweltmi
nisteriums sollen davon 414.000 t CO2-Äq/a auf bereits im Besitz der Stif
tung befindliche Moorflächen und deren Optimierung des Bodenwasser-

 
1 § 6 Abs. 3 Wasserabgabengesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWAG) vom 

13.12.2013, zuletzt geändert mit Gesetz vom 13.12.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 875, 924. 
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haushalts entfallen. Dabei bleibt unberücksichtigt, zu welchem Anteil diese 
Bestandsflächen bereits vernässt wurden. 
 
Weitere 286.000 t CO2-Äq/a sollen durch den Ankauf bzw. Nutzungsrechte 
für 8.000 ha Moorflächen eingespart werden.1 Um dies zu erreichen, 
müsste die Stiftung rechnerisch 800 ha pro Jahr für den Moorschutz ver
nässen. Die Realität ist davon weit entfernt: Von 2020 bis 2024 konnten 
lediglich insgesamt 703 ha gesichert werden und diese sind nur teilweise 
vernässt.  
 
Neben der langwierigen Flächensicherung steht auch die Priorisierung bei 
der Verwendung der eingesetzten Mittel einem wirksamen Klimaschutz 
entgegen: Die Stiftung hat zwischen 2009 und 2024 aus beiden Fonds 
insgesamt 16,9 Mio. € für Flächensicherung verausgabt. Das entspricht 
einem Anteil von 61 % an den Gesamtausgaben von 27,7 Mio. €. Vernäs
sungsmaßnahmen nehmen mit 4,12 Mio. € bzw. 15 % einen deutlich ge
ringeren Anteil ein. Die übrigen Ausgaben entfallen auf Personal- und 
Sachkosten, Gutachten und die Förderung Dritter.  
 
Erst wenn Vernässungsmaßnahmen vollständig umgesetzt sind, entfällt 
der Großteil des Ausstoßes von Treibhausgasen. Die Flächensicherung ist 
zwar eine Voraussetzung für bauliche Maßnahmen zur Vernässung, hat 
allein aber nur geringe positive Wirkungen auf den Klimaschutz. Der Aus
gabenschwerpunkt der Stiftung auf der Flächensicherung ist daher im Hin
blick auf einen zeitlich drängenden und wirksamen Effekt für den Klima
schutz kritisch zu sehen.  
 
Das Umweltministerium sollte zusammen mit der Stiftung prüfen, wie die 
für den Moor- und biologischen Klimaschutz verfügbaren Mittel wirksamer 
für den Klimaschutz eingesetzt werden können.  
 

18.6 Flächenerwerb zu Höchstpreisen stoppen 
 
Die Stiftung strebt die Sicherung von jährlich 800 ha Moorflächen an. Da
für möchte sie auf dem Bodenmarkt mit ihren Kaufofferten zum Zuge 
kommen und bietet daher regelmäßig Preise oberhalb der üblichen Markt
preise.  
 
Um Preise oberhalb der üblichen Marktpreise begründen zu können, hat 
die Stiftung zusammen mit dem Umweltministerium das sogenannte Klima-
punkte-Verfahren entwickelt. Dabei wird die Einsparung von Treibhausgas- 
Emissionen durch Vernässung der jeweiligen Fläche nach einem wissen

 
1 Vgl. LT-Drs. 19/2326. 
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schaftlichen Verfahren bestimmt und mit 40 €/t CO2 bewertet. Mit Ver
tragsabschluss treten die Flächeneigentümer für 30 Jahre ihre Nutzungs- 
und Vernässungsrechte an die Stiftung ab. Sie können zusätzlich auch 
das Eigentum an der Fläche gegen Zahlung eines Restwerts vollständig 
auf die Stiftung übertragen.  
 
Seit 2021 bis einschließlich März 2025 hat die Stiftung insgesamt 285 Ver
träge nach dem Klimapunkte-Verfahren abgeschlossen. Für insgesamt 
9,74 Mio. € konnten 585 ha gesichert werden. Die angebotenen Preise  
lagen deutlich über den üblichen Preisen: 
 
Der im Klimapunkte-Verfahren 2025 angebotene Preis für Unland von 
durchschnittlich 14.429 €/ha liegt um das Fünffache über dem förderfähigen 
Regelpreis von 3.000 €/ha, den das Umweltministerium außerhalb des 
Klimapunkte-Verfahrens für Unland anbietet. Unland sind Flächen, die 
landwirtschaftlich nicht genutzt werden können.  
 
Für Grünland hat die Stiftung 2025 nach dem Klimapunkte-Verfahren 
durchschnittlich 25.755 €/ha gezahlt. Außerhalb des Klimapunkte-Verfah-
rens hat das Umweltministerium den Grünlanderwerb zuletzt mit durch
schnittlich 15.156 €/ha zu 100 % gefördert. Der Abstand zwischen beiden 
Preisen beträgt 10.599 €/ha.  
 
Eine Prüfung der Angemessenheit des Kaufpreises nach dem Klimapunkte-
Verfahren findet nicht statt. Dies verstößt gegen haushaltsrechtliche Vor
gaben. Bei der nutzungsweisen Überlassung von Grundstücken sind die 
besonderen Regelungen des § 64 LHO zu beachten.1 Danach sind die 
Grundsätze sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung im Liegen
schaftsverkehr stets zu beachten. Bei Erwerb ist als Kaufpreis grundsätz
lich nicht mehr als der volle durch Wertgutachten ermittelte Wert zu ver
einbaren. Erfordert es das Interesse des Landes, ausnahmsweise einen 
höheren Kaufpreis zu akzeptieren, sind die Gründe aktenkundig zu ma
chen.2 Das Klimapunkte-Verfahren mit flächendeckend überhöhten Kauf
preisen fällt nicht unter diese Ausnahmeregelung.  
 
Das Umweltministerium hat den Flächenerwerb nach dem Klimapunkte-
Verfahren mit dem Finanzministerium abgestimmt. Das Finanzministerium 
hat zugestimmt, dass weitere Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für den Ein-
satz des Verfahrens nicht erforderlich seien. 
 
Dies verstößt gegen haushaltsrechtliche Bestimmungen zur Wirtschaftlich
keit und Sparsamkeit. Danach sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen 

 
1 Ziff. 6 Verwaltungsvorschriften zu § 63 LHO. 
2 Ziff. 2.3 Verwaltungsvorschriften zu § 64 LHO. 
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angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach den Vorgaben der 
Landeshaushaltsordnung durchzuführen.1 
 
Bei der Entscheidung über die Anwendung des Klimapunkte-Verfahrens 
hätten das Umweltministerium und das Finanzministerium die damit ver
bundene Belastung für den Haushalt berücksichtigen müssen: Um die 
nach dem Programm „Biologischer Klimaschutz“ innerhalb von 10 Jahren 
angestrebte Gesamtfläche von 8.000 ha Moor zu sichern, sind nach dem 
Klimapunkte-Verfahren mehr als 133 Mio. € erforderlich.  
 
Die Flächensicherung zu Marktpreisen wäre nur halb so teuer. 
 
Hinzu kommen die Baukosten für die Vernässung, ohne die die Treibhaus-
gase nicht reduziert werden können. Die Kosten für die Vernässung be
wegen sich laut Stiftung bei durchschnittlich 20.000 €/ha. Für 8.000 ha 
Moorfläche, die für die insgesamt angestrebte CO2-Reduktion erforderlich 
sind, betragen die Vernässungskosten danach 160 Mio. €.  
 
Das Umweltministerium teilt die Einschätzung des LRH nicht. Das  
Entgelt, welches sich am Klimaschutzpotenzial orientiere, werde für die 
Übertragung der Nutzungs- und Vernässungsrechte gezahlt, nicht für das 
Übertragen des Eigentums durch einen Ankauf. Der Bezug zu § 64 LHO 
sei bezüglich des Entgelts nicht passend, da es keinen Kaufpreis darstelle. 
Ein geeignetes Verfahren zur Prüfung der Angemessenheit des Klima
punkte-Entgelts werde erarbeitet. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des 
Klimapunkte-Verfahrens werde ebenfalls nachgeholt. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Wenn das Umweltministerium 
dauerhaft von den Vorgaben der LHO abweichen möchte, braucht es hier
für ein geordnetes und transparentes Verfahren. 
 

18.7 Kosten des biologischen Klimaschutzes realistisch planen 
 
Nach den Berechnungen des LRH werden sich die Kosten für die Umset
zung des biologischen Klimaschutzes durch Moorvernässung zwischen 
2020 und 2030 ohne Berücksichtigung von Kostensteigerungen auf ins-
gesamt 293 Mio. € belaufen. 
 
In der Landesstrategie zur Sicherung der biologischen Vielfalt (Biodiversi
tätsstrategie/Kurs Natur 2030)“2 hat das Umweltministerium 2021 hinge
gen die Kosten für den biologischen Klimaschutz mit dem Klimapunkte-
Verfahren mit 35,4 Mio. € bis 2030 angegeben. 

 
1 § 7 Abs. 2 Satz 1 LHO mit zugehörigen Verwaltungsvorschriften. 
2 Vgl. LT-Drs. 19/3266, S. 131. 



180 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Insgesamt liegen die tatsächlich anfallenden Kosten für die Umsetzung 
des Programms „Biologischer Klimaschutz“ um mehr als 250 Mio. € über 
den gegenüber dem Parlament bezifferten Kosten. 
 
Das Umweltministerium muss die Flächensicherung für die Moorvernäs
sung umgehend haushaltsrechtskonform ausgestalten, eine ordnungsge
mäße Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das Klimapunkte-Verfahren durch
führen und die Angemessenheit der Kaufpreise nach den üblichen Maß-
stäben für Angemessenheitsgutachten belegen. 
 
Außerdem muss es seine Berichterstattung an das Parlament in Überein
stimmung mit der tatsächlichen Umsetzung und ihren Kosten bringen, den 
möglichen Beitrag des biologischen Klimaschutzes zum Klimaschutz rea
listisch beziffern und den finanziellen Aufwand für das Programm biologi
scher Klimaschutz im Landeshaushalt einschließlich der in den Fonds bei 
der Stiftung angesparten Mittel transparent darstellen. 
 
Das Umweltministerium weist daraufhin, dass die Kosten für Moorver-
nässungen von 293 Mio. € Maximalwerte darstellten. 
 
Der LRH stützt sich bei seiner Kostenberechnung auf Angaben der Stif
tung zu aktuellen Baukosten für Moorvernässungen. Darin waren abseh
bare Baukostensteigerungen noch nicht enthalten. 
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19. Steigender Mittelbedarf für Wasserwirtschaft im Binnen
land muss eingeplant werden 

 
500 Wasser- und Bodenverbände gewährleisten die Be- und 
Entwässerung in Schleswig-Holstein. Sie unterhalten Gewässer, 
Rohrleitungen, Schöpfwerke und Regionaldeiche. Dafür erhalten 
sie über den Landesverband der Wasser- und Bodenverbände 
jährlich 6,5 Mio. € vom Umweltministerium.  
 
Infolge des Klimawandels und des Alters der Anlagen steigt der 
Investitionsbedarf. Hierauf müssen sich die Wasser- und Boden
verbände und das Umweltministerium einstellen. 
 
Das Umweltministerium beauftragt den Landesverband mit Auf
gaben. Dabei hat das Umweltministerium das Haushalts- und 
Zuwendungsrecht zukünftig besser zu beachten. Es muss die 
Wirtschaftlichkeit seiner Aufgabenübertragung nachweisen, die 
Finanzierung sicherstellen und für Fördermaßnahmen Förder
richtlinien erlassen.  
 

19.1 Gewässerunterhaltung erfolgt in Selbstverwaltung  
 
Schleswig-Holstein ist im Binnenland von vielen Gewässern geprägt. Dabei 
sind Bundeswasserstraßen oder Landeshäfen Gewässer erster Ordnung. 
Alle verbleibenden Gewässer sind Gewässer zweiter Ordnung. Eigentümer 
von Gewässern, Anlieger und Eigentümer von Grundstücken, die Vorteile 
haben, sind verpflichtet, die Gewässer zweiter Ordnung zu unterhalten. 
Diese Verpflichtung geht mit einer Pflichtmitgliedschaft in Wasser- und 
Bodenverbänden (WBV) einher. WBV dienen damit ihren Mitgliedern und 
dem öffentlichen Interesse. 
 
Es gibt 500 WBV in Schleswig-Holstein. Ihre Struktur richtet sich nach den 
Gewässereinzugsgebieten. Die WBV unterhalten insgesamt 20.000 km  
offene Fließgewässer, 6.500 km Rohrleitungen, 1.500 km Regionaldeiche 
und 342 Schöpfwerke. Zusätzlich können sie weitere Aufgaben wahrneh
men. 
 
Die WBV werden vorwiegend ehrenamtlich geführt. 218 Verbände, das 
heißt knapp die Hälfte der WBV, haben sich in unterschiedlichen Integra-
tionsstufen zu größeren organisatorischen Einheiten zusammengeschlos
sen, um ihre Aufgaben effizienter wahrzunehmen. 
 
Der Landesverband der Wasser- und Bodenverbände (Landesverband) ist 
die Dachorganisation der WBV. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen 
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Rechts ohne Gebietshoheit mit 12 Mitarbeitern. Seine wirtschaftliche Lage 
ist stabil. Seine Mitglieder leisten Beiträge in Abhängigkeit von ihrer Ver
bandsfläche und der Länge der zu unterhaltenden Gewässer. Der Landes
verband ist für die Übertragung von Aufgaben des Landes eine zuverlässi
ge und geeignete Organisation. 
 

19.2 Klimawandel und veraltete Anlagen lassen Unterhaltungskosten  
steigen 
 
Das Umweltministerium steuert die Aufgabenwahrnehmung der WBV, um 
dabei das öffentliche Interesse zur Geltung zu bringen. Die Steuerung er
folgt über öffentlich-rechtliche Verträge, Zielvereinbarungen und Zuwen
dungen. In die Verfahren wird der Landesverband eingebunden. 
 
2022 bis 2024 hat das Umweltministerium dem Landesverband insgesamt 
22,7 Mio. € Fördermittel zugewiesen. Davon entfallen 86 % bzw. 
19,5 Mio. € auf die Förderung von Unterhaltungsmaßnahmen. Der Lan
desverband reicht die Fördermittel für Unterhaltungsmaßnahmen in einem 
jährlichen Zuwendungsverfahren an die einzelnen WBV weiter. Die Aufga
benwahrnehmung ist zwischen dem Umweltministerium und dem Landes
verband vertraglich vereinbart. 
 
Ergänzt wird der Vertrag durch eine Zielvereinbarung (ZV). Mit ihr regelt 
das Umweltministerium die Bedingungen für die Gewährung der jährlichen 
Zuwendungen von 6,5 Mio. € für Unterhaltungsmaßnahmen. Davon werden 
5,5 Mio. € wie folgt eingesetzt: 56 % für die Unterhaltung und den Betrieb 
von Schöpfwerken, 31 % für die Unterhaltung von Gewässern und 13 % 
für die Unterhaltung von Regionaldeichen. Den verbleibenden Teil in Höhe 
von 1 Mio. € gewährt das Umweltministerium für die Erfüllung besonderer 
Anforderungen an eine schonende Gewässerunterhaltung und den Betrieb 
von Schöpfwerken. Die Förderquote, das heißt der Anteil der Zuwen-
dungen des Umweltministeriums an den Gesamtaufwendungen der WBV 
von jährlich 23,7 Mio. € für diese Aufgaben, liegt bei durchschnittlich 27 %. 
 
2017 hat der Landesverband im Rahmen des Projekts „Weitblick Wasser“ 
eine Prognose des künftigen Finanzbedarfs aufgestellt. Die Folgen des 
Klimawandels und die technische Veralterung der Schöpfwerke erhöhen 
den Unterhaltungsbedarf. Der Landesverband schätzt, dass die Aufwen
dungen auf 30 Mio. € in 2030 und auf 42,5 Mio. € in 2050 ansteigen wer
den. Der Deich- und Hauptsielverband Dithmarschen geht als großer 
Hauptverband aufgrund der Inflation und gestiegener Baukosten von ei
nem noch höheren Kostenanstieg aus. 
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Die steigenden Kosten für die Aufgabenerledigung werden die Beitrags-
zahler der WBV und das Land als Zuschussgeber in den nächsten Jahren 
vor zunehmende Herausforderungen stellen. 
 
Das Umweltministerium teilt die Auffassung des LRH. Es sieht allerdings 
in erster Linie die WBV in der Pflicht, für den Erhalt vorhandener Anlagen 
entsprechende Rücklagen zu bilden. 
 

19.3 Monitoring-Aufgaben beim Landesamt für Umwelt bündeln 
 
Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)1 schreibt den Mitgliedstaaten der EU 
die Überwachung des chemischen und ökologischen Zustands und des 
ökologischen Potenzials der Oberflächengewässer (Monitoring) vor. Für das 
Monitoring werden abwechselnd in allen Flussgebietseinheiten in einem 
Turnus von 3 Jahren biologische, hydromorphologische und chemische 
Untersuchungen durchgeführt und ausgewertet. Mithilfe der Ergebnisse 
wird die Gewässergüte bewertet und an die EU berichtet. 
 
Das Umweltministerium hat die biologischen und weitere Teilaufgaben des 
Monitorings vertraglich auf den Landesverband übertragen. Damit sollen 
der Landesverband und die WBV in den Aufgabenbereich eingebunden 
werden. Bei der Durchführung der übertragenen Aufgaben unterstützt das 
Landesamt für Umwelt (LfU) den Landesverband mit zahlreichen Dienst
leistungen. 
 
Das Umweltministerium sollte die Wirtschaftlichkeit der Übertragung von 
Teilaufgaben auf den Landesverband prüfen. Dafür sollte es einen Ver
gleich mit der Wirtschaftlichkeit der gebündelten Wahrnehmung aller Moni
toring-Aufgaben beim LfU durchführen.  
 
Das LfU nimmt gegenwärtig bereits den Hauptteil der Monitoring-Aufgaben 
nach der WRRL wahr. Die Aufgabenbündelung beim LfU würde Schnitt
stellen vermeiden und den Verfahrensablauf insgesamt vereinfachen. 
 
Das Umweltministerium betont die bessere Akzeptanz der Gewässer-
untersuchungen bei den Landwirten, wenn der Landesverband in diese 
eingebunden sei. Die Einbindung des LfU in das Monitoring solle geprüft 
werden. 
 
Der LRH unterstreicht, dass die Gewässeruntersuchungen seit ihrer Ein
führung 2000 mittlerweile zur Routineaufgabe geworden und gut akzeptiert 

 
1 Art. 8 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 

zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie, WRRL), ABl. EU L 327 vom 22.12.2000 S. 1. 
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sind. Dies zeigen auch laufende Projekte zum freiwilligen Schutz der Ge
wässerqualität der Ostsee. Aufgrund der Haushaltslage steht nun die wirt
schaftliche Organisation des Monitorings im Vordergrund. 
 

19.4 Gewässerrandstreifen-Programm ohne rechtmäßige Finanzierung 
 
Das Umweltministerium hatte den Landesverband vertraglich auch mit der 
Aufgabe betraut, Gewässerrandstreifen zu sichern. Der Vertrag lief vom 
01.01.2019 bis 31.12.2022. 
 
Gewässerrandstreifen sollen als Puffer den Eintrag von Nährstoffen und 
Pflanzenschutzmitteln von landwirtschaftlich genutzten Flächen in Gewäs
ser verhindern und Raum für eine natürliche Gewässerentwicklung bieten. 
Sichern heißt, dass die WBV die Flächen erwerben oder vertraglich ver
einbaren, dass ihre landwirtschaftliche Nutzung gegen Entschädigung 
dauerhaft eingeschränkt wird. Dabei unterstützte der Landesverband die 
WBV: Er stimmte alle Kaufverträge mit dem Umweltministerium ab, warb die 
Fördermittel beim Umweltministerium ein und zahlte sie in einem Zuwen
dungsverfahren an die WBV aus. 
 
Das Umweltministerium hat bei der Fördermaßnahme haushaltsrechtliche 
Vorschriften nicht ausreichend beachtet. So fehlte z. B. die vorgeschriebene 
Förderrichtlinie. Auch eine Anhörung des LRH sowie die vorgeschriebene 
Erfolgskontrolle sind nicht erfolgt. 
 
Fraglich ist zudem, ob der Vertragsabschluss mit dem Landesverband 
überhaupt zulässig war. Der Vertrag regelte, dass das Umweltministerium 
dem Landesverband für die Flächensicherung jeweils zu Beginn des 
Haushaltsjahres 1 Mio. € zur Verfügung stellt, über den der Landesver
band unterjährig verfügen konnte. Die Finanzmittel sollten aus Ausgabe
resten der Landeswasserabgabe finanziert werden. Ob während der ver
einbarten 4-jährigen Vertragslaufzeit immer ausreichend Ausgabenreste 
vorhanden sein würden, um den Vertrag erfüllen zu können, konnte das 
Umweltministerium bei Vertragsabschluss nicht vorhersehen. 
 
Haushaltsrechtlich ist vorgeschrieben, dass Maßnahmen, die das Land zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, 
nur zulässig sind, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Eine solche 
Ermächtigung lag für die 4-jährige Vertragslaufzeit jedoch nicht vor. 
 
Das Umweltministerium hätte auf dieser Basis den Vertrag mit dem Lan
desverband nicht abschließen dürfen. 
 



185 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Das Umweltministerium trägt vor, dass hinsichtlich der Verfügbarkeit von 
Restmitteln für die Finanzierung zu keiner Zeit Zweifel bestanden hätten. 
Es habe keine ungedeckten Finanzierungszusagen für einzelne Grund
stückskäufe gegeben. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. 
 

19.5 Förderziel Gewässerrandstreifen aus den Augen verloren 
 
Das Gewässernetz in Schleswig-Holstein ist insgesamt 30.000 km lang. 
Die WRRL verpflichtet das Umweltministerium, die Qualität von Gewässern 
zu verbessern. Ein Instrument dafür sind Gewässerrandstreifen. 
 
Das Umweltministerium erachtete die bereits gesetzlich geregelten 5 m 
breiten Randstreifen1 und die bis 2018 eingerichteten breiteren Gewässer
randstreifen auf 1.178 km Länge als nicht ausreichend. Deshalb sollten ab 
2019 auf freiwilliger Basis verstärkt mindestens 10 m breite Randstreifen in 
Vorranggebieten eingerichtet werden.  
 
Dafür hat das Umweltministerium ein Förderprogramm aufgelegt und den 
Landesverband vertraglich mit der Durchführung für 4 Jahre beauftragt. 
Ziel des Programms war, jährlich bis zu 60 km Gewässerrandstreifen,2 
insgesamt also 240 km einzurichten.  
 
Die Flächen wurden von den WBV gesichert, die dafür eine 100 %-Förde-
rung vom Landesverband erhielten. Dabei haben Landesverband und  
Umweltministerium eng zusammengearbeitet: Das Umweltministerium hat 
die Förderfälle vor der Bewilligung der Zuschüsse einzeln geprüft und ge
nehmigt. Um am Bodenmarkt ausreichend Flächen erwerben zu können, 
hat das Umweltministerium Angebotspreise für den Flächenerwerb festge
legt, die durchschnittlich 10 % über dem Marktpreis lagen. 
 
Insgesamt hat das Umweltministerium während der 4-jährigen Programm
laufzeit 6 Mio. € für die Flächensicherung verausgabt. Es wurden insge
samt 256 Hektar (ha) gesichert, davon 72 % durch Kauf und 28 % durch 
dauerhafte Nutzungseinschränkung.  
 
Bei 256 ha und 10 m breiten Gewässerrandstreifen wären rechnerisch bis 
zu 256 km Randstreifen möglich gewesen. Dies hätte der Zielsetzung des 
Programms entsprochen. Tatsächlich wurden in den 4 Jahren jedoch nur 

 
1 § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009, BGBl. I S. 2585, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 409 i. V. m. § 26 Landeswassergesetz 
(LWG) vom 13.11.2019, GVOBl. Schl.-H. S. 425, zuletzt geändert mit Gesetz vom 
13.12.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 875. 

2 Niederschrift Umwelt- und Agrarausschuss vom 22.08.2018, Ziff. 4. 
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insgesamt 54 km Gewässerlänge durch Randstreifen geschützt. Dies ent
spricht 21 % der möglichen Gewässerlänge und 23 % der Zielsetzung des 
Förderprogramms. 
 
Das Umweltministerium begründet dies damit, dass die vorgeschriebene 
10 m-Breite für Gewässerrandstreifen eine Mindestbreite sei. Auch breitere 
Gewässerrandstreifen seien möglich gewesen. Nach Auslegung des Um
weltministeriums handelt es sich somit auch bei den geförderten mehreren 
Hektar großen Flächen, die nur geringfügig an Gewässer angrenzen, um 
Gewässerrandstreifen.  
 
Diese Interpretation des Begriffs „Gewässerrandstreifen“ entspricht nicht 
der Zielsetzung des Programms. Ziel war es, möglichst viele Gewässer 
durch Randstreifen zu schützen. Mit dem gewählten Vorgehen konnte das 
gesetzte Ziel nicht erreicht werden. Die Wirksamkeit des Programms ist 
dadurch erheblich gesunken. Der Zielerreichungsgrad von 23 % des Pro
grammziels belegt eine unzureichende Wirtschaftlichkeit des Förderpro
gramms insgesamt.  
 
Zukünftig muss das Umweltministerium die Förderung von Gewässerrand
streifen wirtschaftlicher gestalten und die dafür eingesetzten Haushaltsmit
tel sparsamer einsetzen. 
 
Das Umweltministerium trägt vor, dass es in der Praxis nicht realisierbar 
sei, ausschließlich Teilgrundstücke zu kaufen, da die Eigentümer bestrebt 
seien, gewässernahe Flächen vollständig abzugeben. Es sei vorgesehen 
gewesen, größere Flächen zu erwerben, um die Flächen auch in anderen 
Projekten der naturnahen Gewässerentwicklung zu verwenden.  
 
Der LRH bekräftigt, dass das Umweltministerium die Fördermittel teilweise 
nicht zielkonform eingesetzt hat. Flächeneigentümer haben nachweislich 
und programmkonform Teilgrundstücke von 10 m Breite als Gewässer
randstreifen veräußert. Das Umweltministerium hat dafür sogar die Kosten 
für die Einmessung neuer Flurstücke getragen. 
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20. Kommunale Wärmeplanung - Energiewendeministerium hat 
keine Strategie für die Dekarbonisierung des Wärmesektors 

 
Schleswig-Holstein will bis 2040 erstes klimaneutrales Industrie
land werden. Das bedeutet auch, dass in den nächsten 14 Jahren 
der Wärmesektor dekarbonisiert und transformiert werden muss.  
 
Die Dekarbonisierung des Wärmesektors beinhaltet eine bei
spiellose und umfangreiche Änderung der Energie-Infrastruktur 
des Landes. Der Kommunale Wärme- und Kälteplan ist deshalb 
ein essenzieller Teil der Wärmewende. Er zeigt die Möglichkeiten 
der Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer 
Kommune auf. Ziel ist, mit dem Kommunalen Wärme- und Kälte
plan verlässliche und planungssichere Investitionsentscheidun
gen abzuleiten. 
 
Das Energiewendeministerium sieht die kommunale Wärme- und 
Kälteplanung als zentralen Bestandteil seiner Wärmewende-
strategie. Weder zu den Zielen, die im Einzelnen erreicht werden 
sollen, noch zu den Umsetzungsmaßnahmen hat es konkrete 
Vorstellungen. 
 
Das Energiewendeministerium braucht aber als Aufsichts-
behörde eine schlüssige Strategie, um die Wärmewende in 
Schleswig-Holstein erfolgreich umzusetzen. Ein solches strate
gisches Vorgehen ist aktuell nicht zu erkennen. Wie den Kom
munen unter diesen Rahmenbedingungen die vollständige 
Dekarbonisierung des Wärmesektors in den verbleibenden 
14 Jahren gelingen soll, ist fraglich. 
 

20.1 Ausgangslage zur geplanten Wärmewende 
 
Schleswig-Holstein wollte Vorreiter der Wärmewende in Deutschland sein 
und ist mit der Verpflichtung zur Aufstellung der kommunalen Kälte- und 
Wärmepläne 2021 früh gestartet. Grundlage ist das Energiewende- und 
Klimaschutzgesetz (EWKG).1 

  

 
1  Gesetz über die Energiewende, den Klimaschutz und die Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels (Energiewende- und Klimaschutzgesetz - EWKG) vom 07.03.2017 in der 
Fassung vom 02.12.2021, gültig ab 17.12.2021 bis 28.03.2025. 
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Die Bundesregierung hat mit ihrem Wärmeplanungsgesetz von 2023 die 
Bemühungen der Landesregierung eingeholt und überholt. Mit dem Inkraft
treten des Wärmeplanungsgesetzes (WPG)1 und der Gründung des Kom
petenzzentrum Kommunale Wärmewende (KWW) wurden für die bundes
deutsche Wärmewende neue Maßstäbe gesetzt. Anpassungen im EWKG 
wurden notwendig, um auf die Vorgaben des Bundes zu reagieren. 
 
Mit der Novellierung des EWKG 2025 wurde darauf reagiert und auch das 
Zieljahr von 2045 auf 2040 angepasst. Nun muss die Treibhausgas-
(THG-) Neutralität im Wärmesektor in den Kommunen bis 2040 erreicht 
werden. 
 

Zielkorridor Erneuerbare Energien-Anteil im Bereich Wärme 

 
2020 

Soll in % 
2020 

Ist in % 
2025 

Soll in % 
2030 

Soll in % 
2040 

Soll in % 
2045 

Soll in % 
Land 18 18 22 38 bis 50 100 − 
Bund 14 15 20,5 50 k. A. 100 

Tabelle 17: Zielkorridor Erneuerbare Energien-Anteil im Bereich Wärme 
Quelle: Darstellung LRH mit den Zahlen der geprüften Stelle 

 
Nach Erstellung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung (KWKP) blei
ben jetzt nur noch 14 Jahre für deren Umsetzung in den Kommunen. Um 
dieses ambitionierte Ziel erreichen zu können, sind die Kommunen massiv 
auf Unterstützung angewiesen. Die Landesregierung sollte sich deshalb 
an den Vorgaben und Angeboten des Bundes orientieren und, wo es sinn
voll ist, diese ergänzen. Doppelstrukturen, wie z. B. das im Mai 2025 
gegründete landeseigene Wärmekompetenzzentrum (WKZ), sind unwirt-
schaftlich. Dieses Angebot kam für die Kommunen viel zu spät, es hätte 
seine Arbeit mit der Verpflichtung zur Erstellung der KWKP bereits 2021 
aufnehmen müssen. 
 
Aufgrund der mangelnden Erkenntnisse nach Auswertung der KWKP ist in 
Schleswig-Holstein keine zielgerichtete Förderkulisse initiiert worden. Das 
am 13.03.2026 veröffentlichte Förderprogramm „Quartierswärmemanage
ment“2 greift keinen neuen Bedarf auf. Quartiersbetrachtungen, vor allem 
im Gebäudesanierungsbereich, waren schon immer Bestandteil der Arbeit 
der Klimaschutzmanager in den Kommunen. 
 
Zudem sind die Bezirksschornsteinfeger seit 2017 verpflichtet, die Hei
zungsanlagen mit einem Effizienzlabel zu versehen. Zum einen haben die 

 
1  Wärmeplanungsgesetz vom 20.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 394, zuletzt geändert durch 

Art. 9 des Gesetzes vom 22.12.2025, BGBl. I 2025 Nr. 348. 
2  Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein für die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von Quartierswärmemanagement (kurz: QWM vom 20.02.2026,  
Amtsbl. Schl.-H. 2026 Nr. 108. 
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Betreiber von Feuerungsstätten im Rahmen der Kehrpflicht und der 
Feuerstättenschau regelmäßig Kontakt mit dem Schornsteinfeger. 
 
Zum anderen wird sich das Aufgabengebiet des Schornsteinfegers mit 
fortschreitender Dekarbonisierung grundlegend ändern. Eine Aufgaben-
erweiterung im Sinne der Beratung der Immobilienbesitzer kann deshalb 
eine berufliche Perspektive darstellen. Dafür wäre eine umfassende Schu
lung der Schornsteinfeger im Vorweg erforderlich, um die Qualität der 
Beratung zukünftig sicherzustellen. 
 
Auch die Ankündigung der Verdoppelung der Förderhöhe für die Förde
rung nachhaltiger Wärmeversorgungssysteme stellt aus Sicht des LRH 
keine gezielte Förderung der Potenziale in Schleswig-Holstein dar. 
 
Hier wird weiterhin mit der Gießkanne jede Form von nachhaltigen 
Wärmeversorgungssystemen gefördert, anstatt gezielt für Schleswig-
Holstein relevante Energie-Effizienz-Potenziale zu unterstützen. Aufgrund 
der kritischen Haushaltslage sollte die Landesregierung sich an den 
Förderangeboten des Bundes orientieren und diese über landeseigene 
Förderprogramme sinnvoll ergänzen. 
 
Mehr als die Hälfe der Kommunen haben in ihren KWKP eine Gebäude-
sanierungsrate zwischen 1,6 und 2 % jährlich veranschlagt, um den 
Gebäudewärmebedarf bis zum Zieljahr 2040 deutlich zu reduzieren. Diese 
Sanierungsraten liegen jedoch mehr als doppelt so hoch wie die aktuelle 
Sanierungsquote in Schleswig-Holstein mit 0,9 %. Bereits 2023 lag die 
Kapazitätsauslastung im Ausbaugewerbe schon bei 87 % der maximalen 
Kapazitätsauslastung.1 Eine Verdopplung der Kapazitäten, um die hohen 
Sanierungsquoten und damit die Energieeinsparungen zu erreichen, ist 
daher nicht realistisch. 
 
Daneben muss die Umstellung der Wärmebereitstellung mittels Erneuer
barer Energien oder unvermeidbarer (industrieller) Abwärme vorange
bracht werden, um die THG-Neutralität im Wärmesektor überhaupt zu 
erreichen. 
 
Die Prüfungsfeststellungen zur kommunalen Wärme- und Kälteplanung im 
Einzelnen: 

  

 
1  Bundesinstitut für Bau-. Stadt- und Raumforschung, Basisanalyse kommunaler Wärme

pläne, 11/2025, S.7 
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20.2 Aufgaben der Kommunen bei der Wärmewende nicht unterschätzen 
 
Wärme wird benötigt als Raumwärme, Prozesswärme und Warmwasser-
wärme. Dieser Wärmebedarf wird den Sektoren 
 
• Haushalte, 
• Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD) sowie 
• der Industrie 
 
zugeordnet. 

Prozentuale Verteilung des Wärmebedarfs  
in Schleswig-Holstein 2022 nach Sektoren 

 
Haushalte 

% 
GHD 

% 
Industrie 

% 
Gesamt 

% 
Raumwärme 40 21 2 62 
Prozesswärme 3 4 19 26 
Warmwasser 9 3 0 12 
Gesamt 52 27 21 100 

Tabelle 18: Prozentuale Verteilung des Wärmebedarfs 
Quelle: Tabellen und Abbildungen zum Monitoring Energiewende und Klimaschutz Schles
wig-Holstein 2024, Tabellenblatt L8; eigene Darstellung des LRH (Angaben auf volle Prozen
te gerundet) 

 
Auf die Raum- und Warmwasserwärme in den Sektoren Haushalte und 
GHD Schleswig-Holsteins entfallen rund 73 % der Treibhausgas-Emissio-
nen des Wärmesektors. Dieser Wärmebedarfsanteil ist Gegenstand der 
Betrachtung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung. 
 
Um die Klimaschutzziele im Gebäudesektor zu erreichen, ist neben ent
sprechenden Dämmungs- und Sanierungsmaßnahmen eine Wärme-
versorgung aus Erneuerbaren Energien notwendig. 
 
Für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung werden verschiedene 
Technologien zur Anwendung kommen. Neben einer dezentralen Wärme
versorgung mittels Wärmepumpen, Pelletheizungen oder Ähnlichem wer
den an geeigneten Standorten zentrale Wärmeversorgungsnetze eine 
wichtige Rolle spielen. Dies bedeutet, dass unter anderem der Ausbau von 
bestehenden und die Errichtung neuer Nah- und Fernwärmenetze ange
gangen werden muss. Ebenso muss das Ertüchtigen der in die Jahre ge
kommenen Stromnetze konsequent in den Fokus rücken. 
 
Der KWKP ist deshalb ein wichtiger Teil der Wärmewende. Er zeigt die 
Möglichkeiten der Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer 
Kommune auf. Der KWKP ist jedoch eine nicht rechtsverbindliche Pla
nungsgrundlage, die kontinuierlich fortgeschrieben werden muss. 
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Er soll die Kommunen in die Lage versetzen, das Ziel des treibhausgas
neutralen Gebäudebestands und dessen Möglichkeiten für die Öffent-
lichkeit aufzuzeigen. Dazu werden die wirtschaftlichen Möglichkeiten und 
Potenziale für den Bereich der Wärme- und Kälteerzeugung, -nutzung,  
-verteilung sowie -speicherung erhoben und dargestellt. 
 
Der KWKP muss eine Steigerung der energetischen Gebäudesanierung 
berücksichtigen und dazu anleiten. Zusätzlich soll er insbesondere zur 
Identifikation und Entwicklung von Flächen zur Wärmeerzeugung mit 
Erneuerbaren Energien sowie zur Entwicklung von Wärme- und gegebe
nenfalls Kältenetzen dienen. Auf Basis der vorhandenen Infrastruktur, z. B. 
der elektrischen Energieversorgungsnetze (380 kV, 110 kV), der Wärme
versorgungsnetze, dem Gebäudebestand und dem Wärme- sowie Kälte
bedarf, sollen Potenziale ermittelt und deren langfristige Entwicklung in der 
Kommune dargestellt werden. Ziel ist, mit dem KWKP verlässliche und 
planungssichere Investitionsentscheidungen zu unterstützen. 
 
Der KWKP einer Kommune muss alle Wärmeverbraucher sowie Erzeuger 
im Planungsgebiet einbeziehen und koordinieren. Er liegt in der Zustän
digkeit der Kommune. Sie ist darauf angewiesen, dass alle Beteiligten, 
Erzeuger wie auch Abnehmer, mit ihr zusammenarbeiten. Ohne diese 
Zusammenarbeit wird die Wärmewende nicht gelingen. Hierfür muss ent
sprechendes Fachpersonal in der Kommune vorhanden sein. Es ist nicht 
zielführend, diese fachplanerische gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus
schließlich extern, z. B. von Ingenieursbüros, betreuen zu lassen. Dem 
LRH ist bewusst, dass es die Kommunen gerade in Zeiten sehr ange
spannter Haushaltslagen vor eine weitere große Herausforderung stellt. 
 
Einen KWKP zu erstellen ist ein erster Schritt zur Dekarbonisierung des 
Wärmesektors. Die kommunale Wärme- und Kälteplanung alleine jedoch 
wird noch keine Einsparung an Treibhausgas-Emissionen bewirken. Wich
tig für die Erreichung der Klimaschutzziele ist vielmehr deren Umsetzung. 
 
Diese Umsetzung wird in Teilen zu einer Neugestaltung des öffentlichen 
Raums führen. Allerdings verfügen Kommunen nur selten über ent-
sprechende Flächen im öffentlichen Raum, somit sind sie insbesondere 
auf die Kooperationsbereitschaft von Grundstückseigentümern angewie
sen. Hier müssen klare rechtliche Grundlagen geschaffen werden, die die 
allgemeinen öffentlichen Interessen mit den Interessen Einzelner abwägen 
und in Einklang bringen. 
 
Bei der Umsetzung und Fortschreibung des KWKP werden die zu bewerk
stelligenden Aufgaben, die damit einhergehenden Risiken und die benötig
ten Finanzmittel in den Kommunen weiter zunehmen. 
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20.3 Fehlende Projektstrukturen im Energiewendeministerium 
 
Mit der Novellierung des EWKG 2021 hat das Land die 35 größten Kom
munen verpflichtet, eine kommunale Wärme- und Kälteplanung durchzu
führen. 
 
„Wärme- und Kältepläne im Sinne dieses Gesetzes sind gemeindliche 
Beschlüsse, die für das gesamte Gemeindegebiet räumlich differenziert 
festlegen, wie das Ziel einer treibhausgasneutralen Wärme- und Kälte-
versorgung in der Gemeinde bis spätestens 2045 erreicht werden soll,“1 
 
Das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Ener
giewendeministerium) geht davon aus, "dass die Wärme- und Kältepläne 
dem Land wichtige Erkenntnisse im Hinblick auf den Stand der Wärme
wende, die zukünftigen Maßnahmen und auch den erforderlichen Unter
stützungsbedarf liefern werden. Auf Grundlage dessen kann das Land 
dann weitere erforderliche Maßnahmen prüfen und umsetzen“. 
 
Die Dekarbonisierung des Wärmesektors beinhaltet eine beispiellose und 
umfangreiche Änderung der Energie-Infrastruktur. Bei Vorhaben dieser 
Größenordnung ist es erforderlich, sowohl auf Landes- als auch Kommu
nalebene Werkzeuge und Methoden des Projektmanagements einzu-
setzen. 
 
Die Landesregierung hat hierfür das „Projektmanagement-Handbuch 
(PM-Handbuch)“ herausgegeben und ein Kompetenzzentrum Projekt-
management (KPM) der Landesverwaltung Schleswig-Holstein in der 
Staatskanzlei eingerichtet. 
 

Phasen des Projektmanagements 

 
Abbildung 21: Phasen des Projektmanagements 
Quelle:  PM-Handbuch des Landes 

 
1  § 2 Abs. 19 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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„Dieses PM-Handbuch beschreibt den Projektmanagement-Standard 
(PM-Standard) des Kompetenzzentrums Projektmanagement der Landes
verwaltung Schleswig-Holstein (KPM). Der PM-Standard basiert auf einer 
Anpassung von PRINCE2 und Elementen weiterer etablierter Standards, 
ergänzt um Erkenntnisse aus eigenen Projekten sowie aus der internatio
nalen Projektmanagement-Fachwelt. (…) Gut organisierte Projektarbeit 
hilft, Probleme besser zu verstehen, gezielter Lösungen zu entwickeln, 
Projektbeteiligte und -betroffene systematischer einzubeziehen und 
schneller die angestrebten Ziele zu erreichen. Denn Methoden zum 
Projektmanagement sind entwickelt worden, um gerade schwierige, kom
plexe und besonders risikobehaftete Aufgaben erfolgreich bewältigen zu 
können.“1 
 
Ein gezieltes Projektmanagement war und ist im Handeln des Energie
wendeministeriums nicht erkennbar. 
 

20.4 Inhaltliche Vorgaben des Energiewendeministeriums fehlten 
 
Das Energiewendeministerium sieht die kommunale Wärme- und Kälte
planung als zentralen Bestandteil seiner Wärmewendestrategie. Zu den 
Zielen, die im Einzelnen erreicht werden sollen, hatte es aber keine kon
kreten Vorstellungen. Dies zeigt sich unter anderem bei: 
 
• der Festlegung des Verteilungsschlüssels für die Konnexitätsmittel, 
• den fehlenden inhaltlichen Vorgaben sowie 
• den fehlenden Bewertungskriterien bei der Prüfung der KWKP. 
 
Den 35 Kommunen wurden 1,7 Mio. € an Konnexitätsmitteln bewilligt. Da 
diese Konnexitätsmittel für die Kommunen nicht auskömmlich waren, 
haben diese weitere 1,1 Mio. € bereitgestellt. Zusätzlich sind interne 
Kosten unter anderem für Personal entstanden. Der vom Energiewende
ministerium gewählte Verteilungsschlüssel der Konnexitätsmittel führte 
insbesondere bei kleineren und finanzschwachen Kommunen zu Quali
tätseinbußen oder zu zusätzlichen Kosten der kommunalen Wärme- und 
Kälteplanung. 
 
Das Energiewendeministerium hat keine inhaltlichen Vorgaben für die 
Ausgestaltung der KWKP gemacht, obwohl es nach dem EWKG von 2021 
dazu ermächtigt war: „Das für Energie und Klimaschutz zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Bauen zustän
digen Ministerium durch Rechtsverordnung weitere Anforderungen an die 

 
1  Der Ministerpräsident - Staatskanzlei: Kompetenzzentrum Projektmanagement (KPM) der 

Landesverwaltung Schleswig-Holstein (Version 1.07 vom 05.06.2024). 
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Inhalte und das Verfahren zur Aufstellung des kommunalen Wärme- und 
Kälteplans festzulegen.“1 
 
Erst auf Initiative des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und 
Sport (Kommunalministerium) wurde ein Kriterienkatalog für die Vergabe 
der kommunalen Kälte- und Wärmeplanung erstellt. Dieser kam Ende 
2023 jedoch deutlich zu spät für die 35 Kommunen, die bereits ein Jahr 
später den aufgestellten KWKP beschließen sollten. 
 
Eine frühzeitige Unterstützung der Kommunen durch das Energiewende
ministerium hätte folgende Punkte beinhalten müssen: 
• Das Festlegen von konkreten Anforderungen an die Inhalte und das 

Verfahren zur Aufstellung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung. 
• Die rechtzeitige Bereitstellung eines Muster-Leistungsverzeichnisses 

und einheitliche Kriterien für die Auswahl und rechtskonforme Beauf
tragung der Planungsbüros. 

• Das Bereitstellen eines Musters bzw. einer Vorlage für den KWKP. 
• Das Bereitstellen einer zentralen, standardisierten Datenaufnahme, in 

der die Ergebnisse der KWKP gesammelt und später ausgewertet wer
den können. 

 
Auch die frühzeitige Einbindung und Schulung der (Ober)-Bürgermeister, 
die frühzeitige Ausbildung von „Wärmeplanern“ nach den Kriterien des 
Landes und ein Umschulungs-/Weiterbildungsprogramm der Schornstein
feger hätten wesentlich zu einem besseren Ergebnis der kommunalen 
Kälte- und Wärmeplanungen beigetragen. 
 

 
Abbildung 22: Unterstützung der Kommunen durch das Land 
Quelle: LRH 

 
1  § 7 Abs. 5 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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Das Energiewendeministerium hat zwar unterstützende Angebote initiiert. 
Hierzu zählen das Einrichten eines WKZ, Gespräche zwischen der Lan
desverwaltung und den Kommunen, das Erstellen und Bereitstellen der 
Wärmeliniendichte- und Wärmebedarfskarten sowie die zentrale Daten-
erhebung durch die Schornsteinfeger. Diese Angebote kamen für die 
ersten 35 Kommunen aber viel zu spät. Dadurch ging wertvolle Zeit verlo
ren und unnötige Kosten wurden verursacht.  
 
Im Ergebnis hat das Energiewendeministerium das Ergiebigkeitsprinzip 
und damit das Wirtschaftlichkeitsgebot gemäß § 7 LHO nicht befolgt. Hin
zu kommt, dass Schleswig-Holstein zwar seit 2017 rund 13 Mio. € in die 
Wärmewende investiert hat, jedoch keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
gemäß Verwaltungsvorschrift zu § 7 LHO dazu vorgenommen hat. 
 
Wirtschaftliches Handeln setzt voraus, dass die Ziele, die erreicht werden 
sollen, bekannt sind und die notwendigen Maßnahmen sich aus diesen 
Zielen ableiten. 
 

20.5 Inhaltliche Bewertung der kommunalen Wärmeplanungen durch das 
Energiewendeministerium: Fehlanzeige 
 
Das EWKG von 2021 sieht in § 7 Abs. 10 eine Prüfung der KWKP durch 
das Energiewendeministerium vor. „Das für Energie und Klimaschutz 
zuständige Ministerium prüft die Einhaltung der Vorgaben der Absätze 
2 bis 4 sowie 6 und 7. Es kann bei Verstößen gegen die Verpflichtungen 
aus den Absätzen 2 bis 4 sowie 6 und 7 eine Nachbesserung verlangen.“1 
 
Das Energiewendeministerium hat 2023 für die Ausschreibung und Ver-
gabe der KWKP Kriterien definiert, die für die Erfüllung der Anforderung 
des EWKG erforderlich sind. Diese Kriterien hat es aber selber bei der 
Bewertung der KWKP nicht angewendet. Nach eigenen Angaben habe 
das Energiewendeministerium die KWKP ausgewertet und auf die recht-
lichen Vorgaben geprüft. Es sei aber keine inhaltliche Kontrolle im Sinne 
der Nachberechnungen der einzelnen KWKP oder eigener Bestands- oder 
Potenzialanalysen erfolgt. Nach Auffassung des Energiewende-
ministeriums trage die Kommune die Verantwortung für den Inhalt der 
KWKP. 
 
Von den 30 vorliegenden Beschlüssen zum KWKP beanstandete das 
Energiewendeministerium keinen einzigen, obwohl 4 Kommunen den 
Beschluss nicht bis Ende 2024 gefasst hatten und beispielsweise nur 

 
1  § 7 Abs. 10 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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17 von 30 KWKP die Anforderungen an die Potenzialanalyse erfüllen. 
Nachbesserungen hat das Energiewendeministerium von den Kommunen 
nicht verlangt. Aufgrund der stark unterschiedlichen Qualität der KWKP 
kommt das Energiewendeministerium im Fazit seiner Auswertung der 
KWKP deshalb auch nur zu allgemeingültigen Erkenntnissen. Die Erkennt-
nisse, dass die Umsetzung identifizierter Maßnahmen, die Kommunikation 
mit den beteiligten Akteuren und die Senkung des Energiebedarfs von be
sonderer Bedeutung sind, waren auch ohne KWKP bereits vorher bekannt. 
 
Das passt insofern zusammen, da das Energiewendeministerium auch 
keine übergeordnete Strategie für die Dekarbonisierung des Wärme-
sektors benennen konnte. Es verweist dazu lediglich auf den Klimaschutz
plan 2030. Das ist jedoch nicht ausreichend, denn der Klimaschutz
plan 2030 hat das Zieljahr 2030 zur Grundlage und nicht das im EWKG 
festgeschriebene Gesamtziel der THG-Neutralität 2040.  
 
Im Wärmesektor wird zudem auf die Bundespolitik und die dortigen Maß
nahmen verwiesen, wobei die Landesziele im Gebäudesektor Schleswig-
Holsteins bereits jetzt um 26 % verfehlt werden.1 
 
Das Energiewendeministerium sieht von einer Stellungnahme zum 
Bemerkungsbeitrag ab. 

  

 
1  Projektionsberichterstattung zur Erreichung der Klimaschutzziele 2030 in Schleswig-

Holstein. 
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Ministerium für Justiz und Gesundheit 
 

21. Notfallreform auf Bundesebene: Land sollte seiner 
Vorreiterrolle weiter gerecht werden und mutig eigene 
Schritte gehen 
 

Um die vertragsärztliche Akutversorgung zu Zeiten sicherzu-
stellen, in denen die niedergelassenen Vertragsarztpraxen 
geschlossen haben, betreibt die KVSH unter anderem Anlaufpra
xen. Diese sind überwiegend an Krankenhäusern angesiedelt. 
Zur Abdeckung der Nachtzeiten hat die KVSH zusätzlich die 
Krankenhäuser über einen Kooperationsvertrag in die Versor
gung eingebunden. Allerdings können sich Patienten in Notfällen 
stets an die Notaufnahmen der Krankenhäuser wenden. 
 
Die Hauptbelastung in den Notaufnahmen entsteht nicht etwa zu 
den Zeiten, in denen diese einzige Anlaufstelle für Notfallpatien
ten sind. Vielmehr werden die Notaufnahmen vorrangig in den 
Zeiten in Anspruch genommen, in denen entweder die Vertrags
arzt- oder die Anlaufpraxen geöffnet haben.   
 
Die ambulante Notfallvergütung ist für die Krankenhäuser nicht 
kostendeckend. Defizite gehen zulasten der Krankenhausträger, 
unter anderem der Kommunen. Zudem fehlen den Krankenhäu
sern Mittel für Investitionen in ihren ambulanten Strukturen. Eine 
Investitionsfinanzierung aus Mitteln nach dem Krankenhaus-
finanzierungsgesetz ist rechtlich nicht möglich. 
 
Das Land hat bereits 2018 den Versuch unternommen, durch 
Förderung von Investitionen in die sektorenübergreifende Ver
sorgung, also die Schnittstelle zwischen dem ambulanten und 
stationären Leistungsbereich, die Situation für die Kranken-
häuser zu verbessern. Aufgrund der hohen rechtlichen Hürden 
blieben die Effekte gering. 
 
Die auf Bundesebene geplante Notfallreform löst die bestehen
den Probleme in Schleswig-Holstein nicht. Sie fördert Doppel
strukturen, verfestigt die Sektorengrenze zwischen Vertragsarzt
praxen und Krankenhäusern und verursacht Mehrkosten. Der 
Fachkräftemangel bleibt unberücksichtigt. Aufgrund der vorhan
denen Erfahrungen in Schleswig-Holstein sollte das Land die 
Beteiligten ermutigen, neue Wege auszuprobieren, um die Sekto
rentrennung weiter aufzubrechen, Doppelvorhaltungen zu ver
meiden und die Versorgung zu verbessern. 
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21.1 Vorbemerkungen 
 
Aktuell weist die Notfallversorgung in Deutschland vielfältige Probleme und 
Ineffizienzen auf. So steigen durch unnötige Inanspruchnahmen die Zahl 
der Notfallbehandlungen im Krankenhaus und die Einsatzzahlen im Ret
tungsdienst. Der Fachkräftemangel führt zu Überlastungen und es fehlen 
unter anderem klare Zuständigkeiten für eine sektorenübergreifende 
Organisation der verschiedenen Aufgabenbereiche, um nur die drän
gendsten Probleme zu benennen. 
 
Eine Reform auf Bundesebene steht daher schon seit mehr als 10 Jahren 
im gesundheitspolitischen Fokus.1 Ende 2025 legte die Bundesgesund
heitsministerin den nunmehr dritten Entwurf für eine Reform der Notfall
versorgung vor. Seit Ende April 2026 liegt der Kabinettsentwurf vor. Vor 
dem Hintergrund der Reformbestrebungen auf Bundesebene hat der LRH 
die bestehende Struktur der Notfallversorgung in Schleswig-Holstein be
trachtet. Ziel war es, anhand der Erfahrungen in den geprüften Kranken
häusern zu bewerten: Wie gut ist Schleswig-Holstein auf die Reformmaß
nahmen vorbereitet? Welche Erfahrungen aus Schleswig-Holstein können 
für die geplante Notfallreform genutzt werden? 
 

21.2 Akteure der Notfallversorgung 
 
In Deutschland sind 3 Akteure an der Notfallversorgung beteiligt: Die nie
dergelassenen Ärzte über die Kassenärztlichen Vereinigungen (KV), die 
Notaufnahmen der Krankenhäuser und der Rettungsdienst. 
 
Die ambulante Akutversorgung in nicht lebensbedrohlichen Fällen, jedoch 
bei dringlichem ambulanten Behandlungsbedarf, erfolgt tagsüber in den 
Praxen der niedergelassenen Vertragsärzte. Um Menschen mit Erkran
kungen, deren Behandlung nicht bis zum nächsten Werktag warten kann, 
auch außerhalb der üblichen Sprechstundenzeiten primär ambulant zu 
versorgen, sind die KV gesetzlich verpflichtet, einen vertragsärztlichen 
Notdienst bereitzustellen.2 Die konkrete Ausgestaltung des vertragsärzt-
lichen Notdienstes erfolgt durch die jeweiligen KV der Länder. 
 
Die Notaufnahme des Krankenhauses ist in erster Linie die Anlaufstelle für 
schwer und lebensbedrohlich erkrankte Patienten, die über den Rettungs
dienst ins Krankenhaus transportiert werden. Die Patienten können die 

 
1  Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen (SVR), 

Gutachten 2014, Bedarfsgerechte Versorgung - Perspektiven für ländliche Regionen und 
ausgewählte Leistungsbereiche; SVR, Gutachten 2018, Bedarfsgerechte Steuerung der 
Gesundheitsversorgung. 

2  § 75 Abs. 1b Satz 1 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch - Gesetzliche Krankenversicherung 
(SGB V) vom 20.12.1988, zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 23.04.2026, 
BGBl I 2026 Nr. 112. 
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Notaufnahmen aber im Notfall auch auf eigene Initiative aufsuchen. Ein 
Notfall liegt nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vor, wenn 
die Behandlung aus medizinischen Gründen so dringlich ist, dass es 
bereits an der Zeit für die Auswahl eines niedergelassenen Arztes und 
dessen Behandlung fehlt.1 
 
Aufgabe des Rettungsdienstes ist es, das Leben oder die Gesundheit von 
Notfallpatienten zu erhalten, sie transportfähig zu machen und sie unter 
fachgerechter Betreuung in eine für die weitere Versorgung geeignete Ein-
richtung zu befördern oder sie im Einzelfall auch nur zu versorgen. 
 

21.3 Struktur der Notfallversorgung in Schleswig-Holstein 
 
Als erste KV deutschlandweit hat die Kassenärztliche Vereinigung 
Schleswig-Holstein (KVSH) ihren vertragsärztlichen Notdienst bereits 2007 
„drastisch reformiert“.2 Neben einem fahrenden Dienst und einer Telefon
hotline findet die vertragsärztliche Notfallversorgung sowohl für den allge
meinen als auch für den kinderärztlichen Notdienst seither in Anlaufpraxen 
statt, die mit wenigen Ausnahmen an Krankenhäusern angesiedelt sind. 
Über feste Anlaufstellen wurde der vertragsärztliche Notdienst für die 
Patienten planbarer und die niedergelassenen Vertragsärzte attraktiver 
gestaltet. 
 
Betreiber der Anlaufpraxis ist die KVSH. Die ärztlichen Dienste überneh
men niedergelassene Ärzte und zumindest bis 2023 in nicht unerheb-
lichem Umfang auch Honorarärzte, die mit der KVSH einen Dienst-
leistungsvertrag für Notdienste abgeschlossen haben.3 Daneben hat die 
KVSH mit den Krankenhäusern ähnlich lautende Kooperationsverträge 
abgeschlossen. Darin verpflichten sich die Krankenhäuser zum einen, der 
KVSH während der Öffnungszeiten der Anlaufpraxen die notwendigen 
Räume zur Verfügung zu stellen. Hierfür zahlt die KVSH keine Miete. 
Lediglich die Betriebskosten, wie beispielsweise Wärme, Wasser, EDV 
und Telefon werden von der KVSH über einen Pauschalbetrag erstattet. 
Dieser ist unabhängig von der Größe und Ausstattung der zur Verfügung 
gestellten Räume. 
 
Zum anderen übernehmen die Krankenhäuser die ambulante Akutversor
gung in der Nacht ab Schließzeit der Anlaufpraxis bis 8 Uhr am Folgetag. 
Sie rechnen hierfür gegenüber der KVSH die Vergütung ab, die ihnen 
nach dem Gebührenverzeichnis zusteht. 

 
1  Bundessozialgericht, Urteil vom 11.09.2019, B 6 KA 6/18 R, Rn. 18, juris.  
2  Ambulante Notfallversorgung: Patienten behandeln - aber am richtigen Ort, Deutsches 

Ärzteblatt 2015, A 353 (353). 
3  https://www.kvsh.de/presse/pressemitteilungen/nach-bsg-urteil-kvsh-kuendigt-pool-

aerzten-im-bereitschaftsdienst. 

https://www.kvsh.de/presse/pressemitteilungen/nach-bsg-urteil-kvsh-kuendigt-poolaerzten-im-bereitschaftsdienst
https://www.kvsh.de/presse/pressemitteilungen/nach-bsg-urteil-kvsh-kuendigt-poolaerzten-im-bereitschaftsdienst
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Daneben gibt es sprechstundenfreie Zeiten (Notdienstzeiten), die weder 
der Anlaufpraxis noch den Krankenhäusern vertraglich zugewiesen sind. 
Das betrifft im Wesentlichen die Nachmittagsstunden mittwochs und frei
tags sowie an Wochenenden und Feiertagen die Zeiten ab 8 Uhr bis zur 
Öffnung der Anlaufpraxen und teilweise deren Schließzeiten über Mittag. 
Die KVSH begründet dies damit, durch eine Konzentration der Öffnungs
zeiten eine effizientere Auslastung der Anlaufpraxen erreichen zu wollen. 
Schon 2007 waren 17 % der Notdienstzeiten weder durch die 
Anlaufpraxen noch durch die Krankenhäuser besetzt. 
 
Für die Krankenhäuser bleibt es allerdings auch ohne vertragliche Rege
lung bei der gesetzlichen Verpflichtung, Notfallpatienten behandeln zu 
müssen. Die Notfallversorgung zu den vertraglich nicht geregelten Zeiten 
ist daher faktisch über die Notaufnahmen der Krankenhäuser sicherge
stellt. 
 

21.3.1 Überwiegende Inanspruchnahme der Krankenhäuser außerhalb der 
Notdienstzeiten zeigt: Ambulante Akutversorgung ohne Kranken-
häuser nicht denkbar 
 
Die Prüfung hat gezeigt: Die vielfach beklagte Überlastung in den Notauf
nahmen der Krankenhäuser mit nicht lebensbedrohlich erkrankten Patien
ten, die im Krankenhaus ambulant behandelt werden, entsteht nicht zu 
den Zeiten, in denen die Krankenhäuser nach dem Kooperationsvertrag 
mit der KVSH für die Versorgung der ambulanten Notfälle zuständig sind. 
In dieser Zeit (knapp 75 von 128 Stunden in der Woche, überwiegend 
nachts), behandeln sie nur 19 % der insgesamt in den Notaufnahmen 
behandelten ambulanten Fälle. 81 % der Patienten suchten die Notauf
nahme im Prüfungszeitraum zu Zeiten auf, in denen das geprüfte Kran
kenhaus nicht von der KVSH in die ambulante Notfallversorgung einge
bunden war. 
 
Die Hauptbelastungen in den Notaufnahmen entstehen mithin parallel zu 
den vertragsärztlichen Angeboten. 
 
An den Wochentagen (Montag bis Freitag) suchte mehr als die Hälfte der 
ambulanten Akutpatienten die geprüften Krankenhäuser zu den Öffnungs
zeiten der niedergelassenen Vertragsärzte auf - also außerhalb der Not
dienstzeiten. Diese Fälle sind keine „echten“ Notfälle im Sinne der Not
dienstverordnung, weil die Patienten die Notaufnahme des Krankenhauses 
trotz geöffneter Vertragsarztpraxen aufsuchen. Ausgenommen sind die 
Patienten, die über den Rettungsdienst gebracht werden. 
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Ähnlich groß ist die Belastung in den Notaufnahmen zu Zeiten, in denen 
die Anlaufpraxen geöffnet sind. Dies geschieht, obwohl im Kooperations
vertrag vereinbart ist, dass alle gesetzlich krankenversicherten fußläufigen 
Notfallpatienten den diensthabenden Ärzten der Anlaufpraxis vorzustellen 
sind. Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass die Anlaufpraxen aufgrund der 
eingeschränkten Diagnostikmöglichkeiten Patienten an die Notaufnahme 
verweisen.  
 

21.3.2 Aus Versorgungsgesichtspunkten ist kein Kooperationsvertrag not
wendig 
 
Da die Patienten im Notfall das Recht haben, Krankenhäuser in Anspruch 
zu nehmen, regelt der Kooperationsvertrag die Versorgung nur vorder
gründig. Das Krankenhaus muss Notfälle immer versorgen - unabhängig 
davon, ob es hierzu vertraglich verpflichtet ist oder nicht. Mit dieser 
Sicherheit in der Hinterhand kann die KVSH die Öffnungszeiten ihrer 
Anlaufpraxen beschränken. Hiervon hat die KVSH im Laufe der Zeit auch 
Gebrauch gemacht, ohne die Verträge mit den Krankenhäusern anzu-
passen. 
 
Solange es daher bei dem freien Zugang zu den Notaufnahmen des Kran
kenhauses im Notfall bleibt, wird der Patient den Weg suchen, auf dem er 
nach seiner Vorstellung vermeintlich am schnellsten zum Ziel kommt. Eine 
Reduktion der ambulanten Notfallbehandlungen im Krankenhaus kann aus 
Sicht des LRH nur durch einen restriktiveren Zugang zu den Notaufnah
men der Krankenhäuser erreicht werden. Entsprechende Erfahrungen gibt 
es in Dänemark, wo eine selbstständige Vorstellung in den Notaufnahmen 
ohne vorherige Beratung und Ersteinschätzung, z. B. durch eine Notfall-
Telefonzentrale, und ohne Überweisung nicht mehr möglich ist. 
 

21.3.3 Verlagerung von Defiziten auf die Krankenhäuser 
 
Die Vergütung von zuletzt durchschnittlich 42 € pro ambulantem Notfall ist 
für die Krankenhäuser nicht kostendeckend. Extrakosten einzelner Kran
kenhäuser, wie beispielsweise die von einigen Krankenhäusern zumindest 
teilweise als Eigenleistung erbrachten Investitionen zur baulichen Integra
tion der Anlaufpraxen in die Notaufnahme (vgl. Tz. 21.4), werden nicht 
gesondert vergütet und vergrößern die Unterdeckung. Die Defizite gehen 
zulasten der Krankenhäuser bzw. ihrer Träger.  
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21.4 Rechtliche Hürden verhinderten effektive Investitionsförderung 
 
Da die Krankenhausinvestitionsfinanzierung1 keine Förderung von ambu
lanten und sektorenübergreifenden Maßnahmen zulässt, sondern auf 
Maßnahmen in die stationäre Infrastruktur eines Krankenhauses 
beschränkt ist, förderte das seinerzeitige Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren bzw. das jetzige Ministerium 
für Justiz und Gesundheit (Gesundheitsministerium) ab 2018 Investitionen 
in die sektorenübergreifende medizinische Versorgung an Krankenhäu
sern über eine Förderrichtlinie.2 Schwerpunkt der Förderung sollte die sek
torenübergreifende ambulante Notfallversorgung sein, insbesondere die 
Integration von Anlaufpraxen in die Notaufnahmen und die Schaffung einer 
gemeinsamen Ersteinschätzungsstelle. Damit sollte dem hohen Stellen
wert für die Sicherstellung der medizinischen Versorgung Rechnung 
getragen werden. Ursprünglich wollte das Land 50 Mio. € aus dem Son
dervermögen IMPULS 2030 zur Verfügung stellen. 
 
Das Ziel der schwerpunktmäßigen Förderung der Notfallversorgung wurde 
nicht erreicht. Zwischen 2018 und 2022 wurden 14 Förderanträge gestellt. 
Davon bezogen sich 8 auf eine stärkere Integration der Anlaufpraxis in die 
stationäre Notaufnahme. Von der insgesamt bewilligten Fördersumme von 
13,7 Mio. € entfielen mit 5,2 Mio. € nur 38 % auf Investitionen in die Not
fallstrukturen. Bei allen geförderten Krankenhäusern war der Ausbau der 
ambulanten Notfallstrukturen nur ein kleiner Annex zu einer größeren bau
lichen Veränderung der stationären Notaufnahme.  
 
Aus rechtlichen und haushalterischen Gründen musste daher ein gemein
samer Bauvorgang auf 2 getrennte Investitionsförderungen aufgeteilt wer
den. Dies machte das Verfahren sehr aufwendig, erschwerte die Antrag
stellung und führte zu Verzögerungen. Das Gesundheitsministerium 
musste einen hohen Aufwand betreiben, um Doppelförderungen zu ver
meiden.  
 
Ab 2023 wurden keine neuen Mittel mehr im Haushalt zur Verfügung 
gestellt. Stattdessen wurden Gelder, die im Haushalt ursprünglich für die 
Notfallversorgung gebunden waren, umgewidmet. Die Verlängerung der 
IMPULS-RL in 20233 diente nur noch der Abfinanzierung bereits beantrag

 
1  Nach dem Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung 

der Krankenhauspflegesätze (Krankenhausfinanzierungsgesetz - KHG) vom 10.04.1991, 
BGBl. I S. 886, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 09.04.2026, BGBl. I 2026 
Nr. 98. 

2  Vgl. Richtlinie zur Gewährung von Zuschüssen für Investitionen zum Ausbau der sekto-
renübergreifenden medizinischen Versorgung aus dem Sondervermögen IMPULS 2030 
vom 08.10.2018, Amtsbl. Schl.-H. S. 814, im Folgenden IMPULS-RL. 

3  Richtlinie zur Förderung von ambulanten, stationären und sektorenübergreifenden Ange
boten – Versorgungssicherungsfonds vom 24.09.2018, Amtsbl. Schl.-H. S. 816, zuletzt 
verlängert durch Richtlinie vom 11.05.2023, Amtsbl. Schl.-H. S. 1393. 



203 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

ter Maßnahmen. Im Ergebnis blieb die Förderung hinter den Erwartungen 
zurück. Trotz der Landesförderung verblieben Kosten bei den Kranken
hausträgern, die diese aus Eigenmitteln tragen mussten. 
 
Der Versuch des Landes zeigt die Schwierigkeiten und die begrenzten 
Möglichkeiten des Landes, bei der bestehenden bundesrechtlichen Geset
zeslage die Sektorengrenzen zu überwinden.  
 
Das Gesundheitsministerium bestätigt, dass die ursprüngliche Investi-
tionssumme über die IMPULS-RL nicht realisiert werden konnte. Gleich
zeitig betont es, dass es im Rahmen der regulären Krankenhausinvesti-
tionsfinanzierung seine Anstrengungen deutlich erhöht habe. Dabei seien 
in erheblichem Umfang auch Notfallstrukturen gefördert worden. Beispiel
haft zählt das Gesundheitsministerium die Ertüchtigung von Zentralen 
Notaufnahmen und Aufnahmestationen, Hubschrauber(dach)landeplätzen 
und Notfallzentren auf.  
 
Der LRH befürwortet den vom Land eingeschlagenen Weg. 
 

21.5 Reformvorschläge auf Bundesebene 
 
Seit dem Gutachten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der Ent
wicklung im Gesundheitswesen (SVR) aus 2018 wird die Zusammenarbeit 
von vertragsärztlichem Bereitschaftsdienst und Krankenhausnotaufnahme 
in einem Integrierten Notfallzentrum (INZ) als wesentlicher Baustein zur 
Verbesserung der Versorgung gesehen.1  
 
Ein INZ ist eine sektorenübergreifende Behandlungsstruktur, bestehend 
aus der Notaufnahme eines Krankenhauses, einer Praxis der KV zur not
dienstlichen Akutversorgung und einer zentralen Ersteinschätzungsstelle. 
Einzelheiten zur Zusammenarbeit im INZ sollen künftig in einer Rahmen
vereinbarung geregelt und vor Ort in einer Kooperationsvereinbarung 
umgesetzt werden. Im Gesetzentwurf werden feste Mindestöffnungszeiten 
für die KV-Notdienstpraxen festgelegt. Diese sollen an Wochenenden und 
Feiertagen von 9 bis 21 Uhr, mittwochs und freitags von 14 bis 21 Uhr und 
an den übrigen Tagen von 18 bis 21 Uhr geöffnet haben. Im Vergleich zu 
den Öffnungszeiten der Anlaufpraxen in 2025 müsste die KVSH knapp 
31.500 Bereitschaftsdienststunden mehr abdecken als bisher. Mit den 
aktuell angesetzten Stundenkontingenten wären lediglich 61 % der künftig 
vorgesehenen Stundenkontingente abgedeckt. Verkürzungen der Öff
nungszeiten sollen im Rahmen der Kooperationsvereinbarung möglich 

 
1  SVR, Gutachten 2018, Bedarfsgerechte Steuerung der Gesundheitsversorgung S. 767. 
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sein, wenn die KV nachweist, dass der Betrieb aufgrund der tatsächlichen 
Inanspruchnahme nicht bedarfsgerecht ist.  
 

21.5.1 Es wird teurer, aber nicht besser 
 
Die von den KV zusätzlich aufzubauenden Strukturen werden erhebliche 
Kosten verursachen. Derzeit zahlt die KVSH in ihren Anlaufpraxen ein 
Arzthonorar von 90,00 € pro Stunde für einen regulären Dienst. Die 
zusätzlichen 31.500 INZ-Stunden würden daher allein für die Ärzte Mehr
kosten von mindestens 2,8 Mio. € im Jahr verursachen. Hinzu kämen wei
tere Struktur- und Verwaltungskosten, wie beispielsweise Kosten für das 
ärztliche Hilfspersonal in den Anlaufpraxen.  
 
Eine Verbesserung der Versorgung ist demgegenüber nicht zu erwarten, 
denn auch jetzt gibt es keine Versorgungslücken. Die Notaufnahmen der 
Krankenhäuser stellen schon heute die Versorgung sicher, wenn die 
Anlaufpraxen geschlossen haben - und zwar aktuell ohne Zusatzkosten für 
die Kostenträger. Statt in teure Doppelstrukturen zu investieren, sollte aus 
Sicht des LRH in Betracht gezogen werden, die Leistungen der Kranken
häuser künftig besser zu vergüten, zumal trotz erweiterter Öffnungszeiten 
zu erwarten ist, dass auch im INZ künftig Patienten aus den KV-Notdienst-
praxen an die Notaufnahmen der Krankenhäuser verwiesen werden. 
 

21.5.2 Die Ressourcen sind nicht vorhanden 
 
Zudem muss berücksichtigt werden, dass die KVSH teilweise schon jetzt 
Probleme hat, die Bereitschaftszeiten in den Anlaufpraxen zu besetzen. Es 
ist deshalb fraglich, ob die KVSH die erforderlichen Ärzte für die Beset
zung der KV-Notdienstpraxen wird akquirieren können.  
 
Denn nach den Vorgaben der Reform benötigt die KVSH die Ärzte auch 
an anderer Stelle. Nach dieser haben die KV ein durchgehend erreich-
bares telefonisch oder videounterstütztes ärztliches Versorgungsangebot 
aufzubauen. Mit Blick auf die demografische Bevölkerungsentwicklung soll 
daneben auch der Fahrdienst künftig jederzeit erreichbar sein.  
 
Der SVR fordert in seinem aktuellen Gutachten angesichts des Fachkräfte-
mangels den effizienten Einsatz der Personalressourcen.1 Diese Erwä
gung hat im Gesetzentwurf noch keinen Niederschlag gefunden.  
 
Das Gesundheitsministerium betont, dass auch die Krankenhäuser die 
Lasten des demografischen Wandels und der fehlenden Fachkräfte zu  

 
1  SVR, „Fachkräfte im Gesundheitswesen - Nachhaltiger Einsatz einer knappen Ressource“, 

Gutachten 2024, S. 263. 
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tragen hätten. Die personellen, materiellen und finanziellen Ressourcen 
seien auch bei den Krankenhäusern begrenzt. Die Problematik verschärfe 
sich, wenn die Ressourcen der Krankenhäuser durch Aufgaben gebunden 
würden, die nicht zum originären Leistungsauftrag der Krankenhäuser 
gehörten. 
 
Der LRH kennt die Problematik. Er spricht sich deshalb für eine restrik-
tivere Patientensteuerung aus, um die schwindenden Ressourcen effizien
ter zu nutzen und Doppelstrukturen abzubauen.1  
 

21.5.3 Entlastung der Krankenhäuser gering 
 
Für das Hauptproblem der Notaufnahmen, die Inanspruchnahme während 
der Öffnungszeiten der Vertragsärzte, hält der Gesetzentwurf keine 
Lösung bereit. Erweiterte Öffnungszeiten der KV-Notdienstpraxen bringen 
keine Erleichterung. Stattdessen ist mit einer weiteren Sogwirkung zu 
rechnen, die zusätzliche Patienten ins Krankenhaus bringt.  
 
Ob die geplante rund um die Uhr verfügbare telemedizinische und auf-
suchende Versorgung - wie vom Gesetzgeber erwartet - Patienten davon 
abhält, ins Krankenhaus zu fahren, wird von der Erreichbarkeit, Verfügbar
keit und Verlässlichkeit der Angebote abhängen. Dazu müsste es der KV 
trotz Fachkräftemangels gelingen, ein attraktives Angebot aufzubauen. 
Weitere Pflichtdienste für die Vertragsärzte stehen allerdings im Gegen
satz zu der allseits geforderten Attraktivitätssteigerung, mit der mehr Ärzte 
motiviert werden sollen, sich in eigener Praxis niederzulassen. Kürzungen 
der Praxisöffnungszeiten, um telemedizinische oder fahrende Dienste zu 
besetzen, wirken sich zudem kontraproduktiv auf die ambulante Akutver
sorgung in den niedergelassenen Vertragsarztpraxen aus. 
 

21.6 Fazit 
 
Im Ergebnis wird durch die Reform nach dem aktuellen Stand die Tren
nung der Sektoren manifestiert, statt sie zu überwinden. Statt Ressourcen 
zu bündeln, werden Doppelstrukturen aufgebaut, für die es an Personal 
fehlt. Statt die Notfallversorgung zu stärken, wird sie durch auszubauende 
Parallelangebote geschwächt, beispielsweise durch die Ausweitung der 
Öffnungszeiten in den Anlaufpraxen bei gleichzeitig ohnehin betriebenen 
Notaufnahmen. Der Patient erhält immer weitere Möglichkeiten, ohne dass 
ihm klare Entscheidungshilfen gegeben und Grenzen gesetzt werden. Dies 
erschwert die Lenkung, statt sie zu verbessern. Der Gesetzentwurf führt 

 
1  Vgl. Tz. 21.3.2. 
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an vielen Stellen zu Mehrkosten. Obwohl mehr Geld zur Verfügung gestellt 
werden soll, bleiben defizitäre Strukturen erhalten. 
 
Angesichts der vorhandenen Erfahrungen in Schleswig-Holstein regt der 
LRH an, abseits der geplanten Notfallreform mutig neue Wege auszupro
bieren, um die Sektorentrennung weiter aufzubrechen, Doppelvorhaltun
gen zu vermeiden und so die Versorgung zu verbessern.  
 
Das Gesundheitsministerium verweist darauf, dass das Land Schleswig-
Holstein auf dem Feld der Notfallversorgung bereits in der Vergangenheit 
mit Tatkraft und aus eigener Initiative an Verbesserungen und Innnovatio
nen gearbeitet habe. Insofern verweist es auf die Bundesratsinitiative des 
Landes 2018 zur Weiterentwicklung der Anlaufpraxen zur Entlastung der 
Zentralen Notaufnahmen.1 Angesichts der Reformbestrebungen auf Bun
desebene wurde über diese Initiative jedoch nie entschieden.  
 
Der LRH bestärkt das Gesundheitsministerium, initiativ zu bleiben und die 
Strukturen der Notfallversorgung innovativ weiterzuentwickeln. 
 

  

 
1  Vgl. BR-Drs. 71/18 (neu). 
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Ministerium für Soziales, Jugend, Familie,  
Senioren, Integration und Gleichstellung 

 
22. Förderung der Rückkehrberatung durch das Land -  

Wirkungsgrad ausbaufähig 
 
Beratungen zur freiwilligen Ausreise sollten möglichst frühzeitig, 
insbesondere bereits in den Aufnahmeeinrichtungen des  
Landes, erfolgen. Eine Bündelung der Zuständigkeiten auf spe
zialisierte Mitarbeiter im Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge ist sinnvoll. Das Sozialministerium sollte daher die 
dortigen staatlichen Strukturen bedarfsgerecht ausgestalten und 
verstetigen. 
 
Bei den durch das Sozialministerium darüber hinaus auf freiwil
liger Basis geförderten Rückkehrberatungsstellen muss das 
Sozialministerium künftig gewährleisten, dass verlässliche und 
nachvollziehbare Beratungsstatistiken geführt werden. Insbe
sondere Doppelzählungen müssen ausgeschlossen werden. Nur 
auf Basis valider Daten können fundierte Bewertungen und 
Steuerungsentscheidungen getroffen werden. 
 
Die Rückkehrberatungsstellen müssen ihre Aufgaben konse
quent von denen anderer Beratungsangebote abgrenzen. Bera
tungen, die nicht überwiegend der freiwilligen Ausreise dienen, 
sind künftig zu unterlassen. 
 
Der LRH bezweifelt, dass es der Intention der Förderrichtlinie 
entspricht, die von der Ausländerbehörde vorgenommenen 
Einschätzungen zu Bleibeperspektiven in den Beratungsstellen 
kritisch zu hinterfragen und erst in einem zweiten Schritt konkret 
zur Rückkehr zu beraten. 

 
22.1 Ausgangslage 

 
In Schleswig-Holstein lebten zum Stichtag 31.12.2025 insgesamt 10.336 
ausreisepflichtige Personen. Hiervon waren 9.181 im Besitz einer Dul
dung. Die Duldung selbst stellt keinen Aufenthaltstitel dar. Inhaber einer 
Duldung sind weiterhin ausreisepflichtig. Ihre Rückführung ist jedoch aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen vorübergehend ausgesetzt. 
 
Unter freiwilliger Ausreise wird insbesondere, aber nicht ausschließlich die 
Erfüllung der Rückkehrverpflichtung ausreisepflichtiger Personen innerhalb 
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der dafür in der Rückkehrentscheidung festgesetzten Frist verstanden.1 
Eine solche Rückkehrentscheidung stellt nach deutschem Recht die 
Abschiebungsandrohung2 dar. Darin wird dem Betroffenen regelmäßig vor 
einer zwangsweisen Rückführung die freiwillige Ausreise innerhalb einer 
angemessenen Frist zwischen 7 und 30 Tagen ermöglicht. 
 
Die freiwillige Ausreise hat also grundsätzlich Vorrang vor der zwangs-
weisen Aufenthaltsbeendigung. Sie ist aus humanitären Gründen sowie 
auch aus finanzieller Sicht für beide Seiten die vorzugswürdige Art der 
Ausreise. 
 
In Schleswig-Holstein beraten sowohl die staatlichen Ausländerbehörden 
(ABH) als auch nicht staatliche Stellen zur freiwilligen Ausreise. 
 
Zuständige staatliche Stellen sind die ABH bei den Kreisen und kreisfreien 
Städten sowie das Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge (LaZuF). 
Neben ihren weiteren aufenthaltsrechtlichen Aufgaben sind diese ver
pflichtet, Ausländer auch hinsichtlich der freiwilligen Ausreise zu informie
ren und zu beraten.3 
 
Seit 2019 fördert das Land die Rückkehrberatung in Schleswig-Holstein 
zusätzlich über eine eigene Förderrichtlinie4 mit einer Förderquote von bis 
zu 90 %. Förderungen können durch die freien Wohlfahrtsverbände 
Schleswig-Holsteins wie auch durch die Kreise und kreisfreien Städte 
beantragt werden. 
 
Das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und 
Gleichstellung (Sozialministerium) hat auf dieser Basis zwischen 2022 und 
2025 Mittel von etwa 2,7 Mio. € für die Rückkehrberatung bewilligt. 
 
Überwiegend erhielten Beratungsstellen des Diakonischen Werks Schles
wig-Holstein Landesverband der Inneren Mission e. V. (DW SH) Landes
mittel für diesen Zweck. Darüber hinaus förderte das Sozialministerium in 
diesem Zeitraum eine Beratungsstelle beim Kreis Dithmarschen sowie ab 
2025 eine Beratungsstelle bei der Landeshauptstadt Kiel. 
 

 
1  Art. 3 Nr. 8 der Richtlinie 2008/115/EG (EU-Rückführungsrichtlinie). 
2  Vgl. § 34 Asylgesetz (AsylG) vom 02.09.2008, BGBl. I S. 1798 in der Fassung vom 

22.12.2025, BGBl. I 2025 Nr. 364 oder § 59 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstä
tigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (AufenthG) vom 25.02.2008, 
BGBl. I S. 162 in der Fassung vom 03.02.2026, BGBl. I 2026 Nr. 27. 

3  Vgl. hierzu auch Erlasse des Sozialministeriums vom 01.07.2025; VIII 4011 und vom 
15.11.2022; VIII 402-198274/2022. 

4  Vgl. Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der landesweiten 
Vernetzung der Rückkehrberatung und der Reintegration (Förderrichtlinie Rückkehrbera
tung und Reintegration) vom 24.04.2019, Amtsb. Schl.- H. S. 480, zuletzt geändert durch 
Richtlinie vom 26.11.2024, Amtsbl. Schl.- H. 2024 Nr. 67, Nr. 1.4. 
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Die Rückkehrberatungsstellen sollen, so die Förderrichtlinie, die Menschen 
auf ihre Rückkehr vorbereiten und deren Reintegration in ihren Herkunfts
ländern stärken. Die Rückkehr muss nachhaltig gestaltet sein. Beraten 
werden soll daher nicht nur über infrage kommende Einzelhilfen oder hin
sichtlich der konkreten Reiseorganisation, sondern auch über die Situation 
im jeweiligen Herkunftsland, die individuellen dortigen Perspektiven wie 
auch über weitere relevante Hilfsangebote im jeweiligen Herkunftsland. 
 
Alle Zuwendungsempfänger sind gleichermaßen verpflichtet, in ihrer Bera
tungspraxis insbesondere den Handlungsleitfaden für bundesweit einheit-
liche Standards in der Rückkehrberatung1 anzuwenden. 
 
Ausdrücklich nicht förderfähig sind dagegen Maßnahmen, deren Schwer
punkt nicht auf der Förderung der freiwilligen Rückkehr oder auch auf 
Bleibemöglichkeiten in Deutschland liegt. 
 
In jährlichen Sachberichten müssen die Beratungsstellen unter anderem 
folgende Indikatoren an das Sozialministerium melden: 
 
• Anzahl der zur freiwilligen Rückkehr beratenen Personen, 
• Zahl der tatsächlichen Rückkehrer, die zuvor die Beratungsangebote 

des Projektes in Anspruch genommen haben. 
 
Diese Daten fließen regelmäßig in die Lagebilder des Sozialministeriums 
zum Thema Rückkehr ein. Sie werden außerdem durch das Sozial-
ministerium zur Evaluation der Förderung herangezogen. 
 
Der LRH hat die Rückkehrberatung als wichtiges Element eines Integrier
ten Rückkehrmanagements geprüft und hierzu im LaZuF, in 2 landesge
förderten Rückkehrberatungsstellen des DW SH sowie in der landesgeför
derten Rückkehrberatungsstelle des Kreises Dithmarschen örtliche 
Erhebungen durchgeführt. 
 

22.2 Rückkehrberatung möglichst frühzeitig bereits in den Aufnahme-
einrichtungen 
 
Im Hinblick auf die hier betrachtete freiwillige Ausreise weisen verschie-
dene Untersuchungen2 darauf hin, dass unterstützende Maßnahmen dann 

 
1  Bundesministerium des Innern und für Heimat, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 

„Handlungsleitfaden für bundesweit einheitliche Standards in der Rückkehrberatung“, 
Stand 03.2023. 

2  Vgl. Wege aus der Ausreisepflicht nach ablehnender Asylentscheidung; Laura Peitz, 
BAMF-Kurzanalyse, Ausgabe 01/2023 der Kurzanalysen des Forschungszentrum Migra
tion, Integration und Asyl des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge sowie 
McKinsey & Company, Inc. im Auftrag des BAMF, Rückkehr – Prozesse und Optimie
rungspotenziale, Abschlussbericht vom 09.12.2016. 
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am effektivsten sind, wenn sie frühzeitig erfolgen. Die Unternehmens-
beratung McKinsey, die sich im Auftrag des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) bereits 2016 mit Prozessen und Optimierungs-
potenzialen bei der Rückkehr beschäftigte, empfahl, erste Rückkehr-
beratungen bereits in den Aufnahmeeinrichtungen durchzuführen und die 
Verantwortlichkeiten hierfür zu bündeln. 
 
Auch das Sozialministerium hält die ABH in seinem Erlass1 dazu an, 
Rückkehrberatungen möglichst frühzeitig durchzuführen, sofern aufent
haltsrechtliche Perspektiven nicht oder nur vage zu erkennen sind. 
 
Weil Personen mit schlechter Bleibeperspektive inzwischen in der Regel 
nicht auf die Kreise und kreisfreien Städte verteilt werden, sondern 
zunächst im Zuständigkeitsbereich des LaZuF in den Landesunterkünften 
verbleiben, ist eine qualifizierte Rückkehrberatung dort von besonderer 
Bedeutung. 
 
Erkenntnisse aus den durch das Sozialministerium erstellten Lagebildern 
sprechen ebenfalls dafür, dass der Bedarf an Rückkehrberatungen im 
LaZuF vergleichsweise hoch ist: 2023 und 2024 erfolgten mehr freiwillige 
Ausreisen aus dem Zuständigkeitsbereich des LaZuF (1.047) als aus den 
15 schleswig-holsteinischen ABH der Kreise und kreisfreien Städte 
zusammen (850). 
 
Zum 01.09.2023 hat das LaZuF das Projekt Integrierte Rückkehrberatung 
und Reintegration (IRR) im LaZuF gestartet. Hierfür hat es vom BAMF 
eine Förderung aus dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) 
der Europäischen Union (EU) erhalten. Die Finanzierung erfolgt somit der
zeit noch zu 90 % aus zeitlich befristeten Mitteln der EU. Die jährliche För
derung beträgt 432.330,36 € und somit für die 3-jährige Projektlaufzeit bis 
zum 31.08.2026 insgesamt 1.296.991,08 €. 
 
Ziel des Projekts ist es, ausreisepflichtigen oder ausreisewilligen Dritt
staatsangehörigen im LaZuF eine dauerhafte, freiwillige Rückkehr in ihr 
Herkunftsland zu ermöglichen. Das Projekt fördert zudem den Aufbau 
nachhaltiger Strukturen im LaZuF und orientiert sich dabei eng am vorge
nannten Handlungsleitfaden für bundesweit einheitliche Standards in der 
Rückkehrberatung. 
 
Die in diesem LaZuF-Projekt konkret angewendeten Standards, wie das 
Beratungskonzept, der IRR-Assistent (zur Protokollierung der Gespräche), 
Checklisten und Zählhilfen sind prinzipiell auch für die Weiterentwicklung 

 
1  Erlass des Sozialministeriums vom 15.11.2022, VIII 402-198274/2022. 
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und Erfolgskontrolle der Rückkehrberatung in den landesgeförderten Bera
tungsstellen geeignet. Die statistischen Angaben insbesondere zu berate
nen Personen und erfolgten Ausreisen waren für den LRH grundsätzlich 
nachvollziehbar und überprüfbar. Die Dokumentation im LaZuF-Projekt ist 
gleichzeitig angemessen und praktikabel. Die Ausreisequote der bera-
tenen Personen lag im Prüfungszeitraum 2025 bei etwa 29 %. 
 
Weil eine qualifizierte Rückkehrberatung für eine große Zahl von Personen 
im LaZuF von besonderem Interesse ist, sollte das Sozialministerium die 
dortige Rückkehrberatung bedarfsgerecht ausgestalten und mittelfristig 
gegebenenfalls auch unabhängig von weiterer EU-Förderung stärken und 
verstetigen. 
 
Das Sozialministerium hat mitgeteilt, dass auch nach einem möglichen 
Auslaufen der EU-Förderung geplant sei, die Aufgabe in der Linienstruktur 
des LaZuF weiterzuführen, um langfristig von der im Projekt gewonnenen 
Expertise profitieren zu können. 
 

22.3 Förderung von Rückkehrberatungsstellen durch das Land 
 
Der LRH hat weitere örtliche Erhebungen in 2 Beratungsstellen des 
DW SH in Kiel und Dithmarschen sowie in der Rückkehrberatungsstelle 
des Kreises Dithmarschen durchgeführt. 
 
Im Ergebnis musste er feststellen, dass die dortigen Dokumentationen 
zum Beratungsgeschehen, zu beratenen Personen und Ausreisen grund
legende Anforderungen nicht erfüllt haben. Fallakten, Protokolle und 
Zählhilfen konnten im größeren Umfang nicht vorgelegt werden. Zudem 
hat der LRH zwischen 2 Beratungsstellen in Dithmarschen erhebliche 
Doppelzählungen festgestellt. 
 
Daher sind kaum belastbare Rückschlüsse hinsichtlich des Umfangs des 
jeweiligen Beitrags der Beratungsstellen zu freiwilligen Ausreisen möglich. 
Ohne eine solide Datengrundlage können Bedarfe jedoch nicht richtig ein
geschätzt und Ressourcen angemessen gesteuert werden. Dies wäre aber 
insbesondere auch mit Blick auf Doppelstrukturen, z. B. im Kreis Dith-
marschen, geboten. 
 
Zukünftig muss das Sozialministerium gewährleisten, dass ihm korrekte 
Meldungen vorgelegt werden und die gemeldeten Daten nachvollzogen 
werden können. Dabei müssen Doppelzählungen ausgeschlossen werden. 
Hierzu sollte das Sozialministerium als Zuwendungsgeber einheitliche 
Vorgaben machen. Der LRH empfiehlt dabei eine enge Orientierung an 
den Standards im LaZuF-Projekt. 
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Auch die regionale Verteilung der durch das Land geförderten Rückkehr
beratungsstellen lässt Fragen offen. Aktuell gibt es hier ein regionales 
Ungleichgewicht, insbesondere mit Blick auf den südöstlichen Landesteil, 
welches sich auf Basis der vorliegenden Akten nicht erklären lässt. Denn 
die Verteilung der Geflüchteten erfolgt weitgehend gleichmäßig über das 
Land, also auch in den dicht besiedelten Hamburger Rand. Auch die 
Standorte von Erstaufnahmeeinrichtungen erklären nicht alle Ressourcen
konzentrationen - zumal in diesen das LaZuF ohnehin Beratungen durch
führt. 
 
Des Weiteren hat sich gezeigt, dass in den geprüften Beratungsstellen 
häufig die Übergänge zu anderen Beratungsschwerpunkten fließend 
waren. Dies kann dadurch begünstigt worden sein, dass sich andere Bera
tungsangebote, beispielsweise der Sozial- oder Migrationsberatung, in 
unmittelbarer Nähe befanden. 
 
In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass sowohl der Bund 
als auch das Land seit Jahren in Schleswig-Holstein Migrationsberatungen 
mit hohem Mitteleinsatz für aktuell etwa 80 Stellen fördern. 
 
Zusätzlich und explizit für den Zweck der Beratung zu den Themen Rück
kehr und Reintegration hat das Land mit der hier geprüften Förderung wei
tere Mittel bereitgestellt und bewusst eigene Förderbedingungen aufge
legt. Daher ist es nachvollziehbar, dass die Richtlinie solche Maßnahmen 
als nicht förderfähig ausschließt, deren Schwerpunkte nicht auf der Förde
rung der freiwilligen Rückkehr, sondern gegebenenfalls eher im Bereich 
der Migrationsberatung liegen. 
 
Diese Abgrenzung ist in der Praxis gleichwohl des Öfteren misslungen. 
Die räumliche Nähe zu anderen Beratungsangeboten erhöht die Anforde
rung in der täglichen Arbeit, die Aufgaben entsprechend der Förderricht-
linien zu trennen. Dennoch fanden im Rahmen des Förderprogramms in 
bis zu 30 % der stichprobenartig geprüften Fälle sogenannte Verweis-
beratungen oder Beratungen zu anderen Themen bis hin zur Verbesse
rung der Bleibeperspektiven statt. Diese hätten eigentlich nicht für die 
Statistik gemeldet und zum Teil auch nicht so durchgeführt werden dürfen. 
 
Aktuell prüfen die Beratungsstellen des DW SH auskunftsgemäß regel-
mäßig aufenthaltsrechtliche Optionen, um mögliche Bleibeperspektiven 
identifizieren zu können. Dazu werden zunächst sowohl Einschätzungen 
zur Bleibeperspektive als auch Entscheidungen zum Aufenthaltsstatus der 
ABH kritisch hinterfragt. Je nach Ergebnis dieser Bewertung wird dann 
entweder konkret zur Rückkehr beraten oder an andere Beratungs-
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angebote verwiesen. Dass dieses Vorgehen der Intention der Förderricht
linie entspricht, wird vom LRH bezweifelt. 
 
Wichtig ist hingegen die Sicherstellung eines verbindlichen und verläss-
lichen Kooperationsmaßstabs mit den ABH, sowohl bei Fragen des Infor
mationsaustauschs als auch bei der Aufgabenabgrenzung. 
 
Das Sozialministerium muss künftig die Aufgaben der Beratungsstellen 
noch deutlicher definieren, deren Arbeit anhand belastbarer Kennzahlen 
bewerten und die regionale Verteilung der Fördergelder überprüfen. 
 
Der DW SH und der Kreis Dithmarschen räumen in ihren Stellungnah
men Dokumentationsmängel ein, die angegangen worden seien. Im Hin
blick auf die festgestellten Doppelzählungen verweisen sie auf sich ergän
zende Angebote bzw. unterschiedliche Aufgaben der geförderten Stellen. 
 
Das Sozialministerium hat in Bezug auf die Dokumentationsmängel 
zugesagt, den geförderten Stellen künftig verbindliche Vorgaben zu 
machen. 
 
Hinsichtlich der regionalen Verteilung der Rückkehrberatungsstellen 
bezieht sich der DW SH auf Absprachen mit dem Land. Durch kreisüber
greifende Zuständigkeiten und weitere EU-geförderte Beratungsstellen 
würden alle Landkreise abgedeckt. 
 
Das Sozialministerium erklärt, dass bei der regionalen Verteilung auch 
bestehende Beratungsstrukturen, Trägerlandschaften sowie die Erreich
barkeit der Angebote zum Tragen kommen. Gleichwohl sei es das Ziel, in 
jedem Kreis eine geförderte Rückkehrberatungsstelle vorzuhalten. 
 
Des Weiteren sieht es der DW SH nicht als Intention seiner Rückkehrbera
tung an, Einschätzungen der ABH zu Bleibeperspektiven kritisch zu hinter
fragen. Die Analysen der gesamten Genese von Klienten bezweckten hin
gegen ein besseres Verständnis über rechtliche Prozesse und Rahmen-
bedingungen in Deutschland, wodurch die Klienten gut informiert 
Entscheidungen treffen könnten. Ergäben sich hieraus Bleibeperspektiven, 
erfolgten Verweise an die Migrationsberatung. Generell werde aber inhalt
lich streng zwischen den Angeboten getrennt. Der Fokus der Rückkehr-
beratung liege immer auf der freiwilligen Rückkehr. 
 
Das Sozialministerium hält eine erste orientierende Einordnung der auf
enthaltsrechtlichen Perspektive gegebenenfalls dann für sinnvoll, wenn 
seit dem Eintritt der Ausreisepflicht viel Zeit vergangen sei und die bera
tende Person inzwischen Integrationsleistungen erbracht habe. Es wird die 
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Fördertatbestände jedoch künftig durch entsprechende Vorgaben klarer 
abgrenzen. 
 
Hierzu erwidert der LRH: 
Die Erklärungsansätze des DW SH und des Kreises Dithmarschen zu 
Doppelzählungen werden zur Kenntnis genommen. Insbesondere die fest
gestellten nahezu vollständigen Überschneidungen bei den gemeldeten 
Ausreisen lassen den Erfolg der Förderung in der Gesamtschau jedoch zu 
positiv erscheinen. Daher sind solche Doppelzählungen künftig auszu
schließen. 
 
Die Standorte der durch das DW SH erwähnten EU-geförderten Stellen 
hatte der LRH bereits in seine Bewertung zur regionalen Verteilung der 
Beratungsstellen einbezogen. Daher bleibt er bei seinen Feststellungen. 
 
Hinsichtlich der kritisierten Beratungsinhalte verweist der LRH darauf, dass 
in den ohnehin nicht lückenlos vorgelegten Unterlagen der gebotene klare 
Fokus auf der freiwilligen Rückkehr häufig gerade nicht erkennbar war. 
Daher bestärkt er das Sozialministerium, durch entsprechende Vorgaben 
Förderinhalte künftig deutlicher abzugrenzen. Die praktische Umsetzung 
sollte das Sozialministerium in eigenen Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen sei
ner förderrechtlichen Verwendungsnachweisprüfung stichprobenartig über-
prüfen. 
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23. Schulbegleitung weiterentwickeln, um steigenden Be-
darfen zu begegnen und Ausgabenanstieg zu bremsen  
 

Die Ausgaben für Schulbegleitung sind seit 2015 um mehr als 
400 % gestiegen. Wurden 2015 noch 39 Mio. € ausgegeben,  
waren es 2024 bereits 198 Mio. €. Besonders deutlich fiel der  
Anstieg von 2023 auf 2024 mit einer Ausgabensteigerung von 
47 Mio. € aus. Ursächlich für den Ausgabenanstieg ist vor allem 
die immense Zunahme der Leistungsberechtigten. 
 
Insgesamt wurde die Schulbegleitung in den vergangenen Jah
ren rechtskreisübergreifend zu zwei Dritteln von den Kreisen, 
kreisfreien Städten und der Großen kreisangehörigen Stadt Nor
derstedt sowie zu einem Drittel vom Land finanziert. 
 
Um den Ausgabenanstieg zu bremsen, ist ein Umsteuern weg 
von Einzelfallhilfen hin zur strukturellen Stärkung der Schulen 
erforderlich. Dies sollte durch die flächendeckende Einführung 
und den Ausbau von Poolmodellen erfolgen. 
 
Für eine gute Zusammenarbeit in der Schule ist es wichtig, dass 
die Zuständigkeit für alle dort tätigen Berufsgruppen in einer 
Hand liegt. Daher sollte auch der Bereich der Teilhabe an Bil
dung perspektivisch in den Zuständigkeitsbereich des Systems 
Schule wechseln. 

 
23.1 Ausgangslage 

 
Schulbegleitung ist eine Leistung der Eingliederungshilfe für Schüler mit 
einer Behinderung, deren Teilhabe an Bildung durch diese Behinderung 
beeinträchtigt ist. Ziel der Schulbegleitung ist, ihre Teilhabebeeinträchti
gungen auszugleichen und so eine volle, wirksame und gleichberechtigte 
Teilhabe an Bildung zu ermöglichen.1 
 
Es existieren 2 Rechtsgrundlagen für einen Anspruch auf Schulbegleitung. 
Unterschieden wird nach der Art der Behinderung:  
• Für Kinder und Jugendliche mit einer seelischen Behinderung kommt 

eine Schulbegleitung nach dem SGB VIII in Betracht.2 Zuständig hierfür 

 
1  § 90 Abs. 1 S. 1 i. V m. § 102 Abs. 1 Nr.3 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabili-

tation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (SGB IX) vom 23.12.2016, BGBl. I 
S. 3234, zuletzt geändert durch Art. 13 des Gesetzes vom 16.01.2026, BGBl. I 
2026 Nr. 14. 

2  § 35a Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), neugefasst 
durch Bekanntmachung vom 11.09.2012, BGBl. I S. 2022, zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 29.03.2026, BGBl. I 2026 Nr. 85. 
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sind die Kreise und kreisfreien Städte sowie die Große kreisangehörige 
Stadt Norderstedt als örtliche Träger der Jugendhilfe.1  

• Für Kinder und Jugendliche mit einer geistigen oder körperlichen Be
hinderung und im Falle von Mehrfachbehinderungen ist die Bewilligung 
einer Schulbegleitung nach dem SGB IX möglich.2  Zuständig dafür 
sind die Kreise und kreisfreien Städte als Träger der Eingliederungs-
hilfe.3 

 
Bei der Schulbegleitung handelt es sich grundsätzlich um einen Individual-
anspruch, der auf Antrag der Sorgeberechtigten und bei nachgewiesener 
Behinderung sowie Feststellung eines Teilhabebedarfs durch den örtlichen 
Träger bewilligt wird. Individualanspruch bedeutet dabei nicht, dass es  
einen Anspruch auf eine Eins-zu-eins-Betreuung gibt, sondern dass der 
Bedarf individuell ermittelt und durch geeignete Maßnahmen gedeckt wird. 
Das kann beispielsweise auch dadurch erfolgen, dass eine Schulbeglei
tung 2 Kinder unterstützt. Um eine höhere Wirksamkeit der eingesetzten 
Mittel zu erzielen, haben sich 9 der 16 örtlichen Träger dafür entschieden, 
sogenannte Poolmodelle einzuführen. Bei diesen werden die Leistungen 
nicht als Einzelfallhilfen erbracht, sondern den Schulen Stundenkontin-
gente an Schulbegleitung als systemische Unterstützung zur Verfügung 
gestellt. Hierdurch sollen die Bedarfe der Schüler mit Behinderungen ge
deckt werden, damit Einzelfallhilfen nicht mehr in dem Maße notwendig 
sind.  
 
Sowohl die Kommunen als auch das Land bemühen sich um eine Weiter
entwicklung der Schulbegleitung. Dieser Prozess ist in den letzten Jahren 
jedoch immer wieder ins Stocken geraten. Grund hierfür war nicht nur, 
dass eine Einigung zwischen den Kommunen und dem Land nicht zu er
zielen war. Es war auch immer wieder eine Abstimmung zwischen dem 
Sozial- und dem Bildungsministerium erforderlich, die Zeit in Anspruch 
nimmt und auch nicht immer in einer Einigung mündete. In der Folge hat 
sich in Schleswig-Holstein ein Flickenteppich an Bewilligungspraxen ent
wickelt. Jeder Träger hat eigene Prozesse zur Bewilligung und eigene  
Modelle zur Bedarfsdeckung installiert, sodass die Leistungen voneinan
der abweichen. 
 

 
1  § 47 Abs. 1 S. 1 Erstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(Jugendförderungsgesetz - JuFöG) vom 05.02.1992, GVOBl. Schl.-H. S. 158, zuletzt ge
ändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 29.04.2022, GVOBl. Schl.-H. S. 616. 

2  § 99 Abs. 1 i. V. m. §§ 75, 112 Satz 1 Nr. 1 SGB IX. 
3  § 1 Abs. 1 Gesetz zur Ausführung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB IX) 

vom 22.03.2018, GVOBl. Schl.-H. S 94, zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 
29.01.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 17.  
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23.2 Ausgaben in den vergangenen 10 Jahren um mehr als 400 % gestie
gen 
 
Die Ausgaben für die Schulbegleitung sind seit 2015 um mehr als 400 % 
gestiegen. Wurden 2015 noch 39 Mio. € ausgegeben, waren es 2024 
198 Mio. €. Dabei sind die Ausgaben im Bereich SGB VIII stärker gestie
gen als im Bereich SGB IX. Besonders deutlich sind die Ausgaben von 
2023 auf 2024 gestiegen. Allein in diesem einen Jahr lag die Ausgaben
steigerung bei 47 Mio. € oder 31 %. 
 
Setzt man die Ausgaben der einzelnen Kommunen ins Verhältnis zur 
Schülerzahl der öffentlichen und privaten allgemeinbildenden Schulen, 
zeigt sich eine auffällige Spannweite:  
 

Ausgaben der Kommunen für Schulbegleitung 2024 
im Verhältnis zur gesamten Schülerzahl 

Kreis /  
kreisfreie Stadt 

Ausgaben 
 

in € 

Schülerzahl  Ø Ausgaben je 
Schüler/Jahr 

in € 
RD-ECK 10.275.522 27.396 375 
PLÖ 5.718.978 12.327 464 
OD 13.729.655 28.584 480 
NF 8.573.741 16.344 525 
SE einschl. 
Norderstedt 

16.215.659* 30.399 533 

KI 13.193.849 24.693 534 
RZ 12.785.764 21.378 598 
HL 12.915.066 21.420 603 
SL-FL 14.386.663 19.800 727 
OH 15.590.555 18.837 828 
PI 30.714.269 36.495 842 
FL 10.464.358 12.408 843 
IZ 11.064.869 12.798 865 
NMS 9.394.029 10.161 925 
HEI 13.287.692 13.125 1.012 

Summe  
landesweit 198.310.669 306.165 648 

Tabelle 19: Ausgaben der Kommunen für Schulbegleitung 2024 im Verhältnis zur gesamten 
Schülerzahl 
Quelle: Abfrage bei den geprüften Kommunen und Berechnung des LRH sowie Statistisches 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, Verzeichnis der allgemeinbildenden Schulen in 
Schleswig-Holstein 2024/2025, Schüler aller öffentlichen und privaten allgemeinbildenden 
Schulen ohne Schüler Abendgymnasium und vom Förderzentrum inklusiv betreute Schüler 
* davon Ausgaben von 2.354.711 € der Großen kreisangehörigen Stadt Norderstedt  
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Mit Abstand die höchsten Ausgaben je Schüler hatte 2024 der Kreis Dith
marschen mit 1.012 €. Die niedrigsten Ausgaben je Schüler hatten die 
Kreise Rendsburg-Eckernförde mit 375 €, Plön mit 464 € und Stormarn mit 
480 €. Der Durchschnitt der Ausgaben lag bei 648 € je Schüler einer all
gemeinbildenden Schule.  
 
Das Sozialministerium und das Bildungsministerium verfügen bis heute 
nicht über eine aussagekräftige Datengrundlage zu den Ausgaben zur 
Schulbegleitung. Der LRH hält es daher für erforderlich, dass dies bei
spielsweise im Rahmen des Gutachtens zur Kostenentwicklung in der Ein
gliederungshilfe nachgeholt und in der Folge verstetigt wird. 
 

23.3 Wie wird die Schulbegleitung finanziert?  
 
Finanziert wird die Schulbegleitung von den Kreisen und kreisfreien Städ
ten sowie der Großen kreisangehörigen Stadt Norderstedt als Träger der 
Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe. Im Bereich des SGB IX refinan
ziert das Land den Kommunen den Großteil der Ausgaben über das Aus
führungsgesetz zum SGB IX.1 Im Bereich des SGB VIII findet eine solche 
Refinanzierung nicht statt. 
 
Im Ergebnis wurden die Ausgaben für die Schulbegleitung 2021 bis 2024 
im landesweiten Durchschnitt zu rund zwei Dritteln von den Kommunen 
und zu rund einem Drittel vom Land getragen.  
 

Finanzierung der Ausgaben der Schulbegleitung 

Jahr Ausgaben 
SGB VIII 

 
in € 

Ausgaben 
SGB IX 

 
in € 

Anteil an den 
Gesamt-

ausgaben  
in % 

100 %  
Kommunen 

Land in 
%* 

Kommu
nen 

in  
%  

Land Kom
mu
nen 

2021 62.760.602 33.836.243 85,1 5.924.270 14,9 33 67 

2022 75.893.208 39.600.320 85,3 6.831.999 14,7 32 68 

2023 92.538.899 50.733.654 86,4 7.988.134 13,6 34 66 

2024 122.259.630 66.591.901 87,6 9.459.137 12,4 34 66 
Tabelle 20: Finanzierung der Ausgaben der Schulbegleitung 
Quelle: Abfrage und Berechnung des LRH 
* den Kommunen vom Land erstattet inkl. Mehrbelastungsausgleich 

 

 
1  § 9 AG-SGB IX sowie Titel 1005.04.633 06 - Erstattungen der Kosten der Eingliede

rungshilfe. 
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Zudem beteiligt sich das Land seit dem Schuljahr 2014/15 an der Finan
zierung der Schulbegleitung durch die Gewährung von sogenannten 
„Moratoriums-Mitteln“. 2015 wurde ein Festbetrag von 5,21 Mio. € verein
bart, der sich ab dem Schuljahr 2016/17 jährlich um 10 % erhöhte.  
Zwischenzeitlich sind die Moratoriums-Mittel bis 2025 auf 13,5 Mio. € auf
gewachsen.1  
 
Hintergrund dieser Zahlungen war, dass das schleswig-holsteinische Lan
dessozialgericht 2014 den Beschluss fasste, dass Bedarfe für Teilhabe an 
Bildung für Kinder mit Behinderungen im pädagogischen Kernbereich 
durch die Schulen und nicht durch die Eingliederungshilfe zu decken sind.2 
Kostenträger für Maßnahmen der Inklusion, die diesen Kernbereich betref
fen, seien mithin nicht die Kommunen. In der Vereinbarung sagte das 
Land zu, den Kreisen und kreisfreien Städten einen finanziellen Ausgleich 
dafür zu leisten, dass diese auch weiterhin für Schüler mit Behinderung 
Hilfen gewähren, die dem Kernbereich zuzuordnen sind.  
 
Im Zuge des Moratoriums wurden auch Schulische Assistenzen an Grund
schulen eingeführt, die neben anderen Aufgaben auch die Teilhabe der 
Schüler mit Behinderung verbessern sollten. Im Schuljahr 2023/2024  
finanzierte das Land 300,7 Schulische Assistenzen (in Vollzeitäquivalen
ten) an Grundschulen und stellte hierfür rund 18,2 Mio. € bereit. Diese 
300,7 Schulischen Assistenzen stehen 5.052 Grundschulklassen gegen
über. 
 

23.4 Deutlich steigende Fallzahlen ursächlich für den Ausgabenanstieg  
 
Ursächlich für den Ausgabenanstieg ist vor allem die Zunahme der Schü
ler, die eine Unterstützung durch eine Schulbegleitung benötigen. Eine 
genaue Erhebung der Fallzahlen war aufgrund der Poolmodelle nicht mög
lich.  
 
Festzustellen ist aber, dass 2015 3.016 Schüler eine Schulbegleitung er
hielten. 2024 hatten rund 8.200 Schüler eine Schulbegleitung als Einzel
fallhilfe oder über ein Poolmodell. Zusätzlich bestanden an 80 Schulen 
Poolmodelle, bei denen die gedeckten Bedarfe aber nicht erfasst wurden. 
Die Auswertung der von den Kommunen mitgeteilten Zahlen zeigte, dass 
die Steigerung der Fallzahlen 2021 bis 2024 landesweit geschätzt bei 
mindestens 60 % liegen könnte. 
 

 
1  Titel 10 05.00.633 05 - Erstattung von Ausgaben der örtlichen Träger der Sozial- und  

Jugendhilfe zum angemessenen Schulbesuch. 
2  Landessozialgericht Schleswig-Holstein (LSG), Beschluss vom 17.02.2014, 

L9 SO 222/13 B ER. 
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Der LRH hat von 11 Kommunen Fallzahlen für 2024 erhalten und diese ins 
Verhältnis zur Schülerzahl gesetzt. Es zeigte sich, dass der festgestellte 
Bedarf an Schulbegleitung deutlich differiert. Während bei den Kreisen 
Stormarn und Rendsburg-Eckernförde jeder neunundvierzigste Schüler ei
ne Schulbegleitung hatte, war es beim Kreis Nordfriesland rechnerisch je
der sechzehnte Schüler. 
 

Verhältnis Schulbegleitung zu Schülern 

Kreis/ 
Stadt 

Fälle Schüler Schulbegleitung 
1 zu 

OD 581 28.584 49 
RD-ECK 561 27.396 49 
PLÖ 272 12.327 45 
FL 303 12.408 41 
KI 623 24.693 40 
RZ 580 21.378 37 
IZ 437 12.798 29 
NMS 366 10.161 28 
PI 1.326 36.495 28 
HEI 545 13.125 24 
NF 994 16.344 16 
Mittelwert   35 

Tabelle 21: Verhältnis Schulbegleitung zu Schülern 
Quelle: Abfrage des LRH und Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, 
Verzeichnis der allgemeinbildenden Schulen in Schleswig-Holstein, 2024/2025, Schüler aller 
öffentlichen und privaten allgemeinbildenden Schulen ohne Schüler Abendgymnasium und 
vom Förderzentrum inklusiv betreute Schüler 

 
Im Mittel hatte jeder fünfunddreißigste Schüler eine Schulbegleitung. Das 
sind 3 % der Schüler der oben genannten Kommunen. 2021 lag der Mit
telwert noch bei jedem siebenundfünfzigsten Schüler.  
 
Der LRH geht davon aus, dass sich der Fallzahlenanstieg unvermindert 
fortsetzen wird. Eine Steuerung der Fallzahlen ist innerhalb der Einzelfall
hilfen kaum möglich. Um den weiteren Kostenanstieg abzubremsen, ist es 
erforderlich, dass die Bedarfe in der überwiegenden Anzahl der Fälle nicht 
mehr im Wege einer Einzelfallhilfe, sondern strukturell gedeckt werden. 
 

23.5 Poolmodelle, um den steigenden Bedarfen zu begegnen 
 
2024 arbeiteten mehr als die Hälfte der Kreise und kreisfreien Städte in 
unterschiedlicher Ausprägung und Intensität an insgesamt 146 Pool-
schulen mit Poolmodellen oder erprobten dieses zumindest. 
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Abbildung 23: Anteil der Poolschulen an allen öffentlichen Grund-, Gemeinschaftsschulen 
und FÖZ mit exklusiven Schulen 
Quelle: Abfrage des LRH und Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein,  
Verzeichnis der allgemeinbildenden Schulen in Schleswig-Holstein 2024/2025 

 
Im Zuge der Poolmodelle werden die Poolschulen mit einem Kontingent an 
Schulbegleitungsstunden personell verstärkt. Ist der Bedarf durch den 
Pool ausreichend und in zumutbarer Weise gedeckt, besteht für den Schü
ler kein weitergehender Anspruch auf Eingliederungshilfe. Nur soweit ein 
individueller Bedarf durch das Poolmodell im Einzelfall nicht gedeckt wird, 
besteht ein ergänzender Anspruch des Leistungsberechtigten auf die Ge
währung einer Einzelfallhilfe. 
 
Aus Sicht des LRH haben die jeweiligen Kreise und kreisfreien Städte mit 
der Einführung der Pools an ihren Schulen eine gute Entscheidung getrof
fen. Eine Weiterentwicklung des bestehenden Systems und ein Abbrem
sen des immensen Anstiegs der Fallzahlen kann nur erfolgen, wenn neue 
Wege eingeschlagen werden. 
 
In den am Pool beteiligten Schulen werden die Vorteile genutzt: Die Unter
stützung der Poolmitarbeitenden kommt allen Schülern zu und kann flexib
ler gehandhabt werden. Schüler mit besonderem Bedarf werden nicht 
stigmatisiert oder ausgegrenzt und deren Selbstständigkeit und soziale In
tegration werden gefördert. Zudem entfällt regelmäßig das Antragserfor
dernis für die Eltern und es wird Verwaltungsaufwand bei den Kommunen 
für das Antrags-, Bedarfsprüfungs- und Bewilligungsverfahren eingespart. 
Teilweise könnten Diagnoseverfahren, die im Bereich SGB VIII vor der 
Bewilligung erforderlich und häufig mit langen Wartezeiten verbunden 
sind, entfallen. Schulbegleitungen können unbefristet eingestellt werden 
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und bei längerfristigen Arbeitsverhältnissen besteht die Möglichkeit, die 
Schulbegleitungen im Laufe der Tätigkeit weiter zu qualifizieren. Zudem 
sind Vertretungen besser zu regeln. Statt einer personengebundenen  
erfolgt eine situationsgerechte Unterstützung, die bereits zum Schuljahres-
beginn zur Verfügung steht. Auf Grundlage dieser Flexibilisierung ist es 
das Ziel der Poolmodelle, Synergieeffekte zu heben. Das System wird effi
zienter, weil mehr Schüler erreicht werden. Zugleich wirkt es einer Über
deckung von Bedarfen entgegen, denn im Rahmen einer Einzelfallhilfe gibt 
es nicht die Möglichkeit, dass die Schulbegleitung anderweitig eingesetzt 
wird, wenn der zugewiesene Schüler gerade keinen Bedarf hat. 
 
Andererseits kann genau der Mehrwert des Pools auch die Ausgaben  
erhöhen. Bei 3 der 4 vom LRH näher betrachteten Modelle führte das 
Poolmodell zu höheren Ausgaben pro Schüler gegenüber den Einzelfall-
hilfen. Dies war bei den Kreisen Schleswig-Flensburg und Ostholstein  
sowie der Stadt Flensburg der Fall. Bei der Stadt Lübeck hingegen war 
anhand der zur Verfügung gestellten Daten für 2024 festzustellen, dass 
die Kosten für die Einzelfallhilfen pro Schüler deutlich höher waren als die 
Kosten des Pools pro Schüler. 
 
Perspektivisch ist zu erwarten, dass die umfassendere Unterstützung von 
Schülern durch Pools den Anstieg von Einzelfall-Schulbegleitungen verrin
gert. Die Prüfung zeigte, dass die Gesamtausgaben für Schulbegleitung je 
Schüler pro Jahr bei Kommunen, die mit einem Poolmodell arbeiteten, teils 
höher und teils niedriger waren als der landesweite Durchschnitt. Es hängt 
von der Ausgestaltung des Poolmodells ab. So lagen die Gesamtaus-
gaben der Stadt Lübeck und des Kreises Nordfriesland, bei denen die 
Poolmodelle am längsten bestehen und am weitreichendsten sind, unter 
dem Durchschnitt der Kommunen. Die Ausgaben des Kreises Schleswig-
Flensburg waren nahezu durchschnittlich, während die Ausgaben der 
Kreise Ostholstein und der Stadt Flensburg deutlich über dem Durch
schnitt lagen. 
 
Zudem war festzustellen, dass die Fallzahlen und die Ausgaben je Fall bei 
den Kommunen, die die Unterstützungsbedarfe auch über ein Poolmodell 
deckten, im Durchschnitt weniger anstiegen als bei den Kommunen, die 
kein Poolmodell nutzten. Mit dem Pool hat eine Schule die Möglichkeit, 
bezüglich der Bedarfe der Schüler „vor die Welle“ zu gelangen. 
 

23.6 Exkurs: Schulbegleitung an Förderzentren 
 
Es gibt in Schleswig-Holstein 85 Förderzentren sowie 19 mit einer Grund- 
oder Gemeinschaftsschule verbundene Förderzentrumsteile. Zwei Drittel 
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der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf werden inklusiv an 
Regelschulen unterrichtet, ein Drittel exklusiv in einem Förderzentrum. 
 
Auch bei den exklusiv in einem Förderzentrum unterrichteten Schülern 
stieg die Zahl der Schulbegleitungen an. In den 7 vom LRH betrachteten 
Kreisen und kreisfreien Städten hatten 2021 504 Schüler eine Schulbeglei
tung, 2024 waren es 866 Schüler. Das heißt, auch die Förderzentren sind 
zunehmend nicht mehr in der Lage, eine Teilhabe an Bildung ohne Schul
begleitung sicherzustellen. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass 
die absolute Anzahl der Schüler in den Regelschulen weitaus höher ist als 
an Förderzentren. Betrachtet man das Verhältnis der Schüler mit Schulbe
gleitung zu den Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die in
klusiv in Regelschulen unterrichtet werden, zeigt sich, dass 2 von 3 inklu
siv unterrichteten Kindern eine Schulbegleitung erhalten, aber nur eines 
von 5 in Förderzentren. Das ist ein Indiz dafür, dass das Regelschulsys
tem nicht so aufgestellt ist, dass Kinder mit Förderbedarf grundsätzlich  
ohne Schulbegleitung lernen können. 
 
Auch aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesver
bände lässt die hohe Unterstützungsquote von Kindern mit Behinderun
gen durch Schulbegleitungen im Regelschulsystem darauf schließen, dass 
die durch die Schulen vorgehaltenen inklusiven Strukturen nicht ausrei
chend sind. 
 
Aufgrund der aufwachsenden Bedarfe hat ein Kreis ab dem Schuljahr 
2024/2025 für seine 3 Förderzentren ein Poolmodell eingerichtet. Das ist 
effektiv und effizient, denn in den Förderzentren haben im Verhältnis zur 
niedrigen Gesamtschülerzahl besonders viele Schüler eine Schulbeglei
tung.  
 

23.7 Was ist zu tun? 
 
Der LRH hält eine Weiterentwicklung der Teilhabe an Bildung für dringend 
geboten. Ziel sollte es sein, dass ein Großteil der Teilhabebedarfe bereits 
über das System Schule versorgt wird und die Einzelfallhilfen nur noch 
punktuell zum Einsatz kommen. Im Bereich des SGB VIII wird dies vor al
lem durch personelle Verstärkung gelingen. Im Bereich des SGB IX ist da
neben auch die bauliche Barrierefreiheit in den Blick zu nehmen, denn es 
gibt nach wie vor Schüler, die auf eine Schulbegleitung angewiesen sind, 
um bauliche Barrieren zu überwinden. 
 
Der Zugang zu Leistungen für Teilhabe an Bildung ist weiterhin stark ab
hängig von der Bewilligungspraxis des jeweiligen Jugendamtes oder des 
Amtes für Eingliederungshilfe. Mithin hängt es von der Art der Behinde
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rung und vom Wohnort ab, ob und wie der Schüler Unterstützung erhält. 
Das ist nicht hinnehmbar. 
 
Das Bildungs- und das Sozialministerium weisen darauf hin, dass die 
unterschiedliche Bewilligungspraxis ausschließlich auf individuelle behin
derungsspezifische Bedarfe zurückzuführen ist. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände bestätigt 
die divergierende Bewilligungspraxis und weist darauf hin, dass die Auf-
gaben zur pflichtigen Selbstverwaltung übertragen wurden und die An
spruchsvoraussetzungen offen und relativ unbestimmt normiert sind. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung, dass die Bewilligungen in der Pra
xis unterschiedlich gehandhabt werden und dies nicht nur auf individuelle 
behinderungsspezifische Bedarfe zurückzuführen ist. 
 
Es fehlt an einer flächendeckenden rechtskreisübergreifenden Zusam
menarbeit zwischen den beiden Eingliederungshilfesystemen und dem 
Schulsystem. Eine Lösung zur Verbesserung der Zusammenarbeit und der 
besseren Verteilung der Ressourcen beider Systeme liegt in den Pool-
modellen. Hier ist das Land gefordert, sich aktiv an der Entwicklung und 
Implementierung zu beteiligen. Da die Spannbreite derzeit von Kommunen 
reicht, die noch ohne Poolmodell arbeiten, bis hin zu Kommunen, die 
Schulbegleitung überwiegend über ein Poolmodell sicherstellen, sollte der 
Fokus zunächst auf der quantitativen Ausweitung der Poolmodelle liegen. 
Nachdem dieses abgeschlossen ist, sollte der Fokus auf die Qualifizierung 
des Personals gelegt werden. Dabei sind die Poolmodelle als Zwischen
schritt zu einem noch inklusiveren Schulsystem zu verstehen. 
 
Da Schulbegleitung eine Selbstverwaltungsaufgabe der Kreise und kreis
freien Städte ist, können das Sozial- und das Bildungsministerium die 
Kreise und kreisfreien Städte zu einem solchen Ausbau von Poolmodellen 
nicht verpflichten. Das Land kann die Entwicklung im Moment nur durch  
finanzielle Anreize fördern. 
 
Aus Sicht des LRH hat sich die Zahlung der Moratoriums-Mittel überholt. 
Der damalige Stand der Rechtsprechung hat sich signifikant verändert. 
Das Bundessozialgericht stellte 2019 fest, dass sich der pädagogische 
Kernbereich eng auf die Unterrichtsgestaltung beschränke. Schulbe-
gleitungen würden keine Aufgaben im pädagogischen Kernbereich über
nehmen, sondern die Bewilligungen der Schulbegleitung durch die Kom
munen erfolge ausschließlich auf Grundlage des SGB VIII und IX.1 

 
1  Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 18.07.2019, B 8 SO 2/18 R. 
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Gleichwohl sollten die Moratoriums-Mittel nicht einfach gestrichen, son
dern dafür eingesetzt werden, die Teilhabe an Bildung und die inklusivere 
Ausgestaltung des Schulsystems durch die Einführung von Poolmodellen 
zu fördern. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände weist da
rauf hin, dass die Vereinbarung über die Moratoriums-Mittel auch der  
Erkenntnis geschuldet war, dass inklusiv beschulte Schüler mit Behinde
rungen nicht dieselbe Basisunterstützung durch das Schulsystem erhielten 
wie exklusiv an Förderzentren beschulte Schüler. Vor diesem Hintergrund 
hätten die Moratoriums-Mittel ihre Berechtigung nicht verloren. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, die Moratoriums-Mittel zur Stärkung 
der Poolmodelle zu verwenden. 
 
Auch sollte die im Zuge des Moratoriums installierte Schulische Assistenz 
überdacht werden. In Bezug auf die bessere Teilhabe für Schüler mit  
Behinderung hat sich mit der Einführung der Schulischen Assistenz kaum 
etwas verändert. Daher sollte auch diese Ressource Eingang in die Pool
modelle finden, wie es bereits in Lübeck der Fall ist. 
 
Es erscheint notwendig, die Poolmodelle zunächst weiter im Kompetenz
bereich der Kreise und kreisfreien Städte auszubauen, denn das Schul-
system hat aktuell eine Vielzahl von Herausforderungen zu bewältigen. 
Perspektivisch sollten die dann installierten Modelle aber in die Verantwor
tung des Systems Schule übergehen. 
 
Für eine gute Zusammenarbeit in der Schule ist es wichtig, dass die Zu
ständigkeit für alle dort tätigen Berufsgruppen in einer Hand liegt. Um eine 
nachhaltige und erfolgreiche Veränderung herbeizuführen, sollten Pool
modelle und deren Finanzierung gesetzlich verankert werden. 
 
Das Bildungs- und das Sozialministerium sowie die Arbeitsgemein
schaft der Kommunalen Landesverbände verweisen auf ein gemeinsa
mes Konzept:1 
 
Zum einen sei eine Änderung des Ausführungsgesetzes zum SGB IX ge
plant, welche die Refinanzierung von Leistungen regeln soll, die dem 
Rechtsbereich des SGB IX zuzuordnen sind und in der Verantwortung des 
Landes liegen. Damit solle der Aufbau bzw. die Weiterentwicklung be

 
1  Bericht der Landesregierung an den Bildungs- und Sozialausschuss des Schleswig-

Holsteinischen Landtages „Aufbau/Weiterentwicklung multiprofessionelle Zusammenar
beit am Standort Schule in Kooperation von Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und Bildung“ 
vom 31.03.2026; Umdruck 20/6362. 
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darfsgerechter systemischer Poolmodelle in Verantwortung der örtlichen 
Träger gestärkt werden. 
 
Der LRH regt an, im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren des Landes 
die Refinanzierung von Poolmodellen von den Leistungen zur Eingliede
rungshilfe transparent abzugrenzen. 
 
Zum anderen seien vom Bildungs- und vom Sozialministerium Modell
vorhaben in ausgewählten Sozialräumen von 3 Kommunen1 geplant. Dort 
sollen neue Steuerungs- und Finanzierungsstrukturen weitestgehend „aus 
einer Hand“ erprobt werden. Als Starttermin ist der Beginn des Schuljahres 
2026/2027 vorgesehen. Perspektivisch soll eine grundlegende Systemver
änderung der Assistenzsysteme erreicht werden. 
 
Der LRH weist darauf hin, dass Ergebnisse zu den Modellvorhaben frü
hestens Ende 2029 / Anfang 2030 vorliegen sollen.2 Bis dahin wird wert
volle Zeit verstreichen. Der LRH wird die Entwicklung beobachten. 
 

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/6362, S. 8. 
2  Vgl. Umdruck 20/6362, S. 11. 
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Rundfunk 
 

24. Auslandsstudios des NDR 
 
Der NDR wies die Wirtschaftlichkeit seiner Auslandsstudios 2021 
bis 2023 nicht anhand adäquater Daten nach. Mangels ausrei
chender Transparenz und Klarheit in der Buchungssystematik 
ließen sich die tatsächlichen Aufwendungen des NDR für seine 
Auslandsstudios nicht feststellen. Zudem fehlten einheitliche 
Statistiken über den Output der Auslandsstudios. 
 
Der NDR wies nicht alle in seinen Auslandsstudios tätigen fest
angestellten Mitarbeitenden auch in seinem Stellenplan aus. 
Gehälter wurden teilweise unter Sachaufwendungen verbucht. 
Hierdurch wurde das Gesamtbild zusätzlich verzerrt. Der NDR 
versäumte es außerdem, für freie Mitarbeitende im Ausland ein
deutige Regelungen festzulegen. 
 
Die ARD-weite Neuregelung der Organisation und Finanzierung 
der Auslandsstudios ab dem 01.01.2025 stellt nur eine begrenzte 
Verbesserung gegenüber der alten Regelung dar. Der NDR sollte 
sich daher für eine zeitnahe Evaluation einsetzen. 
 

24.1 Prüfungsgegenstand 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutschland (ARD) unterhält in Zusammenarbeit mit 
Deutschlandradio 27 Auslandsstudios in aller Welt. Aus diesen Studios 
wird für das Fernsehen, den Hörfunk sowie für die Online-Formate, z. B. 
Social-Media-Kanäle, berichtet. Die einzelnen Auslandsstudios werden  
jeweils federführend von einer oder mehreren Rundfunkanstalten betrie
ben. Auf die Angebote der Auslandsstudios können alle Rundfunkanstal
ten der ARD und Deutschlandradio zugreifen. 
 
Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg, der Landesrech
nungshof Mecklenburg-Vorpommern, der Niedersächsische Landesrech
nungshof und der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein1 (nachfolgend 
„die Rechnungshöfe“) prüften nach § 36 Abs. 1 des Staatsvertrags über 
den Norddeutschen Rundfunk (NDR-StV) gemeinsam die Auslandsstudios 
des Norddeutschen Rundfunks (NDR). 
 

 
1 Prüfungsleitung. 
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Die Rechnungshöfe prüften die Geschäftsjahre 2021 bis 2023. In die Prü
fung bezogen die Rechnungshöfe ein, dass die ARD in Zusammenarbeit 
mit Deutschlandradio im Sommer 2024 eine Neuregelung der Organisation 
und Finanzierung ihrer Auslandsstudios zum 01.01.2025 beschlossen 
hatte. 
 

24.2 Organisation und Finanzierung der Auslandsstudios bis 31.12.2024 
 
Bis zum 31.12.2024 wurde in allen Auslandsstudios nach Hörfunk- und 
Fernsehberichterstattung unterschieden. Eine oder mehrere Rundfunkan
stalten betrieben jeweils für ein Auslandsstudio federführend den Hörfunk-, 
den Fernseh- oder auch beide Bereiche. Die beiden Bereiche wurden 
unterschiedlich abgerechnet: 
 
• Für den Hörfunk bestand bis zum 31.12.2024 das „ARD-Hörfunkkorres-

pondentennetz Ausland in Zusammenarbeit mit Deutschlandradio“ 
(GSEA1 Hörfunk). Die Aufwendungen wurden dabei nach Maßgabe der 
Kostenverrechnungsrichtlinien2 (KVR) auf alle Rundfunkanstalten um
gelegt. 
 

• Die Aufwendungen der Fernsehstudios hingegen wurden laut KVR  
- abgesehen von gesondert geregelten Ausnahmen bei Großveran-
staltungen - jeweils nur von den federführenden Rundfunkanstalten ge
tragen. 

 
Der NDR war bis zum 31.12.2024 für folgende 9 Auslandsstudios zustän
dig, entweder als Federführer oder im Rahmen einer Beteiligung: 

  

 
1  Gemeinschaftssendungen, -einrichtungen und -aufgaben. 
2  Kostenverrechnungsrichtlinien der ARD, des Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF) und 

Deutschlandradio (KVR). 
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Auslandsstudios des NDR bis 31.12.2024 

Auslandsstudio Zuständigkeit für 
Hörfunk Fernsehen 

London ja ja 
Brüssel1 ja  
Peking  ja 
Neu-Delhi ja  
Stockholm ja ja 
New York2 ja  
Washington3 ja ja 
Singapur ja ja 
Tokio ja ja 

Tabelle 22: Auslandsstudios des NDR bis 31.12.2024 
Quelle: NDR, eigene Darstellung 

 
24.3 Feststellungen der Rechnungshöfe für 2021 bis 2023 

 
24.3.1 Gesamtaufwendungen des NDR nicht exakt feststellbar  

 
Der NDR wies für 2021 bis 2023 Aufwendungen für seine Auslandsstudios 
zwischen 13,8 und 14,6 Mio. € aus, während die Rechnungshöfe deutlich 
höhere Aufwendungen ermittelten. Die jährlichen Abweichungen betrugen 
zwischen 3 und 4 Mio. €, wobei die Rechnungshöfe teilweise Beträge 
schätzten. Die tatsächlichen Aufwendungen des NDR für Auslandsstudios 
waren daher nicht exakt feststellbar. 
 
Die Hauptursache der Differenzen waren unterschiedliche Auffassungen 
zwischen dem NDR und den Rechnungshöfen hinsichtlich der sachge-
rechten Zuordnung von Aufwendungen zu den Auslandsstudios. Hierzu 
zählten z. B. Abschreibungen auf Sachanlagen, interne Leistungsverrech
nungen oder Personalaufwendungen für Mitarbeitende im Inland, die für 
die Auslandsstudios tätig waren. Zudem war es wegen der unterschied-
lichen Finanzierungsmodelle für Hörfunk und Fernsehen zwingend not
wendig, die Aufwendungen der einzelnen Auslandsstudios entsprechend 
aufzuteilen. Dabei ordnete der NDR die Aufwendungen nicht konsequent 
zu. Entsprechende Regelungen fehlten. Obwohl einzelne Auslandsstudios 

 
1  Der NDR war hier am Gruppenstudio des Westdeutschen Rundfunks (WDR) beteiligt. 
2  Es handelte sich um ein gemeinsames Studio von WDR und NDR. Die journalistische 

Federführung wechselte im Fünf-Jahres-Turnus, der NDR war turnusmäßig ab dem 
01.07.2024 zuständig. Die administrative Federführung lag/liegt auf Dauer beim WDR. 

3  Es handelte sich um ein gemeinsames Studio von WDR und NDR. Die administrative 
Federführung lag auf Dauer beim WDR. 
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schon seit mehreren Jahren crossmedial1 arbeiten, wurden die Aufwen
dungen für Online-Formate nicht separat abgebildet. 
 
Die Rechnungshöfe forderten den NDR daher auf, seine Buchungssyste
matik zu verändern, um die nach § 32 Abs. 2 NDR-StV notwendige Klar
heit bei der Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben herzustellen. 
 
Der NDR teilte hierzu mit, dass er nur eine partielle Kostenrechnung und 
keine Vollkostenrechnung habe. Insofern sei die Buchungssystematik 
anders als von den Rechnungshöfen gefordert. Die Kosten seien gleich
wohl sämtlich ausgewiesen, lediglich an anderer Stelle. Im Finanz- und 
Rechnungswesen würden die Aufwendungen und Erträge anhand NDR-
interner Regelungen sowie den Vorgaben der KVR und der Wirtschafts
prüfer verbucht. Verwaltungsrat und Rundfunkrat genehmigten die Wirt
schaftspläne und die Jahresabschlüsse, die Wirtschaftsprüfer prüften 
diese. 
 
Die Rechnungshöfe nehmen diese Einwände zur Kenntnis. Sie ändern 
nichts an der Auffassung der Rechnungshöfe, dass der NDR die Kosten 
für seine Auslandsstudios nicht in zutreffender Höhe auswies.  
 
Die im Zeitpunkt der Prüfung federführend für die Rechtsaufsicht über den 
NDR zuständige Staatskanzlei Schleswig-Holstein teilte mit, dass sie 
die Feststellungen der Rechnungshöfe grundsätzlich teile. 
 

24.3.2 Abweichende Behandlung von Personal im Ausland  
 
Die Auslandsstudios des NDR waren mit festangestellten Mitarbeitenden, 
Ortskräften und freien Mitarbeitenden besetzt. Das Verhältnis der Beschäf
tigungsgruppen war nahezu ausgewogen: Im Jahr 2022 beispielsweise 
waren 34 feste Mitarbeitende und 33 Ortskräfte in den Auslandsstudios 
des NDR tätig. Zudem wurden insgesamt 35 freie Mitarbeitende beschäf
tigt. 
 
Die festangestellten Mitarbeitenden wie Korrespondenten oder techni
sches Personal wurden vom NDR entsendet. Sie unterlagen den Tarifver
trägen des NDR und wurden in dessen Stellenplan geführt. Die Aufwen
dungen für die festen Mitarbeitenden wurden als Personalaufwendungen 
ausgewiesen. 

 
1  Crossmedial beschreibt die koordinierte Nutzung mehrerer Ausspielwege wie Hörfunk, 

Fernsehen und Online zur Verbreitung von Inhalten. Ziel ist es, durch medienübergrei
fend vernetzte Formate Synergieeffekte zu realisieren, die Aufmerksamkeit und Reich
weite zu erhöhen, die Wiedererkennung zu stärken und Zielgruppen umfassend errei
chen zu können. In Abgrenzung zur Mehrfachverwertung werden die Beiträge für jeden 
Ausspielweg aufbereitet, inhaltlich und gestalterisch aufeinander abgestimmt sowie mit
einander verknüpft. 
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Die Ortskräfte wurden vor Ort nach lokalem Recht fest angestellt. Der 
NDR wies ihre Stellen nicht in seinem Stellenplan aus. Die Aufwendungen 
wurden als Sachaufwendungen verbucht. Dieses Vorgehen verfälscht das 
Gesamtbild. Die Rechnungshöfe fordern eine korrekte Ausweisung aller 
festangestellten Mitarbeitenden inklusive der Ortskräfte im Stellenplan des 
NDR und der Aufwendungen als Personalaufwand. 
 
Der NDR teilte hierzu mit, dass die Ortskräfte nach dem jeweiligen Lan
desrecht beschäftigt und damit keine Festangestellten des NDR seien. 
Dies werde auch daran deutlich, dass Ortskräfte keiner Vergütungsgruppe 
zugeordnet seien, weshalb sie auch nicht im Stellenplan ausgewiesen 
werden könnten. Dieser sehe einen Ausweis nach Vergütungsgruppen vor. 
Die Ortskräfte nicht im Stellenplan auszuweisen, sei zudem auf ARD-
Ebene abgestimmt. 
 
Die Staatskanzlei Schleswig-Holstein teilte mit, dass sie die Auffassung 
des NDR nachvollziehen könne.  
 
Die Rechnungshöfe halten demgegenüber an ihrer Auffassung fest. Nach 
der Finanzordnung des NDR1 müssen alle festangestellten Mitarbeitenden 
im Stellenplan ausgewiesen sein. Dies gilt unabhängig davon, ob die Mit
arbeitenden im In- oder Ausland fest angestellt sind. 
 

Für die Beschäftigung der freien Mitarbeitenden im Ausland gab es keine 
Dienstanweisung des NDR. Die vorhandene Dienstanweisung galt nur für 
freie Mitarbeitende im Inland. Dies führte unter anderem dazu, dass eine 
Vielzahl von freien Mitarbeitenden mit höheren Beträgen honoriert oder in 
einem größeren zeitlichen Umfang beschäftigt wurde, als es die Dienstan
weisung für freie Mitarbeitende im Inland vorsah. 
 
Die Rechnungshöfe forderten den NDR daher auf, klare Regelungen für 
die freien Mitarbeitenden im Ausland zu schaffen.  
 
Der NDR wies hierzu darauf hin, dass jedes Berichtsgebiet unterschied-
liche landesspezifische formelle und materielle Anforderungen habe, die 
bei der Beauftragung von freien Mitarbeitenden zu beachten seien. Eine 
Dienstanweisung mit einheitlichen Arbeitskonditionen für freie Mitarbeiten
de im Ausland sei daher unmöglich. 
 
Diese Argumentation vermag die Rechnungshöfe nicht zu überzeugen. 
Sie halten einheitliche Rahmenbedingungen für alle freien Mitarbeitenden 

 
1  § 10 Finanzordnung des NDR. 
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für notwendig, weil mit dem Beschäftigungsverhältnis rechtliche und finan
zielle Risiken verbunden sind. 
 
Die Staatskanzlei Schleswig-Holstein teilte mit, dass sie die Forderung 
der Rechnungshöfe unterstütze, einheitliche Rahmenbedingungen für alle 
freien Mitarbeitenden zu schaffen. 
 

24.3.3 Bislang keine einheitlichen Statistiken 
 
Die Auslandsstudios unterschieden sich stark hinsichtlich Berichtsge-
bieten, Arbeitsweise und personeller Ausstattung. Einheitliche, standardi
sierte Statistiken über den Output der Auslandsstudios wie z. B. die Zahl 
der Sendebeiträge fehlten, sodass eine Beurteilung der Wirtschaftlichkeit 
nicht möglich war.  
 
Die Rechnungshöfe forderten den NDR daher auf, einheitliche, aussage
kräftige Statistiken einzuführen sowie Kennzahlen festzulegen, um den 
Output der Auslandsstudios erfassen und vergleichen zu können. 
 
Der NDR teilte hierzu mit, dass es grundsätzlich möglich sei, Kennzahlen 
bzw. Statistiken anzuwenden. Diese müssten aber unter anderem den An
forderungen der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der 
Rundfunkanstalten (KEF) entsprechen, damit sie in allen ARD-Studios 
anwendbar seien. Erste Ideen seien in ARD-Arbeitsgruppen erarbeitet 
worden. Es habe auch Gespräche mit der KEF gegeben. Ein abschließen
des Ergebnis liege noch nicht vor. Der NDR wolle bereits in 2026 in seinen 
Auslandsstudios probeweise Statistiken pilotieren und das Ergebnis an
schließend den Arbeitsgruppen vorstellen. 
 
Die Staatskanzlei Schleswig-Holstein begrüßt diese Zusage des NDR.  
 
Auch die Rechnungshöfe begrüßen das angekündigte Vorgehen und 
erwarten, dass sich der NDR weiter für eine zügige ARD-weite Einführung 
von Statistiken einsetzt. Sollte innerhalb der ARD keine Einigung zu erzie
len sein, so ist gegebenenfalls ein NDR-spezifisches Berichtswesen einzu
führen. 
 

24.4 Neuregelung ab dem 01.01.2025 
 
Die ARD-Anstalten und Deutschlandradio haben sich im Jahr 2024 auf 
eine Neuorganisation des Auslandskorrespondentennetzes verständigt. 
Ziele waren unter anderem, bei gleichbleibendem Leistungsumfang die 
Berichterstattung zu verbessern und die Crossmedialität zu beschleunigen. 
Dazu sollten die Berichtsgebiete und die bisherige unterschiedliche Finan
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zierung von Hörfunk- und Fernsehbereich vereinheitlicht werden. Zudem 
sollten sich alle Rundfunkanstalten im gleichen finanziellen Umfang wie 
bisher beteiligen. 
 
Das bisherige Netz mit seinen 27 Auslandsstudios wurde beibehalten. 
Jeder Standort wird nunmehr von einer - in Ausnahmefällen auch von 
2 Rundfunkanstalten als Federführer betreut. Dieser ist für die journalisti
sche, personelle und wirtschaftliche Steuerung zuständig und hat grund
sätzlich alle Aufwendungen vollumfänglich zu tragen. 
 
An einem Auslandsstudio können sich weitere Rundfunkanstalten als 
Kooperationspartner beteiligen. Die genaue Ausgestaltung ist in einer 
Kooperationsvereinbarung festzuhalten. 
 

24.4.1 Auslandsstudios des NDR ab 01.01.2025 
 
Ab dem 01.01.2025 ist der NDR bei 9 der 27 Auslandsstudios wie nachfol
gend dargestellt engagiert:  
 

Auslandsstudios des NDR ab 01.01.2025 

Studio als Federführer als Kooperationspartner 

London ja  

Brüssel  ja 

Peking ja  

Neu-Delhi  ja 

Stockholm ja  

New York  ja 

Washington ja (gemeinsam mit dem WDR)  

Singapur ja  

Tokio ja  

Tabelle 23: Auslandsstudios des NDR ab 01.01.2025 
Quelle: NDR, eigene Darstellung 

 
Der NDR ist damit - wie auch vor der Neuregelung - an 9 Auslandsstudios 
zumindest beteiligt. 6 Auslandsstudios betreibt er federführend, davon das 
Auslandsstudio in Washington gemeinsam mit dem WDR. Die vormaligen 
Zuständigkeiten für die Auslandsstudios in Brüssel, Neu-Delhi und New 
York wurden durch Kooperationen mit dem (neuen) Federführer ersetzt. 
Neben einer finanziellen Beteiligung auf pauschaler Basis hat der NDR 
jeweils das Auswahlrecht für einen Korrespondenten, für die Studios in 
Brüssel und New York jeweils mit dem Schwerpunkt Audio. 
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24.4.2 Kostenverrechnung ab dem 01.01.2025 nicht sachgerecht 
 
Eine Kostenverrechnung findet ab dem 01.01.2025 für die Auslandsstu
dios grundsätzlich nicht mehr statt. Die federführende Rundfunkanstalt 
trägt alle Kosten allein. In den Kooperationsvereinbarungen ist eine Betei
ligung in Form von Pauschbeträgen für die gesamte Beitragsperiode vor
gesehen. Die Grundlage für die Verteilung der finanziellen Belastung bilde
ten die Ist-Kosten der einzelnen Rundfunkanstalten für Auslandsstudios 
unter Einbeziehung der GSEA Hörfunk für das Jahr 2022. Das zukünftige 
Finanzierungsvolumen wurde mit einer Steigerungsrate von 2,25 % jähr
lich hochgerechnet. Für alle ARD-Anstalten und Deutschlandradio wurde 
so für die Beitragsperiode 2025 bis 2028 ein jährlicher Gesamtaufwand 
von durchschnittlich 90 Mio. € für den Betrieb der Auslandsstudios prog
nostiziert. Auf den NDR entfällt hiervon ein durchschnittlicher Anteil von 
19 Mio. € bzw. 21 % pro Jahr. Die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
soll im dritten Jahr der Beitragsperiode überprüft werden. 
 
Die Rechnungshöfe halten diese Kostenverteilung nicht für angemessen. 
Der Anteil von 21 % an den Gesamtkosten liegt deutlich über dem Anteil 
des NDR am Fernsehvertragsschlüssel1 von 17,45 %. Würde dieser 
Schlüssel zugrunde gelegt, läge der Anteil des NDR für die Auslands-
studios lediglich bei durchschnittlich 15 Mio. € jährlich. 
 
Erschwerend kommt hinzu, dass der NDR im bisherigen System nicht alle 
Aufwendungen seiner Auslandsstudios auch als solche auswies. Durch die 
Fortschreibung seiner zu gering ausgewiesenen Aufwendungen zahlt der 
NDR auch in Zukunft zu viel. 
 
Die Rechnungshöfe forderten den NDR daher auf, sich für eine sach-
gerechte Verteilung der durch die Auslandsstudios verursachten Aufwen
dungen einzusetzen. Da der Fernsehvertragsschlüssel auf dem Beitrags
aufkommen basiert, könnte dieser auch einen zutreffenden Verteilungs-
schlüssel für die Aufwendungen der Auslandsstudios bilden. 
 
Der NDR teilte hierzu mit, dass im Fokus der Neuregelung in erster Linie 
die Beteiligung aller Landesrundfunkanstalten und des Deutschlandradios 
im bisherigen finanziellen Umfang gestanden habe. 
 
Die Rechnungshöfe halten unabhängig davon eine fortlaufende jährliche 
Überprüfung der Kosten für notwendig. Nur so können eine gerechte Kos

 
1  Der Fernsehvertragsschlüssel ist in den KVR der ARD auf Grundlage des Anteils der Bei

tragseinnahmen vereinbart worden und legt den Anteil einer Rundfunkanstalt an Aufwen
dungen für GSEA der ARD fest. 
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tenverteilung und zeitnahe Anpassungen aufgrund aktueller Entwicklungen 
sichergestellt werden. 
 
Für eine sachgerechte Kostenverteilung sind zudem klare und einheitliche 
Regelungen und Begriffsbestimmungen für alle Fälle der Zusammenarbeit 
von Rundfunkanstalten nötig. Das bisherige Regelwerk der KVR ist dafür 
nicht geeignet, da es uneinheitlich, nicht stringent und in der Praxis zum 
Teil sehr arbeitsaufwendig ist. Die KVR sollten daher grundlegend über-
arbeitet werden. Die Rechnungshöfe forderten den NDR erneut auf, sich 
dafür einzusetzen, dass die KVR durch ein neues Regelwerk ersetzt wer
den, welches transparent, nachvollziehbar, sachgerecht und praktikabel 
umzusetzen ist. 
 
Der NDR teilte hierzu mit, dass die Anregungen der Rechnungshöfe regel-
mäßig in ARD-weite Arbeitsgruppen eingebracht würden. Hier komme es 
auch zu kleineren Anpassungen. Die KVR seien eine über die Jahre  
gewachsene Beschlusssammlung und kein in sich stimmiges Verrech
nungshandbuch. Verrechnungsmodalitäten würden auch von der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit in der ARD zum Zeitpunkt der Errichtung der 
GSEA und vom Willen, eine Federführerschaft zu übernehmen, beein
flusst. 
 
Die Rechnungshöfe halten es aus eben diesen vom NDR genannten 
Gründen für noch dringender, die KVR zu überarbeiten. Die Regelungen 
sollten sich nicht an den Befindlichkeiten einzelner Rundfunkanstalten aus
richten, sondern vielmehr eine transparente und sachgerechte Kostenver
rechnung sicherstellen. 
 

24.4.3 Fazit zur Neuregelung 
 
In der Neuregelung sehen die Rechnungshöfe nur eine begrenzte Verein
fachung und Vereinheitlichung. Folgende Punkte sind verbesserungs-
bedürftig: 
 
• Das Finanzierungssystem ist weiterhin unwirtschaftlich und nicht trans

parent: 
− Die finanzielle Beteiligung der einzelnen Rundfunkanstalten wurde 

auf Grundlage des bisherigen finanziellen Engagements fortge-
schrieben. Vorhandene Ungleichgewichte bleiben so auch für die 
Zukunft bestehen. 

− Es sind vergünstigte Sonderregelungen für Korrespondentenplätze 
kleiner Rundfunkanstalten geschaffen worden. 

− Die Höhe der Pauschalen in den Kooperationsvereinbarungen ist 
nicht nachvollziehbar. Zudem können sie erst nach Ablauf von 



236 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

4 Jahren verändert werden. Das schafft zwar einerseits Planungs
sicherheit, andererseits besteht das Risiko unerwarteter Kosten
veränderungen, die nicht ausgeglichen werden. 

 
• Alternativen sind nicht hinreichend untersucht worden: 

− Die Rechnungshöfe erkennen an, dass die Neuregelung nach pub
lizistischen Kriterien vorgenommen wurde. Doch auch wenn diese 
im Vordergrund standen, wäre eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
für die einzelnen Standorte angezeigt gewesen.  

− Die Rechnungshöfe vermissen überdies die wirtschaftliche 
Betrachtung von Alternativlösungen. Die ARD-Rundfunkanstalten 
untersuchten keine Modelle wie z. B. die Zusammenfassung aller 
Auslandsstudios zu einer Einheit, die durch eine Umlage nach 
Fernsehvertragsschlüssel von allen Rundfunkanstalten finanziert 
wird. 

 
• Die Organisation der Auslandsstudios ist immer noch deutlich zu kom

plex und nicht stringent crossmedial ausgerichtet: 
− Es gibt weiterhin ein Auslandsstudio1 mit nur einer Korrespon-

dentenstelle. Synergieeffekte durch eine Zusammenlegung mit 
größeren Auslandsstudios bleiben so ungenutzt. 

− Es werden weiterhin Korrespondenten mit Medienschwerpunkten 
entsendet, was dem Gedanken der Crossmedialität widerspricht. 

− Es existieren nach wie vor Auslandsstudios mit einer geteilten 
Federführung und Kooperationen. Hierdurch sind zusätzliche ver
tragliche Vereinbarungen und Verrechnungen notwendig. Dies 
stellt keine Vereinfachung gegenüber dem bisherigen System dar. 

 
Insgesamt halten die Rechnungshöfe eine zeitnahe Evaluation und Über
arbeitung der Neuregelung für erforderlich. Sie fordern den NDR auf, sich 
auf ARD-Ebene hierfür einzusetzen und hierbei auch Alternativlösungen 
zu untersuchen. 
 
Der NDR teilte dazu mit, dass eine Evaluierung bereits vorgesehen sei. 
Diese könne aber erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
 
Die Rechnungshöfe halten es für notwendig, eine erste Evaluation mög
lichst zeitnah nach Ablauf des ersten Jahres vorzunehmen, um Fehler im 
neuen System zu erkennen und weiteren Fehlentwicklungen frühzeitig 
vorzubeugen. 

  

 
1  Shanghai unter der Federführung des MDR. 
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